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50. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025

Beginn: 09:00 Uhr

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, guten Morgen! Ich 

eröffne die Sitzung und darf darauf hinweisen: Es ist 
unsere 50. Sitzung, und eine trennt uns noch von Weih-
nachten.

Aufruf vor Eintritt in die Tagesordnung: Ich darf 
darauf hinweisen, dass interfraktionell vereinbart worden 
ist, den Antrag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 
21/3306 in verbundener Beratung mit Tagesordnungs-
punkt 7 aufzusetzen. Außerdem sollen die gestern im 
Petitionsausschuss abgeschlossenen Sammelübersichten 
zu Petitionen auf den Drucksachen 21/3328 bis 21/3342 
als weiterer Zusatzpunkt ohne Debatte auf die Tagesord-
nung genommen werden. – Widerspruch sehe ich keinen; 
dann verfahren wir so. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, haben wir 
noch zwei Wahlen durchzuführen: Als Schriftführerin 
soll auf Vorschlag der Fraktion der SPD die Abgeordnete 
Kathrin Michel als Nachfolgerin für den Abgeordneten 
Dr. Christos Pantazis gewählt werden. Ich frage: Gibt es 
irgendeinen Einwand? – Das sehe ich nicht. Dann nehme 
ich Ihr Einverständnis an. Damit ist die Kollegin gewählt. 

In den Stiftungsrat der Deutschen Härtefallstiftung 
soll auf Vorschlag der Fraktion der CDU/CSU die Abge-
ordnete Vivian Tauschwitz als Nachfolgerin für die Ab-
geordnete Kerstin Vieregge für die Zeit ab Januar 2026 
gewählt werden. – Ich sehe, auch hier bewegt sich nichts, 
also allgemeine Zustimmung, kein Widerspruch. Damit 
ist die Kollegin gewählt. 

Beiden wünsche ich gutes Verrichten.

Der Abgeordnete Stephan Brandner hat fristgerecht 
Einspruch gegen den ihm in der 49. Sitzung erteilten 
Ordnungsruf eingelegt. Dem Einspruch wurde nicht ab-
geholfen. Der Einspruch wird als Unterrichtung verteilt.

Gemäß § 39 der Geschäftsordnung ist der Einspruch 
auf die heutige Tagesordnung zu setzen. 

Der Bundestag hat über den Einspruch ohne Ausspra-
che zu entscheiden. Die Entscheidung über den Ein-
spruch wird als Zusatzpunkt 11 nach dem Tagesord-
nungspunkt 10 – das ist nach jetzigem Stand gegen 
13:40 Uhr – aufgerufen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 7 sowie den Zusatz-
punkt 9 auf: 

7 Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Moder-
nisierung des Bundespolizeigesetzes 
Drucksache 21/3051
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Sport und Ehrenamt 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Clara 
Bünger, Anne-Mieke Bremer, Katrin Fey, weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion Die Linke 
Bundespolizei rechtsstaatlich modernisieren – 
Menschenrechte in Vollzugspraxis und Ausbil-
dung stärken
Drucksache 21/3306
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre Hilfe 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache und darf für die Bundes-
regierung dem Bundesminister des Innern, Alexander 
Dobrindt, das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Sehr geehrter Herr Präsident! Nachdem 
es heute in der Tat der vorletzte Sitzungstag vor der 
Weihnachtspause ist und damit voraussichtlich auch in 
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diesem Jahr meine letzte Rede hier ist, möchte ich als 
Allererstes mal ein herzliches Dankeschön sagen, ein 
Dankeschön an die Koalition, ein Dankeschön an die 
CDU/CSU-Fraktion und an die SPD-Fraktion dafür, 
dass wir in den vergangenen Monaten so viele innenpoli-
tische Themen, zum Teil sehr herausfordernde Themen, 
bearbeitet und bewegt haben. Nicht jedes Thema fällt 
jedem gleich leicht, nicht in der Unionsfraktion, nicht in 
der SPD-Fraktion, auch mir persönlich nicht. Aber wir 
haben in den vergangenen Monaten gemeinsam enorm 
viel erreicht, sowohl in der Sicherheitspolitik, in der Mi-
grationspolitik als auch im Bevölkerungsschutz.

Deswegen ein Dankeschön an all die Kollegen, die mit 
dabei waren: an die stellvertretenden Fraktionsvorsitzen-
den Günter Krings und Sonja Eichwede, an die Sprecher, 
Kollege Throm, Kollege Fiedler, natürlich an die Haus-
hälter, Herrn Willsch, Herrn Gerster, und an alle Kolle-
gen, die in der Innenpolitik mit tätig sind. Ich weiß sehr 
zu schätzen, dass wir bei diesen herausfordernden The-
men zusammenarbeiten. Und genau darum geht es in der 
Sicherheitspolitik, meine Damen und Herren: für die Si-
cherheit in Deutschland zusammenarbeiten. Und das tut 
diese Koalition. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir bringen heute die Novelle des Bundespolizeigeset-
zes in die parlamentarische Beratung. Das ist dringend 
erforderlich, weil es größtenteils aus dem Jahre 1994 
stammt. Meine Damen und Herren, auch damals gab es 
große Herausforderungen, aber sie sind in den vergange-
nen Jahrzehnten enorm gewachsen und haben sich mas-
siv gewandelt. Deswegen kann man nicht mit den Me-
thoden von 1994

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

unsere Polizei von heute ausstatten. 1994 gab es noch 
keine Cyberattacken, es gab noch keine Drohnengefahr. 
Deswegen ist diese Reform des Bundespolizeigesetzes 
dringend notwendig.

Meine Damen und Herren, das klingt alles furchtbar 
technisch; aber es geht nicht um die Technik allein, es 
geht an dieser Stelle um 55 000 Bundespolizistinnen und 
Bundespolizisten, die jeden Tag in Deutschland im Ein-
satz sind, die engagiert, die motiviert, die einsatzbereit 
sind, die unser Land schützen, sichern, stabilisieren, die 
Ordnung aufrechterhalten, das Zusammenleben mitorga-
nisieren. Deswegen möchte ich an dieser Stelle in aller 
Deutlichkeit sagen: Die Polizistinnen und Polizisten in 
Deutschland verdienen schlichtweg unser Vertrauen. 
Aus diesem Grund ändern wir auch das Bundespolizei-
gesetz: weil wir den Polizistinnen und Polizisten Ver-
trauen schenken und ihnen die notwendigen Einsatzmittel 
geben wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

– Es ist interessant, wer an dieser Stelle nicht klatscht.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir vertrauen nur Ihnen nicht! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hier sitzt meine Polizistin! Ich traue nur nicht 
immer Dobrindt!)

– Auch interessant, dass man sich bei so einem Satz 
gleich so aufregen muss.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Man kann auch um Beifall betteln!)

Sie haben in den vergangenen Debatten, wenn es um die 
Polizei, die Polizistinnen und Polizisten, deren Ausstat-
tung gegangen ist,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wirklich, wirklich! Ich schätze die Po-
lizei sehr! Haben Sie nichts anderes zu sagen?)

deren Ermittlungsmethoden gegangen ist, leider viel zu 
oft immer den Verdacht gegenüber unseren Polizistinnen 
und Polizisten in den Mittelpunkt gestellt.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oje! Sprechen Sie mal mit einer Poli-
zistin! Die sagt gleich was dazu!)

Als wir hier darüber gesprochen haben, dass wir den 
sogenannten Taser für unsere Polizistinnen und Polizisten 
einführen,

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
da haben Sie vor Polizeigewalt gewarnt,

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und von der Linken)

da haben Sie von Racial Profiling gesprochen und sons-
tige Unterstellungen gemacht, haben Kontrollquittungen 
eingefordert. Das haben Sie bei all diesen Debatten im-
mer gemacht. Deswegen sage ich Ihnen einfach: Uns geht 
es hier nicht um Polemik,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, gar nicht! – Jan Köstering [Die 
Linke]: Nein, überhaupt nicht!)

um Vorverurteilung, um Verdächtigungen. Was unsere 
Polizei verdient, ist Rückhalt statt Respektlosigkeit, ist 
Fairness statt Vorurteil und ist Vertrauen statt Verunsiche-
rung. Das ist der Unterschied zwischen unserer und Ihrer 
Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Künstlich konstruiert, 
Herr Dobrindt!)

– Nein, überhaupt nicht.
(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagen Sie mal was zu TOP 7! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Im Gegensatz zu Ihnen ist unsere Rednerin 
Polizistin!)

Diese Vorwürfe der Polizeigewalt haben Sie hier ständig 
immer wieder formuliert. Können Sie alles nachlesen. Sie 
haben es hier so formuliert.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kleine Strohpuppe aufgebaut, um in 
Fahrt zu kommen! – Zurufe von der Linken)

Ich sage Ihnen, für uns gibt es nur eine einzige Per-
spektive: Wir stehen auf der Seite der Polizistinnen und 
Polizisten, nicht auf der Seite der Kriminellen. Wir stehen 
auf der Seite der Opfer und nicht der Täter. Und wir 
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stehen auf der Seite des Vertrauens zu den Polizisten, 
nicht des Misstrauens. Das ist der Unterschied zwischen 
unserer und Ihrer Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Jan Köstering 
[Die Linke])

Wir stärken die Bundespolizei, indem wir ihr die not-
wendigen Befugnisse und die notwendigen Mittel an die 
Hand geben.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kommen Sie doch mal wieder runter! 
Zur Sache! – Gegenruf Dr. Anja Weisgerber 
[CDU/CSU]: Er redet die ganze Zeit zur Sa-
che! – Gegenruf der Abg. Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Er musste 
sich nur in Wallung reden, glaube ich! Hatte 
zu wenig Applaus!)

Wir schaffen umfassende Sicherheitszonen am Bahnhof, 
damit sich Bürgerinnen und Bürger auch weiterhin an den 
Bahnhöfen sicher fühlen können.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Wir sorgen dafür, dass Waffen- und Messerverbotszonen 
durchgesetzt werden und verdachtsunabhängige Kontrol-
len durchgeführt werden können. Wir schaffen die Re-
gelungen dafür, dass Haft für vollziehbar ausreisepflich-
tige Personen im Zuständigkeitsbereich der 
Bundespolizei umgesetzt werden kann. All das machen 
wir.

Wir sorgen dafür, dass hochauflösende Videokameras 
an Bahnhöfen eingesetzt werden.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Das ist keine Si-
cherheit!)

Ich habe mir vor Kurzem ein eigenes Bild verschafft, wie 
das am Münchner Hauptbahnhof funktioniert. Und ich 
kann Ihnen sagen: Seitdem wir diese Kameraüber-
wachungen dort durchführen, hat sich die Anzahl der 
Ermittlungen von Tatverdächtigen verdreifacht. Deswe-
gen dehnen wir auch die Videoüberwachungen an den 
Bahnhöfen in Deutschland aus. Das schafft Vertrauen 
und Sicherheit für unsere Bevölkerung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und von der Linken)

Wir haben hier jahrelang darüber gesprochen, dass wir 
die Quellen-TKÜ einführen wollen. Ja, ein zentraler Be-
standteil dieses Gesetzes ist jetzt die Telekommunikati-
onsüberwachung – ein präzises und punktgenaues Prä-
ventionsinstrument. Lange Zeit ist auch darüber 
gestritten worden. Aber, meine Damen und Herren, wer 
in einer modernen Welt Sicherheit will, der darf nicht mit 
Werkzeugen der Vergangenheit operieren. Deswegen 
geht es uns auch darum: Geben Sie der Polizei schlicht-
weg die notwendigen Einsatzmöglichkeiten, die sie 
braucht, um die Sicherheit zu garantieren! – Wir tun 
genau das mit diesem neuen Bundespolizeigesetz.

Wir stärken das Vertrauen in den Staat. Wir stärken das 
Vertrauen in den Staat, wenn es auf die Probe gestellt 
wird durch Terror, durch Anschlagsgefahr, durch Sabota-

ge, durch Spionage und durch hybride Bedrohungen. Ge-
nau diese hybriden Bedrohungen sind der Erosionstreiber 
des Staatsvertrauens. Dem setzen wir etwas entgegen, 
nämlich einen Staat, der handelt, wenn es notwendig ist, 
einen Staat, der Opfer schützt und nicht die Täter und der 
darauf setzt, dass Sicherheit nicht das Gegenteil von Frei-
heit ist, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Minister.

Alexander Dobrindt, Bundesminister des Innern:
– sondern eine Grundvoraussetzung. Und die schaffen 

wir.
Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Markus Matzerath das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Markus Matzerath (AfD):
Herr Präsident! Herr Dobrindt!

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Minister!)
Ich habe gerade wieder gestaunt. Bei Ihrer Fürsor-
gepflicht unseren Kollegen gegenüber wäre es vielleicht 
sinnvoll, auch mal den Tarifabschluss von diesem Jahr zu 
übernehmen, damit die Kollegen ein bisschen mehr Geld 
in der Tasche haben.

Also: Eine Neufassung des Bundespolizeigesetzes er-
achten wir grundsätzlich für sinnvoll. Als einzig rele-
vante patriotische Partei setzen wir uns natürlich für zeit-
gemäße Befugnisse für unsere Grenzschutzpolizei ein.

(Lachen der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Für Russland! Patriotisch für Russ-
land! – Steffen Bilger [CDU/CSU]: Patriotisch 
ist da gar nichts bei Ihnen! – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Genau! Abwech-
selnd für Russland, für MAGA! Man weiß es 
nicht genau!)

Das befürworte ich nicht nur als Bundespolizist, Bürger 
und Familienvater, sondern als jemand, der selbst von 
einem zum Teil sehr übergriffigen Staat aufgrund des 
Einsatzes für mein Land betroffen ist. Die Bundespolizei 
ist aber neben Bahn-, Luft- und See- vor allem die Polizei 
des Grenzschutzes und muss daher gut aufgestellt sein.

(Beifall bei der AfD)
Der Gesetzentwurf enthält auch positive Neuerungen. 

Wenn es etwa um die Abwehr von Drohnen geht, dann ist 
es richtig, dass dazu jetzt neue Regeln und Befugnisse 
vorgeschlagen werden. Ein weiteres Beispiel: Dass die 
Bundespolizei nach § 71 Absatz 3a Aufenthaltsgesetz 
Haft oder Ausreisegewahrsam beantragen darf, ist richtig 
und wichtig. Die Voraussetzungen sind aber viel zu 
streng.
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Einige Regelungen sind aber nicht nachvollziehbar. 
Etwa ist die Abfrage von Verkehrsdaten nicht grundsätz-
lich zur Verhinderung von strafbaren Schleusungen zu-
lässig, sondern nur bei lebensgefährdenden Schleusun-
gen. Das kann so nicht richtig sein.

(Beifall bei der AfD)

Ob man die Deutschen nicht grundsätzlich vor allen ille-
gal eingeschleusten Personen schützen will oder ob nur 
wie im Fall des § 36 Absatz 5 geschludert wurde, wo ein 
Satz in Ihrem Gesetzentwurf doppelt vorkommt, weiß ich 
nicht. In der von der Bundestagsverwaltung lektorierten 
Fassung ist der Fehler jedenfalls behoben worden. Danke 
dafür! Ich würde Ihnen, Herr Dobrindt, daher empfehlen, 
die Mitarbeiter der Genderabteilung, die auf Steuerzah-
lerkosten zu komischen Paraden pilgern, abzuziehen und 
lieber fürs Lektorat abzustellen.

(Beifall bei der AfD)

Lesen wir weiter: In § 23 Absatz 3 – –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der SPD-Fraktion zulassen?

Markus Matzerath (AfD):
Nein, im Moment nicht. Danke. – Lesen wir weiter: In 

§ 23 Absatz 3 will die Bundesregierung beschließen las-
sen, dass in sogenannten Waffenverbotszonen anlasslos 
die Sachen von Personen durchsucht werden dürfen. Man 
kann das aus freiheitlicher Perspektive kritisieren; aber 
die meisten Bürger wird es ohnehin nicht betreffen.

Festzuhalten ist aber doch Folgendes: Die selbst-
geschaffenen, freiwillig importierten Probleme will die 
Koalition nun mit hartem Durchgreifen und immer 
mehr Kontrollen irgendwie in den Griff bekommen.

(Zuruf von der Linken)

Selbst wenn das kurzfristig erforderlich ist: Mittelfristig 
ist das der falsche Weg. Das wird auch nicht klappen, 
Herr Dobrindt!

Was ich im Gesetzentwurf nicht finden konnte, ist die 
Pflicht zur Ausstellung sogenannter Kontrollquittungen. 
Diese Quittungen sind eigentlich nur für die steuergeld-
finanzierten sogenannten NGOs, also die Migrations-
industrie, interessant und daher von Linksextremisten 
sehnlichst gewünscht.

(Rasha Nasr [SPD]: Gott sei Dank sind Sie 
nicht Polizist! Gott sei Dank!)

Die Migrationsindustrie ist übrigens die einzige Indus-
trie, die die Altparteien nicht zerstören, sondern aufbau-
en; aber das nur am Rande.

(Beifall bei der AfD)

Solche sinnlosen Kontrollquittungen kosten übrigens 
durch die ganze Technik, Bürokratie usw. in Bremen, 
wo sie eingeführt wurden, rund 6 500 Euro – pro Quit-
tung! Also dass Sie diesen Unsinn wegverhandelt haben, 
Herr Dobrindt, möchte ich aufrichtig loben. Danke 
schön!

Schauen wir weiter: § 76. Demnach darf nicht ein-
gestellt werden, wer Zweifel am „jederzeitigen Eintreten 
für die freiheitliche demokratische Grundordnung“ of-
fenlässt. Dazu soll man dann etwa sein Twitterprofil zur 
Prüfung vorlegen. Lassen Sie uns das an einem Beispiel 
konkret machen: Wenn sich nun etwa ein gewisser Herr 
Felix Banaszak bei Ihnen bewerben würde, Herr 
Dobrindt, was machen Sie dann? Das Twitterprofil kann 
ich Ihnen nennen. Da steht etwa, Deutschlands Existenz 
sei „nicht legitim“. Da bejubelt Herr Banaszak eine 
Lenin-Büste. Da lässt sich Herr Banaszak mit Hammer 
und Sichel ablichten, dem Symbol von Stalin, den Säu-
berungen und dem großen Terror.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Sie verwechseln da 
etwas! – Zuruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Könnte so jemand bei Ihrer neuen Sicherheitsprüfung 
bestehen? Aus unserer Sicht dürfte das nicht sein.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Kurzintervention darf ich dem Abgeordneten 

Wiese das Wort erteilen.

Dirk Wiese (SPD):
Sehr geehrter Kollege Matzerath, erst einmal finde ich 

es sehr schade, dass Sie keine Zwischenfragen von der 
SPD-Fraktion zulassen.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Machen Sie doch 
auch nicht!)

Das finde ich sehr bedauerlich. Was ich allerdings begrü-
ße, ist, dass Sie gesagt haben, dass diese Reform des 
Bundespolizeigesetzes klare Antworten auf die Bedro-
hungslage insbesondere durch Drohnen findet, wofür 
wir die gesetzlichen Grundlagen anpassen, und dass die 
Modernisierung des Bundespolizeigesetzes wichtig ist.

Jetzt möchte ich Ihnen folgende Frage stellen bzw. Sie 
mit folgendem Sachverhalt konfrontieren: Ihr Parteivor-
sitzender Chrupalla hat letztens hier im Bundestag – im 
Protokoll nachzulesen – reingerufen, es gebe keine Be-
drohungslage zu Drohnen, es gebe keine Drohnenüber-
flüge in Deutschland.

(Tino Chrupalla [AfD]: Aus Russland! Russi-
sche Drohnen, Herr Wiese!)

Das sei alles Quatsch. Darum würde ich Sie jetzt fragen: 
Wie schätzen Sie das ein? Wie bewerten Sie das?

Bevor Sie antworten, möchte ich Ihnen noch einen 
Hinweis geben. Der Letzte, der bei Ihnen in der Fraktion 
dem vermeintlichen Parteivorsitzenden Björn Höcke wi-
dersprochen hat, ist mit einem Ordnungsruf aus Ihrer 
Fraktion belegt worden.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Redeverbot!)

Das heißt: Meinungsfreiheit findet in der AfD nicht statt.

(Zuruf von der AfD: Welcher Quatsch!)
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Es findet Zensur statt. Darum: Bevor Sie antworten, über-
legen Sie es sich gut – nicht dass Herr Chrupalla Ihnen 
noch einen Ordnungsruf erteilt, weil Meinungsfreiheit in 
der AfD nicht gegeben ist.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der Linken – Martin Hess 
[AfD]: Dieses Ausmaß an Arroganz und Über-
heblichkeit spottet jeglicher Beschreibung!)

Markus Matzerath (AfD):
Danke schön. – Schauen Sie mal! Meine Eltern sagten 

immer: Bevor ich jemanden kritisiere, sollte ich mir an 
die eigene Nase packen.

(Zurufe von der SPD und der Linken)

Ich habe gestern hier gesessen wegen der Chatkontrollen 
und mir die Frage gestellt: Was machen Sie eigentlich mit 
Ihrem Kollegen Edathy, der immer noch Mitglied Ihrer 
Partei ist? – Ja, Sie zucken nur mit der Schulter. Aber was 
machen Sie mit dem? Das stelle ich mal in den Raum.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Kinderschänder!)

Also von daher: Immer erst mal in den Spiegel schauen 
und selber an die Nase packen.

Danke schön.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU]: Das ist doch keine 
Antwort auf die Frage! – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Habe ich nicht verstanden, was das da-
mit zu tun hat! – Gegenruf des Abg. Tino 
Chrupalla [AfD]: Wie wollen Sie denn das be-
urteilen? Gucken Sie auf Ihren Zettel, und 
seien Sie einfach leise! Meine Fresse!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Sonja Eichwede das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Bundes-

innenminister Dobrindt! Sehr geehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Die sicherheitspolitischen Herausforderungen 
unseres Landes haben sich in den letzten Jahren grund-
legend verändert. Kriminalität verlagert sich, neue Be-
drohungen sind hinzugetreten. Genau darauf müssen 
wir gemeinsam, auch in diesem Haus, reagieren, und 
das tun wir mit der Reform des Bundespolizeigesetzes.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Denn es ist unsere Aufgabe, die rechtlichen Grundlagen 
für unsere Sicherheitsbehörden zu schaffen bzw. an die 
veränderte Lage anzupassen und unsere Bevölkerung da-
durch wirksam zu schützen.

Die Bundespolizei muss Gefahren abwehren. Sie muss 
auf Gefahren reagieren können. Von daher liegt es in der 
Natur in der Sache, dass wir dieses Gesetz endlich wieder 
anpacken. Dazu gehört insbesondere, dass wir die Befug-
nisse und Kompetenzen bei unbemannten Drohnen, die 

inzwischen oft von fremden Mächten gesteuert werden 
und der Ausspähung unserer Infrastruktur dienen, was 
uns erheblichen Risiken aussetzt, stärken.

Hinzu kommt, dass die Bundespolizei in den vergan-
genen Jahren immer intensiver gegen Schleuserkrimi-
nalität und Menschenhandel vorgehen muss. Auch hier 
braucht sie angemessene moderne und rechtssichere Be-
fugnisse. Denn das Bundespolizeigesetz wurde – der Mi-
nister hat es erwähnt – zuletzt im Jahre 1994 grundlegend 
reformiert. Zum Vergleich: Das ist das Jahr, in dem ich 
eingeschult worden bin. Heute sitze ich hier und darf die 
Bevölkerung vertreten. Es ist wichtig, dass wir endlich 
neue Grundlagen für die Bundespolizei schaffen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Mit dieser überfälligen Novellierung des Gesetzes 

werden wir die Bundespolizei effektiver aufstellen und 
zu einer effektiven Kriminalitätsbekämpfung beitragen. 
Wir werden den Gesetzentwurf selbstverständlich im 
Bundestag beraten. Wir werden uns die Befugnisse ver-
antwortungsvoll und genau anschauen und das Gesetz 
dann schnell verabschieden, damit wir die Sicherheit in 
unserem Land auch schnell weiter gewährleisten können.

Dazu zählen insbesondere – mit Blick auf moderne 
Kommunikationsformen – technische Möglichkeiten 
zur Früherkennung, zur Gefahrenabwehr, um besser rea-
gieren zu können, und zur Verfolgung organisierter 
Schleuserbanden. Wir werden die Befugnisse zur Droh-
nenabwehr ausweiten, damit gut auf Gefahren reagiert 
werden kann. Ergänzend dazu werden wir heute Nach-
mittag auch eine Änderung im Luftsicherheitsgesetz be-
raten, um die Unterstützungsmöglichkeiten der Bundes-
wehr bei der Drohnenabwehr im Wege der Amtshilfe 
auszubauen, sodass wir den Ländern helfen können.

All das bettet sich in eine Gesamtstrategie ein. Denn 
gestern wurde das Gemeinsame Drohnenabwehrzentrum 
von Bund und Ländern in Berlin eröffnet. Es ist in diesen 
Zeiten auch sehr wichtig, Kompetenzen zu bündeln, da-
mit wir auf neue Gefahren gemeinsam und mit allen 
Sicherheitsbehörden gut reagieren können. Genau das 
machen wir in dieser Koalition, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Es ist mir wichtig, an dieser Stelle auch noch mal zu 

betonen, für wen wir das machen. Wir machen das für die 
Gefahrenabwehr, und wir machen das für die deutsche 
Bevölkerung. Verbinden möchte ich das mit einem 
großen Dank an die Bundespolizistinnen und Bundes-
polizisten, die jeden Tag Großartiges für die Sicherheit 
unseres Landes leisten: an Flughäfen, an Bahnhöfen und 
darüber hinaus an vielen Orten.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Sonja Eichwede (SPD):
Herzlichen Dank für all die Tätigkeiten, die Sie für die 

Sicherheit unseres Landes leisten!
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Dr. Irene Mihalic 

das Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Minister! Liebe 

Kolleginnen! Liebe Kollegen! Kurz vor Weihnachten 
bringt die Koalition noch mehrere sicherheitsrelevante 
Gesetze in den Deutschen Bundestag ein. Heute Nach-
mittag sprechen wir noch über eine Änderung des Luft-
sicherheitsgesetzes. Das ist erst einmal gut, aber leider 
nur auf den ersten Blick.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So ist das!)

Denn das, was hier vorgelegt wird, ist zu wenig, und das 
ist enttäuschend, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dabei ist schon klar, dass das Bundespolizeigesetz 

nach über 30 Jahren grundlegend überarbeitet werden 
muss. Es hat ja, glaube ich, schon drei Wahlperioden 
und drei Anläufe gebraucht, bis es jetzt wieder so weit 
ist. Aber wir leben in wirklich herausfordernden sicher-
heitspolitischen Zeiten, und da braucht es Sorgfalt bei der 
Gesetzgebung, aber es braucht auch Mut. Es braucht Mut, 
grundlegende Fragen anzugehen, und auch den Mut, Zu-
ständigkeiten, auch gegen Widerstände, klar zu regeln. 
Doch stattdessen werden alte Unionsrezepte neu auf-
gekocht. Da haben Sie sich, Herr Minister, ja eben auch 
ganz schön in Rage geredet, aber leider keine neue Idee 
präsentiert. So schafft man keine echte Sicherheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und dass Sie mir als Polizeibeamtin ernsthaft unterstel-
len, ich würde der Polizei misstrauen, das ist schon aber-
witzig, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Hess [AfD]: Da hat er die Realität be-
schrieben, Frau Kollegin!)

Besonders ärgerlich ist aber auch, dass bürgerrecht-
liche Errungenschaften aus früheren Gesetzentwürfen 
einfach komplett gestrichen wurden. Ein Beispiel sind 
die sogenannten Kontrollquittungen. Sie hätten polizei-
liches Handeln transparent gemacht und Diskriminierun-
gen vorgebeugt. Für staatliches Handeln eigentlich eine 
Selbstverständlichkeit. Und ganz ehrlich: Selbst beim 
Bäcker bekomme ich für zwei Brötchen eine Quittung.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Das ist ja 
ein Vergleich, der hinkt! – Widerspruch bei 
Abgeordneten der CDU/CSU)

Warum nicht auch bei einer Polizeikontrolle? Wo ist da 
eigentlich das Problem?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Auch Bodycams, meine Damen und Herren, könnten 
sinnvoller eingesetzt werden. Sie sollten immer dann ein-
geschaltet werden, wenn unmittelbarer Zwang angewen-
det wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken)

Jeden Tag, Herr Dobrindt – dazu haben Sie eben leider 
nichts gesagt –, werden Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamte angegriffen. Die Polizisten, die uns jeden Tag 
schützen, haben auch unseren Schutz verdient, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Bodycam schützt Bürgerinnen und Bürger, aber sie 
schützt eben auch die Polizei. Nutzen Sie dieses Instru-
ment effektiv!

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Statt mehr Sicherheit gibt es leider weniger, und bür-
gerrechtlich wichtige Regeln wie die sogenannte Errich-
tungsanordnung werden ausgehebelt. Das betrifft jetzt 
vor allen Dingen automatisierte Dateisysteme. Aber 
eine solche Errichtungsanordnung, auch wenn es kom-
pliziert klingt, schützt Grundrechte und verhindert teuren 
Nachbesserungsbedarf bei IT-Systemen. Diese wichtige 
Vorabkontrolle soll jetzt komplett entfallen. Da frage ich 
Sie: Welchen Sicherheitsgewinn soll das bitte bringen, 
meine Damen und Herren?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ähnlich problematisch ist der Umgang mit den Flug-

gastdaten. Künftig sollen pauschal alle Passagierdaten 
von Flügen aus Drittstaaten an die Bundespolizei über-
mittelt werden – ohne jeden Anlass, ohne jeden Verdacht. 
Das betrifft Tausende ganz normale Urlaubsreisen. Das 
ist nicht maßvoll. Das ist auch nicht sinnvoll. Wie wollen 
Sie denn die Nadel finden, wenn Sie den Heuhaufen 
immer größer machen, meine Damen und Herren? So 
wird es nicht funktionieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf von der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, hören 
Sie doch einmal auf die Polizei selbst. Der Bund Deut-
scher Kriminalbeamter spricht sich klar für eine Kenn-
zeichnungspflicht bei der Bundespolizei aus.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Hört! Hört!)

Das ist kein Misstrauen gegenüber der Polizei. Ganz im 
Gegenteil: Gerade in unsicheren Zeiten stärkt diese Maß-
nahme das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in un-
sere Polizei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Martin 
Hess [AfD]: Das ist absolut lächerlich!)

Der Bund Deutscher Kriminalbeamter fordert außer-
dem, das Zuständigkeitschaos endlich zu beenden, und 
ist dabei mit uns auf einer Linie. Denn heute ist es so: 
Ein Taschendiebstahl am Bahnhof fällt erst einmal in die 
Zuständigkeit der Bundespolizei. Kommt es dabei zu Ge-
walt, also wird aus dem Diebstahl ein Raub, dann ist die 
Landespolizei zuständig. Das versteht niemand, meine 
Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Die Bundespolizei muss grundsätzlich für Straftaten an 
Bahnhöfen und Flughäfen zuständig sein, egal ob es sich 
um Vergehen oder Verbrechen handelt. Das schafft Klar-
heit und am Ende mehr Sicherheit für alle.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Aber genau vor solchen grundlegenden Fragen, Herr Mi-
nister, schrecken Sie zurück.

Auch beim Thema Drohnenabwehr zeigt sich immer 
das gleiche wiederkehrende Muster: große Worte, aber 
eben kein klarer Schritt.

(Widerspruch des Bundesministers Alexander 
Dobrindt [CDU/CSU])

Gestern haben Sie das Drohnenabwehrzentrum ein-
geweiht. Das war bestimmt ein ganz toller Moment für 
Sie. Aber statt einheitliche Zuständigkeiten zu schaffen, 
entsteht neues Chaos.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dabei wäre es wirklich dringend notwendig, der Bundes-
polizei eine klare gesetzliche Grundlage für den Umgang 
mit Drohnen zu geben. Angesichts der realen Bedrohung 
ist Ihre Unentschlossenheit, Herr Minister, wirklich ver-
antwortungslos.

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Koalition, Sie 
haben jetzt noch die Chance, dieses Gesetz im parlamen-
tarischen Verfahren wirklich zu verbessern. Wenn Sie 
dabei für einen echten Sicherheitsgewinn sorgen, ohne 
unnötigerweise Bürgerrechte abzubauen, dann haben 
Sie uns an Ihrer Seite.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Clara Bünger das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Herr Dobrindt, der Chef vom Dienst 
des Außenpolitikressorts der „Süddeutschen Zeitung“ 
schrieb in der letzten Woche über Sie, Sie seien ein Mi-
nister „ohne Moral“ und das C im Namen Ihrer Partei 
stehe inzwischen „für chauvinistisch statt christlich“.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijei!)
Wenn man in Ihren Gesetzentwurf zum Bundespolizei-

gesetz schaut, dann ist klar: Es spricht einiges für dieses 
Urteil.

(Beifall bei der Linken – Zuruf des Abg. Jens 
Spahn [CDU/CSU])

Es geht hier, anders als Sie behaupten, nicht um Moder-
nisierung oder um ein technisches Update. Der Gesetz-
entwurf bedeutet einen Schritt in Richtung Autoritaris-
mus und Überwachungsstaat.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Sagt die SED- 
Nachfolgepartei! Sehr passend!)

Zwar sprechen Sie in Ihrem Entwurf von Modernisie-
rung. Damit verbinden die meisten Menschen in Deutsch-
land auch etwas Positives. Aber Ihr Entwurf ist das Ge-
genteil: ein massiver Ausbau staatlicher Macht bei 
gleichzeitiger Schwächung der Grundrechte. Das hat 
mit Sicherheit und Modernisierung nichts zu tun.

(Beifall bei der Linken)
Die Bundespolizei darf künftig nahezu beliebig entschei-
den, wen sie kontrolliert und wen nicht: ohne konkreten 
Verdacht, ohne objektive Kriterien. Racial Profiling wird 
damit weiter legitimiert. Wer nicht ins Stadtbild passt, 
wird noch häufiger kontrolliert werden.

Aber Ihr Gesetz endet nicht bei der Kontrolle. Die 
Bundespolizei soll jetzt auch selbst Abschiebehaftverfah-
ren einleiten können – ganz nach dem Vorbild von 
Trump, unter dessen Regierung ICE-Beamte Menschen 
direkt aus Zügen und Bahnhöfen in Abschiebehaft ver-
schleppen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ach herrjemine! 
Vergleichen Sie jetzt die Bundespolizei mit 
Maskierten?)

Solche Zustände wie in den USA dürfen wir in Deutsch-
land niemals zulassen.

(Beifall bei der Linken – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Die einzige Zeit, wo wir solche Zu-
stände hatten, war, als Ihre Partei regiert hat!)

Sehr geehrte Damen und Herren, statt eines massiven 
Ausbaus von Befugnissen bräuchte der Gesetzentwurf 
mehr Mechanismen zur Kontrolle polizeilichen Han-
delns.

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach Gott!)
Nach dem Gesetzentwurf soll auch in Zukunft keine Ver-
pflichtung bestehen, Bodycams in bestimmten Situatio-
nen einzuschalten. Die Polizei entscheidet also weiterhin 
selbst, wann gefilmt wird und wann nicht. Dabei würde es 
dabei helfen, Fälle von Polizeigewalt wie zum Beispiel in 
Bochum, wo einem zwölfjährigen gehörlosen Mädchen 
von Polizeibeamten in die Brust geschossen wurde, auf-
zuklären, wenn es eine Verpflichtung zum Anschalten bei 
der Anwendung von unmittelbarem Zwang gäbe. Das 
wäre sehr, sehr wichtig.

(Beifall bei der Linken)
Sie sagten hier, Herr Dobrindt, Sie stehen immer auf 

der Seite der Polizei. Ich würde mir wünschen, dass ein 
Innenminister immer auf der Seite des Rechtsstaats steht.

(Beifall bei der Linken)
Denn solche Vorfälle wie in Bochum dürfen nicht passie-
ren, solche Vorfälle müssen verhindert werden. Das geht 
aber nur, wenn es eine Überprüfung von Polizeiarbeit 
gibt. Das fordere nicht nur ich. Das fordern zahlreiche 
Verbände und beispielsweise auch Amnesty Internatio-
nal.

Herr Dobrindt, Ihr Gesetzentwurf bringt keine Moder-
nisierung, und er trifft auch nicht die Gefährder. Er trifft 
marginalisierte Menschen, politisch Aktive, Geflüchtete 
und die gesamte Bevölkerung im digitalen Raum.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Josef Oster das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Josef Oster (CDU/CSU):
Verehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und 

Kollegen! Unsere Bundespolizei ist eine tragende Säule 
in der Sicherheitsarchitektur unseres Landes. Wir haben 
eine starke Bundespolizei in Deutschland, gut ausgebil-
det und vor allen Dingen auch hochmotiviert. Deshalb 
bin ich allen 55 000 Polizistinnen und Polizisten in unse-
rem Land ausgesprochen dankbar für das, was sie für 
unser Land leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Mit dem Haushalt 2026 haben wir dafür gesorgt, dass 
unsere Bundespolizei noch besser ausgestattet wird. Das 
ist Ausdruck einer neuen Sicherheitspolitik für Deutsch-
land.

Heute gehen wir einen Schritt weiter: Wir statten un-
sere Bundespolizei mit zeitgemäßen Befugnissen aus. 
Unsere Bundespolizei kann mehr, als sie im Moment 
darf. Diese Lücke zwischen Fähigkeiten und Befugnissen 
machen wir mit diesem Gesetz ein Stück kleiner.

(Beifall des Abg. Daniel Baldy [SPD])

Vor allem aber machen wir die Lücke zwischen den tech-
nischen Möglichkeiten der Kriminellen und den Befug-
nissen unserer Polizei kleiner. Wir müssen technologi-
sche Entwicklungen nachvollziehen, und wir verringern 
damit auch ein Stück weit den Frustfaktor bei unseren 
Polizistinnen und Polizisten, der entsteht, wenn sie sehen, 
welche Möglichkeiten die Kriminellen haben und welche 
Einschränkungen die Polizei berücksichtigen muss.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine Damen, meine Herren, bevor ich auf die Ände-
rungen konkret eingehe, will ich zunächst noch einmal 
das erwähnen – das ist ungewöhnlich, aber das muss man 
hier erwähnen –, was nicht in diesem Gesetzentwurf 
steht. Es steht eben nicht mehr drin, dass die Polizei ver-
pflichtet wird, Kontrollquittungen auszustellen. Es steht 
nicht mehr drin, dass eine Kennzeichenpflicht für alle 
eingeführt wird.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es klingt banal, dass ich hier nenne, was nicht mehr drin-
steht. Aber das ist Ausdruck eines grundlegenden Wan-
dels in der deutschen Innenpolitik, meine sehr geehrten 
Damen und Herren: Wir vertrauen unseren Polizistinnen 
und Polizisten, und wir misstrauen ihnen nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wer noch einen Beleg dafür gebraucht hat, dass es 
insbesondere die Grünen sind, die dieses Misstrauen in 
den vergangenen Jahren gelebt haben, der findet ihn in 
der Rede der Kollegin Mihalic gerade.

(Sonja Lemke [Die Linke]: „Demokratische 
Kontrolle“ nennt sich das! – Dr. Irene Mihalic 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Haben Sie 
mir zugehört? – Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Arbeiten Sie sich doch nicht 
immer an uns ab! Kümmern Sie sich um die 
Sicherheit in diesem Land!)

Die Kontrollquittung der Polizei mit einer Quittung beim 
Bäcker zu vergleichen, das ist respektlos den Bäckern 
gegenüber, und es ist vor allen Dingen respektlos unserer 
Polizei gegenüber.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zurufe der Abg. Dr. Jan- 
Niclas Gesenhues [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN], Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und Sonja Lemke [Die Linke])

Dass Die Linke immer eher die Polizei als die Täter als 
das Problem betrachtet, das ist nichts Neues; daran haben 
wir uns schon gewöhnt.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Klar ist: Wir vertrauen den Sicherheitsbehörden in unse-
rem Land. Wir vertrauen unseren Polizistinnen und Po-
lizisten. Sie machen einen tollen Job für unser Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Was steht in diesem Gesetzentwurf? Wir führen die 
Quellen-TKÜ ein, wir führen verdachtsunabhängige 
Kontrollen in Waffenverbotszonen, mehr Videoüber-
wachung, Befugnisse zur Drohnenabwehr und ein 
schnelleres Handeln bei Abschiebehaft ein. All das sind 
wichtige Veränderungen und wichtige Verbesserungen 
für unsere Polizei.

Wir brauchen aber insbesondere mehr technische 
Möglichkeiten. Es geht zum Beispiel beim Schutz unse-
rer Grenzen auch darum, das üble Geschäft der Schleuser 
zu bekämpfen. Das ist ein abscheuliches Geschäfts-
modell, das wir so nicht weiter hinnehmen dürfen.

(Sonja Lemke [Die Linke]: Schaffen Sie doch 
mal legale Wege! – Zuruf des Abg. Dr. Fabian 
Fahl [Die Linke])

Deshalb ist das Thema der Quellen-TKÜ so bedeutend. 
Die Schleuser werden immer professioneller, immer digi-
taler, und mit der Quellen-TKÜ setzen wir dem jetzt ein 
zeitgemäßes Instrument entgegen. Wir zerschlagen damit 
Netzwerke und verhindern Menschenhandel. Unsere 
Grenzen werden damit ein Stück weit sicherer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir kümmern uns um die Sicherheit an unseren Flug-
häfen. Wir haben das Drohnenproblem in den letzten 
Monaten an verschiedenen Beispielen erfahren müssen. 
Es ist ein Sicherheitsrisiko, und wir müssen als Staat 
Handlungsfähigkeit beweisen. Dafür schaffen wir mit 
diesem Gesetz eine rechtliche Grundlage.
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Wir bringen die Bundespolizei auch in diesem Bereich 
technisch auf die Höhe der Zeit – es ist erwähnt worden –: 
Es ist vom Innenminister eine eigene Einheit dazu ge-
bildet worden. Gestern ist das Drohnenabwehrzentrum 
eingerichtet worden. Das ist ein klares Signal, dass wir 
auch auf neue Herausforderungen schnell reagieren. Das 
ist wichtig für unsere Polizistinnen und Polizisten, und es 
ist ein Zeichen dafür, dass unser Innenminister auf neue 
Herausforderungen schnell reagiert.

Unsere Polizisten machen einen guten Job. Aber – sehr 
geehrter Herr Minister, ich darf mir diese Bewertung 
erlauben – auch unser Innenminister macht einen guten 
Job.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Anja Weisgerber [CDU/ 
CSU]: Einen sehr guten Job macht er!)

Ich könnte hier jetzt viele weitere Beispiele erwähnen. 
Sie können das im Gesetz nachlesen.

Meine Damen, meine Herren, das aktuelle Bundespoli-
zeigesetz – es ist mehrfach erwähnt worden – ist über 
30 Jahre alt. Die nächste Überarbeitung – das ist meine 
Überzeugung – wird natürlich nicht so lange auf sich war-
ten lassen können. Wir werden in Zukunft viel schneller 
technologische Entwicklungen nachvollziehen müssen. 
Die Themen „künstliche Intelligenz“, „automatische Ge-
sichtserkennung“, „effektives Rückkehrmanagement“, 
all das sind Beispiele, die deutlich machen, dass wir die 
Befugnisse unserer Polizei in Zukunft nach meiner Über-
zeugung im schnelleren Rhythmus überprüfen werden 
müssen.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Jetzt gilt aber erst mal: Wir machen eine starke Bun-

despolizei noch besser, und damit machen wir unser Land 
noch sicherer, meine lieben Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit.

Josef Oster (CDU/CSU):
Herr Präsident, ich komme zum Ende. – Zum Ende 

möchte ich es nicht versäumen, unseren Polizistinnen 
und Polizisten zu danken und Ihnen ein frohes, vor allem 
aber friedliches und ruhiges Weihnachtsfest zu wün-
schen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Christopher Drößler das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Christopher Drößler (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die 

Bundespolizei muss der veränderten Sicherheitslage 

Deutschlands entsprechend handeln können, und dies 
auf einer rechtlich festen Grundlage. Doch die Symptom-
doktorei alleine reicht nicht. Das zeigt sich abermals in 
diesem Gesetzentwurf zur Modernisierung des Bundes-
polizeigesetzes.

Das Problem dieser Regierung und der Staatsführung 
insgesamt ist Folgendes: Durch die offenen Grenzen ist 
Deutschland heute nicht mehr das Land, das es vor einem 
Jahrzehnt mal war. Die Statistik ist eindeutig: Der An-
stieg von Kriminalität und der Verlust gesellschaftlicher 
Sicherheit gehen maßgeblich auf Zuwanderung zurück.

(Beifall bei der AfD)

Und weil man nicht abschieben will und die Altpar-
teien zugleich auch noch Turboeinbürgerungen durch-
gesetzt haben, wird ein eingewandertes Problem zu ei-
nem permanenten Risiko.

(Zurufe der Abg. Clara Bünger [Die Linke] 
und Sonja Lemke [Die Linke])

So verändert sich auch das Verhältnis der Sicherheits-
behörden zu den Bürgern des Landes; es wird distanzier-
ter und angespannter.

Statistik und Erfahrung lehren die Beamten, dass sie 
bestimmten Personengruppen nun mal misstrauisch ge-
genübertreten müssen, wenn sie wirklich effektiv arbei-
ten wollen.

(Zuruf der Abg. Mayra Vriesema [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wenn allein Syrer statistisch zehnmal so kriminell sind 
wie Deutsche,

(Zuruf von der Linken: Sind sie aber nicht! – 
Gegenruf von der AfD: Natürlich!)

hat das auch Konsequenzen für die gesellschaftliche 
Wahrnehmung. So nimmt natürlich auch die staatliche 
Übergriffigkeit zu. Die multikulturelle Gesellschaft ist 
nun mal eine multikriminelle Gesellschaft und verlangt 
daher den Überwachungsstaat.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Sonja 
Lemke [Die Linke])

In diesem Sinne sind anlasslose Kontrollen oder die 
Erhebung personenbezogener Daten durch Bild- und 
Tonaufzeichnungen nur logische Schritte. Das ist die 
Konsequenz, wenn man das Projekt einer sogenannten 
offenen Gesellschaft

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

ohne Rücksicht auf die sozialen Stabilitätsfaktoren 
durchsetzt.

(Beifall bei der AfD)

Eines ist völlig klar: Kein Mensch wünscht sich die 
Massenüberwachung, die natürlich größtenteils rechts-
treue Bürger trifft und in ihren Rechten beschneidet. 
Wie schnell das nämlich ins Gegenteil umschlagen kann, 
demonstriert der Antrag der Linksfraktion.

(Zuruf von der Linken: Aha!)
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Hier wird die zweifelhafte Überwachungsidee genutzt, 
um die Arbeit der Bundespolizei grundsätzlich infrage 
zu stellen. Die Linke bleibt sich hierbei treu: Sie hassen 
weiterhin alle Sicherheitsbeamten dieses Staates,

(Clara Bünger [Die Linke]: Wo steht das? – 
Zuruf des Abg. Jan Köstering [Die Linke])

und sie würden am liebsten jedem ausländischen Krimi-
nellen Immunität gewähren; so viel wird selbst in diesem 
kurzen Antrag deutlich.

Die Linke will die Beamten der Bundespolizei noch 
weiter in ihrem Auftrag behindern. Natürlich geht es 
dabei nicht bloß um Misstrauen gegenüber der Polizei 
im Sinne von Sicherheitsstandards; es geht wie immer 
um den Umbau unserer Institutionen. So sollen die Bun-
despolizisten permanent überwacht und ideologischen 
Bewertungen ausgesetzt werden.

(Lachen bei Abgeordneten der Linken – Clara 
Bünger [Die Linke]: Haben Sie das überhaupt 
gelesen? Können Sie lesen?)

Eine verpflichtende Fortbildung, sogenannte Antidiskri-
minierungsmaßnahmen bezüglich vulnerabler Gruppen 
und interkultureller Kommunikation, soll eingeführt wer-
den.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
Und wehe, sie verwenden das falsche Pronom! Am bes-
ten gäbe es dann keine Polizisten mehr, sondern unifor-
mierte Sozialarbeiter – das hätten Sie gerne! –,

(Beifall bei der AfD)
und offene Grenzen sowieso.

(Zurufe der Abg. Clara Bünger [Die Linke] 
und Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Hier sehen wir auch, warum die angekündigte Politik-
wende der CDU/CSU nichts weiter als eine Lüge war; 
denn mit den Stimmen dieser Linken hat sich Merz ins 
Kanzleramt gerettet.

(Zuruf von der Linken: So ein Quatsch!)
Die CDU/CSU paktiert de facto längst mit den linken 
Sicherheitsfeinden,

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

die nichts lieber täten, als die Bundesgrenzen sowie die 
Bundespolizei gleich ganz abzuschaffen.

(Zuruf des Abg. Jan Köstering [Die Linke])
Eine Regierungskoalition, die sich hin und wieder auf 

diese Linken stützt, kann keine Verantwortung für unsere 
Sicherheitsbeamten tragen.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber die AfD!])

Aber eine CDU-CSU-geführte Regierung, die an den Ur-
sachen für den Sicherheitsverlust nichts ändern will

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
und keine Idee von Staat und Gesellschaft hat, kann es 
ebenfalls nicht.

(Beifall bei der AfD)

Es bleibt dabei: Unsere Bundespolizei muss eine Re-
migrationspolizei werden,

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

wenn wir diesen Staat noch mal retten wollen.

(Beifall bei der AfD)

Wenn Sie es nicht tun, werden wir es tun.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Sebastian Fiedler das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Nach den Allmachtsfantasien der AfD 
kommen wir wieder zurück zur Sache.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der AfD)

Wir beraten heute über die Novelle des Bundespolizei-
gesetzes, eines Gesetzes, das – wie wir schon gehört 
haben – im Wesentlichen aus dem Jahr 1994 stammt, 
aus einer Zeit, bevor es Smartphones, Drohnen, ver-
schlüsselte Kommunikation und hybride Bedrohungen 
gab.

Dass wir dieses Gesetz jetzt grundlegend neu ordnen 
und modernisieren, ist kein Selbstzweck. Es ist die not-
wendige Antwort auf die Sicherheitslage, die sich schnel-
ler verändert hat als unsere Rechtsgrundlagen. Vor allem 
ist sie aber ein Zeichen der Wertschätzung für die vielen 
Frauen und Männer, für die Beschäftigten der Bundes-
polizei, denen ich von hier aus meinen herzlichen Dank 
übermitteln möchte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die Bundespolizei ist heute weit mehr als nur Grenz-
schutz. Sie ist Gefahrenabwehrbehörde, Terrorismusbe-
kämpferin im Bahn- und im Luftverkehr, Schutzpolizei 
für unsere Verfassungsorgane, Partnerin der Länder in 
besonderen Lagen, Akteurin internationaler Polizeimis-
sionen und Garantin maritimer Sicherheit.

Dieses breite Aufgabenportfolio bedeutet immer hö-
here Anforderungen in immer komplexeren Lagen und 
immer größere Verantwortung, oft unter Zeitdruck und 
persönlichem Risiko. Wertschätzung heißt deshalb: Wir 
lassen die Bundespolizei nicht mit veralteten Instrumen-
ten arbeiten.

Dieser Gesetzentwurf schafft zeitgemäße Befugnisse 
für genau diese Realität: für Kontrollen in Waffen- und 
Messerverbotszonen, für den Einsatz von Bodycams in 
besonders gefährlichen und nicht öffentlich zugänglichen 
Bereichen sowie von Drohnen als mobile Sensorträger, 
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für eine wirksame Drohnenabwehr und für präventive 
Maßnahmen wie Meldeauflagen oder Aufenthaltsverbote 
zur Gefahrenabwehr.

Besonders sensibel und deswegen auch besonders klar 
geregelt sind die neuen Befugnisse zur präventiven Tele-
kommunikationsüberwachung. Sie orientieren sich am 
BKA-Gesetz und unterliegen insoweit strengen Voraus-
setzungen – richterlicher Kontrolle und einem ausdrück-
lich normierten Kernbereichsschutz. Meine Damen und 
Herren, wir regeln das alles sehr, sehr klar.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Erst gestern hat uns der Polizeibeauftragte des Bundes 
beim Deutschen Bundestag, Uli Grötsch, im Innenaus-
schuss einige Hinweise mit auf den Weg gegeben. Ich 
will einen Aspekt herausgreifen, den er besonders aus-
geschärft hat: Wir müssen bei der Verbesserung der teils 
immer noch sehr stark veralteten Liegenschaften der 
Bundespolizei schneller werden. – Hier muss mehr 
Tempo rein. Liebe Kolleginnen und Kollegen der Bun-
despolizei, wir kümmern uns darum.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf des Abg. Markus 
Matzerath [AfD])

Ebenso klar ist: Dieses Gesetz ist ein Anfang. Es ist ein 
wichtiger Schritt, aber nicht das Ende unserer Arbeit. 
Lassen Sie mich deswegen einige Hinweise mit auf den 
Weg geben, die zeigen, was aus Sicht unserer Fraktion 
noch zu tun ist.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aha!)

Ich denke, die Bundespolizei muss sich erstens weiter-
hin auf einen Strategieprozess begeben – im Interesse der 
engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und im In-
teresse der Sicherheit unseres Landes. Dazu gehört mei-
nes Erachtens, dass wir die Kriminalitätsbekämpfung 
personell und organisatorisch weiter stärken.

Wir müssen zweitens die europäischen und internatio-
nalen Aufgaben der Bundespolizei zunehmend im Blick 
haben und diese sich in Struktur und Strategie angemes-
sen widerspiegeln lassen.

Und drittens – ein wichtiger Punkt auch für die Bür-
gerinnen und Bürger – müssen wir die Sicherheit an 
Bahnhöfen und in Zügen sowie den Schutz genau dieser 
kritischen Infrastruktur weiter erhöhen.

Wir werden in den laufenden Gesprächen dazu auch 
einige konkrete Vorschläge für eine personelle Verstär-
kung unterbreiten. Ganz besonders wichtig ist auch – 
das drückt sich an vielen Stellen des Gesetzes aus –: Im 
Bund-Länder-Gefüge muss die Rolle der Bundespolizei 
an vielen Stellen noch mal diskutiert werden.

Für heute gilt jedenfalls: Die Novellierung ist ein Ver-
trauensbeweis; sie ist ein Auftrag, dessen wir uns in die-
ser Koalition konsequent weiter annehmen werden.

Herzlichen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Filiz Polat das 

Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Mit diesem Gesetz erhält die Bundespolizei – das 
wurde bereits gesagt – Kompetenzen, die bisher im Zu-
ständigkeitsbereich der Länder lagen. So soll die Bundes-
polizei künftig zusätzliche Befugnisse für das Stellen von 
Haftanträgen im Rahmen der Abschiebehaft erhalten.

Das ist bisher nur leicht angedeutet worden: Schon 
2021, unter der damaligen GroKo, scheiterte die Reform 
des Bundespolizeigesetzes im Bundesrat

(Zuruf der Abg. Dr. Irene Mihalic [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

aufgrund genau dieser Kompetenzverlagerung. – Herr 
Minister Dobrindt, Sie erinnern sich wahrscheinlich. 
Der damalige niedersächsische Innenminister und heu-
tige Verteidigungsminister Boris Pistorius fand im Bun-
desrat dazu klare Worte, liebe SPD. Ich zitiere:

„Das ist vollkommen unpraktikabel, das ist verfas-
sungsrechtlich höchst bedenklich, und das liegt wie 
ein dunkler Schatten über diesem […] Gesetz […].“

Pro Asyl kommentierte ebenfalls, dass die Gesetzes-
novelle zu einem undurchschaubaren Kompetenzgeran-
gel zwischen verschiedenen Behörden führe, in diesem 
Fall auf dem Rücken betroffener Ausländer/-innen. Die 
Kollegin Dr. Mihalic hat darauf hingewiesen, dass dieses 
Kompetenzgerangel nicht unbedingt ein Ausdruck von 
Wertschätzung gegenüber der Bundespolizei ist.

Nun ein neuer Versuch, meine Damen und Herren. Die 
Bundespolizei soll Abschiebehaft beantragen können, 
obwohl die zuständige Ausländerbehörde bereits fest-
gestellt hat, dass eine Abschiebung aufgrund fehlender 
Reisedokumente nicht möglich ist. Die Bundespolizei 
kann aber einen Haftantrag stellen – Obacht: da soll es 
laut Gesetzestext auf einmal möglich sein –, wenn Rei-
sedokumente innerhalb von sechs Monaten beschafft 
werden können. Wir fragen uns: Wieso hat die Auslän-
derbehörde diese Dokumente nicht, aber die Bundespoli-
zei hat sie auf einmal? Irgendwie bleibt da einiges im 
Unklaren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

Meine Damen und Herren, Haft, also Freiheitsentzug – 
da sind wir uns hoffentlich einig –, ist einer der schwers-
ten Eingriffe in die Grundrechte. Und Sie müssen zur 
Kenntnis nehmen: Abschiebehaft wird leider in Deutsch-
land viel zu häufig rechtswidrig angeordnet. Menschen 
sind also unschuldig in Haft. Aktuell sind nach Angaben 
von Expertinnen und Experten 50 bis 60 Prozent der 
Haftanordnungen rechtswidrig, Herr Minister.

(Martin Hess [AfD]: Was für Experten sollen 
das schon wieder sein?)
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Mit der gleichzeitigen Abschaffung des Pflichtbeistandes 
in Abschiebehaft und Ausreisegewahrsam besteht also 
die ernsthafte Gefahr, dass künftig noch mehr Menschen 
rechtswidrig in Haft kommen, obwohl die Betroffenen 
keine Straftat begangen haben.

Wir erwarten, dass Sie die offenen Fragen in den Be-
ratungen im Ausschuss klären. Schon im Bundesrat wur-
den damals folgende Fragen zum Bundespolizeigesetz 
gestellt – ich will sie einmal zitieren –:

„Wie soll zum Beispiel verfahren werden, wenn eine 
ganze Familie betroffen ist? Wird die Bundespolizei 
nur für die aufgegriffene Person zuständig, und die 
Ausländerbehörde soll sich um die restlichen Fami-
lienmitglieder kümmern?“

Das alles sind Fragen, die Sie klären müssen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Meine Kollegin hat es gesagt: Neben den vielen ver-
passten Chancen enthält dieser Gesetzentwurf der Regie-
rung eklatante Verschlechterungen, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– denen wir so sicherlich nicht zustimmen werden. Wir 

freuen uns aber auf die Beratungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Fraktion Die Linke darf ich Jan Köstering das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Jan Köstering (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Wie viele Ihrer Sicherheitsgesetze zuvor – ob BND- 
Gesetz, BKA-Gesetz oder Antiterrordateigesetz – wird 
auch Ihre angebliche Modernisierung des Bundespolizei-
gesetzes mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
vor dem Bundesverfassungsgericht landen. Auch wenn 
Ihnen Schranken gesetzt werden: Sie werden ein ums 
andere Mal unsere Grundrechte zurechtstutzen.

Sie begraben mit Ihren Plänen faktisch den Sonder-
status der Bundespolizei. Mehr und mehr bauen Sie diese 
zur Polizeitruppe des Bundes aus, die überall dort ein-
schreitet, wo ihr die Landespolizeien zu lasch agieren. 
Mit Ihrem Entwurf erreicht die in Bund und Ländern 
seit Jahren betriebene Vorverlagerung der Polizeiarbeit 
einen neuen traurigen Höhepunkt. Ob verdeckte Ermitt-
ler, V-Personen oder neue Mittel zur Überwachung von 
Kommunikation: Sie weichen das Trennungsgebot zwi-
schen polizeilicher und nachrichtendienstlicher Arbeit 
bis zur Unkenntlichkeit auf.

(Beifall bei der Linken)

Es ist nicht übertrieben, zu behaupten, dass wir nicht 
mehr weit weg von der Entstehung einer oder mehrerer 
Geheimpolizeien sind. Aber genau das sollte doch das 
Trennungsgebot eigentlich verhindern.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Eijeijei! 
Sie haben Ihren Aluhut am Platz vergessen!)

– Ach so, ich dachte, das ist jetzt Ihr Ding.
Meine Damen und Herren, letztlich verfallen Sie wie-

der einmal dem Glauben, die Auswüchse sozialer Un-
gleichheit mit Härte, Gewalt und Überwachung beseiti-
gen zu können. Besonders perfide ist hier das Festhalten 
an der verfassungswidrigen Praxis der anlasslosen Kon-
trollen. Das so wichtige Diskriminierungsverbot lassen 
Sie gleich weg. Herr Minister, das ist ein Freibrief für 
Racial Profiling und willkürliche Kontrollen gegenüber 
sozial marginalisierten Gruppen.

(Beifall bei der Linken)

Sie schaffen damit nicht mehr Sicherheit. Im Gegenteil: 
Sie stärken das Gewaltmonopol zuungunsten des Rechts-
taates und schleifen unsere hart erkämpften Grundrechte.

Deshalb sollten Sie die Befugnisse zu den anlasslosen 
Kontrollen und die automatische Kennzeichenerfassung 
streichen, insbesondere auch die Nutzung neuer weitrei-
chender Mittel der Überwachung. Die Lösung liegt nicht 
in der Schaffung einer Sicherheitsgesellschaft und der 
Bekämpfung einzelner Symptome. Die beste Politik für 
mehr Sicherheit ist eine gute Sozialpolitik und die Stär-
kung unserer öffentlichen Daseinsvorsorge.

(Beifall bei der Linken)

In diesem Zusammenhang sollten wir auch die Arbeit 
der Polizei betrachten. Statt einer Dominanzkultur und 
immer neuen weitreichenderen Befugnissen braucht das 
polizeiliche Selbstverständnis ein modernes, menschen-
rechtsorientiertes Leitbild,

(Martin Hess [AfD]: Das hat es bereits!)

ein Leitbild, das auf Verhältnismäßigkeit, Deeskalation 
und demokratischer Kontrolle fußt. Und demokratische 
Kontrolle, liebe Union, würde tatsächlich das Ihnen an-
geblich so wichtige Vertrauen der Bevölkerung in die 
Polizeibehörden stärken.

Schaffen Sie eine ausnahmslose Kennzeichnungs-
pflicht der Beamtinnen und Beamten! Führen Sie die 
automatische Aktivierung der Bodycams beim Einsatz 
jeglicher Gewalt ein! Stärken Sie die Rechte der Bür-
gerinnen und Bürger, Auskünfte über ihre gespeicherten 
personenbezogenen Daten zu erhalten!

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Florian Oest das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Florian Oest (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Für eine Polizei, die Rückhalt hat, für Sicher-
heitskräfte, die Täter stoppen, für Bürger, die sicher 
leben – nach diesen Grundsätzen erneuern wir das Bun-
despolizeigesetz. Es wird eines der modernsten Sicher-
heitsgesetze Europas.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Bundespolizei schützt unsere Grenzen, sie sichert 
Bahnhöfe und Flughäfen. Sie ist vor Ort, wenn es darauf 
ankommt. Und sie sorgt dafür, dass Regeln nicht nur 
gelten, sondern auch durchgesetzt werden.

Unser geltendes Bundespolizeigesetz stammt zum 
überwiegenden Teil aus dem Jahr 1994. Doch die Lage 
ist heute ganz anders als vor 30 Jahren. Unsere Polizei 
steht vor neuen Bedrohungen – digital, global, vernetzt. 
Es geht um nichts weniger als um den Schutz der Bür-
gerinnen und Bürger und um die Wehrhaftigkeit unseres 
Landes. Kriminalität, Terror, Schleusung und hybride 
Angriffe testen nicht nur unsere Gesetze, sondern auch 
deren Durchsetzungskraft. Deshalb sage ich es ganz klar 
und deutlich: Die Bundespolizei muss mehr dürfen, damit 
Kriminelle weniger können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir stoppen 
die Schleuserkriminalität. Schleuser machen falsche 
Hoffnungen, kassieren Tausende von Euro, bringen Men-
schen in Lebensgefahr, untergraben unsere Gesetze.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Die Entscheidung, wer in unser Land einreisen darf, trifft 
nicht die Schleusermafia. Diese Entscheidung obliegt 
einzig und allein dem Rechtsstaat. Deshalb stärken wir 
die Ermittlungsbefugnisse der Bundespolizei auch in der 
verschlüsselten Kommunikation.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir setzen Rückführungen durch. Wer ausreisepflich-
tig ist, darf nicht untertauchen. Deshalb kann die Bundes-
polizei künftig Abschiebungshaft bei Gericht beantragen. 
Humanität braucht Ordnung, und Ordnung braucht 
Durchsetzungskraft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir schaffen mehr Sicherheit im öffentlichen Raum. 
Waffenverbotszonen dürfen nicht nur auf dem Papier 
existieren. In unserem Land gilt: Wer mit Bahn und Bus 
unterwegs ist, wer sich im öffentlichen Raum bewegt, der 
braucht kein Messer, erst recht keins mit erheblicher 
Klingenlänge. Das Waffenrecht hat dazu klare Regeln. 
Wer den öffentlichen Raum sicher machen will, muss 
Gesetze konsequent durchsetzen. Aus diesem Grund er-
möglicht das neue Gesetz verdachtsunabhängige Stich-
probenkontrollen.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Wir sichern den Luftraum. Drohnen können spionie-
ren, stören oder angreifen. Wir schaffen klare Befugnisse 
für den Einsatz eigener Drohnen und zur Abwehr gefähr-
dender Geräte – technisch, rechtlich und operativ. Ein 
spezialisiertes Drohnenabwehrzentrum wird die Arbeit 
der Bundespolizei dabei unterstützen.

Wir schützen unseren Staat von innen. Extremisten, 
gleich welcher Couleur, haben im Staatsdienst keinen 
Platz.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Eine zusätzliche Zuverlässigkeitsprüfung für neue Be-
schäftigte im Sicherheitsbereich stellt sicher, dass nur 
diejenigen Verantwortung tragen, die fest auf dem Boden 
unseres Grundgesetzes stehen. Das schützt alle, die 
rechtsstaatlich und pflichtbewusst ihren Dienst leisten.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir vertrauen 
den Polizistinnen und Polizisten in unserem Land. Genau 
deshalb sieht das neue Bundespolizeigesetz eine Kon-
troll- und Kennzeichnungspflicht nicht vor.

Diese Novelle zum Bundespolizeigesetz ist eine Ent-
scheidung für einen handlungsfähigen Staat, gegen 
Schleuserbanden, gegen Gewalt, gegen neue technische 
Bedrohungen und für mehr Sicherheit. Deshalb brauchen 
unsere Bundespolizisten nicht nur mehr Befugnisse, son-
dern auch ausreichend Personal, eine gute Ausbildung 
und moderne Ausrüstung. Ein Rechtsstaat, der nicht 
Schritt hält, verliert vielleicht nicht seine Werte, wohl 
aber seine Wirkung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es liegt ein, 
wie ich meine, ausgewogenes Gesetz vor, mit Augenmaß 
und für Zeiten, die Klarheit brauchen.

Ich danke den Beamtinnen und Beamten der Bundes-
polizei und sage Danke an die gesamte Blaulichtfamilie. 
Sie sind Tag für Tag im Einsatz, auch nächste Woche, 
wenn wir mit unseren Familien Weihnachten feiern. 
Ihnen allen ein frohes, ruhiges und gesegnetes Fest!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf für die AfD-Fraktion Steffen Janich das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Steffen Janich (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bun-

despolizei ist die größte Sicherheitsbehörde des Bundes. 
Sie hat es verdient, ein grundgesetzkonformes und rechts-
sicheres Stammgesetz zu erhalten, auf dessen Basis sie 
konkrete Eingriffsbefugnisse ableiten kann.

(Zuruf der Abg. Rasha Nasr [SPD])
Das hier beratene Gesetz bietet zumindest zum Teil auch 
einen rechtlichen Rahmen dafür, dass die Bundespolizei 
auf die veränderte Sicherheitslage vorbereitet wird.

Es ist zu begrüßen, dass die Abwehr von unerlaubt im 
Luftraum befindlichen Drohnen eine angemessene Be-
rücksichtigung findet. Wenn die Bundespolizei aber ex-
terne Forschungsdienstleister damit beauftragt, Drohnen-
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abwehrtechnik zu entwickeln, dann droht hier dasselbe 
Risiko wie bei der Bundeswehrverwaltung im Hinblick 
auf die Bundeswehr: Entscheidungswege sind länger. Die 
klare Verantwortlichkeit wird abgespalten. Endprodukte 
werden teurer. Und die Lieferketten sind zu unflexibel, 
um auf kurzfristige Erfordernisse zu reagieren.

Stichwort „Ukraine“: Flexible Modullösungen statt 
Zehntausender endgefertigter Prototypen an Drohnen 
sind das Mittel der Wahl, um bei der voranschreitenden 
Technik mitzuhalten. Hier wäre es viel besser, die For-
schungskompetenz der Drohnenabwehr bei der Zentralen 
Stelle für Informationstechnik im Sicherheitsbereich zu 
bündeln und die Entscheidungsträger dort mit genügend 
Freiraum und Haushaltsmitteln auszustatten, um der 
technologischen Innovation Vorschub zu leisten.

Leider verkommt das Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung bei allen Personen, die von dem neuen Bun-
despolizeigesetz betroffen sind, zur Makulatur. Das be-
trifft die Rechte freier Bürger in einem freien Staat 
genauso wie angehende Bundespolizisten selbst. Denn 
nach diesem Entwurf kann die Bundespolizei im Zusam-
menhang mit öffentlichen Veranstaltungen oder An-
sammlungen an der Grenze personenbezogene Daten 
durch Bild- und Tonaufzeichnungen von Teilnehmern 
erheben, wenn die Polizeiführung annimmt, dass Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit möglich sind.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der SPD zulassen?

Steffen Janich (AfD):
Das können wir bitte danach machen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Nee, Sie können Ja oder Nein sagen.

Steffen Janich (AfD):
Nein.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Nein.

(Daniel Baldy [SPD]: Das stört ihn beim Ab-
lesen!)

Steffen Janich (AfD):
– Ja.

(Lachen bei der SPD)

In diesem Jahr fand in meinem Wahlkreis, genauer 
gesagt: im wunderschönen Sebnitz, der Tag der Sachsen 
statt, der dafür ein gutes Beispiel ist. Zehntausende Teil-
nehmer dieses Volksfestes könnten sich nach diesem Ge-
setz dem Risiko ausgesetzt sehen, in ihren Rechten auf 
informationelle Freiheit beschränkt zu werden, nur weil 
beispielsweise ein Fahrgastgeschäft einmal Gigi D’Agos-
tino spielt und ein Bundespolizeiführer deshalb irgend-
eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit befürchtet.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dass Sie das verharmlosen, ist klar!)

Die Massenüberwachung Tausender rechtstreuer Bür-
ger kann und darf niemals das Mittel einer ausgewogenen 
Sicherheitspolitik sein. Das gilt für Sebnitz, und das gilt 
für ganz Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Darum sind auch eine Regelabfrage beim Verfassungs-
schutz sowie die Auskunftspflicht zu sämtlichen Konten 
in sozialen Netzen bei Bewerbern bei der Bundespolizei 
abzulehnen. Ein präventiver Generalverdacht gegenüber 
Bürgern und Polizeibewerbern ist nicht vereinbar mit den 
freiheitlichen Grundrechten.

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

Wir finden, ein freiheitlicher Staat muss seinen Bür-
gern und Beamten grundsätzlich vertrauen. Wir als AfD 
tun das. Darum kann ich Ihnen keine Zustimmung der 
AfD zu dem vorgelegten Gesetzentwurf versprechen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Zu einer Kurzintervention darf ich der Abgeordneten 

Rasha Nasr das Wort erteilen.

Rasha Nasr (SPD):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Kurzinter-

vention zulassen. – Herr Janich, Sie haben ja jetzt aus-
geführt, was Ihre Perspektive im Hinblick auf dieses Ge-
setz ist. Interessanterweise vertrauen Sie nicht mal den 
Beamten beim Verfassungsschutz; aber gut.

Ich möchte Sie eine Sache fragen. Auch Sie waren ja 
Polizeibeamter bei der Landespolizei in Sachsen, zumin-
dest bis Ende April 2020, als Sie vom Polizeidienst sus-
pendiert wurden, weil Sie als Versammlungsleiter einer 
nicht angemeldeten Demonstration

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was?)

gegen die Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19 
Pandemie aufgetreten sind,

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

bei der es zu Verstößen gegen Auflagen und Beschimp-
fungen gegen Polizeibeamte kam.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So was machen Sie? – Daniel Baldy 
[SPD]: Nein!)

Welche Kompetenz haben Sie eigentlich, dieses Gesetz 
zu beurteilen?

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Martin Hess [AfD]: 
Eine größere als Sie! Sie sind ja nie Polizei-
beamtin gewesen!)
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Steffen Janich (AfD):
Ja, Frau Nasr, das ist mein gutes Recht,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was denn?)

weil wir als Opposition und insbesondere im Namen der 
Polizei hier ansprechen müssen, was Sie in Ihrem Polizei-
gesetzentwurf noch unterlassen bzw. falsch gemacht ha-
ben.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie sind doch suspendiert!)

Die Unterdrückung von Freiheitsrechten ist immer von 
der Opposition anzukreiden.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da hat sie gegen den Rechtsstaat agiert, 
oder was?)

Ihnen sollte aus der letzten Legislatur vielleicht noch ein 
bisschen bewusst sein, warum man das hier anführen 
kann.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wurden Sie jetzt suspendiert, oder 
nicht? Was sagen denn Ihre Kollegen dazu? – 
Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wurden Sie jetzt suspendiert, oder 
nicht? Das hatte doch bestimmt einen Grund!)

Wie gesagt: Sie haben es in der Regierungszeit unter-
lassen, ein ordentliches Polizeigesetz auf den Weg zu 
bringen. Es ist schade, dass es erst jetzt kommt; denn 
unsere Bundespolizei braucht ein sehr gutes Polizeigesetz 
und gute Handlungsmöglichkeiten.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was haben denn Ihre Polizeikollegen 
dazu gesagt?)

Wir befürworten, dass das Polizeigesetz endlich geändert 
wird,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist denn Ihre Antwort? Sie kom-
men ganz schön in die Defensive!)

was von Ihnen in der letzten Legislatur nicht vollzogen 
wurde. Aber wir werden uns natürlich gegen die freiheits-
einschränkenden Aspekte zur Wehr setzen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Also wurden 
Sie suspendiert! – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind wirklich vom 
Dienst suspendiert worden?)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor ich den letzten 

Redner aufrufe, erlaube ich mir als Lebenszeitältester im 
Präsidium unserer Präsidentin nachträglich zum Geburts-
tag zu gratulieren. Ich denke, das mache ich auch in 
Ihrem Namen. Liebe Julia Klöckner, herzlichen Glück-
wunsch zum Geburtstag!

(Beifall)

Jetzt darf ich als letzte Dienstleistung vor meiner Prä-
sidentin dem SPD-Abgeordneten Ingo Vogel das Wort 
erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke schön. Das war schon am Dienstag. Aber ganz 

herzlichen Dank, lieber Bodo Ramelow.
Jetzt haben Sie aber einen guten Aufgalopp. Bitte sehr.

Ingo Vogel (SPD):
Herzlichen Dank, Frau Präsidentin, natürlich noch mit 

den besten Wünschen nachträglich! – Sehr geehrter Herr 
Minister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Als 
jemand, der rund 30 Jahre lang selbst Polizeibeamter in 
Nordrhein-Westfalen gewesen ist, habe ich natürlich zum 
Teil aus erster Hand miterlebt, wie sich die Sicherheits-
lage in unserem Land über die Jahre verschärft und ver-
ändert hat.

Die meisten Argumente haben wir heute schon gehört; 
sie bleiben aber richtig. Wer den Polizeidienst von damals 
mit dem von heute vergleicht, der weiß: Die derzeitigen 
Befugnisse der Bundespolizei stammen größtenteils aus 
einer Zeit, in der es weder Chatgruppen noch soziale 
Medien gab, in der Drohnen keine Rolle spielten und 
Kriminalität noch überwiegend analog organisiert war. 
Die Welt, in der unsere Bundespolizistinnen und Bundes-
polizisten heute arbeiten, hat mit der von 1994 nur noch 
wenig gemeinsam. Einsätze finden heutzutage unter völ-
lig anderen, insbesondere technischen, Bedingungen und 
vor dem Hintergrund neuer, digitaler und hybrider He-
rausforderungen statt. Deshalb ist es richtig und überfäl-
lig, dass wir das Bundespolizeigesetz nun grundlegend 
modernisieren und neu strukturieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf der Abg. Sonja Lemke 
[Die Linke])

Es ist an der Zeit, den immer wachsenden und sich 
verändernden Herausforderungen gerecht zu werden. 
Die Bundespolizei braucht neue und aktualisierte Kom-
petenzen und Befugnisse, um darauf reagieren zu kön-
nen. Sie kann dem technischen Fortschritt, der um sie 
herum stattfindet, nicht angemessen begegnen, wenn sie 
nicht ein darauf ausgerichtetes neues Bundespolizei-
gesetz erhält. Deshalb sorgen wir jetzt als Koalition ge-
meinsam dafür, dass die Bundespolizei in einer zuneh-
mend vernetzten Welt handlungsfähig bleibt – an 
Bahnhöfen, auf See, an Flughäfen, an unseren Grenzen, 
aber vor allem im Digitalen. Wir wollen unter anderem 
konkret den Einsatz von Bodycams, die Onlinedurch-
suchung, die Wohnraumüberwachung und den Einsatz 
moderner Technik zur Drohnenabwehr ermöglichen und 
verbessern, natürlich immer angemessen, unter strengen 
Voraussetzungen und mit klaren Kontrollen. All das sind 
Ermittlungsbefugnisse für eine bessere Bekämpfung der 
Kriminalität insgesamt, insbesondere der so häufig an-
gesprochenen Cyberkriminalität, des Extremismus und 
der Organisierten Kriminalität.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
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Wir schaffen damit die Voraussetzungen, die unsere 
Bundespolizei braucht, um auf veränderte Realitäten rea-
gieren zu können. Im Bereich der Sicherheit ist weniger 
eben nicht mehr. Wer heute Kriminalität bekämpfen will, 
muss zum Beispiel dort ansetzen, wo Täter kommunizie-
ren, und das ist längst nicht mehr die Telefonzelle, wie 
vor 30 Jahren.

Mit der Erweiterung der Ermittlungsbefugnisse schaf-
fen wir zudem Handlungssicherheit für die Bundespoli-
zistinnen und -polizisten selbst. Niemand kann erfolg-
reich ermitteln und Gefahren abwehren, wenn rechtliche 
Eingriffsmöglichkeiten nicht geklärt sind. Klare Rechts-
sicherheit schützt dabei am Ende auch unbeteiligte Bür-
gerinnen und Bürger. Wir haben es heute schon gehört: 
Die Bundespolizei lebt auch vom Vertrauen der Bevölke-
rung. Dieses Vertrauen wollen wir erhalten und nach 
Möglichkeit stärken,

(Sonja Lemke [Die Linke]: Ach ja? Was sagen 
Sie dann zu Mouhamed?)

so wie es auch unser Polizeibeauftragter des Bundes, Uli 
Grötsch, in seinem Jahresbericht formuliert hat.

(Beifall bei der SPD – Daniel Baldy [SPD]: 
Guter Mann!)

Die Bundespolizei wird sich auch in Zukunft in einer 
sich weiterentwickelnden Welt und Sicherheitslage stän-
dig auf neue Phänomene und Entwicklungen einstellen 
müssen. Dieser Gesetzentwurf soll die Grundlage dafür 
sein und ist dabei auch ein Vertrauensbekenntnis zur Po-
lizei, zu ihrer Arbeit und zu ihren alltäglichen Aufgaben, 
Straftaten zu verhüten, Gefahren abzuwehren, aber letzt-
lich auch für Frieden und Demokratie zu sorgen. In den 
kommenden Wochen und Monaten wollen wir dieses 
Gesetz gemeinsam reformieren. Ich freue mich an dieser 
Stelle auf die Beratungen und die Zusammenarbeit.

Zum Schluss gilt natürlich mein ausdrücklicher Dank 
allen Angehörigen der Bundespolizei, verbunden mit den 
besten Wünschen für ein hoffentlich frohes und ruhiges 
Weihnachtsfest.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Hiermit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 21/3051 und 21/3306 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Ich sehe 
und höre, das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir so.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 13: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Tobias 
Matthias Peterka, Stephan Brandner, Knuth 
Meyer-Soltau, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Einsetzung des … Untersuchungsausschusses 
der 21. Wahlperiode („NGOs“)

Drucksache 21/3301
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Bevor wir starten, warten wir, bis etwas Ruhe ein-
gekehrt ist. Hier finden gerade viele Platzwechsel statt. 
Ich bitte auch auf der Regierungsbank um etwas Auf-
merksamkeit. – Jetzt können wir starten.

Für die AfD-Fraktion hat der Abgeordnete Herr Tobias 
Matthias Peterka das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Frau Präsidentin! Liebe Bürger! Ein Gespenst geht um 

in Deutschland – ominös, es ist in aller Munde, jedoch 
schwer zu fassen. Es ist die vielzitierte Zivilgesellschaft. 
Zugeschrieben werden dieser merkwürdigen Tautologie 
geradezu magische Kräfte: Sie könne im Handumdrehen 
unsere Demokratie retten und habe angenehmerweise im-
mer genau die richtige, also linke Meinung und Agenda. – 
Schluss mit dieser Geistergeschichte aus ARD und ZDF! 
Jeder aufgeweckte Zehnjährige weiß inzwischen, dass es 
bei uns eine veröffentlichte, staatlich geförderte Mei-
nungsvorgabe gibt

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Was 
für ein Unfug! – Zurufe der Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Sonja Lemke [Die Linke])

und daneben die Realität, die jeder Bürger sieht, wenn er 
nicht wie zum Beispiel Sie mit geschlossenen Augen 
durchs Leben geht.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Genau deshalb braucht es diesen Antrag auf Einsetzung 
eines förmlichen Untersuchungsausschusses. Genau des-
halb müssen wir die Verstrickungen

(Clara Bünger [Die Linke]: Die Verstrickung 
von Verschwörungstheorien!)

von Staat und Parteien mit sogenannten NGOs kompro-
misslos durchleuchten und ausmisten.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Der Begriff „Nichtregierungsorganisation“ ist in 
Deutschland sehenden Auges zu einem Witz verkommen. 
Es sind nach strikt sozialistischer Logik nämlich viel-
mehr Regierungsvorfeldorganisationen,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, damit kennen Sie sich aus! – Zuruf 
der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])
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finanziell und karrieristisch verdrahtet mit Grünen, SPD 
und noch weit Unappetitlicheren. Kompliziert ist der An-
satz nicht: Es wird einfach der altlinke Ansatz „Staats-
knete ist ja genug da“ pervertiert auf die Spitze getrieben. 
Ebenfalls typisch links ist das verlogene Führen der De-
mokratie im Banner, während man genau diese ersticken 
will.

(Beifall bei der AfD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, mit „Demokratie 
ersticken“ kennen Sie sich aus! Genau Ihr The-
ma!)

Sie greifen die bundesweit umfragestärkste Partei mit 
finanzierten Heckenschützen an, weil Sie inzwischen 
ganz genau wissen, dass mit fairen Mitteln kein Kraut 
mehr gegen uns gewachsen ist.

(Beifall bei der AfD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Finanzierte Hecken-
schützen aus Moskau besorgen Sie sich schon 
selber!)

Sie unterlaufen damit die grundlegendsten Regeln der 
Demokratie, und das können wir nicht länger hinnehmen. 
Da können Sie schreien, wie Sie wollen; Sie bestätigen es 
damit nur noch.

Das bekannte Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 
zum Beispiel erhielt in den letzten Jahren über 600 Mil-
lionen Euro.

(Clara Bünger [Die Linke]: „Demokratie le-
ben“ ist für Sie ein Problem! Sie wollen „De-
mokratie tot“! – Zuruf der Abg. Sonja Lemke 
[Die Linke])

Weitergereicht wird das praktischerweise an Tausende 
Projektträger, von denen die Regierung nach eigener 
Aussage keinerlei Daten hat. Oft existieren einfach ir-
gendwelche Fresszettel; denn Antifa-Worthülsen und 
-Stallgeruch waren schon immer wichtiger, übrigens 
auch bei den Topjobs.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Hören Sie zu! – „Frau Klingbeil“ dirigiert bei der Ini-
tiative D21 und „Herr Göring-Eckardt“ bei United4Res-
cue – natürlich alles selbstlos für die Sache, versteht sich.

(Dirk Wiese [SPD]: Ihr Abgeordneter Wenzel 
Schmidt beschäftigt 450-Euro-Kräfte! Sagen 
Sie dazu noch was? Den wollen Sie ausschlie-
ßen, höre ich!)

Über unzählige ministerienverquickte NGOs wird also 
gegen die Opposition gehetzt, werden Bürger ver-
unglimpft, wird das getan, was Sie gerade uns vorwerfen, 
nämlich gespalten, was das Zeug hält – auch und vor 
allem vor der Bundestagswahl.

(Beifall bei der AfD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie ist das eigentlich 
mit Ihrer innerfraktionellen Demokratie? Darf 
Herr Lucassen überhaupt noch kommen? Oder 
hat er von Ihnen Saalverbot bekommen?)

An die liebe Union, die hier verdächtig still ist: Ihr habt 
das damals richtig erkannt. 500 Fragen wurden als Breit-
seite auf Scholz und Habeck abgefeuert.

(Clara Bünger [Die Linke]: 551!)
Aber was passierte dann? Kaum war der Pulverdampf 
verflogen, ist man zusammen mit der SPD in den Hafen 
der Koalition gesegelt und hat sich das Steuergeld mal 
wieder brüderlich geteilt. Bravo! Das nenne ich Verrat an 
Wahrhaftigkeit und Aufklärungswillen – eigentlich ur-
konservative Werte.

(Beifall bei der AfD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihre Rede ist eine 
Beleidigung für jeden wahren Konservativen!)

Der Wähler weiß inzwischen genau: So was findet man 
bei der CDU/CSU höchstens noch mit der Lupe. Stim-
men Sie unserem Antrag doch zumindest jetzt zu! Es sei 
denn, Sie wollen, dass die Mauschelei weitergeht, die 
sich schlussendlich – das wissen Sie genau – auch gegen 
Sie richten wird. Noch ist es vielleicht nicht zu spät.

Weil wahrscheinlich gleich wieder geunkt wird, wir 
wollten drollige Demokratie-Workshops und Jugendbil-
dung verhindern: Die AfD hat als allerletzte etwas gegen 
eine echte freie Demokratie.

(Lachen der Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Sonja Lemke 
[Die Linke] – Clara Bünger [Die Linke]: Sie 
wollen doch auch Staatsknete!)

Wir fordern schon immer vehement eine Bürgergesell-
schaft ohne GEZ-Funk, linker Bespitzelung oder Angst 
um den Arbeitsplatz, ferner direkte Demokratie und die 
Direktwahl von hohen Staatsämtern.

(Beifall bei der AfD)
Ihre Schmutzwerferei auf diese untadelige Haltung 

fällt inzwischen auf Sie selbst zurück. Die Bürger sind 
nicht so blind und unmündig, wie Sie sie gerne hätten. 
Daher bin ich wirklich gespannt – von Ihnen, den Linken, 
weiß ich es –, was nachher von der Union hier ins Feld 
geführt wird.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Sie 
können sich drauf freuen!)

Was ist zum Beispiel mit einer echten Demokratieklausel, 
dem Bekenntnis zum Grundgesetz durch diverse Antifa- 
Projekte? Kommt das vielleicht irgendwann, oder wäre 
das doch zu viel Schlaglicht auf lichtscheue Netzwerke, 
die bis tief in den knallharten Antisemitismus reichen?

(Beifall bei der AfD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: „Lichtscheue Netz-
werke“, „Antisemitismus“: alles genau Ihre 
Themen! – Katrin Fey [Die Linke]: Antisemi-
tismus kommt von rechts!)

Oder kommt vielleicht doch eher wieder pünktlich zu den 
Landtagswahlen Anti-rechts-Werbung über Bundesweb-
sites, wie 14 Tage vor der Bundestagswahl auf der des 
Bundesfamilienministeriums?

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie viele Ihrer Kommunalpolitiker 
sind eigentlich in terroristischen Vereinigun-
gen aktiv? Sagen Sie uns das mal! Gegen wie 
viele Ihrer Abgeordneten wurde noch mal we-
gen Annahme ausländischer Gelder ermittelt? 
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Wie viele Bundestagsbüros der AfD sind ei-
gentlich schon durchsucht worden?)

Darf vielleicht der mit Millionen geförderte BUND ne-
ben Klimapropaganda weiter zu Protesten gegen alles 
rechts der Mitte aufrufen?

(Zurufe der Abg. Dr. Jan-Niclas Gesenhues 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Sonja 
Lemke [Die Linke])

Ist es für Sie okay, dass HateAid und die Amadeu 
Antonio Stiftung gegen alles Konservative hetzen

(Katrin Fey [Die Linke]: Das stimmt ja nicht! 
Sie sind nicht konservativ!)

und sich noch darüber kaputtlachen, dass BlackRock- 
Mann Merz ihnen mit Kniefall die Tasche vollmacht? 
Anscheinend ist die Antwort „ja“.

(Zuruf der Abg. Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU])

Denn: Wo ist das Moratorium, das Trockenlegen dieses 
Sumpfes durch Richtlinienkompetenz? Es wird nicht 
kommen; denn dann wäre die dahinsiechende SPD sofort 
auf der Zinne. Wenn schon die bösen rechten Bürger die 
alte Tante in Richtung Einstelligkeit drücken,

(Clara Bünger [Die Linke]: Das ist gelebte 
Demokratie! Und Sie wollen die ausrotten!)

dann muss man das Vorfeld aus sozi-grünen Studienräten 
und gewalttätigen Antifas noch ein bisschen weiterpfle-
gen.

(Zuruf der Abg. Sonja Lemke [Die Linke])

Klar, das mag dann unter geordnetem Rückzug laufen. 
Und hier und da könnt ihr noch so tun,

(Maja Wallstein [SPD]: Wir sind noch nicht 
per Du, Herr Peterka! Wir sind noch nicht per 
Du!)

als wäre Peak Woke, also totale Lufthoheit der linken 
Demenz, wie vor Corona; aber ihr wisst ganz genau: 
Diese Zeit ist vorbei, und sie wird zum Glück nie wieder-
kommen.

(Beifall bei der AfD)

Also: Wickeln wir diesen Sumpf ab! Denn in einem 
hatten eure Truppen sogar recht: Aus der Geschichte 
muss man lernen.

(Maja Wallstein [SPD]: Hören Sie auf, uns zu 
duzen!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Redezeit ist überschritten, und deshalb ist Ihre 

Rede zu beenden.

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Gehen wir es an, damit so eine Selbstbedienung in 

unserem Land nie wieder stattfinden kann.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Abgeordnete Herr 

Dr. Hendrik Hoppenstedt das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor 
allen Dingen: Liebe Besucher des Gymnasiums Isernha-
gen, die heute auch unter uns sind!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dieser Antrag zeigt einmal mehr die gesamte Bigotterie 
der AfD. Sie kritisieren ja gerne, zum Beispiel angeblich 
unnötige Auslandsreisen von Regierungsmitgliedern. 
Und was machen Sie selbst?

(Stephan Brandner [AfD]: Das sind nötige 
Auslandsreisen, Herr Hoppenstedt! Das unter-
scheidet sich so ein bisschen! Unnötige braucht 
man nicht, nötige sind wichtig! – Gegenruf der 
Abg. Clara Bünger [Die Linke]: Auf Steuer-
geld! Sie verschwenden Steuergeld, Herr 
Brandner!)

Sie reisen mit einer Riesentruppe von 20 Parteimitglie-
dern aus Bund und Ländern in die USA, um als VIP- 
Gäste an einer Gala einer radikalen Jugendorganisation 
der MAGA-Bewegung teilzunehmen,

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Ah, „radikal“!)
die für ihre Nähe zu Antisemiten und Rechtsradikalen 
bekannt ist. Allein für die Bundestagsabgeordneten Ihrer 
Fraktion kostete das übrigens 60 000 Euro.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! Aus Steuergeldern? – Clara 
Bünger [Die Linke]: Hört! Hört! 60 000 Euro!)

Ähnlich hoch dürften auch die Kosten für die Landtags-
abgeordneten Ihrer Partei aus Sachsen-Anhalt gewesen 
sein, und die sind ja wohl beim besten Willen nicht als 
Außenpolitiker zu klassifizieren, insbesondere weil Sach-
sen-Anhalt – bei aller Schönheit – nicht einmal eine Au-
ßengrenze hat. Diese Doppelmoral, meine Damen und 
Herren, ist kaum noch zu ertragen.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Die AfD behauptet weiter, patriotisch zu sein. Was 
machen Sie? Sie reisen mit einer Parteidelegation zu 
Putins Ferienort, nach Sotschi – übrigens mit Unterstüt-
zung von Herrn Chrupalla, der sicherheitshalber jetzt gar 
nicht mehr da ist –,

(Zuruf des Abg. Peter Bohnhof [AfD])
und das, während Putin einen an Brutalität nicht mehr 
überbietbaren Angriffskrieg gegen die Ukraine führt

(Peter Bohnhof [AfD]: Zur Sache!)
und immer stärker zu einer Bedrohung nicht nur für 
Deutschland, sondern auch für die EU und die ganze 
NATO wird. Das ist doch irre. Das hat nichts mit Patrio-
tismus zu tun. Das ist Landesverrat.
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(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das gleiche Muster übrigens bei diesem Antrag: Die 
AfD beschreibt die Regierungspolitik immer wieder als 
Symbolpolitik. Und was machen Sie selber? Sie stellen 
einen Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses. Das ist für sich genommen natürlich Ihr gutes 
Recht.

(Stephan Brandner [AfD]: Aha! Das ist aber 
großzügig!)

Es zeigt aber auch, wie wenig Ihnen an der Sache liegt; 
denn ein Untersuchungsausschuss ist bei diesem Thema 
denkbar ungeeignet. Das Untersuchungsrecht dient der 
Aufklärung von Vorgängen, die auf regelwidriges Ver-
halten von Politik und Behörden hinweist.

(Zurufe von der AfD: Genau!)

– Genau! – Das Grundgesetz hat aber den Bundestag 
nicht als umfassendes Rechtsaufsichtsorgan über die 
Bundesregierung eingesetzt. Eine aus Sicht der Antrag-
steller inhaltlich falsche Politik kann deshalb nicht Ge-
genstand eines Untersuchungsausschusses sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Maja Wallstein [SPD]: Hört! Hört!)

Das bleibt der politischen Debatte und dem politischen 
Diskurs vorbehalten.

(Peter Bohnhof [AfD]: Veruntreuung von 
Geldern! Darum geht es!)

Meine Damen und Herren, ich lobe Joschka Fischer 
nur ungerne.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das können Sie ruhig häufiger ma-
chen!)

Doch als er damals als einziges Mitglied seiner Fraktion 
gegen die Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
gestimmt hat, tat er das mit der Begründung, der Unter-
suchungsausschuss sei ein Kampfinstrument. Er aber 
wolle Aufklärung, Aufklärung statt Krawall.

(Stephan Brandner [AfD]: Er wollte nicht 
kämpfen? Er war doch Straßenkämpfer, oder 
nicht?)

Daran sollten Sie von der AfD sich vielleicht mal ein 
Beispiel nehmen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir nehmen uns an 
Fischer kein Beispiel!)

Denn diesen Umgang hat das Thema schlichtweg nicht 
verdient. Die Förderung der Zivilgesellschaft ist wichtig, 
sogar sehr wichtig.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Aber nicht die 
linksradikaler Organisationen!)

Deswegen brauchen wir einen angemessenen Umgang 
mit dieser Frage, eine gründliche Analyse und eine diffe-
renzierte Auseinandersetzung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Auch wir in der Union waren bekanntlich nicht immer 
einverstanden mit dem, was unter der Überschrift „De-
mokratieförderung“ unterstützt wurde.

(Stephan Brandner [AfD]: Aber jetzt doch!)
Wir haben deswegen Anfang dieses Jahres eine Anfrage 
an die damalige Bundesregierung gestellt, um Klarheit zu 
schaffen, und jetzt als Regierungspartei mit Bundes-
ministerin Prien die Konsequenzen gezogen und das Pro-
gramm „Demokratie leben!“ grundlegend verändert.

(Stephan Brandner [AfD]: Ach! Wie denn? 
Was denn? – Jochen Haug [AfD]: Wie denn?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen, dass sich 
die politische Bildungsarbeit und die Unterstützung der 
Zivilgesellschaft gegen alle Feinde der Demokratie rich-
tet, gegen islamistische Extremisten, gegen Antisemiten 
und gegen politische Links- und Rechtsextremisten glei-
chermaßen,

(Sonja Lemke [Die Linke]: Hört doch mal mit 
der Gleichsetzung auf!)

damit auch übrigens gegen Sie von der AfD, die das 
Bundesamt für Verfassungsschutz als gesichert rechts-
extremistisch eingestuft hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Ihr Bundesamt für 
Verfassungsschutz, nicht unseres!)

Lesen Sie einmal Frederik Schindlers Buch über Björn 
Höcke, und Sie bekommen eine Ahnung davon, wie ra-
dikal diese Partei ist und welche finsteren Gestalten dort 
inzwischen die Strippen ziehen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Nein, ich würde gerne am Stück zur Sache reden. – Die 

Vorsitzende Alice Weidel wird übrigens wie folgt cha-
rakterisiert – ich zitiere –: Früher hat sie ihn, Höcke, 
noch öffentlich kritisiert. Doch diese Zeiten sind vorbei. 
Weidel hat jede Häutung und Radikalisierung der Partei 
mitgemacht und irgendwann aufgehört, sich nach rechts 
abzugrenzen. Eine große Rolle spielt dabei ihr Wille zum 
Machterhalt. Dafür verhält sie sich wie immer opportu-
nistisch. Das funktioniert – Zitat Ende.

(Stephan Brandner [AfD]: Wer hat Ihnen das 
aufgeschrieben? Ihr Verfassungsschutz!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Opportunistin, 
die sich Höcke immer mehr annähert, passt ins Bild einer 
AfD-Fraktionsspitze, die gerade in diesen Tagen ein Ord-
nungsverfahren gegen ihren Fraktionskollegen Rüdiger 
Lucassen – übrigens Oberst a. D. – eingeleitet hat, und 
zwar ausschließlich aus dem Grund, weil er gewagt hat, 
sich bei der Frage der Wehrpflicht mit einem gewissen 
Sachverstand, der Ihnen meistens abgeht, gegen Herrn 
Höcke zu positionieren. Das ist Opportunismus pur. 
Frau Weidel, die es nicht einmal nötig hat, bei der Ein-
bringung dieses Antrags heute anwesend zu sein,
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(Stephan Brandner [AfD]: Zu welchem Thema 
reden Sie jetzt eigentlich?)

ist schlichtweg eine Marionette, und Herr Höcke zieht die 
Fäden im Hintergrund.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine lebendige und 
engagierte Zivilgesellschaft ist für uns alle von unschätz-
barer Bedeutung, für unser Zusammenleben, für unser 
Lebensgefühl, für die Politik, auch für unseren Staat.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: „Für unser 
Lebensgefühl“! Alles so gefühlsbetont!)

Dieser lebt nach einem berühmten Satz des Verfassungs-
richters Ernst-Wolfgang Böckenförde von Voraussetzun-
gen, die er selbst nicht garantieren kann. Das mag stim-
men. Jedenfalls aber kann der Staat helfen, dass diese 
Voraussetzungen bestehen, indem er sie fördert. Wir wol-
len das weiterhin tun, mit Vernunft und Augenmaß und 
mit kontinuierlicher gründlicher Sach- und Facharbeit – 
ganz anders als die AfD.

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke sehr.

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Deswegen lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der Abge-

ordnete Helge Limburg das Wort. Bitte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Mit diesem Antrag und auch mit der Ein-
bringungsrede erreicht die AfD einen neuen Tiefpunkt in 
ihrer eigenen parlamentarischen Arbeit.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich dachte, da wä-
ren wir schon!)

Der Antrag diffamiert eine der zentralen Säulen der De-
mokratie in unserer freien demokratischen Gesellschaft, 
nämlich die Nichtregierungsorganisationen.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Das glaubt 
niemand mehr! Niemand glaubt das!)

Allein die Anführungszeichen, die Sie in Ihrem Antrag 
um das Wort NGO gesetzt haben, und auch Ihre Einbrin-
gungsrede verdeutlichen doch die Verächtlichmachung, 
die Sie für das ehrenamtliche Engagement in diesem 
Land übrighaben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU])

Um es einmal klar zu sagen: Nichtregierungsorganisa-
tionen, also zivilgesellschaftliche Vereine und Verbände, 
leisten einen unverzichtbaren, unschätzbaren Beitrag für 
unsere Gesellschaft; da bin ich ganz bei dem Kollegen 
Hoppenstedt.

(Zuruf des Abg. Tobias Matthias Peterka 
[AfD])

Wo sind Nichtregierungsorganisationen tätig? Die Berei-
che betreffen nahezu jeden gesellschaftlichen Aspekt: 
von Umweltschutz über Erinnerungskultur, Demokratie-
bildung, Integration Geflüchteter, Kultur und Gedenk-
stättenarbeit, Sport, gemeinsames Singen, Kunst, Kultur 
und Jugendbegegnungen bis Gewerkschaftsarbeit, Bür-
gerfunk, Fördervereine für Kitas und Schulen, Denkmal-
schutz und vieles, vieles weitere mehr. All das ist Zivil-
gesellschaft, all das ist doch der Kitt, der unsere 
Gesellschaft zusammenhält, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Abg. Clara Bünger [Die 
Linke])

Wir müssen den Menschen, die sich dort engagieren, 
jeden Tag dankbar sein und dürfen ihnen nicht Knüppel 
zwischen die Beine schmeißen, wie es die AfD hier be-
antragt.

Natürlich gehört es auch zur Aufgabe zivilgesellschaft-
licher Akteure, der Politik gelegentlich kritisch auf die 
Finger zu schauen, auch der Regierungspolitik. Das ist 
kein Missbrauch, auch kein Missbrauch von Fördergel-
dern und Unterstützung, sondern bereichert unsere De-
mokratie und ist eine weitere Kontrollinstanz im demo-
kratischen Diskurs.

Damit sich diese Nichtregierungsorganisationen un-
abhängig entwickeln können und nicht etwa von Geld-
gebern und Sponsoren oder, wie offenbar Teile der AfD, 
ausländischen Geldgebern aus Moskau abhängig sind,

(Zuruf des Abg. Tobias Matthias Peterka 
[AfD])

ist es gerade richtig, dass es im Rahmen eng begrenzter 
Förderrichtlinien und Fördermaßnahmen auch staatliche 
finanzielle Förderung für Projekte gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Johannes Schraps [SPD] – 
Tobias Matthias Peterka [AfD]: So viele Lü-
gen! Da müssen Sie rot werden!)

Das mag zu komplex sein für Ihre simple Denkweise, ist 
aber Ausfluss der Selbsterkenntnis, dass der Staat eben 
nicht alles gewährleisten kann und gewährleisten soll, 
was wir in unserer Gesellschaft brauchen. Das zitierte 
Böckenförde-Diktum fasst das schön zusammen.

Meine Damen und Herren, staatliche Gelder sind in 
den Händen der Zivilgesellschaft also gut eingesetzt, 
weil die NGOs das demokratische Gemeinwesen fördern, 
gerade weil Sie eine laute Stimme sind, gerade weil Sie 
teilweise auch mit Klagen gegen staatliches Handeln Er-
folg haben. Erfolg hat ja nur die Klage, bei der tatsächlich 
ein staatlicher Rechtsbruch vorliegt. Wenn der Staat sich 
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immer an sein eigenes Recht halten würde, könnte keine 
Umwelt- und Naturschutzorganisation auch nur ein Mal 
Erfolg haben. Also sollten wir der Deutschen Umwelt-
hilfe, den Naturschutzverbänden für jede erfolgreiche 
Klage dankbar sein, weil sie uns helfen,

(Sven Wendorf [AfD]: …, unsere eigene 
Wirtschaft zu ruinieren!)

unsere eigenen rechtsstaatlichen Regeln einzuhalten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Clara Bünger [Die Linke])

Im Umkehrschluss heißt das: Gegen nicht von der Re-
gierung gesteuerte Organisationen, die die Demokratie 
bekämpfen, muss in der Tat vorgegangen werden. Dafür 
hält unser Grundgesetz seit 1949 in Artikel 21 das Mittel 
eines förmlichen Parteiverbotsverfahrens vor dem Bun-
desverfassungsgericht bereit. Es ist an der Zeit, dass sich 
die Bundesregierung auf den Weg macht, ein solches Ver-
fahren endlich ernsthaft zu prüfen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken sowie der Abg. Maja 
Wallstein [SPD])

Sie und Ihre Vorfeldorganisationen, Sie und Ihre neu 
gegründete Jugendorganisation, die von allen Beobach-
tern durchgängig als noch verfassungsfeindlicher als der 
Vorgänger beschrieben wird,

(Stephan Brandner [AfD]: Welche Beobachter 
sollen das denn sein?)

Sie und Ihr Umfeld, Sie und Ihre Geldgeber aus Moskau 
tun alles, um staatliche Gelder dafür zu verwenden, diese 
Demokratie, dieses Gemeinwesen, diesen Rechtsstaat zu 
zerstören. Wir meinen: Wer die Demokratie stützt, der 
muss unterstützt werden. Wer die Demokratie bekämpft, 
der muss verboten werden.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Herr Felix 

Döring das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Felix Döring (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst ein-
mal ist es doch so: Die Arbeit unserer demokratischen 
Zivilgesellschaft richtet sich gegen gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit. Was genau ist gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit?

(Stephan Brandner [AfD]: Erklären Sie mal! – 
Tobias Matthias Peterka [AfD]: Was für eine 
Frage?)

– Hören Sie mal zu! Vielleicht lernen Sie was. – Gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit bedeutet die Abwer-
tung bestimmter Menschen, weil man sie bestimmten 
Gruppen zuordnet.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Linker Unsinn!)
Phänomene sind beispielsweise Rassismus, Homo- und 
Transfeindlichkeit,

(Stephan Brandner [AfD]: … AfD-Hass!)
Ableismus, Feindschaft gegenüber Geflüchteten, kurz-
um:

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Großer linker 
Mist! – Zuruf des Abg. Tobias Matthias 
Peterka [AfD])

alles, was den herkömmlichen AfD-Politiker dazu moti-
viert, jeden Morgen aufzustehen und zur Arbeit zu gehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Wenn Sie von der AfD jetzt unserer demokratischen 
Zivilgesellschaft vorwerfen, sie würde vor allem gegen 
Sie und gegen Ihre angeblich legitimen und demokrati-
schen Positionen vorgehen, dann ist das ungefähr so, als 
würde ich mich darüber beschweren, dass jeder Rauch-
melder und jedes Brandschutzkonzept in diesem Land es 
persönlich auf mich abgesehen hat.

(Maja Wallstein [SPD]: Richtig!)
Und das hat ehrlicherweise mit der Realität nichts zu tun. 
Wenn Sie diesen Eindruck haben, dann kann ich Ihnen 
einen Tipp geben: Hören Sie auf, ständig mit offenem 
Feuer zu hantieren und einen Brand nach dem anderen 
zu legen! Dann entsteht dieser Eindruck auch erst gar 
nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Linken – Martina 
Kempf [AfD]: Unverschämtheit!)

Und weil Sie sich in Ihrem Antrag ja auch so tierisch 
darüber aufregen, dass die „Omas gegen Rechts“ in Bux-
tehude 5 000 Euro bezogen haben,

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Tierisch?)
und weil Sie immer wieder behaupten, dass die Arbeit 
unserer demokratischen Zivilgesellschaft sich gegen Sie 
richten würde, will ich Ihnen noch mal erklären, warum 
rechte Positionen eben nicht zum legitimen Bestandteil 
unserer demokratischen Debatte gehören.

(Zurufe von der AfD)
Denn links und rechts sind keine zwei gleichen Pole im 
politischen Spektrum. Linke Politik

(Stephan Brandner [AfD]: … vernichtet 
Deutschland!)

geht grundsätzlich von der Gleichwertigkeit der Men-
schen aus.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Ach komm! 
Das ist jetzt zu lächerlich! Also, das glauben 
Sie doch nicht mal selber!)
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Linke Politik versucht, die Gleichwertigkeit der Men-
schen durch fortschrittliche Politik umzusetzen und zu 
verfestigen. Die demokratische Gegenposition dazu 
wäre beispielsweise eine konservative Politik. Auch die 
geht zunächst einmal von der Gleichwertigkeit der Men-
schen aus und versucht, das Gute durch bewahrende Po-
litik sicherzustellen.

(Zuruf von der AfD: Unfassbar!)

Rechte Positionen hingegen gehen zwangsläufig von ei-
ner Ungleichheit der Menschen aus. Genau deshalb ist 
die Arbeit der „Omas gegen Rechts“ auch im Sinne un-
serer Verfassung, und Ihre Arbeit steht im Widerspruch 
zu den Leitgedanken unserer Verfassung.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Bernd Baumann [AfD]: Men-
schen sind nicht gleich! Sie haben gleiches 
Recht!)

Und genau deshalb gehören die „Omas gegen Rechts“ 
unterstützt, und Sie gehören verboten.

Wer noch den letzten Beweis dafür braucht, wie unse-
riös Ihr Antrag ist, den wir selbstverständlich ablehnen 
werden: Sie zitieren da an unzähligen Stellen das, was 
über die Plattform „Nius“ verbreitet wird. Auch dazu 
will ich noch mal etwas sagen.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Das ist ver-
boten, oder was?)

– Nein, das ist nicht verboten. Aber „Nius“ arbeitet eben 
nicht nach standardisierten journalistischen Kriterien.

(Stephan Brandner [AfD]: So wie der Staats-
funk meinen Sie, oder?)

„Nius“ arbeitet nicht im Sinne einer seriösen Bericht-
erstattung. Das unterscheidet „Nius“ übrigens auch von 
anderen journalistischen Plattformen, wie beispielsweise 
der „taz“. Und sich ständig auf diese Plattform zu bezie-
hen, sagt einiges darüber aus, wie Sie arbeiten und wie 
Sie denken. Auch deshalb werden wir diesen Antrag ab-
lehnen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Die Linke hat Frau Abgeordnete Clara 

Bünger das Wort. Bitte.

(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Was die AfD hier heute erneut aufführt, ist kein 
parlamentarischer Beitrag, sondern ein Angriff und eine 
gezielte Kampagne aus Desinformation und Diffamie-
rung gegen demokratische Institutionen und engagierte 
Menschen in Deutschland.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

An den rechten Rand in diesem Parlament: Sie können 
sich sicher sein, dass wir als Demokratinnen und Demo-
kraten diesem entschieden entgegenstehen, und wir wer-
den auch Organisationen wie die „Omas gegen Rechts“ 
gegen Sie verteidigen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf von der AfD)

Aber worum geht in Ihrem Antrag wirklich? Nicht um 
Aufklärung, nicht um Transparenz, sondern um Ein-
schüchterung. Seit Monaten verbreiten Sie von der AfD 
das Narrativ, Nichtregierungsorganisationen seien poli-
tisch gesteuert und mit öffentlichen Geldern gekauft. 
Das ist keine Kritik, das sind bewusste Desinformationen 
und grobe Unwahrheiten, die Sie hier verbreiten.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken und der 
SPD – Tobias Matthias Peterka [AfD]: Ach 
so! – Stephan Brandner [AfD]: Dann verzich-
ten Sie doch auf die öffentlichen Gelder! Öf-
fentliche Gelder einfach weg und fertig!)

Und ausgerechnet Sie wollen sich hier als Aufklärer über 
angeblichen Steuergeldmissbrauch inszenieren. Das hat 
mich schon sehr gewundert.

Sie wollen einen Untersuchungsausschuss, weil die 
„Omas gegen Rechts“ Buxtehude in drei Jahren 
5 000 Euro bekommen haben sollen,

(Luke Hoß [Die Linke]: Zu wenig! – Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wa-
rum nur 5 000 Euro für das Engagement?)

verschleudern aber derweil für ein paar Tage in New York 
Zehntausende Euro an Steuergeldern, um sich dort als 
Kulturkämpfer ausbilden zu lassen und Party zu machen. 
Das ist ja an Lächerlichkeit überhaupt nicht mehr zu über-
bieten. Peinlich ist das!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Tobias 
Matthias Peterka [AfD])

Und Sie schwadronieren immer über angeblich krimi-
nelle Machenschaften der NGOs und des Staates. Dabei 
ist es doch Ihre Partei, die ein massives Problem mit 
Kriminellen in den eigenen Reihen hat. Sie verbreiten 
Antisemitismus und Rassismus, relativieren die Verbre-
chen des Nationalsozialismus und stellen organisierte 
Rechtsextremisten als Mitarbeiter ein, sogar verurteilte 
Gewalttäter.

(Sven Wendorf [AfD]: Was? Das sagt die Mau-
erschützenpartei! – Stephan Brandner [AfD]: 
Wir haben keine Mauermörder in unseren Rei-
hen!)

Dieser Antrag ist kein Beitrag zur Transparenz. Er ist ein 
Angriff: auf den Rechtsstaat, auf die Demokratie und auf 
alle Menschen, die die Demokratie verteidigen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Helge Limburg 
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[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Sven 
Wendorf [AfD]: Wie in der Deutschen Demo-
kratischen Republik!)

Und: Dieser Angriff der AfD auf Nichtregierungsorga-
nisationen ist kein Zufall.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Ja! Das 
stimmt!)

Was dahintersteht, würden Sie von der AfD niemals offen 
zugeben; denn es entspringt vor allem einem Gefühl: 
Angst. Sie haben Angst vor einer selbstbewussten, kriti-
schen und solidarischen Zivilgesellschaft.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Quatsch!)
Sie haben Angst vor Menschen, die sich organisieren, die 
Ihnen widersprechen, die sich einmischen und Ihrer Po-
litik etwas entgegensetzen.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Quatsch!)
Denn Sie wissen genau: Diese Menschen sind das Boll-
werk zwischen Ihnen und dem ungehinderten Zugriff auf 
die Macht.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Tobias Matthias Peterka 
[AfD]: Tja! Die wird bald weg sein!)

Wenn wir hier von Nichtregierungsorganisationen 
sprechen, dann reden wir nicht über abstrakte Konstrukte. 
Wir reden über große und kleine Vereine, über Menschen, 
die hier in Deutschland arbeiten, lokal, konkret, oft ehren-
amtlich. Wir reden aber auch über Organisationen, die 
weit über Deutschland hinaus wirken. Allen voran spre-
chen wir über Menschen, die Verantwortung übernom-
men haben, nachdem zentrale Programme der interna-
tionalen Entwicklungszusammenarbeit weggebrochen 
sind. Dort, wo Hilfe gestrichen wurde, wo Staaten sich 
aus der Verantwortung gezogen haben, sind solidarische 
Strukturen eingesprungen. Und Sie diffamieren das als 
Luxus oder Ideologie. Tatsächlich verhindern diese Or-
ganisationen häufig das Schlimmste: Hunger, Flucht oder 
Tod.

Sehr geehrte Damen und Herren, was mich an der 
Stelle aber besonders fassungslos macht: Die menschen-
verachtenden Kampagnen stoßen bei der Union offenbar 
auf fruchtbaren Boden.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Was? 
Jetzt bin ich gespannt, was kommt! – Gegenruf 
des Abg. Stephan Brandner [AfD]: Jetzt seid 
ihr dran!)

Im Februar 2025 hat die Unionsfraktion eine Kleine An-
frage mit 551 Fragen zur politischen Neutralität staatlich 
geförderter Organisationen in den Bundestag ein-
gebracht.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das 
Stellen von Anfragen ist doch kein Verbre-
chen!)

Das ist die Realität, Herr Hoppenstedt. Sie haben diese 
Kleine Anfrage eingebracht.

(Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU]: Das stimmt! Die 
Frage muss man doch stellen!)

Mit diesen Fragen haben Sie von der Union Organisatio-
nen gezielt unter Generalverdacht gestellt,

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Was 
heißt „Generalverdacht“?)

und das nicht aus Interesse an Transparenz, sondern um 
diejenigen einzuschüchtern, die Rassismus benennen und 
das auch laut aussprechen.

(Beifall bei der Linken)
Gleichzeitig halbiert die Bundesregierung die Mittel 

für humanitäre Hilfe. Kinder hungern, weil diese Bundes-
regierung Aufrüstung priorisiert und Humanität zur 
Verhandlungsmasse macht. Der Angriff auf die Zivil-
gesellschaft ist damit das Ergebnis einer unheilvollen 
Arbeitsteilung: Die einen diffamieren NGOs mit Lügen 
und Kampagnen, die anderen entziehen ihnen die finan-
zielle Grundlage. Das Ziel ist dasselbe: eine Gesellschaft, 
die ihre Widerstandskraft gegen den autoritären Umbau 
verliert.

(Beifall bei der Linken)

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete, lassen Sie eine Zwischenfrage von 

Dr. Hoppenstedt zu?

Clara Bünger (Die Linke):
Ja, sehr gerne.

Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU):
Frau Kollegin, ganz herzlichen Dank. – Ich verwehre 

mich erst mal gegen den Vorwurf, wir würden hier ir-
gendwelche Nichtregierungsorganisationen diffamieren. 
Es ist ein Unterschied, ob ich jemanden diffamiere oder 
ob ich ihm eine staatliche Förderung zukommen lasse.

Ich will Ihnen aus meiner persönlichen Erfahrung sa-
gen, dass die „Omas gegen Rechts“, die hier heute schon 
so oft vorgekommen sind, mich zum Beispiel mehrfach 
von Demonstrationen ausgeladen haben mit der Argu-
mentation, ich sei Angehöriger einer Partei und Fraktion, 
die antidemokratisch sei. Teilen Sie das?

(Stephan Brandner [AfD]: So schnell kann das 
gehen! – Weiterer Zuruf von der AfD)

Clara Bünger (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Hoppenstedt, für die Zwischenfra-

ge. – Ich habe hier gesagt, dass die Union quasi dem, was 
die AfD macht, auf den Leim geht, indem sie selber eine 
Kleine Anfrage einreicht. Und ja, Sie haben 551 Fragen 
gestellt,

(Dr. Inge Gräßle [CDU/CSU]: Zu Recht! Zu 
Recht!)

in denen Sie Organisationen tatsächlich unter General-
verdacht gestellt haben, und das sage nicht nur ich, son-
dern das sagen auch die Organisationen selber, die sich 
dadurch eingeschüchtert gefühlt haben.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Tobias 
Matthias Peterka [AfD]: Jemand, der Angst 
vor Fragen hat, der hat sich disqualifiziert für 
alles!)
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Die Organisationen haben sich eingeschüchtert gefühlt 
und haben Angst, dass sie ihre Arbeit nicht fortsetzen 
können.

(Beifall bei der Linken)
Die Zivilgesellschaft braucht doch Unterstützung. Sie 

ist unter Druck von rechts. Die Rechten wollen die Zivil-
gesellschaft ausrotten; sie wollen sie ausmerzen.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Peter 
Bohnhof [AfD]: Das ist eine Unverschämtheit! 
Echt! Nehmen Sie sich mal zusammen! – Sven 
Wendorf [AfD]: Was ist das für eine Wort-
wahl? – Zuruf des Abg. Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie wollen die Demokratie abschaffen. Deshalb müssen 
wir die Menschen, die hinter unserer Demokratie stehen, 
die die Demokratie verteidigen, auch verteidigen. Da 
können wir keine Kleinen Anfragen stellen und diese 
Personen unter Generalverdacht stellen. Ich war sehr ver-
ärgert, dass die Unionsfraktion das macht.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Oh, da waren 
Sie sehr verärgert! Peinlich! Peinlicher Auf-
tritt!)

Abgesehen davon habe ich bei Ihrem Beitrag auch 
geklatscht, weil Sie auch Sachen gesagt haben, denen 
ich zustimmen würde.

(Stephan Brandner [AfD]: Ui!)
Aber ich muss sagen: Zu dem, was Sie hier gemacht 
haben und wie Sie sich teilweise an die AfD annähern – 
mit Projekten wie R21, einem Projekt, das fördern soll, 
dass die AfD und die Union eine Koalition eingehen; das 
sind Projekte, die auf dem Tisch liegen; das sind Tatsa-
chen –, müssen wir ganz klar Nein sagen. Da muss die 
Demokratie stark sein und darf so etwas nicht zulassen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Sven Wendorf [AfD]: Sie 
haben Angst vor dem Verlust linker Deutungs-
hoheit! – Zuruf des Abg. Georg Schroeter 
[AfD])

Sehr geehrte Damen und Herren, aus diesen Gründen 
ist es wichtig – und das habe ich gerade schon gesagt –, 
dass die organisierte Zivilgesellschaft vor den Angriffen 
von der AfD, aber auch vor den Kürzungen der Bundes-
regierung geschützt wird. Sie braucht Unterstützung.

(Zuruf von der AfD: Nein!)
Denn die Menschen, die sich in diesem Land engagieren, 
sind das Rückgrat der Demokratie. Wir werden sie in den 
nächsten Zeiten noch brauchen, und deshalb brauchen sie 
unsere Unterstützung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Felix 
Döring [SPD] – Tobias Matthias Peterka 
[AfD]: Wie in der Volkskammer!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat der Abgeordnete 

Dr. Martin Plum das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Untersuchungs-
ausschüsse sind das schärfste Schwert parlamentarischer 
Kontrolle. Gerade deshalb setzen das Grundgesetz und 
das Untersuchungsausschussgesetz ihrer Einsetzung 
klare Grenzen. In einem Rechtsstaat mit Grundrechten 
und Gewaltenteilung darf auch das Parlament nicht gegen 
alles und jeden ermitteln.

Ein Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses ist insbesondere nur dann zulässig, wenn der 
Bundestag überhaupt für den Untersuchungsgegenstand 
zuständig ist und wenn der Antrag hinreichend bestimmt 
ist. Erfüllt der Antrag diese Voraussetzungen ganz oder 
auch nur teilweise nicht, muss der Bundestag ihn zwin-
gend ablehnen.

Heute erleben wir in der parlamentarischen Primetime, 
dass die AfD-Fraktion auch nach acht Jahren im Deut-
schen Bundestag nicht in der Lage ist, einen Antrag auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zu formulie-
ren, der diese grundlegenden Mindestanforderungen auch 
nur ansatzweise zu erfüllen mag.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Nancy Faeser [SPD] und Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Antrag missachtet gleich mehrfach die verfas-
sungsrechtlichen Grenzen zulässiger parlamentarischer 
Kontrolle.

Erstens überschreitet er die Kompetenzen des Bundes-
tages. Untersuchungsgegenstand soll die Förderung ge-
meinnütziger Organisationen nicht nur durch den Bund, 
sondern auch durch die EU sein. Dafür ist nicht der Deut-
sche Bundestag, sondern das Europaparlament zuständig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zweitens macht der Antrag das Verhalten von Abge-
ordneten in unzulässiger Weise zum Gegenstand eines 
Untersuchungsausschusses. Ihr Verhalten darf grundsätz-
lich nur nach ihrer Wahl in den Bundestag und auch dann 
nur unter engen Voraussetzungen untersucht werden.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja ein Glück für die AfD! Sonst 
würde ja jeder ihrer Abgeordneten dauernd un-
tersucht werden müssen!)

Der beantragte Untersuchungsausschuss soll aber unter-
schiedslos und unabhängig von der konkreten Mandats-
zeit für alle ehemaligen und aktuellen Abgeordneten klä-
ren, ob sie in den letzten zehn Jahren Mitglied oder 
Förderer einer staatlich geförderten Organisation waren. 
Auch das überschreitet klar die Grenzen zulässiger par-
lamentarischer Kontrolle.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Drittens greift der Antrag dann auch noch in unzuläs-
siger Weise in das Privat- und Familienleben von Abge-
ordneten ein. Der Untersuchungsausschuss soll auch klä-
ren, ob „nahe Angehörige/Verwandte … oder … 
Geschäftspartner“ von Abgeordneten Mitglied oder För-
derer staatlich geförderter Organisationen waren.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, das wüssten wir 
gerne!)

Damit sollen zum einen rein private Sachverhalte ohne 
erkennbares öffentliches Interesse ausgeforscht werden.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Ach so, „ohne 
erkennbares Interesse“! Klar!)

Zum anderen ist der Untersuchungsauftrag vollkommen 
unbestimmt.

„Nahe Angehörige/Verwandte … oder … Geschäfts-
partner“, das umfasst Oma und Opa, Eltern und Ge-
schwister, Tante und Onkel, Cousins und Cousinen, Nich-
ten und Neffen, Schwägerinnen und Schwippschwager, 
Ehepartner und Kinder, Enkel und Urenkel

(Maja Wallstein [SPD]: Ja! Hört! Hört!)
genauso wie Bäcker und Metzger, Florist und Friseur, 
Gärtner und Elektriker,

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Auto- und Obsthändler, Supermarkt- und Fitnessstudio-
betreiber, Haus- und Zahnarzt oder den Wirt aus der Eck-
kneipe.

(Maja Wallstein [SPD]: Wow! – Dr. Inge 
Gräßle [CDU/CSU]: Alle!)

Dass ein solcher Untersuchungsgegenstand nicht nur of-
fensichtlich verfassungswidrig, sondern auch schlicht 
und ergreifend absurd ist, muss man in diesem Haus 
niemandem erklären – natürlich mit Ausnahme der an-
tragstellenden Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Maja 
Wallstein [SPD]: Bravo!)

Aber auch im Übrigen wimmelt der Antrag nur so von 
unbestimmten Rechtsbegriffen. Ein Beispiel: Der Unter-
suchungsausschuss soll alle gemeinnützigen Organisatio-
nen untersuchen, die in den letzten zehn Jahren Förder-
mittel oder sonstige Zuwendungen des Bundes erhalten 
haben.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Genau!)
Das betrifft dann den örtlichen Sportverein, der seine 
Halle mit Bundesmitteln saniert hat, ebenso wie die 
Schützenbruderschaft, die für eine Veranstaltung einen 
Zuschuss bekommen hat, den Musikverein, der dank 
Bundesunterstützung seine Vereinsarbeit digitalisiert 
hat, oder die Jugendbildungsstätte, die dank einer Über-
brückungshilfe die Coronapandemie überstanden hat.

(Maja Wallstein [SPD], an die AfD gewandt: 
Das ist ja interessant!)

Für diese Organisationen soll zudem ermittelt werden, 
welche Spenden und Zuwendungen sie aus der Wirt-
schaft, von parteinahen Stiftungen und sonstigen juristi-
schen Organisationen erhalten haben.

(Maja Wallstein [SPD]: Ja!)

Das hieße konkret: Der örtliche Sportverein muss seine 
Turniersponsoren benennen, die Schützenbruderschaft 
jedes gestiftete Fass Bier, der Musikverein jedes gespen-
dete Instrument und die Jugendbildungsstätte die Stif-
tung, die eine Ferienfreizeit für Kinder aus einkommens-
schwachen Familien überhaupt erst ermöglicht hat.

(Maja Wallstein [SPD]: Das will die AfD!)
Das ist vollkommen uferlos und evident unzulässig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Tobias Matthias Peterka [AfD]: 
Sie wissen schon, dass es Datenbanken gibt! 
Sie wissen schon, dass wir PCs haben!)

Den parlamentarischen Tiefpunkt aber erreicht der An-
trag schließlich mit der Forderung, der Untersuchungs-
ausschuss solle prüfen, wie sich in Deutschland ein „deep 
state“ unterbinden oder gar beseitigen lasse – geschwur-
belte Verschwörungstheorien in Reinform, und das in 
einem Antrag des Deutschen Bundestages.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Statt mit Schattenstaaten sollten Sie von der AfD sich 
lieber einmal mit Schurkenstaaten kritisch auseinander-
setzen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD – Udo Theodor 
Hemmelgarn [AfD]: Das haben Sie ja schon 
getan!)

Aber zu denen pflegen Sie als Putin-treue Vasallen ja 
lieber allerbeste Beziehungen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Zusammengefasst: Dem Antrag der AfD-Fraktion 
fehlt jede parlamentarische Ernsthaftigkeit.

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)
Es handelt sich um puren politischen Klamauk. Wir spie-
len dieses Theater nicht mit; denn es ist diesem Hohen 
Haus schlicht und ergreifend nicht würdig.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Maja Wallstein [SPD]: Bravo! – 
Sven Wendorf [AfD]: Dann machen Sie es 
doch besser! Sie machen gar nichts!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Kurzer Hinweis: Für Zwischenfragen frühzeitig mel-

den. Ich unterbreche keinen Redner bei seinem letzten 
Satz bzw. wenn die Zeit rum ist. Das nur als Hinweis.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Der Kollege 
hat mich ignoriert!)

– Vielleicht kann Herr Brandner genau das dann aufgrei-
fen, was Sie gerne gefragt hätten.

Herr Brandner für die AfD. Bitte sehr.
(Beifall bei der AfD)
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Stephan Brandner (AfD):
Ich versuche es mal ohne Brille; dann sehe ich Sie 

nicht so scharf. Das entspannt so ein bisschen am Red-
nerpult. –

(Felix Döring [SPD]: Leider haben wir keine 
Augenbinden! – Zuruf des Abg. Tarek Al- 
Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Auf-
regung hier im Raum versteht man eigentlich kaum. 
Das Einzige, was die Alternative für Deutschland möch-
te, ist, einen Untersuchungsausschuss einzurichten, um 
die intransparenten Geldflüsse in sogenannte Nichtregie-
rungsorganisationen – die sich nahezu ausschließlich aus 
Steuergeld, was von der Regierung bereitgestellt wird, 
finanzieren – aufzudecken.

(Felix Döring [SPD]: Das ist wie die Finanzie-
rung Ihrer Fraktion! – Zuruf der Abg. Clara 
Bünger [Die Linke])

Wir wollen also mehr Klarheit, mehr Transparenz, mehr 
Wahrheit, und Sie sperren sich dagegen.

(Beifall bei der AfD)
Warum tun Sie das? Es gibt ja den Spruch: „Getroffene 
Hunde bellen.“ Was ich hier übertragen höre, ist ein Kläf-
fen und Jaulen von Ihnen, weil Sie offenbar sehr viel zu 
verbergen haben.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, und ich kriege langsam Tinnitus! 
Ich habe so ein Pfeifen, seit Sie vorne stehen!)

Herr Plum, ich weiß nicht, ob Sie sich gerade künstlich 
dumm gestellt haben. Es gibt ja die künstliche Intelligenz. 
Es gibt möglicherweise auch die künstliche Dummheit.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
AfD)

Es geht natürlich nicht um die örtlichen Vereine, um die 
Feuerwehrvereine, um die Schützenvereine und um die 
Fußballvereine –

(Abg. Dr. Martin Plum [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage – Dr. Martin 
Plum [CDU/CSU]: Das schreiben Sie in die-
sem Antrag so!)

– Herr Plum macht mich ein bisschen nervös –,
(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nervös sind Sie den ganzen Tag schon! 
Das merken wir!)

sondern es geht natürlich um die intransparenten Antifa- 
Strukturen, die dazu führen, dass wir bürgerkriegsähn-
liche Zustände auf den Straßen haben, wie beispielsweise 
vor einigen Wochen in Gießen,

(Felix Döring [SPD]: „Bürgerkriegsähnliche 
Zustände“?)

wo über 50 Polizeibeamte verletzt, teilweise schwer ver-
letzt wurden.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Sie se-
hen doch schon wieder ganz schlecht aus! 
Schwache Argumentation!)

Warum? Weil Sie Ihre Truppenteile auf die Straßen ge-
schickt haben, die Truppenteile, die intransparent finan-
ziert werden, und die Transparenz wollen wir herstellen, 
um den Menschen draußen klarzumachen, wo die Steuer-
gelder versickern.

(Beifall bei der AfD)
Links ist vorbei!

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter, lassen Sie eine Zwischenfrage von 

Dr. Plum zu?

Stephan Brandner (AfD):
Wenn Sie die Uhr anhalten, gerne.

Präsidentin Julia Klöckner:
Die halte ich dann an, wenn Sie Ja gesagt haben.

Stephan Brandner (AfD):
Ja.

Präsidentin Julia Klöckner:
Ich habe das schon im Griff, keine Sorge.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Stephan Brandner (AfD):
Die Uhr läuft ja immer noch. Zehn Sekunden sind jetzt 

weg.
(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Oh! – Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Mimimimimi!)

Herr Plum.

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Kollege Brandner, dass Sie die Zwi-

schenfrage zulassen. – Ich empfehle Ihnen einmal, Ihren 
eigenen Antrag zu lesen. Unter Ziffer III Nummer 17 
wird das Ziel formuliert: Der Untersuchungsausschuss 
soll insbesondere klären, „welche gemeinnützigen Orga-
nisationen, die nicht zu den in der Nummer 1 genannten 
Organisationen zählen“ – was Organisationen sind, die 
Fördermittel im Rahmen des Förderprogramms „Demo-
kratie leben!“ erhalten – „seit dem 01.01.2015 bis zum 
23.02.2025“ Bundesmittel erhalten haben.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach!)

Das heißt, es geht um alle gemeinnützigen Organisa-
tionen, die innerhalb dieses Zehnjahreszeitraums irgend-
welche Bundesmittel erhalten haben.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!)

Gemeinnützige Organisationen sind eben auch Sportver-
eine, das sind Musikvereine, das sind Kulturvereine, das 
sind Brauchtumsvereine, das sind Karnevalsvereine.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Eine Ab-
schichtung ist Ihnen nicht bekannt, oder?)
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All das ist von diesem Untersuchungsgegenstand erfasst.
(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber dann hat Herr Brandner ja gerade 
Unsinn erzählt! Dann ist ja gar nicht wahr, was 
Herr Brandner erzählt hat! Das ist ja unglaub-
lich!)

Das ist ein unzulässiger Antrag. Sie sind nicht in der 
Lage, einen zulässigen Antrag auf Einsetzung eines Un-
tersuchungsausschusses zu formulieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Das ist offensichtlich, wenn man sich das durchliest.

Stephan Brandner (AfD):
Ich habe jetzt zwar keine Frage von Ihnen gehört,

(Ansgar Heveling [CDU/CSU]: Doch!)
aber ich knüpfe da noch mal an, wo ich gerade aufgehört 
habe: Ich hatte zu Ihren Gunsten unterstellt, dass Sie sich 
künstlich dumm gestellt haben. Sie würden sich doch alle 
nicht aufregen, wenn es um das Dach eines Feuerwehr-
hauses ginge

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Lesen Sie doch 
mal Ihre eigenen Anträge! Lesen Sie doch, was 
Sie geschrieben haben! – Dr. Hendrik 
Hoppenstedt [CDU/CSU]: Beantworten Sie 
doch mal die Frage! – Zuruf des Abg. Ansgar 
Heveling [CDU/CSU)

oder wenn es um ein Grillfest des örtlichen Feuerwehr-
vereins ginge. Dann wären Sie alle mucksmäuschenstill 
und würden sich gar nicht aufregen. Sie alle wissen ge-
nau, worum es geht:

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Sie wissen 
noch nicht mal, was in Ihrem Antrag steht! – 
Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Schrei-
ben Sie das doch in Ihren Antrag rein!)

um die Aufdeckung intransparenter Strukturen, die dazu 
führen, dass links nicht vorbei ist, sondern dass links 
stärker ist denn je.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Sie lenken ab 
von Ihrem eigenen Unwissen!)

Sie von der CDU haben sich einfach vorführen und am 
Nasenring durch die Manege ziehen lassen. Das hat mit 
dem Antrag, den wir hier vorstellen, überhaupt nichts zu 
tun.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Das steht da-
drin! Lesen Sie es!)

– Sie versuchen, irgendwelche Nebelkerzen zu zünden, 
und erklären den Leuten draußen, dass wir darüber debat-
tieren, ob Grillwürstchen beim Feuerwehrfest transparent 
gemacht werden sollen.

(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Das wollen Sie 
nach Ihrem Antrag! Das wollen Sie! – Zurufe 
von der SPD sowie der Abg. Tarek Al-Wazir 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Clara 
Bünger [Die Linke])

– Das ist doch völliger Unsinn, was Sie erzählen, Herr 
Plum.

Wir wollen ganz klar machen, wo Steuermittel in 
Deutschland hinfließen.

(Zurufe der Abg. Tarek Al-Wazir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Clara Bünger 
[Die Linke])

Und diese gehen in Richtung einer gewalttätigen Antifa, 
„Omas gegen Rechts“, Amadeu Antonio Stiftung und wie 
sie alle heißen.

(Beifall bei der AfD)

Das wollen wir transparent machen, und darüber regen 
Sie sich auf und schmeißen Nebelkerzen. Das ist völliger 
Unsinn, was Sie hier berichten.

Präsidentin Julia Klöckner:
Damit ist die Frage beantwortet. Die Zeit läuft weiter.

Stephan Brandner (AfD):
„Links ist vorbei“ – da habe ich gerade aufgehört –, das 

ist ein Spruch von Friedrich Merz bei seinem peinlichen 
Auftritt,

(Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was steht jetzt dadrin in eurem An-
trag?)

bei dem er sagte, er bräuchte nur mit dem Dienstwagen-
schlüssel zu klimpern, und schon wären die Linken still. 
Links ist nicht vorbei. Vernunft ist vorbei, seitdem diese 
Koalition in Deutschland regiert.

(Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Oh, ist das jämmerlich!)

Ich habe es gerade gesagt: SPD, Linke, Grüne führen 
Sie durch die Manege, und Sie kletten sich an sie allein 
um des Machterhalts willen. Das ist Ihr Ansatz von Poli-
tik; unser Ansatz ist das nicht. Mit uns wäre links vorbei,

(Clara Bünger [Die Linke]: Mit Ihnen wäre der 
Verstand vorbei!)

mit uns wäre die Vernunft wieder da, und wir hätten eine 
vernünftige Zivilgesellschaft, die sich auch selber finan-
zieren würde, weil die Menschen der Zivilgesellschaft 
auch Geld geben würden, weil sie sehen: Das sind ver-
nünftige Sachen. – Genauso funktionieren übrigens auch 
Vereine vor Ort. Die werden auch nicht nur aus Steuer-
geldern bezahlt, sondern auch von Menschen, die hinter 
den Zielen der Vereine stehen. Das ist hier nirgendwo der 
Fall.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer hat denn Ihre MAGA-Reise be-
zahlt?)

Offenbar hat jemand auch Herrn Wiese eine Frage auf-
geschrieben. Bitte, ich habe nichts dagegen, Herr Wiese.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Weil Sie nichts zu sagen haben, freuen 
Sie sich über die Fragen!)
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Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Brandner, Sie lassen diese Frage zu?

Stephan Brandner (AfD):
Ja, klar. Gerne.

Präsidentin Julia Klöckner:
Gut, sehr schön. – Ich will nur kurz noch mal fest-

halten: Wir müssen nicht kommentieren, ob jemand je-
mandem eine Frage aufgeschrieben hat. Abgeordnete ha-
ben das Recht, sich zu Zwischenfragen zu melden. – 
Bitte, Herr Wiese.

(Dr. Bernd Baumann [AfD]: Das müssen Sie 
jetzt aber auch nicht sagen!)

Stephan Brandner (AfD):
Herr Wiese ist ja öfter mal auffällig durch Zwischen-

fragen, die ihm seine Referenten aufgeschrieben haben 
und die er versucht irgendwie unterzubringen.

(Dr. Carolin Wagner [SPD]: Einfach mal den 
Mund halten, Mensch! Meine Güte! – Tarek 
Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Halt doch mal den Rand!)

Dirk Wiese (SPD):
Herr Dr. Brandner, mir schreibt keiner Zwischenfragen 

auf, sondern sie ergeben sich aus einer parlamentarischen 
Debatte, wenn der Redner am Pult fragwürdige Äußerun-
gen tätigt und das Nachfragen provoziert. Das ist in einer 
Demokratie üblich, und das müssen Sie auch über sich 
ergehen lassen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich fand es gerade interessant, Herr Brandner, dass Sie 
gesagt haben, Sie wollen wissen, wo Steuermittel hinflie-
ßen, und Sie wollen Transparenz schaffen. Das finde ich 
richtig und gut. Jetzt möchte ich Ihnen gerne die Frage 
stellen, wie Sie zu den Vorwürfen des AfD-Bundestags-
abgeordneten Jan Wenzel Schmidt gegen die Spitze des 
Landesverbandes der AfD in Sachsen-Anhalt stehen. Er 
erhebt schwere Vorwürfe gegen den Landesvorsitzenden 
Martin Reichardt und gegen den Spitzenkandidaten der 
AfD, Ulrich Siegmund. Er schreibt bzw. wirft vor, dass 
der Vorstand Privatreisen unter dem Deckmantel von par-
lamentarischer Tätigkeit, damit Veruntreuung von Steu-
ermitteln, unzulässige unternehmerische Verquickungen 
vorgenommen und weiteres parteischädigendes Verhal-
ten, darunter potenzielle Straftaten, verübt hat.

Ich halte das für ziemlich schwere Vorwürfe, dass hier 
möglicherweise Steuergelder von der AfD in Sachsen- 
Anhalt veruntreut worden sind.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Stand das auf 
Facebook?)

Interessant ist ja auch, dass dieser Abgeordnete, Jan 
Wenzel Schmidt, mit Steuergeldern finanziert und mit 
Ihrer Billigung in die USA reist und möglicherweise an 
stattfindenden Abendessen und auch an Verquickungen 
teilnimmt. Würden Sie daher heute hier sagen, dass Sie 

persönlich zusichern, dass in den nächsten Tagen umfas-
send Aufklärung erfolgt, wie die AfD mit Steuergeldern 
in Landtag und Bundestag umgeht?

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die 
Linke])

Stephan Brandner (AfD):
Ich habe den Bericht heute auf Table Media gelesen, 

und dem muss man natürlich nachgehen. Das wird auf-
geklärt, Herr Wiese.

(Zuruf des Abg. Dirk Wiese [SPD])
Ich hoffe, Sie gehen auch den Vorwürfen um Ihre korrup-
ten Landräte nach, die in Nordrhein-Westfalen Aufent-
haltsvisa verschoben haben, und klären diese und andere 
Geschichten auf. Ich hoffe, Sie gehen der Frage nach, wie 
Milliarden von Geldern beispielsweise bei der CDU 
durch Herrn Spahn verschlampt worden sind

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke] – 
Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

für den Einkauf maßlos überteuerter Masken und solche 
Geschichten. Alles muss aufgeklärt werden; alles muss 
transparent gemacht werden.

(Zuruf von der SPD)
Das gilt natürlich für uns, aber natürlich auch für Sie.

Wenn ich diese Schäden in Höhe von 100 Milliarden 
Euro anschaue, die Sie und Ihre – ja, wie soll man sa-
gen? – Einheitsfront der Altparteien in den letzten Jahren 
produziert haben, dann bin ich dafür, mehrere Unter-
suchungsausschüsse einzurichten. Übrigens, an die Grü-
nen und an die Linken gerichtet: Wo bleibt denn der 
Antrag auf einen Untersuchungsausschuss zu Jens 
Spahn? Darauf warten wir schon ewige Zeiten. Der ist 
dringend erforderlich. An die CDU: Da geht es um Hun-
derte Millionen Euro. Wo bleibt der Untersuchungsaus-
schuss zu Robert Habeck und solchen Geschichten? Es 
gibt sehr viel aufzuklären.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Entschuldigung, Herr Brandner, in Ihrem Sinne: Wir 

sind gerade in der Beantwortung einer Zwischenfrage, 
und deshalb verbietet sich das Reinbrüllen von anderer 
Seite. Herr Brandner beantwortet jetzt die Frage, und das 
muss man auch aushalten. – Bitte sehr, Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Wir sind ganz vorn dabei, wenn es um Aufklärung 

geht. Also bringen Sie Anträge zu Untersuchungsaus-
schüssen zu Robert Habeck und Northvolt ein. Was 
Jens Spahn betrifft – das kann ich Ihnen jetzt schon sa-
gen –, werden wir zustimmen und das Ganze transparent 
in die Weltgeschichte tragen. Wir sind ganz vorne dabei, 
Herr Wiese; da können wir gerne zusammenarbeiten.

(Zuruf des Abg. Dirk Wiese [SPD])
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– Ich weiß nicht, wen Sie mit „Dr. Brandner“ meinten. Ich 
bin es jedenfalls nicht, Herr Dr. Wiese. – So weit zur 
Antwort auf Ihre Frage.

Wir waren bei der Frage der nützlichen Idioten; „nütz-
liche Idioten“ habe ich, glaube ich, nicht gesagt, schließ-
lich will ich keinen Ordnungsruf riskieren. Es gibt den 
Spruch in „Dantons Tod“ von Georg Büchner: „Die Re-
volution frisst ihre eigenen Kinder“. Sie von der CDU/ 
CSU merken gar nicht, wie Sie von den NGOs aufgefres-
sen werden. Sie freuen sich klammheimlich darüber und 
lachen sich ins Fäustchen, dass die Arbeit der NGOs, der 
Straßenterror, der Terror gegen Wahlkreisbüros, der Ter-
ror gegen Infostände die Alternative für Deutschland 
trifft. Da freuen sie sich klammheimlich darüber, auch 
wenn Sie hier dann das Gegenteil andeuten.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber Sie verkennen: Die Nächsten sind Sie. Wir sind das 
Bollwerk gegen links. Das ist die Alternative für 
Deutschland hier im Deutschen Bundestag. Sobald wir 
weggeräumt sind, sind Sie dran.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Sie haben es ja bei der Straßenbild-Debatte gemerkt, 
wie schnell die NGOs in der Lage sind, Zehntausende 
von Menschen auf die Straßen zu bekommen, um gegen 
irgendetwas zu demonstrieren.

(Zurufe der Abg. Rasha Nasr [SPD], Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Katrin Fey [Die Linke])

Das müssen auch die anderen Verbände und die Kirchen 
wissen. Sobald wir weg sind, sind die Verbände und die 
Kirchen dran, weil sich dann die NGOs, die Straßenter-
roristen von links, andere Opfer suchen und andere Stel-
len suchen, wo sie sich austoben können. Da sollten Sie 
mal ein bisschen strategisch weiterdenken, was diese 
links-woke Truppe von Links-Grün unserem Land inzwi-
schen angetan haben.

(Clara Bünger [Die Linke]: Sind Sie denn auch 
Terrorist?)

Sie, von der CDU/CSU, lassen sich einfach vor diesen 
Karren spannen und den Karren weiter in den Dreck 
ziehen für Deutschland. Das hat Deutschland nicht ver-
dient. Deutschland hat Sie von der CDU nicht verdient.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die CDU hat Sie nicht verdient!)

Sie sollten sich schämen, auch nur ansatzweise mit diesen 
Truppenteilen von der linken Seite zusammenzuarbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Maja 

Wallstein das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Maja Wallstein (SPD):
Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte 

Kolleginnen und Kollegen! Liebe Besucherinnen und Be-
sucher! Schön, dass Sie da sind, bei dieser sehr bemer-
kenswerten Debatte. Die AfD legt heute einen Antrag 
vor, in dem sie einen Untersuchungsausschuss fordert. 
Hand aufs Herz: Sie greift hier zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen an, auch weil diese Aktivitäten der vom Ver-
fassungsschutz als gesichert rechtsextrem eingestuften 
AfD bewerten

(Stephan Brandner [AfD]: Von Ihrem Verfas-
sungsschutz!)

und eben auch auf die Folgen für unsere Gesellschaft und 
die Demokratie aufmerksam machen. Die AfD wittert 
hier Wahlbeeinflussung.

(Zuruf von der AfD)
Es ist übrigens die gleiche AfD, die sich von einem 

ausländischen Techoligarchen Wahlkampfunterstützung 
holt.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Das ärgert 
Sie, was?)

Derzeit wird geprüft, ob das illegale Wahlkampfbeein-
flussung und damit strafbar ist.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie sind doch nur 
neidisch!)

Es ist auch die gleiche AfD, deren Abgeordnete auf Kos-
ten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler Luxusreisen 
in die USA organisieren

(Zuruf des Abg. Sven Wendorf [AfD])
und sich dort auf Partys mit Republikanern amüsieren 
und dabei die Ehefrau gleich mitnehmen. Es ist die glei-
che AfD, die auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steu-
erzahler Rechtsextreme als Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter im Bundestag einstellt und sogar, wie im Fall 
eines Landtagsabgeordneten in Sachsen-Anhalt, die Ehe-
frau auch gleich als Mitarbeiterin anstellt. Für mich klingt 
das ein bisschen wie Selbstbedienung auf Kosten der 
Steuerzahler, aber auch wie ein Angriff auf unsere De-
mokratie von innen heraus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Stephan 
Brandner [AfD]: „Unsere Demokratie“! – 
Johannes Schraps [SPD]: Für uns auch!)

Die Aktivitäten der Zivilgesellschaft, die die AfD ja 
angreift, sind hingegen nachweislich im Interesse unseres 
Landes, im Interesse unserer Demokratie.

(Zuruf von der AfD: Ach so? Schon klar!)
In wessen Interesse agiert eigentlich die AfD? Offen ge-
standen, kann man da ein bisschen den Überblick ver-
lieren. Darum zitiere ich einfach mal ein paar Schlagzei-
len:

„Der AfD-Abgeordnete Petr Bystron soll Geld aus 
Russland angenommen haben, die Staatsanwalt-
schaft wirft ihm Korruption und Geldwäsche vor.“

(Zuruf von der AfD)
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Nächste Schlagzeile: „Ex-Mitarbeiter von AfD-Politi-
ker Krah wegen Spionage für China verurteilt“

(Zuruf von der AfD)
Nächste Schlagzeile: „Die Affäre um den AfD-Politi-

ker“ – Bundestagsabgeordneten – „Jan Wenzel Schmidt 
spitzt sich zu. Er reiste nicht nur mit einem Spion in eine 
chinesische Diamantenfabrik“ – wow! –, „sondern soll 
auch dubiose Minijobs für sein Bundestagsbüro organi-
siert haben.“

AfD-Mann Stefan Keuter soll im Auftrag des chinesi-
schen Geheimdienstes eine Kleine Anfrage zu Aktivitä-
ten der Demokratiebewegung in Hongkong gestellt ha-
ben.

(Stephan Brandner [AfD]: „Soll“!)
Ja, das ist im chinesischen Interesse, ganz klar, aber nicht 
im deutschen Interesse.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Sehr detaillierte Anfragen zu Fähigkeitslücken der 
Bundeswehr. Leitet die AfD sensible Informationen an 
Russland weiter? – So lautet eine andere Schlagzeile. 
Ich sage, die AfD ist ein Sicherheitsrisiko für unser Land.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Lachen bei 
Abgeordneten der AfD)

Kommen wir doch noch mal zu dem Techoligarchen, 
den die AfD mehr als nur einmal im Wahlkampf ein-
gesetzt hat. Hat er das aus Nächstenliebe getan? Natürlich 
nicht. Er zählt zu denen, die die Demokratie als Hindernis 
betrachten und dem natürlich europäische Sicherheits-
standards, Jugendschutz und Transparenzpflichten ein 
Dorn im Auge sind. Beatrix von Storch gibt offen zu, 
dass sie Namen und auch Informationen an die USA 
weitergibt. Wahnsinn! Und für morgen hat die AfD eine 
Aktuelle Stunde beantragt mit dem Titel „Digital Ser-
vices Act abschaffen“. Der DSA ist genau dafür da, 
dass wir Verbraucherschutz und gewisse Standards ha-
ben, dass also nicht im Internet all das erlaubt ist, was 
im Real Life nicht erlaubt ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ja, und das passt eben den Tech-Bros nicht. Da gibt die 
AfD unverhohlen zu, gegen deutsche Interessen vorzu-
gehen. Deshalb bin ich dankbar, dass die Zivilgesell-
schaft sich starkmacht. Ich werde mich immer für die 
Zivilgesellschaft starkmachen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Lassen Sie eine Zwischenfrage zu, Frau Abgeordnete? 

Von Herrn Brandner?

Maja Wallstein (SPD):
Nein, ich glaube, hier wurde schon zu viel Quatsch 

erzählt.
(Stephan Brandner [AfD]: Das ist aber schade, 

Frau Wallstein!)

Wir müssen unsere Demokratie überall schützen. Das 
bedeutet im Übrigen auch, dass wir keine verfassungs-
feindlichen Parteien dulden dürfen. Darum sollten wir 
uns alle starkmachen für die Überprüfung der Verfas-
sungsmäßigkeit der AfD vor dem Bundesverfassungs-
gericht. Und ich frage mich: Welche demokratische Par-
tei fürchtet die Überprüfung ihrer Verfassungsmäßigkeit 
durch das höchste Gericht unseres Landes?

(Sven Wendorf [AfD]: Lassen Sie sich doch 
mal selbst überprüfen!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Die Möglichkeit zu einer Kurzintervention hat der an-

gesprochene Herr Brandner.

Stephan Brandner (AfD):
Danke schön. – Ich habe drei Punkte. Ihr letzter Punkt 

war noch mal interessant, wo Sie gefragt haben: Welche 
Partei hat Angst davor, auf ihre demokratische Gesin-
nung überprüft zu werden? – Sie wehren sich seit unge-
fähr einer Stunde mit Händen und Füßen gegen einen 
Untersuchungsausschuss, der mal das durchleuchten soll, 
was auf Ihrer Seite passiert. Vielleicht versuchen Sie mal, 
das in Einklang zu bringen.

(Beifall bei der AfD)

Und dann noch zwei Fragen, die sich aus Ihrer Rede 
ergeben haben, was die angeblichen Luxusreisen der Ab-
geordneten der Alternative für Deutschland angeht: Sind 
Sie im Bilde, dass über die Fragen von Reisen auch im 
Ältestenrat gesprochen wird und dass die Alternative für 
Deutschland seit Jahren darauf dringt, das Reisekontin-
gent des Deutschen Bundestages massiv einzuschränken,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

weniger Dienstreisen durchzuführen und vor allem die-
sen Unsinn zu lassen und sich das schlechte Gewissen für 
die – –

(Dirk Wiese [SPD]: Das Protokoll zeigen Sie 
mir mal mit dem Redebeitrag von Ihnen im 
Ältestenrat!)

– Das kann ich Ihnen leider nicht zeigen, weil das ja 
vertraulich ist; aber wir können da gerne gemeinsam 
schauen.

(Dirk Wiese [SPD]: Da haben Sie nichts zu 
gesagt bis zum heutigen Tage! Nichts!)

Ja, und dass wir natürlich auch den Unsinn abstellen 
wollen, dass Sie das schlechte Gewissen, das Sie alle 
durch massive Reisetätigkeiten haben

(Dirk Wiese [SPD]: Einen Schwachsinn erzäh-
len hier! Kein Antrag dazu von Ihnen im Äl-
testenrat! Keiner von Ihnen persönlich!)
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– Herr Wiese! –, das schlechte Gewissen, das Sie alle 
durch Ihre Reisetätigkeit offenbar selbst haben, dann 
kompensieren durch irgendwelche komischen Abgaben 
an zentralafrikanische Staaten, die dafür Kochtöpfe kau-
fen.

Und Sie haben gerade angedeutet irgendeinen düste-
ren – –

(Clara Bünger [Die Linke]: Sie waren in Gha-
na, oder? Herr Brandner, haben Sie auch Vi-
deos gemacht?)

– Bitte, Frau Bünger? – Ich habe es nicht verstanden.

Präsidentin Julia Klöckner:
So, jetzt hat der Abgeordnete – –

(Zuruf der Abg. Clara Bünger [Die Linke])
Ich meine, das kriegen wir schon noch hin, einander zu-
zuhören. Und jetzt hat der Abgeordnete, der die Zustim-
mung dafür bekommen hat, eine Intervention zu äußern, 
allein das Wort. Bitte.

Stephan Brandner (AfD):
Ja, ich wäre auch schon lange fertig, wenn nicht immer 

dazwischengekreischt würde. – Also, letzte Frage: Frau 
Wallstein, Sie haben über einen düsteren Techoligarchen 
gesprochen; ich weiß nicht, wen Sie meinen. Wenn Sie 
denjenigen meinen, der die Plattform X vor einiger Zeit 
erworben hat, also Elon Musk, dann klären Sie uns mal 
darüber auf, warum Sie da offenbar unter dem Namen 
„@Krawallstein“ unterwegs sind, also auf einer Platt-
form, die Sie offenbar gar nicht leiden können, einem 
Techgiganten zugeordnet, den Sie auch nicht leiden kön-
nen. Warum tummeln Sie sich da?

Präsidentin Julia Klöckner:
Frau Abgeordnete Wallstein, bitte sehr.

(Zuruf von der AfD: Die will gar nicht!)

Maja Wallstein (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Ich finde es bemer-

kenswert, wirklich bemerkenswert, dass eine Partei, die 
mit Abstand die meisten Straftäter in den Reihen ihrer 
Funktionäre hat –

(Stephan Brandner [AfD]: Mit Abstand die 
stärkste Partei in Deutschland!)

wir reden nicht von Mitgliedern oder Sympathisanten 
oder Wählerinnen und Wählern, wir reden von Leuten 
in Funktion; das werden Sie in keiner anderen Partei in 
diesem Land finden –,

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

dass diese Partei immer wieder davon redet, dass sie sich 
für die Sicherheit in unserem Land starkmacht, aber 
gleichzeitig die meisten Straftäter in Funktionen hat. 
Nun haben Sie gerade meine Rede kritisiert, in der ich 
den Fall Petr Bystron und andere aufgezählt habe. Ich 
habe mich gefragt: Wann genau haben Sie eigentlich 
diese Leute aufgefordert, dass sie eine eidesstattliche Er-

klärung abgeben, dass das alles nicht stimmt? Wie wollen 
Sie denn zur Aufklärung beitragen – angeblich ist Auf-
klärung ja das, was Sie hier auch fordern –, wenn Sie das 
nicht machen?

(Stephan Brandner [AfD]: Was haben Sie denn 
für ein Verständnis vom Rechtsstaat? Die 
Schuld muss bewiesen werden, nicht die Un-
schuld!)

Das ist doch ein Minimum an Serviceleistung, das Sie 
den Bürgerinnen und Bürgern schulden!

Und wo ich gerade bei Serviceleistungen für die Bür-
gerinnen und Bürger bin: Es ist doch eigentlich auch ein 
Minimum an Serviceleistung, dass alle Demokratinnen 
und Demokraten sicherstellen, dass Parteien, die verfas-
sungswidrig sind, nicht die Geschicke unseres Landes 
mitbestimmen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Stephan 
Brandner [AfD])

Und das ist meine Forderung. Was bedeutet es, verfas-
sungswidrig zu sein? Das bedeutet, gegen die Menschen-
würde, gegen den Rechtsstaat und gegen das Demokratie-
prinzip zu sein. Und das ist der Vorwurf, der an Sie geht.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Ja, von unse-
ren Konkurrenten! Von unseren Konkurren-
ten!)

Ich frage mich – und das wiederhole ich noch einmal –: 
Welche demokratische Partei fürchtet die Überprüfung 
der Verfassungsmäßigkeit durch das höchste Gericht un-
seres Landes? Ich finde es erstaunlich, dass Sie so große 
Angst davor haben; aber ich kann mir vorstellen, warum.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Stephan 
Brandner [AfD]: Wir fürchten das gar nicht! 
Reichen Sie doch den Antrag ein! Ich warte 
aber auf Ihre Antwort zu den drei Fragen!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Wir fahren fort in unserer Debatte. – Und damit ist es 

auch beendet, Herr Brandner. – Jetzt hat für Bündnis 90/ 
Die Grünen Frau Misbah Khan das Wort. Bitte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vor knapp einem Monat gab es schon einen 
ähnlichen Antrag der AfD: einen Antrag, der die Amadeu 
Antonio Stiftung angreifen sollte.

(Stephan Brandner [AfD]: Guter Antrag!)
Von daher kann ich an der Stelle auch nur wiederholen, 
was ich vor einem Monat gesagt habe: Wer in dieser 
Form die Zivilgesellschaft angreift, der will eigentlich 
die Demokratie angreifen. Diese Angriffe der AfD, die 
sind kein Ausrutscher, die sind kein Zufall, sondern die 
folgen einem klaren Plan. Denn wer heute einen Teil 
dieser Gesellschaft angreift und wer die Zivilgesellschaft 
angreift, der will morgen den Nächsten angreifen.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Das kann die Konrad-Adenauer-Stiftung treffen, es kann 
den Zentralrat der Jüdinnen und Juden treffen, oder es 
kann das Anne Frank Zentrum treffen. Das wird erst auf-
hören, wenn alles und alle, die dem rechtsextremen Welt-
bild nicht entsprechen, zum Schweigen gebracht worden 
sind. Das kann man an diesem Antrag heute beobachten, 
und das kann man auch an der Agenda beobachten, wie 
der Ton heute gesetzt wird von der AfD.

Wir alle wissen, dass die AfD mit ihrem Diskurs sys-
tematisch vergiften möchte: mit Hass, mit Hetze und mit 
gezielter Falschinformation. Sie nutzt dafür ein ganz zen-
trales Werkzeug, nämlich Meinungsportale wie „Nius“ 
und Ähnliches. Diese Portale arbeiten mit Kampagnen. 
Sie fahren gegen alles, was gegen das rechtslibertäre 
Weltbild geht. Sie verbreiten Fake News, sie diffamieren 
Engagierte, und sie säen vor allem Misstrauen gegen 
demokratische Institutionen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Und was macht die AfD? Sie übernimmt diese Hetze 
Wort für Wort, kopiert das alles, schmeißt es in einen 
Antrag und setzt es uns hier vor die Nase. Dieser Antrag 
ist ein Musterbeispiel für das gefährliche Zusammenspiel 
zwischen dem politischen Extremismus und diesen Hetz-
portalen. Dieses Zusammenspiel dürfen wir nicht länger 
zulassen!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Tobias Matthias Peterka 
[AfD]: Freie Presse und Meinungsfreiheit! 
Alles unzulässig, ja?)

An diejenigen aus der Unionsfraktion, die auch bei 
„Nius“ und ähnlichen Portalen ein und aus gehen, um 
ihre Reichweite zu erhöhen: Bitte überlegen Sie sich 
ganz genau, mit wem Sie sich da einlassen; denn diese 
Fraktion und die Meinungsportale haben nichts anderes 
vor, als Sie aus dem Weg zu räumen, um der AfD an die 
Macht zu verhelfen.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Wer diesen Antrag liest, der muss sich schlussendlich 
eine Frage stellen: Was hat die AfD eigentlich gegen 
Omas? Was für Erlebnisse hatten Sie eigentlich mit Groß-
müttern, dass Sie die „Omas gegen Rechts“ zum Staats-
feind Nummer eins erklären?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie der Abg. Katrin Fey 
[Die Linke] – Zuruf von der AfD: Das sind ja 
keine Omas!)

Diese Omas engagieren sich ja nicht zum Jux oder aus 
irgendeiner Ideologie heraus. Sie wissen, wovon sie spre-
chen: Sie haben den Nationalsozialismus in Teilen noch 
erlebt.

(Widerspruch bei der AfD)

Sie haben das Ende erlebt.

(Zuruf von der AfD: Das sind viele Studienräte 
und gefrustete alte Leute!)

Sie haben von ihren eigenen Müttern, von ihren eigenen 
Vätern davon erfahren. Sie haben dieses Land nach dem 
Krieg in großen Teilen wieder aufgebaut. Sie halten Er-
innerungen wach, und sie warnen aus Erfahrung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Sie aus der AfD, Sie fürchten sich vor diesen Omas, 
Sie haben Angst vor ihnen. Und weil wir das ganz genau 
wissen und weil Sie das ganz genau wissen, haben wir 
heute dieses Theater zu erdulden. Woher kommt diese 
Angst vor diesen Omas und diese Angst vor dieser Zivil-
gesellschaft? Das ist ziemlich klar: Sie fürchten sich vor 
einer Zivilgesellschaft, die hinschaut, weil sie aufdeckt: 
jede dubiose Verbindung nach Moskau,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

jedes Treffen mit anderen extremen Rechten, jede men-
schenverachtende Strategie und jeden seltsamen Geld-
fluss.

(Zuruf von der AfD: Ach so!)

All das wird wachsam beobachtet von antifaschistischen 
Kräften, und es wird öffentlich gemacht. Und dazu ge-
hören die „Omas gegen Rechts“. Was Sie wollen, ist, 
diese Teile der Bevölkerung mundtot machen, weil sie 
Ihnen auf die Finger schauen, weil sie kritisieren, wenn 
Sie verfassungsfeindliche Politik machen wollen.

(Sven Wendorf [AfD]: Die können das ja auf 
eigene Kosten machen! Das ist doch Steuer-
verschwendung!)

Sie bringen heute diesen Antrag ein, weil Sie Angst 
haben: Angst vor Antifaschistinnen und Antifaschisten. 
Und wenn man sich vor Antifaschistinnen und Anti-
faschisten fürchtet, finde ich, sollte man einmal in den 
Spiegel gucken und sich fragen: Warum trifft mich dieser 
Protest, und was hat das mit meiner eigenen Haltung zu 
tun?

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion der CDU/CSU hat Herr Abgeordneter 

Carsten Müller das Wort. Bitte.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wir debattieren heute einen Antrag auf Einset-
zung eines Untersuchungsausschusses. Dieses Thema 
Untersuchungsausschuss bietet für Sie ja nur eine Kulis-
se. Wie sehr das eine Kulisse bietet, hat man, fand ich, zu 
Beginn der Debatte eindrucksvoll gesehen: Bei der Rede 
des Kollegen Peterka waren wenige Angehörige Ihrer 
Fraktion anwesend, weniger als die Hälfte derer, die Sie 
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normalerweise zu einer steuerfinanzierten Lustreise zu-
sammentrommeln können.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD)

Ich finde, das sollte nicht unerwähnt bleiben. Das zeigt, 
wie ernst Sie sich selber nehmen. Eine solche Haltung ist 
in diesem Fall aber tatsächlich angemessen.

Meine Damen und Herren, hier wird uns alter Wein in 
alten Schläuchen präsentiert. Ich verweise auf einen 
ebenfalls inhaltlich misslungenen Gesetzentwurf, den 
Sie unter der Drucksachennummer 21/577 vor wenigen 
Wochen eingebracht haben.

Worum geht es Ihnen tatsächlich? Unter dem Deck-
mantel der vermeintlichen Transparenz soll ein Frontal-
angriff auf die Zivilgesellschaft geführt werden, und das, 
um mit undifferenzierten Pauschalierungen Ihren Partei-
angehörigen eine Plattform zu bieten.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Dabei kommt es auch gar nicht so sehr auf Sachkenntnis 
an. Es hatte sich eben der Kollege Brandner ein bisschen 
murmelnd zu Wort gemeldet. Das war genauso interes-
sant wie die schwache Anwesenheit; denn der Kollege 
Brandner weiß gar nicht, was in seinem Antrag drinsteht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
des Abg. Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Martin Plum hat ihm das vorgehalten. Und war es nicht 
spannend, dass Herr Brandner hier dreieinhalb Minuten 
rumgeschwurbelt hat, ohne auch nur mit einem Wort auf 
den von Martin Plum wortwörtlich zitierten Antragstext 
einzugehen?

Nein, Sie wollen einen Anschlag auf die Zivilgesell-
schaft verüben.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Wir machen das schon deswegen nicht, weil wir es für 
wichtig halten, dass wir in unserem Staat gute Rahmen-
bedingungen für eine vielfältige Zivilgesellschaft, die 
sich durchaus auch am Meinungsstreit beteiligt, gewähr-
leisten,

(Beifall der Abg. Helge Lindh [SPD] und 
Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

vor allen Dingen unter dem Gesichtspunkt, dass wir eine 
große Anzahl von Menschen in diesen Organisationen 
haben, die sich ehrenamtlich engagieren.

Ich hatte auf die Unkenntnis des Herrn Brandner, die 
wirklich beeindruckend war, bereits hingewiesen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Lassen Sie eine Zwischenfrage zu, Herr Abgeord-

neter?

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Ja, sehr gerne.

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Peterka, bitte.

(Clara Bünger [Die Linke]: Aha, der hat ihn 
vielleicht gelesen! Vielleicht! Man weiß es 
nicht!)

Tobias Matthias Peterka (AfD):
Herr Müller, Sie schwurbeln hier ein wenig auf der 

Metaebene herum, weil Sie nicht wirklich etwas gegen 
den Antrag anführen können, ohne andere Äußerungen 
der Union, gerade in der Öffentlichkeit, zu konterkarie-
ren.

Ich hätte eine konkrete Frage zur Extremismusklausel. 
Wollen Sie das wirklich so lassen, dass es keine richtige 
Klausel gibt,

(Maja Wallstein [SPD]: Es gibt aber schon eine 
Klausel im Programm „Demokratie leben!“!)

dass sich Antifa-Gruppierungen zu unserem Grundgesetz 
bekennen müssen? Sie haben die Ankündigung, dass Sie 
das einführen wollen, so ein bisschen unter den Teppich 
gekehrt.

(Clara Bünger [Die Linke]: Es gibt eine 
Klausel, Herr Peterka!)

Jetzt trauen Sie sich nicht. Wieso kommt das nicht? Ganz 
konkrete Frage, bitte nicht drum herumreden.

(Stephan Brandner [AfD]: Nicht schwurbeln, 
ja?)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Der Kollege Plum hat versucht, zu erklären – in 
Ihrem Fall war das anscheinend erfolglos, im Fall des 
Kollegen Brandner war das auf jeden Fall erfolglos –,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Er hat versucht, es zu erklä-
ren! Es hat nicht geklappt!)

dass dieser Antrag auf Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses vollkommen fehlgeht, weil die Verhinderung 
der Zuweisung von staatlichen Mitteln an extremistische, 
im Zweifelsfall verfassungsfeindliche Organisationen gar 
nicht Gegenstand eines Untersuchungsausschusses ist,

(Stephan Brandner [AfD]: Weil Sie das nicht 
wollen!)

sondern Gegenstand einer verantwortlichen Regierungs-
politik. Es ist darauf hingewiesen worden, welche mar-
kanten Veränderungen beispielsweise Bundesministerin 
Prien vorgenommen hat.

(Beifall der Abg. Dr. Inge Gräßle [CDU/ 
CSU] – Stephan Brandner [AfD]: Da klatscht 
nur eine!)

Meine Damen und Herren, es ist ebenfalls zu erwäh-
nen, dass man natürlich wissen muss, wie man Haushalts-
mittel einstuft und zuweist. Das war ein weiterer bemer-
kenswerter Fehlgriff des Kollegen Brandner, der gesagt 
hat: Das liegt an der Regierung. – Der hat bis heute nicht 
begriffen, dass die Budgethoheit beim Parlament liegt; 
auch bemerkenswert.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wenn man insgesamt so wenig sachkundig agiert, stellt 
man auch solche Anträge. – Vielen Dank, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Stephan Brandner [AfD]: Ein 
Geschwurbel! Mein Gott!)

Ich will eines nicht unerwähnt lassen: Es gab in der 
Vergangenheit durchaus problematische Entwicklungen. 
Und tatsächlich haben wir auch innerhalb des Programms 
„Demokratie leben!“ Zuwendungen an Organisationen 
zu verzeichnen gehabt, die den demokratischen und auf 
der Verfassung fußenden Diskurs, ehrlich gesagt, nicht 
immer oder manchmal auch nie beherzigt haben.

(Georg Schroeter [AfD]: Hört! Hört!)

Das wollen wir so nicht hinnehmen. Es hat Angriffe auf 
Wahlkreisbüros von Abgeordneten der Union gegeben. 
Es gibt Organisationen, die sich durch Wahlkampfunter-
stützung eindeutig parteipolitisch zugeordnet haben. Das 
musste ein Ende nehmen, und das hat ein Ende genom-
men.

Meine Damen und Herren, ich möchte an dieser Stelle 
noch Folgendes erwähnen: Ich empfehle uns allen, eine 
Entscheidung zu korrigieren, die von den die sogenann-
ten Ampelregierung tragenden Fraktionen in der vergan-
genen Wahlperiode getroffen worden ist. Da sind nämlich 
Transparenzanforderungen an NGOs herabgesetzt wor-
den. – Sie schütteln mit dem Kopf, aber es war tatsächlich 
so; ich gehöre dem Ausschuss an, der sich damit zu be-
schäftigen hatte; die Union hat dort als Fraktion dagegen-
gestimmt. – Ich empfehle dem Haus auch aus Interesse an 
einer politischen Hygiene sehr, das zu überprüfen und 
entsprechende Rückveränderungen vorzunehmen. Das 
hilft den NGOs und der Zivilgesellschaft.

Wir lehnen den Antrag der AfD ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat der Abgeordnete Herr 

Sebastian Maack das Wort.

(Beifall bei der AfD)

Sebastian Maack (AfD):
Hochverehrte Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Zuhörer! In der letzten Rede der 
eigenen Fraktion zu einem Tagesordnungspunkt kann 
man immer noch mal ein paar Sachargumente glattbie-
gen, die im Laufe der Debatte vorgetragen wurden.

(Helge Lindh [SPD]: Da haben Sie aber viel zu 
biegen! So viel kriegt man nicht gebogen! – 
Dirk Wiese [SPD]: Sie dürfen den Kollegen 
Brandner gern korrigieren!)

Leider habe ich keine vernommen. Dementsprechend 
möchte ich nur auf zwei Punkte hinweisen.

Zunächst einmal, Frau Wallstein: Wir haben überhaupt 
keine Angst vor einem Verfahren. Wir würden das sogar 
begrüßen, weil es beweisen würde, dass wir eine durch 
und durch demokratische Partei sind. Aber es wird ja 
nicht eingeleitet, und das zeigt, dass Sie Angst vor diesem 
Verfahren haben, weil Sie wissen, was dabei rauskom-
men würde, und dann das linke Narrativ der angeblich 
demokratiefeindlichen AfD in sich zusammenbrechen 
würde.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Helge 
Lindh [SPD])

Mein zweiter Hinweis betrifft ein Wort, das hier von 
allen anderen Fraktionen ganz oft benutzt wurde: die so-
genannte Zivilgesellschaft. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, darum geht es nicht. Wir reden hier ganz klar nur 
von mehrheitlich steuerfinanzierten Organisationen. Das 
ist nicht mehr die Zivilgesellschaft,

(Zuruf des Abg. Carsten Müller [Braun-
schweig] [CDU/CSU])

das ist ein verlängerter Arm der Regierung, der dafür 
bezahlt wird, dass er Regierungsarbeit macht.

(Beifall bei der AfD)
Zum Inhalt: Die aktuelle Praxis der Finanzierung 

linker, politischer Nichtregierungsorganisationen ist 
ganz klar verfassungswidrig. Das Grundgesetz sagt: 
Alle Macht geht vom Volke aus. – Das ist das, was unsere 
liberale Demokratie von totalitären Regimen unterschei-
det: Dort geht die Macht von der Regierung aus. Hier 
werden Millionen und Milliarden an Geldern in einzelne 
Organisationen reingepumpt, die die politische Meinung 
der Bürger beeinflussen sollen, die Jugendliche indoktri-
nieren sollen.

(Clara Bünger [Die Linke]: Das ist doch 
Schwachsinn, Entschuldigung! 5 000 Euro für 
„Omas gegen Rechts“ in Buxtehude! 5 000!)

Das ist Verfassungsbruch, der hier begangen wird.
(Beifall bei der AfD)

Und auch ein zweiter Grundpfeiler unserer Demokra-
tie, das Neutralitätsgebot des Staates, wird hier aus-
gehöhlt. Wenn man so viele demokratiefeindliche Aktio-
nen sieht, fragt man sich natürlich: Worauf gehen die 
zurück? Diejenigen, die sich ein bisschen mit der Ge-
schichte beschäftigt haben, wissen, dass Karl Marx der-
jenige war, der gesagt hat: Wir dürfen nicht nur auf der 
politischen Ebene kämpfen, wir müssen die ganze Gesell-
schaft durchsetzen mit unserer Ideologie.

(Zuruf des Abg. Jörg Cezanne [Die Linke])
Er hat es „Kulturkampf“ genannt. Vielleicht wird der ein 
oder andere jetzt fragen: Nanu, die CDU-Regierung in 
einem marxistischen Kulturkampf? Ich muss zugeben, 
als ich vor 20 Jahren noch Mitglied der CDU war, haben 
wir die Kollegen vom linken Flügel gern als Christ-Mar-
xisten bezeichnet. Trotzdem würde ich nicht so weit ge-
hen, zu sagen, dass die CDU eine im Kern marxistische 
Partei sei,
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(Stephan Brandner [AfD]: Noch nicht!)
das ist natürlich Unsinn. Ich glaube, es liegt vielmehr 
daran, dass die meisten Abgeordneten der CDU gar nicht 
verstanden haben, was Kulturkampf ist, gar nicht ver-
standen haben, was gerade passiert: dass sie in eine 
Brandmauer eingesperrt sind, durch die sie zu der Selbst-
verzwergung gezwungen sind, mit linken Parteien linke 
Politik zu machen. Genau das ist ja eine der Aufgaben 
dieser Nichtregierungsorganisationen.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Sebastian Maack (AfD):
Ja, gerne.

(Stephan Brandner [AfD], an die AfD-Fraktion 
gerichtet: Sebastian hat nur gewartet auf die 
Zwischenfrage!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Bitte.

Felix Döring (SPD):
Vielen Dank, dass Sie die Zwischenfrage zulassen.
Sie haben gerade behauptet, dass Milliarden Euro an 

diese angeblich linke Zivilgesellschaft gehen würden.
(Stephan Brandner [AfD]: Das wissen Sie gar 

nicht? So sehen Sie aus!)
Da komme ich jetzt nicht ganz hinter. Sehen wir uns die 
Zahlen an. Beim Bundesprogramm „Demokratie leben!“, 
das ja immer in Ihrem Fadenkreuz steht, sind es 182 Mil-
lionen Euro. Dann haben wir noch kleinere Programme 
wie beispielsweise das Bundesprogramm „Zusammen-
halt durch Teilhabe“; das sind, glaube ich, auch nicht 
mehr als 10 oder 15 Millionen Euro an der Stelle. Es ist 
ja nicht das erste Mal, dass Sie hier mit völlig falschen 
Zahlen operieren.

Und es ist auch kein Geheimnis, dass ich mir wünschen 
würde, dass wir die Finanzierung oder die Ausstattung 
unserer demokratischen Zivilgesellschaft noch ein biss-
chen stärker in den Fokus nehmen.

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Aber wo kommen bitte diese Milliarden Euro her, von 

denen Sie hier sprechen?
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Georg Schroeter [AfD]: Hätten 
Sie in den Haushalt geschaut, dann hätten Sie 
das gewusst!)

Sebastian Maack (AfD):
Also, der erste Punkt ist ja, dass in dem Moment, in 

dem Milliarden Steuergelder, meinetwegen auch nur Mil-
lionen Steuergelder,

(Zurufe von der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken: Ah!)

einzelnen Organisationen zukommen
(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Faktor 

tausend! Faktor tausend!)
– ich erkläre gleich die Zahlen; ich werde die Frage be-
antworten –, dass in dem Moment diese Organisationen 
gar nicht mehr zur Zivilgesellschaft zählen. Sie benutzen 
wieder dieses Narrativ der angeblichen Zivilgesellschaft. 
Das ist aber nicht richtig. Das sind keine Sportvereine, 
sondern das sind Vereine, die nur gegründet wurden, um 
Gelder abzugreifen.

(Tarek Al-Wazir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So wie eure Stiftung!)

So. Wir haben knapp 200 Millionen Euro im Programm 
„Demokratie leben!“. Wir haben ungefähr 100 Millionen 
Euro in der Bundeszentrale für politische Bildung.

(Felix Döring [SPD]: Ach, die Bundeszentrale 
für politische Bildung ist jetzt auch links-
extrem? – Zuruf von der Linken: Unerhört!)

Es gibt dann auch noch etliche weitere, kleinere Program-
me, wo teilweise Geld tatsächlich für vernünftige Pro-
jekte ausgegeben wird, teilweise Gelder abgezweigt wer-
den.

Aber allein auf EU-Ebene wurden flankierend in fünf 
Jahren 17 Milliarden Euro für NGOs ausgegeben.

(Felix Döring [SPD]: Was?)
Das sind schon 3,2 Milliarden Euro pro Jahr. Davon fließt 
auch ein großer Teil zurück nach Deutschland.

(Lachen des Abg. Felix Döring [SPD])
Insofern haben wir hier einen undurchdringlichen Wust. 
Das sind vermutlich zwischen 1 und 2 Milliarden Euro 
pro Jahr.

(Felix Döring [SPD]: Ah!)
Die Summen muss man natürlich einzeln rausholen aus 
dem Haushalt – es wäre natürlich schön, wenn da ent-
sprechende Anfragen auch beantwortet werden würden –, 
um das richtig zuzuordnen.

(Stephan Brandner [AfD]: Alles gut versteckt! 
Deshalb wollen wir ja Transparenz!)

Aber wir sind dran. Ich bin sicher, dass wir mindestens 
bei 1 Milliarde Euro rauskommen, wahrscheinlich eher 
bei 2 Milliarden Euro.

(Beifall bei der AfD – Felix Döring [SPD]: Der 
Faktencheck wird es richtigstellen!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Lassen Sie eine weitere Zwischenfrage zu,

(Stephan Brandner [AfD]: Hier ist was los in 
der Debatte!)

aus den Reihen der Union? – Bitte, Herr Kollege.

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Herr Kollege, vielen Dank. – Nur zu meinem Verständ-

nis: Habe ich es richtig verstanden, dass Sie die Bundes-
zentrale für politische Bildung gerade als Nichtregie-
rungsorganisation bezeichnet haben?
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(Lachen und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD)

Könnten Sie mir mal erklären, wie Sie zu dieser Einstu-
fung kommen?

Sebastian Maack (AfD):
Sie müssen sich einmal angucken, wie die Bundeszen-

trale für politische Bildung arbeitet.
(Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Das sollten Sie 

mal tun!)
Natürlich ist das eine Regierungsorganisation.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ah!)

Aber die geben ja Gelder raus. Auch das Familienminis-
terium, das das Programm „Demokratie leben!“ und die 
anderen Programme in dem Bereich betreut, ist selbst-
verständlich eine Regierungsorganisation.

(Ina Latendorf [Die Linke]: Haben Sie doch 
gerade als NGO bezeichnet!)

Aber es geht hier um die Drittmittel, die von der Bundes-
zentrale für politische Bildung an zivile Akteure heraus-
gereicht werden.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wissen Sie, was der Bundeshaushalt 
ist?)

Gucken Sie einmal in den Haushalt der Bundeszentrale 
für politische Bildung; dann werden Sie verstehen, dass 
dort nicht alles Geld vom Staat ausgegeben wird, sondern 
dass es weit verteilt wird an verschiedene Organisatio-
nen.

(Stephan Brandner [AfD]: Da kann die CDU 
von uns noch was lernen!)

Und angesichts der Leitungen der Bundeszentrale für 
politische Bildung kann ja auch gar kein Zweifel daran 
bestehen, an wen es ging. Sie hatte ja unter ihrem alten 
Leiter ganz klar eine politische Schlagseite. Und es ist 
völlig unverständlich, dass ausgerechnet ein CSU-Innen-
minister jetzt eine Person aus dem linken Parteiflügel der 
SPD zum neuen Leiter der Bundeszentrale für politische 
Bildung ernannt hat. Das heißt, die politische Schlagseite 
dieser Organisation wird bleiben

(Clara Bünger [Die Linke]: Sie können nichts 
davon belegen!)

und die Gelder, die von der Bundeszentrale für politische 
Bildung an die NGOs ausgereicht werden, werden natür-
lich in die gleiche Richtung weiterfließen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Dr. Martin 
Plum [CDU/CSU]: Wie hoch sind die denn? 
Das sind doch nicht die ganzen 100 Millionen! 
Sie sind völlig ahnungslos, völlig ahnungslos!)

Ich komme jetzt zum Schluss. Die Zahlungen, die hier 
rausgegeben werden, haben ein gigantisches Ausmaß. Da 
ist Transparenz das oberste Gebot in einer Demokratie. 
Und wenn dort alles mit rechten Dingen zugeht, warum 
haben Sie dann so eine Angst, dass ein Untersuchungs-
ausschuss eingesetzt wird?

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, warum? – 
Dr. Martin Plum [CDU/CSU]: Weil Sie keinen 
zulässigen Antrag stellen! Noch nicht einmal 
dazu sind Sie in der Lage!)

Wenn alles in Ordnung ist, dann können wir das doch 
untersuchen und werden zu dem Ergebnis kommen: Es 
ist alles toll. – Aber genau das wollen Sie nicht.

Transparenz ist die Grundlage unserer Demokratie. 
Jede demokratische Fraktion muss zwingend diesem An-
trag zustimmen. Und mit „jede demokratische Fraktion“ 
meine ich nicht die, die sich selbst als solche bezeichnen, 
sondern die, die nach ihrem Handeln und ihrem Abstim-
mungsverhalten als demokratisch erkennbar sind. Ich bin 
gespannt, wie viele das sind.

(Beifall bei der AfD – Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie jedenfalls nicht!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Helge 

Lindh das Wort. Bitte sehr.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich kann mir schon vorstellen, dass die interne Gesin-
nungskommission der AfD heute richtig Stress machen 
wird. Denn so wie Sie heute bei den Nachfragen gestam-
melt haben, bekommen Sie wirklich Probleme.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Also, armes Land bei diesem Sachverstand, sage ich nur. 
Denn Sie können nicht mal Millionen von Milliarden 
unterscheiden, haben den eigenen Antrag nicht gelesen.

(Sven Wendorf [AfD]: 1,1 Milliarden!)
Sie haben heute den Beweis erbracht, wie eine Regierung 
mit Beteiligung der AfD in diesem Land aussehen würde: 
Untergang.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Viel über eine Partei sagt aber auch aus, was sie als 
Feindbilder benennt. Zum einen HateAid, also eine Or-
ganisation, die sich vor Opfer von Hassrede stellt, dann 
der letzte Feldzug gegen die Amadeu Antonio Stiftung, 
die gegen Antisemitismus kämpft, und das neue Feind-
bild: die „Omas gegen Rechts“.

(Stephan Brandner [AfD]: Die sind doch gar 
keine Omas!)

Und was ist den „Omas gegen Rechts“ vorzuwerfen? 
Zum Beispiel wurde ein Seminar mit 13 Teilnehmenden 
zwischen 61 und 75 Jahren gefördert, die sich stärken 
wollten gegen rechtsextreme Stammtischparolen und 
Desinformationen – oh, schlimm!

Präsidentin Julia Klöckner:
Herr Abgeordneter lassen Sie eine Zwischenfrage zu, 

aus den Reihen der AfD?
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Helge Lindh (SPD):
Selbstverständlich! Ich will den Prozess der Selbstent-

larvung der AfD niemals aufhalten; deshalb freue ich 
mich über die Zwischenfrage.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sven Wendorf (AfD):
Wunderbar, ich freue mich auch. Vielen Dank, dass Sie 

die Zwischenfrage zulassen, Herr Lindh.
Sie haben ja gesagt, wir könnten nicht zwischen Mil-

lion und Milliarde unterscheiden, dass wir immer von 
einem Milliardenbetrag sprechen. Ich habe noch mal re-
cherchiert und habe tatsächlich auf einer Seite im Internet 
gefunden:

„Insgesamt 1,1 Milliarden Euro“

(Zurufe von der SPD: Ah!)
– Moment, Moment, warten Sie ab! –

„stehen in den kommenden vier Jahren im Kampf 
gegen rechts zur Verfügung.“

Das steht auf der Webseite spd.de.
(Heiterkeit und Beifall bei der AfD – Stephan 
Brandner [AfD]: Ach! Ist ja ein Ding! Mehr 
Nullen als bei Ihnen!)

Die SPD selbst schreibt also von Milliarden im Kampf 
gegen rechts. Was sagen Sie dazu, Herr Lindh?

(Maja Wallstein [SPD]: Das ist von 2020!)

Helge Lindh (SPD):
Ich sage dazu, dass der Kampf gegen rechts ja viel-

leicht nicht nur ein Kampf über „Demokratie leben!“ ist.
(Zuruf des Abg. Sebastian Maack [AfD])

Vielleicht sollten Sie sich damit befassen. Da geht es um 
staatliche Organisation, Beratungsinfrastruktur und vie-
les andere. Also bitte nicht diese Ablenkungsmanöver!

Ich würde sogar sagen, 1,2 Milliarden Euro sind zu 
wenig,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

wir sollten daran arbeiten, dass es 2,1 Milliarden Euro 
oder 3,2 Milliarden Euro werden. Sie kommen damit 
nicht durch! Der Kampf gegen rechts ist nicht identisch 
mit dem Förderprogramm „Demokratie leben!“.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie kommen aus diesen Fake News, die Sie verbreitet 
haben, hier nicht mehr raus.

(Stephan Brandner [AfD]: Ganz schön 
schwach, Herr Lindh! – Zuruf von der AfD: 
Selbstgespräch!)

Wir können ja auch mal die Rechnung aufmachen, wie 
viele Abermillionen an Steuergeld über die ganzen Jahre 
verschwendet wurden bei der Finanzierung dessen, was 

Ihnen nun mal demokratisch zusteht; das geht offensicht-
lich in Dienstreisen, Spielbankbesuche, sonstige Vorfeld-
besuche. Also bitte nicht solche Fragen!

(Stephan Brandner [AfD]: Es ging nur um die 
Milliarde, Herr Lindh!)

Präsidentin Julia Klöckner:
Damit ist die Frage beantwortet. Die Zeit läuft weiter.

Helge Lindh (SPD):
Gucken Sie sich Ihre eigene Haushaltsbuchführung an; 

es ist nötig bei Ihrem Sachverstand.
Kommen wir jetzt wieder zu Ihrem Feindbild, den 

„Omas gegen Rechts“. Die „Omas gegen Rechts“, Ihr 
neuer Endgegner, haben nämlich auch ein Seminar be-
sucht, bei dem es darum ging, Medienkompetenz zu ent-
wickeln, in der digitalen Welt Meinungsbildung zu be-
treiben und Diskussionen führen zu können. Man stelle 
sich vor: Omas, die im Digitalen Meinungsbildung be-
treiben und Diskussionen führen! Also, etwas Skandalö-
seres kann ich mir wirklich nicht vorstellen. Oder wie 
sehen Sie das?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wenn Nazis Diskussionen und Meinungsbildung im Netz 
betreiben,

(Stephan Brandner [AfD]: Kriegen die Steuer-
geld, die Nazis? Wäre mir neu!)

haben Sie kein Problem damit. Aber wenn es Omas tun, 
dann ist Ende Gelände.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wer auch immer diesen Antrag verbrochen hat, offen-

sichtlich haben Sie ihn nicht gelesen. Selten musste ich so 
stark lachen wie an einigen Stellen dieses Antrags. Dieses 
Lachen blieb mir allerdings im Halse stecken, weil die 
AfD zum Beispiel in Erding systematisch „Omas gegen 
Rechts“ und andere aus der Zivilgesellschaft an den Pran-
ger gestellt hat mit einem Schild, auf dem stand: „Omas 
gegen Rechts bedeutet: Omas für Vergewaltiger, Omas 
für Messerstecher […], Omas für Masseneinwanderung 
[…].“

(Peter Boehringer [AfD]: Das ist Ihr Niveau?)
Das ist Ihre Art, mit Menschen umzugehen: unanständig, 
rücksichtslos, respektlos.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hoffentlich werden die „Omas gegen Rechts“ dieses Ver-
fahren gegen Sie gewinnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und dann kommen Sie immer mit dem Neutralitäts-
gebot. Aber erstens gilt dieses Neutralitätsgebot für staat-
lich geförderte Organisationen nicht.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Das ist ja das 
Problem!)
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Zweitens bedeutet auch das staatliche Neutralitätsgebot 
eben nicht Neutralität und Toleranz gegenüber Extremis-
mus, im Gegenteil.

(Tobias Matthias Peterka [AfD]: Das ist doch 
genau das Problem!)

Und drittens tun wir alle gut daran, nicht neutral gegen 
Extremismus zu sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie tun so, als seien die „Omas gegen Rechts“ und 
andere gegen Sie, weil Sie die Opposition und die AfD 
sind, die – happens to be – rechtsextremistisch sind.

(Sebastian Maack [AfD]: Weil die sonst kein 
Geld mehr kriegen!)

Das Gegenteil ist der Fall. Die Organisationen sind gegen 
Rechtsextremismus und für die Demokratie. Who hap-
pens to be AfD? Also ist die Antwort nicht, gegen die 
Zivilgesellschaft vorzugehen, die richtigerweise für De-
mokratie und gegen Extremismus ist, sondern dass Sie 
sich endlich distanzieren von Extremismus. Und ich 
sage Ihnen: Wenn Sie erklären: „Unser Weg war falsch, 
unser Rassismus Mist, wir haben es erkannt, die toxi-
schen Verhältnisse, die Art, wie wir miteinander umge-
hen, sind falsch; wir sind zur Besinnung gekommen“, 
dann werden die „Omas gegen Rechts“ die Ersten sein, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Helge Lindh (SPD):
– die Ihnen die Hand reichen und mit Ihnen ein Medi-

enkompetenzseminar zu Bildung und Meinungsbildung 
besuchen.

Präsidentin Julia Klöckner:
Das rote Blinken heißt: Ihre Redezeit ist längst über-

schritten.

Helge Lindh (SPD):
Also tun Sie das! Kommen Sie zur Besinnung!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU])

Präsidentin Julia Klöckner:
Danke. – Für die Fraktion der CDU/CSU hat abschlie-

ßend nun Frau Abgeordnete Dr. Inge Gräßle das Wort. 
Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Jetzt haben wir es wieder geschafft. Jesus! Ich meine, 
wenn Sie schon einen Antrag auf einen Untersuchungs-
ausschuss – das schärfste Schwert, das dieses Parlament 
zu bieten hat – einbringen, dann – da darf ich den Kolle-

gen Plum, den Kollegen Müller und den Kollegen 
Hoppenstedt zitieren –

(Stephan Brandner [AfD]: Sie dürfen oder Sie 
müssen?)

sollte er schon rechtsgültig und legal sein. Sie haben ein 
illegales Teil vorgelegt. Ein Parlament darf halt nicht 
alles.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Maja Wallstein [SPD] und Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zu-
ruf von der AfD: Illegal?)

Ich habe mich natürlich auch mit dem Antrag rum-
geschlagen.

(Zurufe von der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Meine Herren, jetzt einfach mal zuhören, egal ob hier 

eine Frau redet oder ein Mann! Jetzt ist echt mal gut hier!
(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken – 
Stephan Brandner [AfD]: Hat mit einer Frau 
nichts zu tun!)

Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU):
Jungs, die Ohren gespitzt! Am Anfang habe ich ge-

dacht: Jetzt versucht die AfD, die Akte „Wir sind die 
Opfer“ beim Bundesverfassungsgericht ein bisschen di-
cker zu machen als bisher. Sie haben da ja schon eine 
gewisse Täterstrecke.

(Stephan Brandner [AfD]: „Täterstrecke“? 
Was soll das denn sein?)

Aber jetzt soll wohl auch mal die Opferakte ein bisschen 
wachsen. – So habe ich gedacht. Aber nach dem heutigen 
Vormittag bin ich, ehrlich gesagt, enttäuscht; denn dieser 
Antrag ist Ihnen in der Pfanne krepiert, und zwar richtig. 
Das ist doch ein absolut unterirdisches Teil. Sie waren 
extremst schlecht vorbereitet. Anders als Sie habe ich 
mich stundenlang darauf vorbereitet und möchte mich 
jetzt mal bei Ihnen beschweren. Was ich tue, kann ich 
von Ihnen auch verlangen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 
Abgeordneten der SPD und der Abg. Clara 
Bünger [Die Linke] – Zuruf von der AfD: 
Stimmt doch gar nicht! Sie haben nur rum-
geschwurbelt!)

Also, Sie waren extrem schlecht vorbereitet. Sie haben 
einen Antrag vorgelegt, der nachgerade lustig ist. Ich 
habe gedacht: Jetzt rächen Sie sich an den „Omas gegen 
Rechts“ dafür, dass die „Omas gegen Rechts“ es ge-
schafft haben – einen solchen Triumph würde ich nie 
einer Organisation gönnen –, Sie von einem Konto bei 
der Bank abzuklemmen. Respekt!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abg. Clara Bünger [Die Linke] – 
Tobias Matthias Peterka [AfD]: „Respekt“? 
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Dafür? So was finden Sie gut? Bravo! – 
Sebastian Maack [AfD]: Unvorstellbar!)

Was haben wir jetzt gelernt? Wie Sie sich Staat und 
Gesellschaft vorstellen! Das habe ich wieder mal gelernt. 
Sie haben uns einen tiefen Blick nehmen lassen, wie Sie 
sich den Staat vorstellen:

(Sven Wendorf [AfD]: Jedenfalls nicht mit 
Kontosperrung für die Opposition!)

dass Kritik an Ihnen bestraft wird. Wenn Sie in diesem 
Staat mal was zu sagen hätten – was wir verhindern 
werden –, dann käme auf alle genau das zu: dass nur 
noch Wohlverhalten wirklich belohnt würde mit Staats-
geld. Wir sehen ja gerade am Beispiel der USA, wie das 
dann geht. Eine solche Kopie 2.0 schwebt Ihnen vor. Es 
geht eben nicht um Kontrolle.

Dann hat der Herr Brandner plötzlich gesagt: Uns geht 
es um Transparenz, also die Einrichtung eines Trans-
parenzportals. – So einen Antrag hätten Sie billiger und 
besser haben können, ganz ehrlich. Übrigens ist das 
Transparenzportal – das ist die gute Nachricht des heuti-
gen Morgens; dann haben wir es auch schon bald ge-
schafft; 2:20 Minuten noch – auf dem Weg und soll im 
Laufe des Jahres 2026 auch scharfgeschaltet werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dirk Wiese [SPD])

Da sind wir Haushälter sehr hinterher. Das Transparenz-
portal kommt.

Natürlich hat auch die Unionsfraktion ein hohes Inte-
resse an der Kontrolle von Nichtregierungsorganisatio-
nen und an der Antwort auf die Frage, wer sie finanziert. 
Diese Frage wollen wir uns stellen,

(Stephan Brandner [AfD]: Ach, Sie wissen das 
gar nicht?)

weil die Gesetzgebung inzwischen erheblich beeinflusst 
wird durch aggressive Kampagnen. Ich kann Ihnen sa-
gen: Es hat die AfD noch gar nicht gegeben, als ich 
mich im Europaparlament schon um diese Fragen ge-
kümmert habe. Guten Morgen auf dieser Baustelle!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sie beschweren sich in 40 Fragen darüber, dass es eine 
starke Polarisierung in dieser Gesellschaft gibt. Diese 
Polarisierung haben Sie doch in Jahren herbeigeredet. 
Jetzt wundern Sie sich bitte nicht über die traurigen Er-
gebnisse, die Sie erzielt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ansonsten veranlasst mich die eine oder andere Wort-
meldung der Linken jetzt doch, zu sagen, dass der Uni-
onsfraktion der Kampf gegen Rechtsextreme wichtig ist, 
aber auch der gegen Linksextreme.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Für uns ist Demokratie nur denkbar ohne diese beiden 
Elemente. Das nehmen wir sehr ernst.

Für uns ist im Übrigen auch wichtig, dass wir sicher-
gehen können, dass staatliche NGO-Finanzierung – egal 
wo – nicht am Ende zu einer illegalen Parteienfinanzie-
rung führt. Deswegen sind wir an diesen Fragen interes-
siert, aber mit den Mitteln der Demokratie und nicht mit 
den Mitteln der Bestrafung und des Ressentiments.

Ansonsten ist zu diesem Thema jetzt wirklich alles 
gesagt worden und auch von jedem.

Ich danke für die Aufmerksamkeit und wünsche ein 
schönes Weihnachtsfest.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner: 
Ich bedanke mich. – „Weihnachtsfest“ klingt schon 

etwas final. Wir tagen noch bis Freitag, und ich freue 
mich, wenn dann die letzten Redner auf das Weihnachts-
fest hinweisen. – Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 21/3301 an den Ausschuss für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 9: 

Vereinbarte Debatte: 

35. Jahrestag der Konstituierung des ersten 
gesamtdeutschen Bundestages

Für unsere Zuschauerinnen und Zuschauer auf den 
Tribünen oder an den Fernsehgeräten will ich sagen: 
Eine Vereinbarte Debatte ist etwas Außergewöhnliches. 
Es gibt Anlässe und Themen, bei denen alle Fraktionen 
sich einig sind, dass diese eine Debatte wert sind. Auch 
die nachfolgende Debatte ist etwas Besonderes; denn es 
geht um den 35. Jahrestag der Konstituierung des ersten 
gesamtdeutschen Bundestages.

Wer in das Protokoll der konstituierenden Sitzung des 
12. Deutschen Bundestages vom 20. Dezember 1990 
schaut, der sieht zunächst einmal einige Formalitäten: 
Rede des Alterspräsidenten, Wahl der Präsidentin, Be-
schlussfassung über die Geschäftsordnung. „Nüchtern, 
zweckmäßig und effizient“, so urteilte die „Bonner Rund-
schau“ über diese Sitzung.

Dabei war der 20. Dezember 1990 ein Tag, der Ge-
schichte schrieb. Warum? Mit der Konstituierung des 
ersten gesamtdeutschen Bundestages haben die Par-
lamentarier die friedliche Wiedervereinigung unseres 
Landes vollendet. Zuvor hatten Ost und West intensiv 
über den Weg der deutschen Einheit verhandelt – ins-
besondere Lothar de Maizière als erster und letzter frei 
gewählter Ministerpräsident der DDR und für die Bun-
desregierung Helmut Kohl und Wolfgang Schäuble.

(Stephan Brandner [AfD]: Günther Krause 
nicht vergessen!)

Zum ersten Mal seit 1932, nach Diktatur und Teilung, 
versammelte sich ein frei gewähltes Parlament – ein Par-
lament, das wirklich ganz Deutschland repräsentierte, mit 
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Abgeordneten für Rostock und Reutlingen, für Bad 
Schandau und Bad Wiessee, für Gera und Gelsenkirchen, 
also ein gesamtdeutsches Parlament.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
– Lieber Herr Brandner, wenn es Ihnen auch bei diesen 
einleitenden Worten zu einem solchen historischen Tag 
nicht möglich ist, einmal auf Zwischenrufe zu verzichten, 
dann, finde ich, sollten wir uns einmal Gedanken ma-
chen, wie wir in die Geschichte eingehen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der Linken)

Dieser erste gesamtdeutsche Bundestag tagte hier im 
Reichstagsgebäude, direkt an der alten Grenze, die noch 
ein Jahr zuvor unser Land teilte, in einem Gebäude, das 
wie kein anderes für Aufstieg, Absturz und auch Wieder-
geburt der deutschen Demokratie steht.

Willy Brandt umriss in seiner Rede als Alterspräsident, 
was unser Land auch heute noch beschäftigt. Ich zitiere: 
„Mauern in den Köpfen stehen manchmal länger als die, 
die aus Betonklötzen errichtet sind.“ Die Parlamentarier 
hatten die Aufgabe, diese unsichtbaren Mauern einzurei-
ßen – gesetzgeberisch, aber auch symbolisch, im Ton, im 
gegenseitigen Respekt.

Liebe Sabine Bergmann-Pohl, lieber Wolfgang Thier-
se, liebe ehemaligen Kolleginnen und Kollegen des 
12. Deutschen Bundestages, Sie alle haben daran mit-
gewirkt. Herzlichen Dank! Schön, dass viele von Ihnen 
heute hier sind!

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Beifall bei der AfD und der Linken)

Sie haben daran mitgewirkt, gemeinsam diese Mauern 
einzureißen, gemeinsam die Zukunft zu gestalten. Lothar 
de Maizière formulierte es 1990 sehr treffend, wie ich 
finde – Zitat –: „Nicht, was wir gestern waren, sondern 
was wir morgen gemeinsam sein wollen, vereint uns zum 
Staat.“

Trotz aller Brüche, Schmerzen und ungelösten Fragen: 
Die deutsche Einheit ist eine Erfolgsgeschichte.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Deutschland ist ein geeintes, Deutschland ist ein freies 
und Deutschland ist ein demokratisches Land in der Mitte 
Europas.

Wir blicken zurück in Dankbarkeit für das gemeinsam 
Erreichte, und wir nehmen zugleich den Auftrag an, Frei-
heit, Einheit und Demokratie zu schützen – hier bei uns in 
Deutschland und in ganz Europa.

Darum wird es jetzt in der Vereinbarten Debatte gehen, 
die ich hiermit eröffne.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. 
Ina Latendorf [Die Linke])

Das Wort hat nun für die CDU/CSU-Fraktion Frau 
Abgeordnete Dr. Ottilie Klein. Bitte sehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Mit dieser Debatte feiern wir eine Sternstunde 
der Geschichte unseres Landes. Vor 35 Jahren trat der 
erste Bundestag des wiedervereinigten Deutschlands 
hier im Berliner Reichstagsgebäude zusammen. Damit 
ging von dem neugewählten Bundestag ein Signal der 
Freiheit und Demokratie aus in eine Welt im Umbruch.

Wir erinnern uns: Der zweite Golfkrieg erhöhte die 
Gefahr für den gesamten Nahen Osten. In Osteuropa 
zerfiel die Sowjetunion zusehends. Die Gefahr eines 
Krieges im Baltikum stieg dramatisch an. Alte Weltord-
nungen zerbrachen. Es war eine Zeit der Instabilität.

In diesen Tagen schickten Bundeskanzler Helmut Kohl 
und der Deutsche Bundestag eine klare Botschaft an das 
wiedervereinigte deutsche Volk und an die gesamte Welt. 
Es waren eindeutige Bekenntnisse zu Freiheit und Demo-
kratie, zu einem vereinten Europa, zur sozialen Markt-
wirtschaft, zur Verantwortung Deutschlands in der Welt 
als verlässlicher Partner und Friedensmacht und zur Ver-
antwortung Deutschlands gegenüber den Opfern der bei-
den deutschen Diktaturen. Diese Bekenntnisse gelten bis 
heute fort – ohne jede Einschränkung. Sie sind heute noch 
Grundfeste unserer Demokratie und unseres Parlaments.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der neue Bundestag schlug eine neue Seite im Ge-
schichtsbuch unseres Parlaments auf. Er zeigte die ge-
samte gesellschaftliche Bandbreite des wiedervereinigten 
Deutschlands. Neben alten und neuen Parlamentariern 
aus dem Westen kamen nun weitere hinzu: DDR-Bürger-
rechtler, Berliner Abgeordnete, die nun zum ersten Mal in 
regulären Wahlen gewählt wurden und zum ersten Mal 
stimmberechtigte Mitglieder des Bundestages waren, frü-
here Mitglieder der 10. Volkskammer, des einzigen DDR- 
Parlamentes, das je aus freien Wahlen entstanden ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Der 1990 gewählte Bundestag ging damit einen wich-
tigen Schritt in seinem Anspruch, ein Parlament des ge-
samten wiedervereinigten Deutschlands zu sein. Auch 
35 Jahre später ist das unser Anspruch. Und wir können 
uns glücklich schätzen, dass heute Abgeordnete mit viel-
fältigen Lebens- und Herkunftsgeschichten, Männer und 
Frauen, Ältere und Junge, Menschen aus allen Teilen 
Deutschlands, gewählte Repräsentanten unseres Volkes 
sind. Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist ein großes 
Geschenk. Darauf können wir stolz sein; darauf sollten 
wir stolz sein.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)
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Die ersten Sitzungen des Bundestages waren geprägt 
von der Freude und Euphorie der Wiedervereinigung. 
Man war sich aber auch der besonderen Herausforderun-
gen bewusst, vor denen insbesondere die Menschen in 
der ehemaligen DDR standen. Denn für viele Menschen 
in Ostdeutschland waren diese Jahre auch von großen 
Unsicherheiten und Umbrüchen geprägt: auf der Arbeit, 
im Heimatort oder im persönlichen Umfeld. Diese He-
rausforderungen haben sie angenommen. Dafür gebühren 
ihnen großer Respekt und Anerkennung.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der erste Bundestag 
des wiedervereinigten Deutschlands war der Anfang ei-
nes neuen Kapitels in der Geschichte unseres Landes. 
Viel wurde bereits erreicht. Neue Herausforderungen ka-
men hinzu. Manche Krise wurde gemeistert. Stets blieben 
uns aber Ziel und Aufgabe vor Augen: ein Deutschland in 
„Einigkeit und Recht und Freiheit“ für alle, die hier le-
ben; danach lasst uns alle weiter streben, „brüderlich mit 
Herz und Hand“.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die AfD-Fraktion hat Frau Abgeordnete Nicole 

Hess das Wort. Bitte sehr.

(Beifall bei der AfD)

Nicole Hess (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Vor 35 Jahren hat sich der erste gesamtdeutsche 
Bundestag konstituiert. Das war mehr als nur ein Datum. 
Es war ein Neubeginn, getragen von Mut, von Hoffnung 
und von dem Willen eines Volkes, endlich wieder zusam-
menzugehören.

Die Bilder von damals stehen für das Versprechen von 
Freiheit, von Rechtsstaatlichkeit und von Demokratie – 
und für die Gewissheit, dass die nationale Einheit nur 
zusammen mit den Bürgern gelingen kann. – An dieser 
Stelle muss ich Ihnen widersprechen, Frau Präsidentin. 
Mit der Konstituierung wurde die Einheit nicht vollendet. 
Meiner Ansicht nach begann sie damit.

(Beifall bei der AfD)

Wer heute auf diese 35 Jahre blickt, der darf nicht bei 
feierlichen Formeln stehen bleiben. Ein Jubiläum ist kein 
Freibrief zur Selbstzufriedenheit. Es ist viel eher ein Prüf-
stein. Wir dürfen nicht nur fragen, was erreicht wurde, 
sondern auch, was man versäumte und was eventuell 
gerade auf dem Spiel steht.

Ja, Deutschland ist zusammengewachsen. Viele Le-
benswege, viele zusammengewachsene Biografien be-
weisen, dass aus zwei Staaten wieder ein gemeinsames 
Land wurde. Dafür gebührt den Menschen in Ost und 
West Respekt:

(Beifall bei der AfD)

denen, die die Friedliche Revolution getragen haben, 
denen, die den Aufbau gestemmt haben, und natürlich 
auch denen, die in den Umbrüchen ihre Sicherheit ver-
loren und trotzdem weitergemacht haben.

Aber Einheit ist eben mehr als bloße Infrastruktur und 
mehr als Förderprogramme und Festreden. Einheit be-
deutet auch Anerkennung. Und Anerkennung bedeutet, 
dass man die Erfahrung des anderen nicht abwertet, 
dass man Lebensleistungen nicht relativiert und Kritik 
nicht als Störung behandelt, sondern als Zeichen demo-
kratischer Reife.

(Beifall bei der AfD)

Gerade viele Mitbürger aus Ostdeutschland haben er-
lebt, wie oft ihre Sichtweise als nachgeordnet galt – in 
Institutionen, in Medien, manchmal auch hier in diesem 
Haus. Wer Einheit ernst nimmt, der muss nicht nur die 
Mauern aus Beton überwinden, sondern auch die in un-
seren Köpfen: das reflexhafte Misstrauen gegenüber ab-
weichenden Meinungen, das schnelle Etikettieren, die 
moralische Ausgrenzung. Demokratie lebt nicht davon, 
dass alle gleich denken. Sie lebt davon, dass unterschied-
liche Sichtweisen friedlich konkurrieren dürfen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da sind Sie ja an der Spitze!)

Deshalb gehört zur Erinnerung an 1990 auch die Ver-
pflichtung, unsere demokratischen Prinzipien in die Ge-
genwart zu retten: Meinungsfreiheit, parlamentarische 
Kontrolle, Gewaltenteilung und ein Staat, der seinen Bür-
gern vertraut, anstatt sie zu bevormunden.

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist ja 
das, was Sie ständig angreifen!)

Wenn wir heute über Einheit sprechen, dann sprechen 
wir auch über die Einheit im Alltag: über gleiche Chan-
cen und gleichwertige Lebensverhältnisse, über Sicher-
heit, die nicht als Gefühl daherkommt, sondern der Rea-
lität standhält, über eine Wirtschaft, die Leistung belohnt, 
über Familien, die nicht behandelt werden dürfen, als 
seien sie das Auslaufmodell einer woken Ideologie, und 
über Bürger, die spüren wollen, dass Politik zuhört, auch 
wenn es unbequem wird.

Der erste gesamtdeutsche Bundestag stand unter dem 
Zeichen des historischen Auftrages, die Wiedervereini-
gung zu vollenden, ohne die Freiheit zu beschädigen. 
Das bleibt unsere Aufgabe. Innere Einheit wird nicht 
von oben verordnet. Einheit entsteht aus Respekt, aus 
Fairness und aus dem Mut, Fehlentwicklungen zu benen-
nen, und Einheit entsteht täglich neu.

Lassen Sie uns an diesem 35. Jahrestag dankbar er-
innern und entschlossen prüfen – dankbar für das, was 
die Deutschen in Freiheit errungen haben, und entschlos-
sen, diese Einheit nicht als Erzählung zu verwalten, son-
dern als Auftrag zu leben, als Auftrag, ein Deutschland zu 
erschaffen, das zusammenhält, weil es seine Vielfalt an 
Erfahrungen aushält, ein Deutschland, das stark ist, weil 
es offen debattieren kann, ein Deutschland, das sein Volk 
nicht spaltet, sondern verbindet.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                                                                                                                                                                                             5885 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Ottilie Klein 



(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Bundesregierung hat nun die Staatsministerin 

beim Bundesminister der Finanzen, Frau Elisabeth 
Kaiser, das Wort. Bitte.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Elisabeth Kaiser, Staatsministerin beim Bundes-
minister der Finanzen:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir feiern 
heute ein historisches Datum. Am 20. Dezember vor 
35 Jahren bildete der Deutsche Bundestag erstmalig die 
ganze geografische Breite Deutschlands ab und wurde so 
Ausdruck eines neuen, vielfältigen Deutschlands nach 
der Wiedervereinigung.

Es war nicht das erste demokratisch gewählte Par-
lament auf dem Gebiet der früheren DDR. Ein Jahr zuvor 
hatten sich mutige Bürgerinnen und Bürger selbst er-
mächtigt und die Demokratie erzwungen. Zuerst auf der 
Straße, dann am Runden Tisch und schließlich in der frei 
gewählten Volkskammer nahmen die Bürgerinnen und 
Bürger der ehemaligen DDR ihr Schicksal selbst in die 
Hand. Die ostdeutschen Kolleginnen und Kollegen, die 
im Dezember 1990 neu in den Bundestag einzogen, wa-
ren also keine parlamentarischen Neulinge. Sie hatten ein 
starkes Mandat, das der Friedlichen Revolution, und 
brachten damit eine besondere Dynamik in den 12. Deut-
schen Bundestag.

Ich freue mich sehr: Einige von ihnen sitzen heute hier 
auf der Besuchertribüne. Ich möchte Sie herzlich begrü-
ßen und grüßen. Ich freue mich, dass Sie da sind.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und ich möchte Ihnen herzlich danken, dass Sie mit 
Ihrem Einsatz für Demokratie und Freiheit die deutsche 
Wiedervereinigung überhaupt erst mit möglich gemacht 
haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Viele Menschen in Deutschland betrachten die Demo-
kratie mittlerweile als Selbstverständlichkeit, weil wir sie 
nun 35 Jahre haben und gemeinsam leben. Aber sie ist 
kein ewig währendes Geschenk, sondern sie muss jeden 
Tag neu mit Leben gefüllt und auch verteidigt werden.

Es ist bedenklich, dass seit dem Zusammentritt des 
ersten gesamtdeutschen Bundestages das Vertrauen ins 
Parlament gesunken ist. 1990 haben noch 70 Prozent 
der Westdeutschen und 51 Prozent der Ostdeutschen 
dem Bundestag vertraut. Heute sind es nur noch 37 Pro-
zent im Westen und 27 Prozent im Osten.

(Stephan Brandner [AfD]: Woran das wohl 
liegt?)

Und laut Deutschland-Monitor sind 40 Prozent der Men-
schen unzufrieden damit, wie die Demokratie in Deutsch-
land gerade funktioniert.

(Stephan Brandner [AfD]: Komisch! – Tobias 
Matthias Peterka [AfD]: Das ist strafbar, 
oder?)

Die Demokratie in Ostdeutschland hatte in den 90er- 
Jahren schwierige Startbedingungen. Sie fiel zusammen 
mit der Phase der Betriebspleiten, der Massenarbeits-
losigkeit und der großen Abwanderungswellen.

(Stephan Brandner [AfD]: So wie heute!)
Das war eine ganz andere Ausgangslage als in West-
deutschland, wo auf die Demokratisierung bald die Zeit 
des Wirtschaftswachstums folgte.

Aber das Vertrauen in etablierte demokratische Insti-
tutionen und in die Funktionsfähigkeit der Demokratie 
sinkt nicht nur im Osten. Im Westen ist der Trend ähnlich, 
und immer mehr Menschen fühlen sich benachteiligt und 
überhört.

Der Blick auf den Gleichwertigkeitsbericht der Bun-
desregierung zeigt auch: Tatsächlich gibt es bis heute 
Regionen in Deutschland, in denen Menschen erheblich 
weniger verdienen als im Bundesdurchschnitt, in denen 
die Infrastruktur prekär ist, in denen Menschen mehr 
Sozialleistungen beziehen. Und ja, ein Großteil dieser 
Regionen liegt eben in Ostdeutschland.

Willy Brandt, der Alterspräsident von 1990 – es wurde 
gerade schon gesagt –, hat die Herausforderungen schon 
damals erkannt. In seiner Eröffnungsrede forderte er, 
schnell gleichwertige Lebensverhältnisse herzustellen. 
Brandt warb dafür, Verständnis für andere Biografien 
aufzubringen als Grundbedingung für die Einheit. Auf 
die Gegenwart übertragen bedeutet das: Deutschland 
muss seine Vielfalt immer auch als Stärke begreifen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die 90er waren Jahre der Umbrüche, und auch heute 
stehen wir vor gewaltigen Umwälzungen. Der Blick zu-
rück zeigt, was möglich ist, wenn ein Parlament sich 
dieser Verantwortung stellt.

Der erste gesamtdeutsche Bundestag hat wegweisende 
und auch mutige Beschlüsse gefasst. Die Debatten um die 
Entscheidung für Berlin oder um den Maastrichter Ver-
trag waren natürlich auch kontrovers, und das war gut, 
weil die Argumente ausgetauscht und gehört wurden. 
Nach der Debatte wurde klar entschieden, und die Ergeb-
nisse haben sich bewährt.

(Zuruf des Abg. Peter Boehringer [AfD])
Das ist die Kraft der Demokratie, und das kann uns Mut 
machen für die Herausforderungen, die wir auch in dieser 
Legislaturperiode zu bewältigen haben.

Die Bürgerinnen und Bürger in der DDR waren 1989 
in ihrem Freiheitskampf nicht alleine. Überall im öst-
lichen Mitteleuropa gingen die Menschen damals auf 
die Straße. Die verschiedenen Freiheitsbewegungen in-
spirierten und unterstützten einander. Das Ergebnis war 
zu Beginn der 1990er-Jahre nicht nur die deutsche Ein-
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heit, sondern es war Teil der vertieften europäischen In-
tegration. Die deutsche Sternstunde ist auch eine euro-
päische Sternstunde.

(Peter Boehringer [AfD]: Das ist ein Mythos, 
den 1990 niemand so gedacht hat!)

Auch daran sollten wir uns heute erinnern.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)
Deshalb freue ich mich auch, dass das Zukunftszen-

trum für Deutsche Einheit und Europäische Transforma-
tion entsteht, da wir daran erinnern wollen, was für gran-
diose Leistungen die Bürgerinnen und Bürger 1989 
erstmals vollbracht haben. Wir möchten erforschen, –

Präsidentin Julia Klöckner:
Ihre Redezeit ist überschritten.

Elisabeth Kaiser, Staatsministerin beim Bundes-
minister der Finanzen:

– was in den Umbruchsjahren gut funktioniert hat und 
was nicht. Ich freue mich, diesen Weg gemeinsam mit 
Ihnen weiter zu beschreiten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Präsidentin Julia Klöckner:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat nun der 

Abgeordnete Herr Michael Kellner das Wort.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen auf der 
Ehrentribüne, herzlichen Dank für Ihre Leidenschaft, 
für Ihren Mut, für Ihr Engagement. Viele von Ihnen haben 
großen Mut gezeigt und sind 1989 auf die Straße gegan-
gen. Manche von Ihnen sitzen auch heute noch unter uns 
im Parlament, wie Katrin Göring-Eckardt. Ich verneige 
mich! Unsere Demokratie steht auf Ihren Schultern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Die Friedliche Revolution, der Wunsch nach Demo-
kratie, nach echten freien Wahlen ging in Erfüllung, 
weil am 7. Mai 1989 bei den gefälschten Kommunal-
wahlen in der DDR mutige Menschen diesen Wahlbetrug 
aufgedeckt haben. Sie haben Risiken in Kauf genommen, 
für sich und für ihre Kinder. Das alles führte zur Friedli-
chen Revolution, zum Fall der Mauer und zu diesem 
Glücksfall, dem gesamtdeutschen Bundestag. Ich denke 
oft daran, wenn ich über die eingelassene Ost-West- 
Grenze hier im Reichstag gehe, was für ein Glück es 
für uns ist, dass wir heute gemeinsam hier in diesem 
Gebäude beraten können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Es gab damals zwei getrennte 5-Prozent-Hürden. Wäh-
rend die Grünen West an der 5-Prozent-Hürde scheiter-
ten, zog Bündnis 90 ins Parlament ein. Die Gruppe aus 
den Abgeordneten Konrad Weiß, Ingrid Köppe, 
Wolfgang Ullmann, Vera Wollenberger, Klaus-Dieter 
Feige, Gerd Poppe, Christina Schenk und Werner Schulz 
hielten die Fahne für Frieden, Umweltschutz und bürger-
nahe Demokratie hoch. Wir verdanken diesen Menschen 
als ganzes Land viel.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Sepp Müller [CDU/CSU])

Ohne diesen ostdeutschen Erfolg hätte es vermutlich we-
der eine Vereinigung von Bündnis 90 und Die Grünen auf 
Augenhöhe gegeben noch die Rückkehr der Westgrünen 
in den Deutschen Bundestag.

In Gera hörte ich als Jugendlicher die Wahlkampfreden 
von Helmut Kohl bis Gregor Gysi; wir werden ja gleich 
noch Gregor Gysi hören. Ich fand sie unterhaltsam. Noch 
mehr beeindruckt hat mich Roland Geipel, ein Pfarrer, 
der ein widerständiger Mensch in der Diktatur der DDR 
war. Er hat mich als Jugendlicher sehr beeindruckt. Er 
steht für mich exemplarisch für die vielen Menschen, 
die voller Mut und Mühen für Demokratie und Selbst-
bestimmung gekämpft haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Sepp Müller 
[CDU/CSU])

Diese Freiheit wird heute von den blauen Putin-Freun-
den bekämpft. Doch wir sehen diese Attacken nicht nur 
aus Russland. Václav Havel sprach davon, in Wahrheit zu 
leben. Wir sehen heute, wie Elon Musk und Co Lügen als 
Wahrheit verkaufen und Algorithmen so manipulieren, 
wie die SED Wahlen manipulierte – und das im Sehn-
suchtsland der Demokratie, in den USA. Wie für viele 
Ostdeutsche waren die USA für mich ein Land, das ich 
sehen wollte, von dem ich glaubte, nie hinzukommen. 
Später habe ich dort studiert, und heute zeigen uns die 
USA, wie verletzlich Demokratien sind.

Demokratien können scheitern. Wir alle erleben, wie 
rechtsextreme Kräfte Demokratien weltweit angreifen, 
verächtlich machen und aushöhlen. Doch abrupte Ver-
änderungen zum Besseren sind möglich; auch das ist 
eine Lehre von 1989.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor ziemlich genau 
einem Jahr betonte hier an diesem Pult Professorin 
Dr. Christina Morina in ihrer Rede, dass 1989 vor allem 
basis- und direktdemokratische Vorstellungen zum Sturz 
der SED-Diktatur geführt haben. Daher sind in Ost-
deutschland bis heute direkte Demokratieideen stärker 
verbreitet als anderswo.

Aus gutem Grund befasste sich in dieser ersten ge-
meinsamen Legislaturperiode eine Verfassungskommis-
sion mit der Weiterentwicklung unseres Grundgesetzes. 
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Viele wichtige Ideen, die gerade durch Bündnis 90 voran-
gebracht wurden, blieben unberücksichtigt. Dazu gehörte 
zum Beispiel, die sozialen Rechte im Grundgesetz zu 
verankern. So schlug Bündnis 90 ein Recht auf Wohnen 
vor, welches es in vielen anderen Verfassungen gibt. Lei-
der gab es dafür keine Mehrheit. Bündnis 90 plädierte 
ebenso für mehr Bürgerbeteiligung, um die Erfahrungen 
des Runden Tisches weiterzuentwickeln und Volksbegeh-
ren sowie Volksentscheide einzuführen. Auch das ist ge-
scheitert.

Ich bin dem späten Wolfgang Schäuble als Bundes-
tagspräsidenten dankbar, dass er die Ideen von Bürger-
räten und damit demokratischer Beteiligung aufgenom-
men hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Umso bedauerlicher ist es, dass diese Bürgerbeteiligung 
von der soeben noch amtierenden Präsidentin Julia 
Klöckner, der Nachnachfolgerin von Wolfgang Schäuble, 
wieder kassiert wurde.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das ist eine fatale Entscheidung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ihre Redezeit!

Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Demokratie lebt von Beteiligung, und auch in Zeiten, 

in denen Demokratie angegriffen ist, müssen wir sie wei-
terentwickeln. Verzagtheit bringt uns nicht voran. Lassen 
Sie uns anknüpfen an die Ideen von vor 35 Jahren!

Herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf damit dem dienstältesten Abgeordneten des 

Deutschen Bundestages das Wort erteilen: Dr. Gregor 
Gysi von der Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Bettina Hagedorn [SPD])

Dr. Gregor Gysi (Die Linke):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Schade, dass die Präsidentin gegangen ist; ich wollte sie 
über einen Irrtum aufklären. Der erste gesamtdeutsche 
Bundestag wurde nicht am 20. Dezember 1990 konsti-
tuiert; den gab es schon seit dem 3. Oktober 1990, weil 
wir als ostdeutsche Abgeordnete schon einzogen.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Nee, aber nicht 
direkt gewählte Abgeordnete!)

Allerdings war es der erste gesamtdeutsch gewählte Bun-
destag; das stimmt.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Ja, genau! Deswe-
gen war das dann auch das richtige Datum! – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: Mit Wahlen hatten 
Sie’s nicht so!)

Nicht die CDU/CSU, sondern die SPD – ich muss Sie 
daran erinnern – bestand auf einem Wahlrecht, das die 
PDS ausschließen sollte.

(Stephan Brandner [AfD]: Das wäre gut ge-
wesen! Da wäre uns viel erspart geblieben!)

Sie wollte sofort für ganz Deutschland die 5-Prozent- 
Hürde und setzte sich durch. Viele wandten sich an das 
Bundesverfassungsgericht – auch wir – und waren erfolg-
reich. Die SPD-Vertreterin dort sagte, das 5-Prozent-Ge-
setz dürfe nicht geändert werden, weil ansonsten die PDS 
einzöge, was unbedingt verhindert werden müsse.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Besser wär’s gewe-
sen!)

Ich habe lange im Grundgesetz gesucht, woraus sich das 
ergeben sollte, habe aber nichts gefunden.

Das Bundesverfassungsgericht legte dann zwei Wahl-
gebiete fest. Inzwischen hat sich die SPD an uns ge-
wöhnt;

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD – Derya 
Türk-Nachbaur [SPD]: Na ja!)

ich sage mal: die Grünen sowieso.
(Stephan Brandner [AfD]: Und kuscheln mit-

einander!)
Und bei der CDU/CSU würde ich sagen: Es geht 
langsam, so Schritt für Schritt, auch in diese Richtung 
vorwärts.

(Ronald Gläser [AfD]: Können wir bestäti-
gen!)

Aber damals gab es Wahlergebnisse, von denen die 
Parteien heute nicht mal mehr träumen können:

(Zuruf von der AfD: Wir schon!)
CDU/CSU 43,8 Prozent, bei der Wahl 2025 28,6 Pro-
zent, die SPD 33,5 Prozent, nun 16,4 Prozent,

(Stephan Brandner [AfD]: Aufgerundet!)
die FDP 11 Prozent, jetzt 4,3 Prozent.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Sagen Sie noch was 
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur!)

Und die westdeutschen Grünen scheiterten damals mit 
3,8 Prozent am Einzug; das Bündnis 90 zog ein.

(Stephan Brandner [AfD]: AfD 0 Prozent, 
heute 30 Prozent!)

Aber inzwischen haben sich die Grünen deutlich erholt.
Wir hatten auch eine gegenteilige Entwicklung; denn 

wir hatten zwar im Osten mehr als 5 Prozent, aber ge-
samtdeutsch nur 2,4 Prozent und landeten jetzt bei 
8,8 Prozent. Das ist ja nicht schlecht. So.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Lars 
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Rohwer [CDU/CSU]: Sagen Sie mal was zur 
Aufarbeitung der DDR! Das wäre sehr interes-
sant!)

Aber was sich damals im Bundestag alle nicht vor-
stellen konnten – alle, von der CSU bis zu uns –: dass 
wie gegenwärtig eine rechtsextreme Partei im Bundestag 
Platz nehmen wird.

(Stephan Brandner [AfD]: Wen meinen Sie 
denn?)

Das ist aber passiert: durch Sie von der AfD. Und das 
wissen Sie auch.

(Stephan Brandner [AfD]: Ach, Herr Gysi! 
Was war denn mit dem IM „Notar“? Sagen 
Sie doch mal was dazu! Wo sind das SED-Ver-
mögen und die Milliarden versteckt? – Zuruf 
des Abg. Sven Wendorf [AfD])

Der Empfang der PDS und auch meiner Person im 
Bundestag war extrem ablehnend und unfreundlich, ob-
wohl wir Interessen von Menschen aus dem Osten ver-
traten, die unbedingt vertreten werden mussten – was 
auch keine andere Partei konnte.

Es gab für mich unterschiedliche Behandlungen: we-
nige, die sachlich zu mir waren, zum Beispiel Heiner 
Geißler, Wolfgang Schäuble und Helmut Kohl, viele, 
die mich innerhalb und außerhalb des Plenums hassten – 
meine Leistung besteht darin, nicht zurückgehasst zu ha-
ben –, und eine größere Gruppe, die im Plenum schärfste 
Ablehnung gegen mich äußerte,

(Stephan Brandner [AfD]: Das kennen wir 
auch!)

um mir draußen zu erzählen, dass sie es nicht so gemeint 
hätten. Die mochte ich am wenigsten.

(Heiterkeit und Beifall bei der Linken sowie 
der Abg. Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Es ist wirklich interessant: Mit der Konstituierung des 
ersten gesamtdeutsch gewählten Bundestages wurde der 
Einheitsprozess auch parlamentarisch besiegelt. Zu den-
ken sollte uns vor dem Hintergrund der aktuellen Gefähr-
dung der Demokratie auch geben, dass damals im Osten 
innerhalb eines Dreivierteljahres, also von März bis De-
zember, die Wahlbeteiligung von 93 Prozent auf 74 Pro-
zent fiel.

Mit der Organisation der Einheit als Beitritt ist es nicht 
gelungen, den urdemokratischen Impuls,

(Stephan Brandner [AfD]: …, der von der SED 
ausging, der urdemokratischen SED!)

den die Wendeereignisse in der DDR darstellten, für das 
gemeinsame Deutschland zu nutzen. Ich erinnere in die-
sem Zusammenhang nicht nur an die runden Tische.

Eine weitere Erfahrung haben viele Ostdeutsche mit 
dem ersten gesamtdeutsch gewählten Bundestag ge-
macht,

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])
die durchaus einer der Ausgangspunkte für die hohe im 
Osten verbreitete Skepsis gegenüber der etablierten Poli-
tik und Demokratie ist.

(Stephan Brandner [AfD]: Dass Sie sich nicht 
schämen für so eine Rede, Herr Gysi!)

Dieser erste gesamtdeutsch gewählte Bundestag hat keine 
acht Wochen nach seiner Konstituierung massive Steu-
ererhöhungen zur Finanzierung der Einheit beschlossen, 
die Helmut Kohl im Wahlkampf noch ausgeschlossen 
hatte.

(Stephan Brandner [AfD]: Gibt’s doch gar 
nicht, so was!)

Hat sich das wirklich geändert? Friedrich Merz hat im 
Wahlkampf gesagt, an der Schuldenbremse werde er 
nicht einen Millimeter verändern; sie sei absolut fest etc., 
um wenige Tage nach der Wahl das genaue Gegenteil 
trickreich mit dem alten Bundestag zu organisieren.

(Stephan Brandner [AfD]: So sind sie, die 
Altparteien!)

Wenn wir heute also den 35. Jahrestag der Konstituie-
rung dieses Bundestages nutzen, so sollten wir mehr Res-
pekt gegenüber den Wählerinnen und Wählern,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: AfD-Wählern!)
also gegenüber dem im Grundgesetz verankerten Souve-
rän an den Tag legen. Nur so werden wir unserer Ver-
antwortung für die Demokratie gerecht.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Wählerinnen und Wähler, besonders auch jene im 
Osten, haben aufgrund ihrer Erfahrungen ein feines Ge-
spür für fehlende Glaubwürdigkeit und Ehrlichkeit in der 
Politik.

(Stephan Brandner [AfD]: Deshalb wählen 
auch 40 Prozent AfD!)

Es muss aufhören, in Wahlkämpfen etwas zu verspre-
chen, was nicht gehalten wird, oder falsche Beweggründe 
für politische Entscheidung zu benennen – wenn nicht, 
wird die Rechtsaußenseite noch mehr politisches Kapital 
daraus schlagen.

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Ich habe in meiner Rede als Alterspräsident zur Eröff-

nung unseres Bundestages auf Fehler bei der Herstellung 
der Einheit hingewiesen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Sagen Sie noch was 
zum Unrechtsstaat! Wie war das denn?)

Das betrifft die Anerkennung von Rentenansprüchen, von 
Berufsabschlüssen, die Gleichstellung der Geschlechter, 
die Kinderbetreuungseinrichtungen und auch eigentums-
rechtliche Fragen; ich erinnere nur an „Rückgabe vor 
Entschädigung“.

Heute sollte der Jahrestag Anlass sein, gemeinsam die 
Attraktivität der Demokratie und des Rechtsstaates zu 
erhöhen, indem wir endlich auch auf Bundesebene Volks-
entscheide ermöglichen

(Stephan Brandner [AfD]: Gute Idee! Wir sind 
dabei! – Nicole Hess [AfD]: Wir sind dabei! – 
Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

und die Justiz nicht nur für Betroffene Fristen setzt, son-
dern sich auch selbst an Fristen halten muss.
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(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mir war es vergönnt, in diesen 35 Jahren, seit dem 
3. Oktober 1990, weitgehend im Bundestag mitzuwirken.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Auch den dienstältesten Abgeordneten muss ich mah-

nen.

Dr. Gregor Gysi (Die Linke):
Wir haben die Aufgabe, die Interessen der gesellschaft-

lichen Mehrheitsentscheidungen umzusetzen und die In-
teressen von Minderheiten so weit wie möglich zu schüt-
zen – letzter Satz oder vorletzter –,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der Linken, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

auch und gerade um denjenigen im Aus- und Inland, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Dr. Gysi.

Dr. Gregor Gysi (Die Linke):
– die nach autoritären Verhältnissen streben, nicht noch 

mehr Raum zu geben.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Ihre Zeit ist schon lange vorbei, Herr 
Gysi!)

Das Erbe der 35 Jahre mit dem ersten gesamtdeutsch 
gewählten Bundestag, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Dr. Gysi, ich muss Sie wirklich mahnen!

Dr. Gregor Gysi (Die Linke):
– das seinen parlamentarischen Rahmen im vereinten 

Deutschland fand, ist jedenfalls mit Sicherheit nicht die 
Stärkung von Antidemokraten wie der AfD.

Danke. 
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich den Abgeordneten 

Sepp Müller aufrufen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Sepp Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Während ich in einem kleinen Dorf in 
Sachsen-Anhalt in den Windeln lag, haben sich am 
20. Dezember 662 Abgeordnete auf den Weg gemacht, 
hier im Reichstag die Zukunft des vereinten Deutsch-

lands zu gestalten. Dafür gilt ihnen der größte Dank mei-
ner Generation. Vielen Dank dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Ates Gürpinar [Die Linke])

Dass diese 12. Wahlperiode eine Periode der Entschei-
dungen war, ist heute immer noch ein Beleg dessen, dass 
wir als Deutschland zusammengewachsen sind. Es war 
ein historischer Moment, getragen von Hoffnung, Mut 
und der festen Überzeugung, dass die deutsche Einheit 
nicht nur ein politisches Ziel, sondern ein gemeinsames 
Versprechen an die Menschen in Ost und West war.

Lassen Sie uns nicht nur auf die politischen Sachen 
zurückblicken, sondern lassen Sie uns auch auf die sport-
lichen Ergebnisse zurückschauen! 1992 bei den Olympi-
schen Sommerspielen in Barcelona war das gesamtdeut-
sche Team das erfolgreichste; denn mit 82 Medaillen 
waren wir auf Rang drei. So viele Medaillen hatten wir 
nie; da wollen wir wieder hin. Deswegen bewerben wir 
uns als Gesamtdeutschland für Olympia im 50. Jahr der 
Wiedervereinigung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf des Abg. Ates Gürpinar 
[Die Linke])

Dass wir Einheit in Vielfalt hinbekommen, dafür ste-
hen vier Namen exemplarisch. Lassen Sie mich diese 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit erwähnen:

Frau Susanne Jaffke-Witt war zuerst in der letzten 
freigewählten Volkskammer in der DDR und danach 
von 1990 bis 2009 als Abgeordnete im Deutschen Bun-
destag für Brandenburg tätig.

Dr. Christian Neuling war von 1979 bis 1987 Mitglied 
des Abgeordnetenhauses von Berlin. Von 1987 bis 1990 
hatte er eine Sonderrolle; denn er wurde vom Abgeord-
netenhaus als Mitglied des Deutschen Bundestages ent-
sandt und hatte nur eingeschränktes Stimmrecht. Ab dem 
12. Bundestag wurde er vollwertiges Mitglied.

Frau Dr. Renate Hellwig aus Baden-Württemberg war 
von 1980 bis 1998 Mitglied im freigewählten Deutschen 
Bundestag. Sie stand wie keine andere Frau für die Betei-
ligung von Frauen in der Politik. Dafür herzlichen Dank!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Dr. Andrea Lübcke [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Mein Vorgänger Ulrich Petzold ist als Ingenieur heute 
noch politisch engagiert. Er setzte sich im Deutschen 
Bundestag bis 2017 besonders für Umweltbelange ein. 
In der ehemaligen DDR hatten wir im Hinblick auf Um-
weltschäden, die die Diktatur hinterlassen hatte, viel auf-
zuholen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
In der 12. Wahlperiode wurden 507 Gesetze beschlos-

sen. Allein die leidenschaftliche Debatte im Jahr 1991 
über den Umzug des Bundestages von Bonn nach Berlin, 
die mit einem Ergebnis von 338 zu 320 Stimmen knapp 
ausfiel, war ein klares Signal. Die Einheit sollte nicht nur 
verwaltet, sondern sie sollte sichtbar gelebt werden – im 
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Herzen der Bundesrepublik, in Berlin. Es war Ihr Mut, 
sich für Berlin zu entscheiden. Das war die richtige Ent-
scheidung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

1992 folgte die Ratifikation des Vertrages von Maas-
tricht, der den Grundstein für die Europäische Union 
legte. Heute wissen wir: Dieser Mut ist mehr denn je 
gefragt. Putin, dessen Reich, die Sowjetunion, 1991 Ge-
schichte wurde, greift wieder nach Ländern in seiner 
Nachbarschaft.

Der Jugoslawien-Krieg begleitete Sie in der 12. Wahl-
periode. Der erste Golfkrieg begleitete Sie in dieser 
12. Wahlperiode. Heute sehen wir Brutalitäten in allen 
Regionen dieser Welt. Deswegen werden wir Ihre Erinne-
rungen und Ihre Erfahrungen als Auftrag verstehen, 
Deutschland gemeinsam in Vielfalt zu gestalten, damit 
wir besser werden – noch besser, als Sie Deutschland 
schon gemacht haben. Vielen Dank, dass Sie diesen 
Weg bereitet haben!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Ronald Gläser das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Ronald Gläser (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 

Gäste auf der Tribüne und auf der Ehrentribüne! Zunächst 
an meinen Vorredner, Herrn Dr. Gysi: Sie haben die Me-
chanismen der Ausgrenzung eben gut beschrieben und 
sich aus Ihrer Sicht wahrscheinlich auch zu Recht darüber 
beklagt. Und dann haben Sie die gleiche Ausgrenzung 
auf uns angewendet. Sie haben wirklich in dreieinhalb 
Jahrzehnten nichts gelernt.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Ates 
Gürpinar [Die Linke])

Meine Damen und Herren, Geschichte wird gemacht. 
Es sieht im Nachhinein oft so aus, als hätten die Dinge so 
kommen müssen, aber Geschichte wird gemacht. Die 
Repräsentanten unserer Nation, die 1989/90 Verantwor-
tung trugen, haben das Notwendige umgesetzt, um den 
ersten gesamtdeutschen Bundestag und damit auch den 
heutigen Bundestag zu ermöglichen, allen voran Helmut 
Kohl; das haben wir schon gehört.

Ich möchte noch drei Personen erwähnen, die auch 
ihren Teil dazu beigetragen haben: Otto Graf Lambsdorff, 
Alfred Dregger und Hans-Jochen Vogel. Das sind alles 
Männer der Kriegsgeneration; Männer, die sich für ihr 
Vaterland eingesetzt haben. Wir haben diesen Menschen 
viel zu verdanken, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Dieser erste gesamtdeutsche Bundestag hatte wichtige 

Entscheidungen zu treffen: die Hauptstadtentscheidung; 
darüber wurde schon gesprochen. Dann musste die ma-
rode Ostwirtschaft wieder revitalisiert werden. Es hat ein 

bisschen gedauert, aber nach ungefähr zehn Jahren waren 
die versprochenen „blühenden Landschaften“ tatsächlich 
da. Und sie sind nicht entstanden, weil Politiker wie 
Helmut Kohl oder Gregor Gysi das Land aufgebaut ha-
ben. Nein, die Bürger in den neuen Bundesländern haben 
ihr Land mit Hilfe aus dem Westen wieder aufgebaut. 
Dass sie das konnten und die Möglichkeit dazu hatten, 
war eine riesengroße Chance, ein Glücksmoment der 
Weltgeschichte, für den wir dem Herrgott heute noch 
dankbar sein können.

(Beifall bei der AfD)

Es hätte ja auch anders kommen können. Die Ostber-
liner Machthaber hätten die chinesische Lösung wählen 
können. Es hätte einen Putsch in Moskau geben können. 
Dann wäre die Wiedervereinigung möglicherweise nicht 
eingetreten. Es hätte viele im Westen gegeben, die sich 
darüber gefreut hätten – nicht nur unter unseren ach so 
treuen Verbündeten, sondern auch im eigenen Land. Da 
haben ganz viele ständig und lange gegen die Wiederver-
einigung gearbeitet. Oskar Lafontaine konnte mit der 
deutschen Einheit ungefähr so viel anfangen wie ein Ve-
getarier mit einem Schnitzel.

(Heiterkeit des Abg. Stefan Möller [AfD])

Die Machthaber in Ostberlin wollten natürlich keine Wie-
dervereinigung, weil sie den Machtverlust witterten. Und 
auch die West-Grünen haben dagegen gestimmt; Kollege 
Kellner hat es erwähnt. Das ist auch der Grund dafür, dass 
sie eine krachende Wahlniederlage eingefahren haben 
und in diesem Bundestag, über den wir heute sprechen, 
gar nicht vertreten waren.

Die deutsche Linke war 1990 absolut diskreditiert und 
auch marginalisiert. Hier im Haus gab es einen großen 
Mitte-rechts-Block, ein christlich-liberales Bündnis aus 
CDU/CSU und FDP, ein bisschen so wie heute. Damals 
wie heute wurde die Politik nicht wirklich umgesetzt: 
heute wegen der Brandmauer, über die wir alle naselang 
reden, und damals wegen der Feigheit der Bürgerlichen, 
wegen ihres zum Scheitern verurteilten Versuchs, es allen 
recht zu machen, und wegen ihrer ökonomischen Unver-
nunft.

Beginnen wir mit Helmut Kohl, der versprochen hat: 
Es gibt die Wiedervereinigung, und wir brauchen keine 
Steuererhöhungen. Er musste dieses Versprechen dann 
brechen. Er hätte es nicht brechen müssen, aber er wollte 
nicht sparen. Das kommt uns bekannt vor, oder?

(Beifall bei der AfD)

Das erinnert auf fatale Weise an den Amtsnachfolger, der 
versprochen hat – Sie sagten es schon, Dr. Gysi –, die 
Schuldenbremse einzuhalten, und es dann nicht getan hat.

Und so reihte sich eine Fehlentscheidung an die nächs-
te. 1991 kam das Stromeinspeisungsgesetz, der Nukleus 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, den Sie als den Weg 
in die grüne Transformation und die Energiewende inter-
pretieren würden. Für uns ist das der Weg in den wirt-
schaftlichen Abstieg, in die Deindustrialisierung, in die 
Verspargelung der Heimat, in Energiearmut und all diese 
Dinge, die wir damit verbinden.
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Oder denken wir an den Vertrag von Maastricht. Auch 
hier falsche Weichenstellungen, falsche Versprechen: 
Keiner soll für die Schulden des anderen haften. Auch 
das wurde damals auf den Weg gebracht.

Und so zeigt ein Blick in die Geschichte, meine Damen 
und Herren: Man muss Chancen nutzen. Helmut Kohl 
und seine Leute haben das einmal getan. Aber auf der 
Strecke haben sie dann leider versagt. Und so können 
die SED-Kader von damals heute nur verdutzt aus der 
Wäsche schauen, wenn sie sehen, was alles im ach so 
raubtierkapitalistischen Westen möglich ist.

Ich komme aus Berlin. Wir haben jetzt den kommunis-
tischen Frauentag sogar als gesetzlichen Feiertag. Wir 
haben Fristenlösungen, wir haben Kinderkrippen, wir ha-
ben Antifaschismus als De-facto-Staatsräson in diesem 
Land.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Antifaschismus 
als Staatsräson wäre schon gut! Was ist denn 
Ihre Staatsräson, wenn Sie Antifaschisten sind, 
Herr Gläser?)

Das hätte alles nicht sein müssen.
Meine Damen und Herren, wer die Chance hat, der 

muss sie nutzen, wie es Helmut Kohl damals getan hat. 
Wer Dinge auf der Strecke liegen lässt, über den geht die 
Zeit hinweg. Und wenn Sie, liebe Kollegen von der CDU/ 
CSU, mir das nicht glauben, fragen Sie doch mal bei den 
Kollegen von der FDP nach.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Dr. Franziska Kersten 

das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Werte Ehrengäste, besonders Wolfgang Thierse! Ich 
freue mich sehr, Sie dort oben zu begrüßen.

„Ein Brand hatte den Deutschen Reichstag in den 
Flammen untergehen lassen. Ein Willy Brandt setzte 
gestern mit seiner Ansprache im alten Gebäude die 
ersten Akzente eines neuen Parlaments.“

So beginnt die „Thüringer Allgemeine“ vom 21. Dezem-
ber 1990 ihre Berichterstattung über den ersten gesamt-
deutschen Bundestag und seinen Alterspräsidenten Willy 
Brandt.

Ich erinnere mich noch sehr genau an den Dezem-
ber 1990. Nach knapp 22 Jahren als DDR-Bürgerin 
konnte ich zum zweiten Mal meine Stimme bei einer 
freien demokratischen Wahl abgeben. Ich habe damals 
die Partei von Dr. Eberhard Brecht gewählt, mit dem 
ich die Ehre hatte, in einer Legislaturperiode für den 
Deutschen Bundestag zu kandidieren.

Im Rückblick auf die Vergangenheit erscheint einem 
das alles ganz selbstverständlich: der Fall der Mauer, 
unsere Einheit, unser gemeinsamer Bundestag mit seiner 
ersten Sitzung, die übermorgen vor 35 Jahren stattfand. 
Dabei war das alles gar nicht so klar. Auf Monate, Jahre 
und Jahrzehnte des Widerstands in der DDR folgten die 
Friedliche Revolution und der Fall der Mauer. So etwas – 
eine erfolgreiche Revolution, und das ohne einen ein-
zigen Toten – ist bis heute eine Rarität in der Geschichte. 
Was für eine Leistung der Ostdeutschen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Damals war noch nicht klar, dass wir wieder ein ge-
eintes Land werden würden. Von den Volkskammerwah-
len im März 1990 bis zum Beitrittsentschluss dauerte es 
noch einmal fünf Monate, und diese waren voller Dis-
kussionen.

Der Einigungsvertrag wurde innerhalb von nur acht 
Wochen verhandelt. Was für eine gesamtdeutsche Leis-
tung! Wenn ich mir anschaue, wie lange wir manchmal 
heute an einfachen Gesetzen arbeiten, kann ich das noch 
viel mehr wertschätzen und auch verstehen, dass viel-
leicht nicht alle Punkte bis zum Schluss gut durchdacht 
waren. Aber man hatte eben Sorge, dass sich das kurze 
Möglichkeitsfenster in der Sowjetunion wieder schließen 
würde; und das zu Recht.

Es ist unsere Aufgabe, an der deutschen Einheit weiter-
zuarbeiten. Willy Brandt sagte damals, das Grundgesetz 
solle man nun um Erfahrungen der Landsleute im Osten 
ergänzen. Ich glaube, das hätten wir noch viel mehr tun 
sollen bzw. sollten wir noch viel mehr tun.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Ates Gürpinar [Die 
Linke])

Die Wiedervereinigung war keine Fortschreibung ei-
ner westdeutschen Geschichte, sondern der Beginn von 
etwas Neuem. Eine konkrete Möglichkeit, die Leistungen 
und Erfahrungen der Ostdeutschen mehr ins Zentrum zu 
stellen, wäre an der ehemaligen innerdeutschen Grenze 
zu finden. Das Grüne Band soll Weltnatur- und Weltkul-
turerbe werden. Ich bitte alle Bundesländer, diesen An-
trag zu unterstützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Lassen Sie mich zum Ende noch sagen: Ich bin bei 
solchen Gelegenheiten jedes Mal unglaublich dankbar, 
dass ich in einer freiheitlichen Demokratie lebe. Aber 
eine Demokratie ist keine abstrakte Sache. Sie lebt von 
und überlebt durch unser aller Beteiligung.

Wenn ich auf die kommenden Landtagswahlen in ver-
schiedenen Bundesländern, darunter Sachsen-Anhalt, 
schaue, wird mir das immer wieder besonders deutlich. 
Ich appelliere an alle Bürgerinnen und Bürger, aber be-
sonders an diejenigen aus meinem Bundesland: Diskutie-
ren Sie! Streiten Sie! Setzen Sie sich aber dafür ein, dass 
diese Demokratie auch für uns erhalten bleibt.
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Danke. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Dr. Irene Mihalic 

das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Vor 35 Jahren ist auch parlamentarisch 
zusammengewachsen, was zusammengehörte. Der frei 
gewählte erste gesamtdeutsche Bundestag trat zusammen 
und nahm seine Arbeit auf. Das war der Beginn eines 
neuen Kapitels unserer Geschichte.

Damals gab es einen eher kleinen, heute fast vergesse-
nen Antrag der Gruppe Bündnis 90, auf die eben schon 
hingewiesen wurde. Die Gruppe schlug vor, die Wahl-
perioden neu zu zählen. Heute wären wir dann nicht in 
der 21., sondern in der 10. Wahlperiode. Ohne diesen 
Vorschlag jetzt im Detail zu bewerten, kann man sagen: 
Vielleicht hätte eine neue Zählung geholfen, nicht das 
Weiter-so zu betonen, sondern das Neue.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Denn eines war ein wirklich großer Irrtum jener Zeit: 
die Annahme, dass nach dem Ende des Kalten Krieges 
die Welt nun dauerhaft stabil sei. Das von Francis Fu-
kuyama ausgerufene „Ende der Geschichte“ hat es nicht 
gegeben. Fortschritt, Freiheit und Demokratie, meine Da-
men und Herren, entstehen nicht von selbst. Sie müssen 
immer wieder neu erkämpft werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Sepp Müller 
[CDU/CSU])

Wer diesen Kampf aufgibt, überlässt die Geschichte Au-
tokraten, Despoten und Faschisten.

Die heutige Weltlage zeigt uns das sehr deutlich: Frei-
heit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind niemals 
selbstverständlich. Sie müssen immer wieder verteidigt 
und manchmal auch zurückerobert werden.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Machen wir!)

Ihre Geschichte selbst in die Hand genommen haben 
viele mutige Bürgerrechtlerinnen und Bürgerrechtler in 
der DDR. Ihr Einsatz war unverzichtbar für die Friedliche 
Revolution, und viele ihrer Ideen hätten noch stärker in 
die Zeit nach 1990 einfließen sollen,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

wie zum Beispiel die Idee der Bürgerräte, auf die Michael 
Kellner eben eingegangen ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Brandner [AfD]: Um Gottes willen! 
Bloß nicht! Wir sind keine Räterepublik!)

Doch ein zentrales Ziel wurde erreicht: freie Wahlen, 
zuerst zur 10. Volkskammer und dann zum ersten gesamt-
deutschen Bundestag. Ich war damals noch Schülerin. 
Für mich war das sehr beeindruckend. Ich war zwar erst 
14 Jahre alt und durfte noch nicht wählen. Aber ich habe 
gespürt, wie besonders dieser Moment war.

Und auch hier gilt: Wir dürfen freie Wahlen nicht als 
etwas betrachten, das immer und für alle Zeit gesichert 
ist;

(Stephan Brandner [AfD]: Daran arbeiten Sie 
ja, das abzuschaffen!)

diese Annahme wäre gefährlich naiv. Denn wir haben es 
heute schwarz auf weiß in den Berichten unserer Nach-
richtendienste:

(Stephan Brandner [AfD]: Ihrer Nachrichten-
dienste!)

Russland führt nicht nur einen grausamen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine, Russland hat mit der Kampagne 
„Storm-1516“ auf die letzte Bundestagswahl massiv Ein-
fluss genommen, und das alles zulasten von Parteien der 
demokratischen Mitte und zugunsten einer Partei, die den 
Krieg gegen die Ukraine unterstützt,

(Stephan Brandner [AfD]: Die demokratische 
Rechte!)

die russische Interessen bedient und die deutsche Außen-
politik systematisch untergräbt.

Auf solche Angriffe auf unsere Demokratie ist unser 
Land, meine Damen und Herren, denkbar schlecht vor-
bereitet, und das müssen wir dringend ändern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir müssen alles tun, um freie Wahlen besser zu schüt-
zen;

(Stephan Brandner [AfD]: Besser in den Griff 
zu bekommen!)

denn auch hier ist die Geschichte nicht zu Ende.
Autokratien wie Russland werden weitermachen. Sie 

setzen Parteien wie die AfD gezielt ein, sozusagen als 
politische Drohnen: billig, leicht zu steuern, aber leider 
sehr wirkungsvoll.

(Ronald Gläser [AfD]: Lächerlich! – Ates 
Gürpinar [Die Linke]: Billig und leicht zu steu-
ern!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns die 
heutige Debatte nicht so verstehen, dass wir einen weite-
ren Haken unter die deutsche Geschichte setzen.

(Stephan Brandner [AfD]: „Haken“ darf man 
nicht sagen!)

Wir müssen das, was wertvoll ist, entschlossen und mit 
allem, was wir haben, gegen die Feinde von innen und 
von außen verteidigen. Das ist das lebendige Vermächtnis 
der Wende- und Wandeljahre nach 1989.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU darf ich Dr. Anja Weisgerber das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Es war ein kalter Wintertag, der 20. Dezember 
1990 vor 35 Jahren. Aber die Atmosphäre in diesem 
Hohen Haus war geprägt von einer Wärme: von der 
Wärme der wiedergewonnenen Einheit. Es war Zuver-
sicht im Raum, Zuversicht bezüglich eines gemeinsamen 
Neubeginns. An der Spitze des neuen Bundestages stand 
mit Rita Süssmuth eine starke Frau als Präsidentin.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So ist es auch heute. Darauf können wir stolz sein.
Für uns Christdemokraten und Christsoziale war dieser 

kalte Wintertag nicht nur ein parlamentarischer Neu-
beginn, sondern auch die Erfüllung und Vollendung einer 
großartigen politischen Vision der Wiedervereinigung 
Deutschlands. Die deutsche Einheit, friedlich, freiheitlich 
und in Partnerschaft mit unseren Freunden und Verbün-
deten vollzogen, ist das große Werk der Nachkriegs-
geschichte.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Dass dieses Zusammenwachsen politisch, diploma-

tisch und sozial möglich wurde, ist vor allem der politi-
schen Weitsicht eines großen Staatsmannes zu verdan-
ken: des damaligen Bundeskanzlers Helmut Kohl.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Helmut Kohl hat gegen erhebliche außenpolitische Wi-
derstände und manche innerdeutsche Skepsis unbeirrt an 
seiner Vision eines geeinten Deutschlands festgehalten.

Er hat in den entscheidenden Monaten Führung bewie-
sen, indem er dem Ruf der Menschen in der DDR nach 
Freiheit und Demokratie Gehör geschenkt hat, indem er 
mit seinem Zehn-Punkte-Plan frühzeitig eine klare Rich-
tung vorgab, indem er mit Mut und diplomatischem Ge-
schick das Vertrauen unserer europäischen Nachbarn ge-
wann und indem er im Zusammenwirken mit unseren 
Verbündeten die völkerrechtlichen Grundlagen der Ein-
heit, die Zwei-plus-Vier-Vereinbarungen, sicher ver-
ankerte.

Helmut Kohl war der Kanzler der Einheit, weil er zur 
richtigen Zeit das Richtige tat: visionär, entschlossen und 
verantwortungsbewusst.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Nach einem Jahrhundert der Katastrophen hat er unserem 
Land wieder eine neue Zukunft eröffnet. Das hat mich als 
junger Mensch unglaublich beeindruckt, und es bleibt 
unvergessen.

Doch dieser 20. Dezember 1990 war mehr als der 
organisatorische Start eines neuen Bundestages. Er war 
die sichtbare Bestätigung dafür, dass Deutsche aus Ost 
und West sich in einem demokratischen, rechtsstaatlichen 
Parlament auf Augenhöhe und mit gegenseitigem Ver-

ständnis begegnen. 144 Abgeordnete aus den fünf neuen 
Ländern und Ostberlin standen und saßen wieder Seite an 
Seite mit Kolleginnen und Kollegen aus München, aus 
Köln, aus Hamburg.

Wenn wir heute an jene Entwicklung zurückdenken, 
dann tun wir dies nicht nur mit historischer Dankbarkeit, 
sondern auch mit der klaren Erkenntnis: Die Einheit war 
kein Selbstläufer, und sie ist es bis heute nicht. Gerade 
wir in der Union erinnern immer wieder daran, dass diese 
deutsche Einheit ein Projekt der Freiheit war und kein 
rein technischer Verwaltungsakt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Sie kam nicht zufällig, sondern sie war das Ergebnis 

führungsstarker Politik, einer Politik, die wusste, dass 
historische Chancen nicht unbegrenzt warten, sondern 
dass man sie ergreifen muss. Die deutsche Einheit ist 
ein historisches Geschenk und Ansporn für unsere Zu-
kunft.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Unser Land wird stark bleiben, wenn wir den Geist 

jener Zeit, den Geist des Miteinanders, bewahren. Dann 
ist mir auch nicht bange, dann werden wir künftige He-
rausforderungen bewältigen, genauso wie damals.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Stefan Möller das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Stefan Möller (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Der Rückblick auf 35 Jahre gesamtdeutschen 
Bundestags bietet viele Gründe, nachdenklich zu werden. 
Dabei sollte man als Opposition keine allzu großen Maß-
stäbe ansetzen. Politik ist schließlich nie perfekt, wichtig 
ist aber die Tendenz. Und die, meine Damen und Herren, 
ist leider nicht so gut.

Im ersten gesamtdeutschen Bundestag war die histori-
sche Chance der Einheit unserer Nation omnipräsent. Das 
galt gerade auch für das Ausmaß der Aufgabe, die jen-
seits von Staatsverträgen zu bewältigen war. Das Haus 
beschloss zu diesem Zweck auch viele Belastungen. 
Aber im Unterschied zu heute gab es eine Zukunftsvisi-
on: die Einheit. Und die wurde von der breiten Bevölke-
rung geteilt.

Ich weiß nicht, wann genau es angefangen hat, aber seit 
Jahren verlieren wir die Einheit wieder. Tiefe Gräben und 
eine Brandmauer durchziehen unsere Gesellschaft, eine 
Kommunikation findet über diese Gräben und die Brand-
mauer hinweg nur noch sehr eingeschränkt statt, auch 
hier im Bundestag: meistens als Monolog mit gelegentli-
chen Feindmarkierungen, flankiert durch Ordnungsrufe, 
die längst tief in das Recht der freien Überzeugung und 
Rede eingreifen.
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(Beifall bei der AfD)
Dabei ist der Bundestag als Parlament doch bereits im 
Sinne des Wortes „parler“ aufgefordert, Haltung nicht 
etwa durch Härte und Ausgrenzung zu zeigen, sondern 
miteinander zu sprechen, und zwar im Bewusstsein, dass 
jeder Abgeordnete ein gleichberechtigter Repräsentant 
dieses Volkes ist, der hier Überzeugungen vertritt, für 
die er gewählt worden ist.

Wenn Frau Kaiser sagt, dass das Vertrauen in den Bun-
destag sinkt, dann liegt es möglicherweise auch daran, 
dass dieser Bundestag, anders als 1990, seine Repräsen-
tationsfunktion selbst beschneidet. Ausgegrenzt werden 
ja nicht nur AfD-Anhänger, also 26 Prozent der Wähler; 
sondern ein defizitäres Wahlprüfungsverfahren stößt 
auch BSW-Anhänger vor den Kopf, indem es trotz be-
rechtigter Zweifel an der Richtigkeit des Wahlergebnis-
ses ausgerechnet denen die Entscheidung über eine Neu-
auszählung überlässt, die von einer Ablehnung der 
Neuauszählung am meisten profitieren.

(Beifall bei der AfD)
Vor 35 Jahren waren das Bewusstsein für den Wert 

freier Wahlen und der Respekt vor dem Wählerwillen 
sehr ausgeprägt. Für Ostdeutsche war der in die Verfas-
sung geschriebene Führungsanspruch einer bestimmten 
politischen Kraft, die sich als politischer Mittelpunkt 
der DDR definierte, gerade einmal seit einem Jahr Ge-
schichte und als zu vermeidendes Übel sehr präsent. Viel-
leicht reagiert der Osten auch deshalb heute, 35 Jahre 
später, noch sensibel, wenn die abwechselnd regierenden 
Parteien einer selbsternannten Mitte bis hin zum Bundes-
kanzler alles dafür tun wollen, eine in den Umfragen 
führende Partei niemals in Regierungsverantwortung 
kommen zu lassen. Denn, meine Damen und Herren, 
was hier im Haus alles räsoniert wird – vom Haus- und 
Anstellungsverbot für Mitarbeiter über den Entzug der 
Wählbarkeit bis hin zum Verbot der in Umfragen stärks-
ten Partei –, fällt auf eine historische Spiegelfläche. Und 
wer darauf schaut, weiß in der Regel, dass Demokratie 
bedeutet, dass die Regierung zur Opposition und die Op-
position zur Regierung werden kann, und dass Demokra-
tie abwesend ist, wenn Opposition bei zu großem Erfolg 
verboten wird, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Dieser 21. Bundestag täte daher gut daran, wieder 

mehr Überzeugungen zuzulassen, statt noch mehr aus-
zugrenzen.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hören Sie mal auf mit Ihrer Opfernum-
mer! – Zuruf von der SPD: Wir lassen schon 
sehr viel zu!)

Und es wäre gut, wenn dieser Bundestag seinen Fokus 
wieder auf das eigene Land und die Bedürfnisse der ei-
genen Bevölkerung legen würde.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, so wie Sie!)

Es wäre zu wünschen, dass der Bundestag wieder der 
zentrale Ort politischer Kommunikation wird, statt diese 
in Talkshows oder demokratisch nicht legitimierte Räte 
oder NGOs zu verlagern.

(Lars Rohwer [CDU/CSU]: Chance verpasst! – 
Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie verraten permanent deutsche Inte-
ressen!)

Und es wäre wichtig, dass der Bundestag über die we-
sentlichen Aspekte unserer Gesellschaft im Sinne der 
Volkssouveränität wieder selbst entscheidet,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Russland-Connection!)

statt von der EU-Kommission mit Demokratiedefizit zum 
Erfüllungsgehilfen degradiert zu werden.

(Sepp Müller [CDU/CSU]: Hören Sie mit die-
sem Quatsch auf! – Gegenruf von der AfD: 
Hören Sie auf, zu pöbeln!)

Wenn uns das gelingt, dann bin ich sicher, dass die Rede 
zum nächsten Jahrestag der Konstituierung des gesamt-
deutschen Bundestags optimistischer ausfallen wird als 
diese Rede.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD – Sepp Müller [CDU/ 
CSU]: Hat Herr Höcke Ihre Rede geschrie-
ben?)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Nancy Faeser das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Nancy Faeser (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte, liebe Frau Bergmann-Pohl! 
Lieber Wolfgang Thierse! Ich möchte ausdrücklich 
auch die Kolleginnen und Kollegen des damaligen 
12. Bundestages hier begrüßen und mich bei Ihnen für 
Ihre mutige Arbeit bedanken.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Möller, ich finde es erschreckend, dass 
Sie es schaffen, in einer solchen Debatte von so einer 
großen historischen Bedeutung die Dinge mit einer solch 
unwürdigen Rede wieder einmal so zu verdrehen, wie Sie 
sie gerne hätten.

(Stefan Möller [AfD]: Gern geschehen!)
Das Wahlprüfungsverfahren ist ein ausdrücklich rechts-
staatliches Verfahren mit festen Regeln.

(Mechthild Heil [CDU/CSU]: Genau!)
Dass Mitarbeitende von Ihnen in diesem Haus nicht zu-
gelassen sind, dann deshalb, weil sie die Sicherheitsüber-
prüfung nicht bestanden haben. Bleiben Sie bei der Wahr-
heit!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Sepp Müller 
[CDU/CSU], an die AfD gewandt: Sie wollen 
Deutschland schlechtmachen! – Gegenruf des 
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Abg. Udo Theodor Hemmelgarn [AfD]: Das 
haben Sie getan: Deutschland schlecht-
gemacht!)

Meine Damen und Herren, es ist schon mehrfach ge-
sagt worden: Vor 35 Jahren, kurz vor Weihnachten 1990, 
kam hier an dieser Stelle der erste gesamtdeutsche Bun-
destag zusammen. Alterspräsident Willy Brandt – es ist 
schon mehrfach erwähnt worden – eröffnete diese erste 
Sitzung und nannte sie „fürwahr ein Ereignis, das his-
torisch genannt werden wird.“

Nach Jahrzehnten der Teilung, der Grenzen von Mauer 
und Stacheldraht, der auseinandergerissenen Familien, 
Freunde und Landesteile wuchs, wie Brandt das früher 
schon einmal gesagt hatte, das zusammen, was zusam-
mengehört. Die 662 Abgeordneten, die damals hier in 
diesem Gebäude zusammenkamen, konnten beim Blick 
aus dem Fenster noch die Narben dieser Teilung erken-
nen: den ehemaligen Todesstreifen, das einst vermauerte 
Brandenburger Tor, die Spree, die viel zu lang ein unüber-
windbares Hindernis war. Das alles war noch sehr prä-
sent.

Umso unglaublicher, umso wundervoller wirkte das 
Geschenk der Freiheit, der gesamtdeutschen Demokratie, 
des Zusammenwachsens nicht nur Deutschlands, son-
dern – wie es die Kollegin Dr. Klein gesagt hat – ganz 
Europas. Und vor allen Dingen – Elisabeth Kaiser hat es 
schon hervorgehoben – die europäische Dimension 
möchte ich an dieser Stelle auch noch mal benennen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dieses Geschenk ist heute, 35 Jahre nach der Wieder-
vereinigung, nicht weniger wert als damals und bietet 
nach wie vor viel Grund zur Freude und zur Dankbarkeit. 
Bei all den Sorgen, die die Menschen heute verständli-
cherweise belasten und für die wir als gewählte Abge-
ordnete angehalten sind politische Lösungen zu finden, 
sollten wir nicht vergessen, was unser Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier zum Tag der Deutschen Einheit 
dieses Jahr gesagt hat. Ich zitiere mit Erlaubnis des Prä-
sidenten:

„Wir können auch heute, 35 Jahre nach der Wieder-
vereinigung, nicht dankbar genug dafür sein, dass 
die damaligen DDR-Bürgerinnen und -Bürger De-
mokratie und Freiheit für alle Deutschen erkämpft 
haben!“

Und ich füge hinzu: Sie haben es auf friedliche Weise 
erwirkt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Frau Abgeordnete.

Nancy Faeser (SPD):
Meine Damen und Herren, lassen Sie uns für diese 

Errungenschaft der Demokratie stark einstehen und vor 
allen Dingen Tag für Tag kämpfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Ates Gürpinar [Die 
Linke])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Pascal Reddig das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Und vor allem: Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen und Gäste auf der Ehrentribüne! Am 20. Dezember 
1990 eröffnete der damalige Alterspräsident Willy Brandt 
die Sitzung des ersten gesamtdeutschen Bundestags. Ich 
bin heute 30 Jahre alt und darf in diesem Jahr das erste 
Mal Mitglied des Deutschen Bundestages sein, der für 
mich ganz selbstverständlich das Parlament eines geein-
ten Deutschlands ist.

Vor 35 Jahren war es aber alles andere als selbstver-
ständlich, dass alle Deutschen ein gutes Jahr nach dem 
Fall der Mauer wieder in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl ihr gemeinsames Par-
lament wählen konnten. Knapp 60 Jahre hatten sie darauf 
gewartet. Was für ein Glücksfall in der Geschichte und 
was für eine Leistung vieler Menschen, dass wir heute 
hier wieder gemeinsam sitzen können!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wenn wir heute nach 35 Jahren zurückblicken, dann 
lohnt sich ein Blick auf die Debatte am 20. Dezember 
1990 und die Rede der damals wiedergewählten Bundes-
tagspräsidentin Rita Süssmuth, die in vielen Punkten 
kaum an Aktualität eingebüßt hat. 1990 sagte Rita Süss-
muth beispielsweise – ich zitiere –: „Nichts bedrängt im 
Augenblick auch die Menschen bei uns so sehr wie die 
Frage: Werden wir den Frieden wahren können?“ Und 
genauso wie vor 35 Jahren stellt sich auch heute die 
Frage, ob der Frieden in Europa trägt bzw. wie wir ihn 
wiederherstellen können und wie wir insbesondere zu 
einem Ende des russischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine kommen können. Sowohl damals als auch heute 
treibt nicht nur die Menschen in unserem Land, sondern 
auch uns als politische Verantwortliche die Frage um, wie 
wir es schaffen, in Europa zu Frieden zu kommen. Ich 
will dem Bundeskanzler Friedrich Merz ganz herzlich 
danken, dass Europa wieder eine stärkere Rolle in der 
Arbeit dieser Bundesregierung spielt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Wir haben aber, wenn wir uns an die Rede damals 
zurückerinnern, leider nicht alle positiven Erwartungen 
der damaligen Debatte erfüllt. Rita Süssmuth sagte 
1990 etwa auch:
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„Einer unserer wichtigsten Wünsche muß sein, daß 
wir, wenn wir vom Zusammenwachsen unseres Vol-
kes sprechen, hier, im Parlament, zusammenwach-
sen und daß am Ende dieser Wahlperiode noch deut-
licher wird als am Anfang: Wir sind ein Parlament, 
wir sind alle zuständig für ein und dieselbe Aufgabe: 
zum Wohle unseres ganzen Volkes zu arbeiten.“

In den letzten Jahren ist dieses Parlament nicht weiter 
zusammengewachsen. Im Gegenteil: Die politischen 
Ränder wachsen, polarisieren und spalten. Es gibt Kräfte 
hier im Parlament, aber auch außerhalb, die eben nicht 
zum Wohle unseres Volkes, sondern immer häufiger fun-
damental gegen die Interessen Deutschlands arbeiten. 
Die Unterschiede, die wir 1990 zwischen Ost und West 
gespürt haben, stellen wir auch heute an manchen Stellen 
noch fest. Aber es ist vor allem eine insgesamt zuneh-
mende politische Entfremdung, die nicht mehr zwischen 
Ost und West verläuft, auch nicht immer zwischen links 
und rechts, wenn man sich manche Debatten anschaut, 
sondern insbesondere entlang des Vertrauens in Demo-
kratie, Institutionen und die Funktionsfähigkeit des Staa-
tes. Deshalb ist die Debatte heute ein guter Anlass, uns 
noch mal in Erinnerung zu rufen, dass wir hier zusam-
menwachsen statt spalten sollten, dass wir Entfremdung 
überwinden sollten, dass bei aller politischer Auseinan-
dersetzung es der Respekt gebietet, anzuerkennen, dass 
wir alle gewählte Vertreter des deutschen Volkes sind und 
uns hier auch so begegnen sollten.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Einverstanden!)

Wir alle hier vertreten das gesamte deutsche Volk, 
jeder mit seinem eigenen Fokus. Wir vertreten die Gesell-
schaft, aus der heraus wir gewählt sind, in ihrem Grund-
konsens, aber auch in ihrer Vielfalt und Vielschichtigkeit. 
Je besser es uns gelingt, die „Vielzahl von Interessen, 
Meinungen, Befindlichkeiten mit den Begrenztheiten 
und der Endlichkeit der Realität zusammenzubringen 
[…], umso weniger fühlen sich Menschen in der demo-
kratischen Wirklichkeit zurückgelassen“. So drückte es 
mal Wolfgang Schäuble aus. Deshalb tut, glaube ich, 
der Demokratie in Deutschland ein starkes, selbstbewuss-
tes Parlament gut, aber auch eines, das sich der politi-
schen Kultur verpflichtet fühlt.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Pascal Reddig (CDU/CSU):
Denn wir sind nicht nur Vertreter des gesamten deut-

schen Volkes, sondern auch Vorbilder für die politische 
Kultur. Daran sollten wir uns immer wieder gemeinsam 
erinnern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Lars Rohwer.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Lars Rohwer (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöp-
fung waren die drei großen Leitmotive der Ökume-
nischen Versammlung in der DDR, die mich politisiert 
haben.

Dresden, 19. Dezember 1989: Vor der Ruine der Frau-
enkirche sprach der damalige Bundeskanzler Helmut 
Kohl zu mehr als 20 000 Menschen, angereist aus allen 
Teilen der damaligen DDR. Wenn wir heute über die 
deutsch-deutsche Wiedervereinigung sprechen, dann 
denken wir allzu oft nicht an diesen Auftritt. Wir schwel-
gen stattdessen in eigenen Erinnerungen: an die Öffnung 
der innerdeutschen Grenze, die Wiedervereinigung von 
Familien und die erste Italienreise des Dresdner Klein-
gartenvereins. Der Auftritt von Helmut Kohl legte einen 
wichtigen Grundstein für die deutsche Einheit. Die Men-
schen aus Rostock, Cottbus und Riesa spürten den Geist 
der Wiedervereinigung. Ich kann das sagen, ich war auf 
diesem Platz dabei. Fast genau ein Jahr später kam das 
Parlament hier in Berlin zu seiner ersten Sitzung zusam-
men. 35 Jahre ist das her.

In diesen 35 Jahren haben die neuen Bundesländer 
einen Strukturwandel in Lichtgeschwindigkeit hingelegt. 
Ich möchte nur zwei Beispiele nennen. Aus der rückstän-
digen Mikroelektronikbranche der damaligen DDR ist im 
Dresdner Norden eine hochmoderne Chipindustrie ent-
standen. Das ehemalige Institut für Kernforschung in 
Dresden-Rossendorf ist heute Teil der renommierten 
Helmholtz-Gemeinschaft und forscht gemeinsam mit lo-
kalen Unternehmen erfolgreich an innovativen Medika-
menten zur Bekämpfung von Krebs.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dieses Jahr würdigten wir zum 80. Mal das Ende des 
Zweiten Weltkrieges, 80 Jahre Frieden. Dieses Jubiläum 
konnte aber nur ein Teil unserer Mitbürgerinnen und Mit-
bürger feiern. Zwischen dem Ende des Zweiten Weltkrie-
ges und der Wiedervereinigung unseres Landes lebten die 
Menschen in der damaligen DDR in ständiger Sorge. 
Wenn man westdeutsche Verwandte hatte, dann musste 
man die enge Überwachung der Staatssicherheit fürchten. 
Wenn man die Jugendweihe verweigerte, dann musste 
man um den Studienplatz fürchten. Meine Kindheit und 
einen Teil meiner Jugend habe ich in der damaligen DDR 
verbracht und diese menschenverachtende Politik der 
SED-Diktatur hautnah mitbekommen. Ich bin froh, dass 
wir nun seit 35 Jahren im Frieden der deutschen Einheit 
leben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Mit Nachdruck sage ich: Das Projekt „Deutsche Einheit“ 
ist in weiten Teilen gelungen. Doch es wäre fahrlässig, 
sich in diesem Erfolg zu sonnen. Die dunkle Seite der 
SED-Diktatur und die gelungene Wiedervereinigung 
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müssen den gleichen Platz in unserem nationalen Ge-
dächtnis erhalten wie zum Beispiel die Reformations-
bewegung von Martin Luther.

Lassen Sie mich mit einem Positivbeispiel enden. Das 
Stasi-Unterlagen-Archiv hier in Berlin wurde von Bür-
gerrechtsaktivisten aus Syrien kontaktiert. Sie haben sich 
darüber informiert, wie wir hier in Deutschland die Ver-
brechen der SED-Diktatur aufarbeiten. Diese Würdigung 
bringt gleichzeitig eine Aufgabe mit sich: Die Erinnerung 
an die deutsche Teilung, die SED-Diktatur und die ge-
lungene Wiedervereinigung müssen ein fester Teil in un-
serem nationalen Gedächtnis sein – als dringende Mah-
nung für Gerechtigkeit, Frieden, Bewahrung der 
Schöpfung, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. Glück auf!
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf damit die wirklich sehr gewichtige Aussprache 

beenden, will aber den Gruß noch mal zur Ehrentribüne 
nach oben geben. Herzlichen Dank für die Arbeit, die Sie 
für uns gemacht haben, dass wir heute hier unten unsere 
Arbeit machen dürfen. Wir wünschen Ihnen ein frohes 
und gesegnetes Weihnachtsfest.

(Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in unserer 50. Sit-
zung darf ich jetzt den Tagesordnungspunkt 10a und 10b 
aufrufen: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Schahina Gambir, Misbah Khan, 
Dr. Konstantin von Notz, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Mit einem Demokratiefördergesetz Demo-
kratie stärken und Zivilgesellschaft schüt-
zen

Drucksache 21/791
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Innenausschusses (4. Ausschuss) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Marcel 
Emmerich, Helge Limburg, Dr. Irene Mihalic, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Demokratie schützen – Rechtsextremisten 
konsequent entwaffnen und rechtsextre-
mistische Netzwerke im Staatsdienst ver-
hindern

Drucksachen 21/584, 21/1656

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 60 Minuten 
vereinbart.

Ich darf die Aussprache eröffnen und Schahina Gambir 
für Bündnis 90/Die Grünen das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir alle kennen diesen einen Satz: Rechts-
extremismus ist die größte Gefahr für unsere Demokratie.

(Martin Reichardt [AfD]: Der ist falsch!)
Doch was bedeutet dieser Satz ganz konkret? Er bedeutet, 
dass queere und nicht weiße Menschen um ihre Sicher-
heit fürchten müssen. Er bedeutet, dass die Zivilgesell-
schaft bedroht wird. Und er bedeutet, dass die freien 
Medien und der Rechtsstaat angegriffen werden. Oder 
noch klarer formuliert: Der Rechtsextremismus will uns 
mit aller Kraft spalten. Er gefährdet die innere Sicherheit 
und unseren Zusammenhalt in der Gesellschaft.

Die Sicherheitsbehörden bestätigen uns das schon 
lange, und die Wissenschaft belegt einen weiteren alar-
mierenden Trend: Die extremen Rechten sind immer er-
folgreicher darin, ihre menschenverachtenden und demo-
kratievernichtenden Inhalte online zu verbreiten. Dazu 
sprechen sie gezielt junge Menschen an. Rechtsextreme 
Inhalte werden als vermeintlich harmlose Memes in die 
Timeline gespült. Über Lifestyle-, Gaming- und Fitness- 
Accounts werden junge Menschen angelockt. Und dann? 
Dann werden sie mit rechter Propaganda manipuliert und 
radikalisiert. Das, meine Damen und Herren, ist brandge-
fährlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn Worte werden zu Taten, und rechte Rhetorik zu 
brutaler Gewalt. Rechtsterroristische Jugendgruppen ver-
üben und planen Anschläge. Sie verbreiten Angst und 
Schrecken – auch in unseren Wahlkreisen.

(Kerstin Przygodda [AfD]: Was ist denn mit 
der Hammerbande?)

Aber so, liebe Kolleginnen, muss es nicht bleiben. Als 
Demokratinnen wissen wir doch: Wir müssen gemeinsam 
an einem Strang ziehen, um diese Entwicklung aufzuhal-
ten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dazu müssen wir jetzt drei notwendige Schritte gehen: 
Erstens. Wir müssen die zivilgesellschaftliche Arbeit zur 
Stärkung unserer Demokratie verlässlich fördern.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Zweitens. Wir müssen unsere vielfältige Gesellschaft 
verteidigen. Drittens. Wir müssen gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit im Keim ersticken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Felix Döring [SPD] und Ates 
Gürpinar [Die Linke])

Das ist eine Daueraufgabe, die der Staat nicht ganz 
alleine leisten kann. Diese Aufgabe wird deshalb täglich 
von Tausenden kleinen und großen Organisationen, Ini-
tiativen und Vereinen bewältigt, online und offline. Sie 
alle schützen die Gruppen, die extremer Gewalt aus-
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gesetzt sind. Sie alle verteidigen den öffentlichen und den 
digitalen Raum vor dem Einfluss der Extremisten. Ihnen 
müssen wir doch den Rücken stärken. Sie brauchen unser 
Vertrauen und unsere Unterstützung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Wir müssen die Rahmenbedingungen schaffen, die es der 
Zivilgesellschaft ermöglichen, sich auf ihre Arbeit zu 
fokussieren. Demokratie wächst nicht in Förderzyklen. 
Demokratie wächst, wenn sie kontinuierlich und verläss-
lich gefördert, verteidigt und finanziert wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke] – 
Tobias Ebenberger [AfD]: Sie schrumpft, wenn 
Sie so weitermachen!)

Gen Z ist die erste Generation, die mit der AfD in den 
Parlamenten aufgewachsen ist. Pandemie, Klimakata-
strophe, Kriege und rechte Umsturzfantasien haben ihre 
Kindheit und Jugend geprägt. Umso mehr braucht sie 
eine starke Zivilgesellschaft, die sie schützt, die sie unter-
stützt und Räume für Austausch bietet. Liebe Bundes-
regierung – sehr geehrter Herr Präsident, ich komme 
zum Ende –, gehen Sie endlich in die Offensive! Geben 
Sie der Zivilgesellschaft die Mittel, die sie braucht! Fi-
nanzieren und schützen Sie diejenigen zuverlässig, die 
uns und unsere Demokratie zuverlässig schützen!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Mandy Eißing [Die Linke] – 
Zuruf von der AfD: Die Antifa-Schläger mei-
nen Sie, oder?)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Konrad 

Körner das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! In diesem Haus wurde auch heute schon über 
viel Grundsätzliches gesprochen, auch mit ein bisschen 
Pathos. Wenn es um unsere Demokratie geht, dann ist 
jedes Pathos recht. Aber es ist auch Realität: Unsere 
freiheitlich-demokratische Grundordnung steht unter 
Druck – durch Rechtsextremisten, Linksextremisten, Is-
lamisten, Reichsbürger,

(Ates Gürpinar [Die Linke]: … Marktradika-
le!)

Antisemiten, all jene, die diesen Staat und unsere Demo-
kratie verächtlich machen. Und ja, der Antrag der Grünen 
beschreibt viele dieser Gefahren zutreffend. In der Pro-
blembeschreibung waren Sie schon mal gut. Aber die 
Forderungen lösen, glaube ich, das Problem nicht.

Sie benennen den Rechtsextremismus als zentrale Be-
drohung. Das ist richtig, auch wenn Sie in Ihrem Antrag 
durchaus auch den Linksextremismus nennen dürften. 
Warum fällt Ihnen das eigentlich so schwer, immer alle 
Arten von Extremismus zu benennen?

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Siegfried Walch [CDU/CSU]: 
Ganz genau! – Ates Gürpinar [Die Linke]: 
Weil es falsch wäre!)

– Wenn man im Glashaus sitzt, dann fällt es schwer, mit 
Steinen zu werfen; das ist mir schon klar. – Sie von den 
Grünen sprechen auch die Radikalisierung von Jugend-
lichen an; das ist richtig. Sie beschreiben Islamismus als 
große Radikalisierungsdynamik; das sehen wir auch in 
diesen Tagen, auch das ist richtig. Und Sie sagen, Demo-
kratie lebe vom Engagement vieler. Aber Sie ziehen da-
raus die falschen politischen Konsequenzen. Denn Sie 
glauben, man könne Demokratie per Gesetz fördern, 
indem man neue Förderrahmen schafft,

(Mandy Eißing [Die Linke]: Verlässlichkeit! 
Beständigkeit! – Filiz Polat [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Es geht um Verlässlichkeit!)

und wollen am Ende doch vor allem eines tun: Sie wollen 
die sogenannte Zivilgesellschaft noch mehr in staatliche 
Abhängigkeit bringen, politisch etikettieren und langfris-
tig an den Tropf staatlicher Gelder ketten.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben mir doch gar nicht zugehört, 
oder? – Ates Gürpinar [Die Linke]: Sie wollen 
es kürzen, Herr Körner! Sie wollen es kürzen!)

– Ich habe Ihnen zugehört, aber das Problem ist: Sie 
müssen den Antrag lesen.

Das ist genau die Grundgefahr Ihres Vorschlags: Sie 
halten die Zivilgesellschaft nicht für eine dritte Säule 
unserer Demokratie neben Wirtschaft und Gesellschaft, 
die frei in ihrer Willensbildung ist, sondern Sie wollen die 
Zivilgesellschaften lenken: mit Förderbescheiden, mit 
Nebenbestimmungen.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Verlässliche Finanzierung! – Zuruf der 
Abg. Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Sie wollen bestenfalls die Menschen erziehen. Und seien 
wir ehrlich: In der öffentlichen Wahrnehmung der Grü-
nen geht es vor allem darum, den richtigen, also den 
grünen Wähler durch Förderpolitik hervorzubringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Ates Gürpinar [Die Linke]: 
Oh, Körner! – Zuruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist demo-
kratiepolitisch brandgefährlich.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie verdrehen die Tatsachen!)

Demokratie verteidigt man nicht mit Belehrungen und 
Förderbescheiden. Demokratie verteidigt man mit guter 
Politik, aber auch mit einem knallharten, rechtsstaatlich 
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sauberen Kampf gegen Verfassungsfeinde: gegen Rechts-
extreme, gegen Linksextreme, gegen alle, die unsere De-
mokratie beschädigen wollen.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Lassen Sie die 
AfD doch mal verfassungsrechtlich prüfen, 
Herr Körner! – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Dort hat diese Koalition Erfolge, und dort schützen wir 
Demokratie. Aber Sie fordern ein Gesetz, dessen Bedarf 
gar nicht belegt ist. Wir haben umfangreiche Demokratie-
förderung in unserem Bundeshaushalt. Sie wollen über 
bestehende Förderrichtlinien hinaus das Parlament 
zurückdrängen; denn nichts anderes macht so ein Demo-
kratiefördergesetz mit institutioneller Förderung. Es ver-
stetigt Förderung ohne Nachweise, ohne Projektbezogen-
heit. Es fördert Leute ohne Bedingungen. Und dann bleibt 
der Eindruck: Es geht weniger um Notwendigkeit, es geht 
Ihnen um die politische Symbolik.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Besuchen Sie mal ein Demokratiepro-
jekt in Ihrem Wahlkreis! – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist völ-
liger Blödsinn!)

Mit der Entkopplung von Programmlaufzeiten wollen 
Sie nicht etwa einfach so Leute fördern, sondern Sie 
wollen Abhängigkeiten vom Staat schaffen. Vor allem 
verengen Sie den Wettbewerb politischer Bildung.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach, das ist doch Quatsch! Reden Sie 
doch zur Sache!)

– Hören Sie doch zu, dann lernen Sie noch was!

(Zurufe der Abg. Schahina Gambir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Ates Gürpinar 
[Die Linke])

Nach dem Haushaltsrecht ist es klar: Bei institutionel-
ler Förderung bleiben alle neuen Institutionen draußen.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Besuchen Sie doch mal eine Demokra-
tieeinrichtung!)

– Ich bin dauernd in Demokratieeinrichtungen.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das glaube ich nicht! – Ates Gürpinar 
[Die Linke]: Sie reden die ganze Zeit das Glei-
che!)

Sie wollen Futtertröge für die eigenen politischen Vor-
feldtruppen. Nur das wollen Sie, und nur darum geht es 
Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Ates Gürpinar [Die Linke]: 
Die dritte Wiederholung!)

Wir wollen Demokratieförderung, die pluralistisch ist.

(Zuruf der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

von Bündnis 90/Die Grünen gestatten?

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Ja, natürlich.

Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herzlichen Dank, Herr Präsident und Herr Abgeord-

neter, dass Sie die Frage zulassen. – Am Beginn Ihrer 
Rede, als Sie sich noch mal deutlich hinter den Satz ge-
stellt haben, dass der Rechtsextremismus die größte Be-
drohung ist, waren ich und viele andere hier noch d’ac-
cord. Aber alles, was danach kam, war relativ faktenfrei; 
das muss ich ganz ehrlich sagen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Nein, das war sauber.

Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Darf ich kurz meine Frage stellen? – Sie sagen, wir 

könnten noch etwas lernen. Ich darf Ihnen erstens sagen, 
dass das Programm „Demokratie leben!“, zu dem Sie 
gerade insinuiert haben, dass dadurch sozusagen die Zi-
vilgesellschaft gelenkt werden solle, eine Erfindung einer 
schwarz-roten Bundesregierung war. Das ist der erste 
Punkt.

Der zweite Punkt ist, dass sich viele Kolleginnen und 
Kollegen Ihrer Fraktion richtigerweise sehr gerne vor Ort 
mit Projekten, die von diesem Programm gefördert wer-
den, rühmen und sich an die Seite von Initiativen, Kir-
chen und Jugendverbänden stellen, die von diesem Pro-
gramm gefördert werden, und in der letzten Wahlperiode 
sehr stark dafür gekämpft haben, dass diese Projekte wei-
ter gefördert werden, als sie drohten nicht weiter geför-
dert zu werden. Da war es Ihnen dann recht, sich an die 
Seite dieser Projekte zu stellen und Druck auf die ehema-
lige Bundesregierung auszuüben.

Dritter Punkt. Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, 
dass es selbstverständlich auch bei institutioneller För-
derung Verwendungsnachweise gibt und dass es nicht 
einfach so Geld gibt? Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, 
dass das, was Sie hier vorgetragen haben, ziemlich fak-
tenfrei war. Und ich rate Ihnen, diese Projekte mal zu 
besuchen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Herr Kollege, herzlichen Dank für die Frage. – Da 

muss ich noch mal ein bisschen Nachhilfe im Zuwen-
dungsrecht geben. Bei institutioneller Förderung gibt es 
keine Projektbezogenheit. Was bedeutet das? Es gibt 
Wirtschaftspläne, Pläne der einzelnen Institutionen. 
Diese werden dann aber weitestgehend so gefördert. Es 
gibt keine strenge Projektbezogenheit und Tatbestands-
förderung.
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(Zuruf des Abg. Sven Lehmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist bei der projektbezogenen Förderung anders, 
und das ist eben der Unterschied. Da Sie „Demokratie 
leben!“ ansprechen – bei all der Kritik, die es zu dem 
Programm auch berechtigterweise gibt –: Das ist eine 
projektbezogene Förderung. Da gibt es eine Förderricht-
linie, die konkrete Handlungsschwerpunkte setzt. Eine 
institutionelle Förderung hat diese Schwerpunktsetzung – 
auch die politische Schwerpunktsetzung, die dieses Haus 
dann zum Beispiel im Haushaltsausschuss festlegt – eben 
gerade nicht.

Mit einer institutionellen Förderung wie Sie sie in Ih-
rem Antrag fordern, schaffen Sie wieder Ansprüche Ein-
zelner – eventuell – auf Förderung, und Sie schaffen eine 
institutionelle Förderung, die dann bis zum Sankt-Nim-
merleins-Tag besteht.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Völliger 
Quatsch!)

Damit verengen Sie gerade den Wettbewerb politischer 
Bildung. Entweder haben Sie eine ausufernde Förderung 
mit ausufernd viel Geld, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
„Ausufernd“ wäre jetzt mein Stichwort, Herr Abgeord-

neter.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
– oder Sie haben eine institutionelle Förderung, die Sie 

nicht mehr in den Griff bekommen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Könnten wir zum Ende Ihrer Antwort kommen?

(Beifall bei der CDU/CSU – Abg. Sven 
Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
nimmt wieder Platz)

Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Deswegen bleiben wir dabei: Wir fördern Demokratie 

vor allem projektbezogen. Jeder Sportverein, jede Pfad-
findergruppe oder freiwillige Feuerwehr, die Leute mit 
verschiedenster Herkunft und Einstellung dabeihat, för-
dert Demokratie viel mehr als viele der von Ihnen ge-
wünschten Demokratieprojekte, in denen sich eine kleine 
elitäre Blase auf die Schulter klopft.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie stärken nicht das Vertrauen in Demokratie, Sie 
beschädigen es, und deswegen lehnen wir diesen Antrag 
ab.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ates Gürpinar 
[Die Linke]: Unglaublich! Unfassbar!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Birgit Bessin das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Birgit Bessin (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Liebe 

Gäste! Der Demokratie förderlich wäre es, glaube ich, 
eher dann, wenn dieses Haus sich mehrheitlich dazu 
durchringen könnte, die Antifa als terroristische Vereini-
gung zu verbieten, die staatliche Finanzierung von nicht 
neutralen NGOs aufzuheben und das Programm „Demo-
kratie leben!“ endlich abzuschaffen.

(Beifall bei der AfD)
Aber kommen wir zu dem vorliegenden Grünenantrag, 

der die Mitte unserer Gesellschaft unter Generalverdacht 
stellt und zeigt: Die Grünen pflegen einen undemokrati-
schen Umgang mit Normalbürgern, die nicht in ihr grünes 
Weltbild passen.

(Beifall bei der AfD – Johannes Wagner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Um Gottes 
willen!)

Vielleicht sollten Sie mal darüber nachdenken, ob Sie 
hier überhaupt richtig aufgehoben sind, meine Damen 
und Herren von den Grünen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Jegliche Kritik an der Finanzierung sogenannter zivil-

gesellschaftlicher Organisationen wie der Amadeu 
Antonio Stiftung, die in den letzten drei Jahren sage 
und schreibe über 8 Millionen Euro bekommen hat, 
oder der „neuen deutschen Medienmacher*innen“, die 
hier explizit von Ihnen als Beispiel aufgeführt werden, 
ist absolut berechtigt.

(Beifall bei der AfD)
Denn jeder einzelne Euro, der da ausgegeben wird, kann 
eingespart und für sinnvolle Dinge ausgegeben werden.

Des Weiteren, meine Damen und Herren von den Grü-
nen, machen Sie sich auch lächerlich, wenn Sie die ein-
deutig links ausgerichtete Amadeu Antonio Stiftung als 
„zivilgesellschaftlichen Akteur“ bezeichnen,

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dass Sie Demokratie als links empfin-
den, ist nichts Neues!)

der einen „elementaren Beitrag zur Stärkung demokrati-
scher Werte“ leisten würde.

Jegliche berechtigte Kritik an linken Vorfeldorganisa-
tionen und an deren Hetze gegen Andersdenkende soll 
doch gerade durch Ihren Antrag mundtot gemacht wer-
den.

(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: So ist es!)

Sie wollen einen politischen Freibrief für die Förderung 
dieser linken Lobbyorganisationen ausstellen. Dieser An-
trag ist also nicht nur abzulehnen; es wird endlich Zeit, 
dass die Amadeu Antonio Stiftung keinen einzigen Cent 
mehr von unserem Steuergeld bekommt.
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(Beifall bei der AfD – Mayra Vriesema 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Weil Sie 
Angst haben!)

Meine Damen und Herren, nehmen Sie es zur Kennt-
nis: Unsere AfD ist doch das größte Demokratieförder-
projekt der vergangenen Jahrzehnte in Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der CDU/CSU, der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Bravo! – Dr. Anna Rathert 
[AfD]: Bravo! – Marcel Emmerich [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Blödsinn! Was ein 
Blödsinn!)

Wir geben Millionen von Menschen wieder eine Stimme, 
bringen wahnsinnig viele Nichtwähler wieder zurück an 
die Wahlurne.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Sie bringen Hun-
derttausende auf die Straße!)

Deswegen kann Deutschland auf Ihr Scheingesetz ver-
zichten, meine Damen und Herren.

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gesichert rechtsextrem! – Schahina 
Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
Einzige, worauf Deutschland verzichten kann, 
ist die AfD!)

Zum Schluss noch schnell zu Ihrem zweiten Antrag 
„Demokratie schützen – Rechtsextremisten konsequent 
entwaffnen und rechtsextremistische Netzwerke im 
Staatsdienst verhindern“. Damit wollen Sie jetzt auch 
noch Richter und Staatsanwälte allein wegen eines ver-
meintlich falschen Parteibuchs mit dienstrechtlichen 
Maßnahmen schikanieren,

(Jan Köstering [Die Linke]: Dass Sie damit ein 
Problem haben, ist klar!)

und Sie wollen allen AfD-Mitgliedern die waffenrecht-
liche Erlaubnis entziehen.

(Jan Köstering [Die Linke]: Richtig so! – 
Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da geht es um die Sicherheit! – Zuruf 
des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

Das ist ein erneuter grüner Anschlag auf unsere freiheit-
lich-demokratische Grundordnung und ist abzulehnen.

(Beifall bei der AfD)

Nehmen Sie mal den kriminell eingewanderten Mi-
granten ihre Waffen weg! Mir hat gerade letztens ein 
Schüler erzählt, dass eine Lehrerin unter Polizeischutz 
mit fünf Polizisten in die Schule gehen muss, weil der 
dönermessertragende Schüler nicht aus diesem Grund 
von der Schulpflicht befreit werden kann.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: „Dönermessertra-
gend“? Unfassbar!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen.

Birgit Bessin (AfD):
Meine Damen und Herren, wo ist da Ihr Demokratie-

verständnis?
(Maik Brückner [Die Linke]: Kommen Sie 

bitte zum Schluss!)
Ihre Anträge, die wir hier zu diskutieren haben, zei-

gen: –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Sie überziehen gerade komplett Ihre Re-

dezeit.

Birgit Bessin (AfD):
– Mit Demokratie haben die Grünen es nicht so be-

sonders.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich danke Ihnen. – Der nächste Redner ist Felix Döring 

für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Felix Döring (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin den Grü-
nen sehr dankbar, dass sie uns die Möglichkeit geben, 
heute noch mal über das Demokratiefördergesetz zu spre-
chen.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr gerne!)

Wir waren ja in der letzten Legislatur, ich bin geneigt, zu 
sagen: kurz davor, das Ding umzusetzen.

(Martin Reichardt [AfD]: Kurz bevor ihr zu-
sammengeklappt seid als Ampel, wenn ich 
mich da richtig erinnere, oder? Da ist die Licht-
signalanlage durchgebrannt!)

Ich erinnere mich noch an die Verhandlungen mit 
Schahina Gambir, Misbah Khan, Sven Lehmann, Helge 
Lindh und einigen anderen. An uns ist das damals nicht 
gescheitert. Wir hatten es nur leider mit einem Koaliti-
onspartner zu tun, der uns bei den Koalitionsverhandlun-
gen noch gesagt hat: „Jawohl, machen wir! Schreiben wir 
in den Vertrag rein“, und dann, als die tatsächlichen Ge-
setzesberatungen stattgefunden haben, uns darüber infor-
miert hat, dass das im Grundsatz nicht gewollt ist.

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So war es!)

Da muss ich schon sagen: Ich bin eigentlich dankbar 
dafür, dass wir jetzt eine andere Situation haben; denn 
man kann Ihnen von der Union zumindest nicht vorwer-
fen, dass Sie uns nicht von Anfang an darüber informiert 
hätten, dass Sie eine grundlegend ablehnende Haltung zu 
diesem Gesetz haben.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Wir 
sind da total klar! – Dr. Konrad Körner 
[CDU/CSU]: Wir sind da transparent!)
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Auch wenn ich mir das in der Sache anders wünschen 
würde: Da besteht zumindest Klarheit.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Horst Seehofer hat das unterstützt!)

Ich will dann aber zumindest noch eines sagen. Herr 
Körner, bei aller Wertschätzung: Wenn Sie hier über die 
demokratische Zivilgesellschaft reden und Sie von denen 
ganz rechts deutlich mehr Applaus als von den eigenen 
Leuten kriegen,

(Stephan Brandner [AfD]: …, dann wird das 
schon richtig sein!)

dann würde mir das zumindest zu denken geben.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der Linken)
Das können Sie ja bei aller Wertschätzung vielleicht als 
Hinweis mitnehmen.

(Zuruf der Abg. Dr. Anna Rathert [AfD])
Meine Damen und Herren, ich bin – und das wird jetzt 

einige hier vielleicht überraschen – Patriot, Verfassungs-
patriot. Ich sage nämlich: Das, was in unserem Grund-
gesetz geregelt ist – nämlich die Menschenwürde, das 
Demokratieprinzip, die Rechtsstaatlichkeit –, sind für 
mich nicht nur irgendwelche trockenen, staubigen Para-
grafen,

(Sebastian Maack [AfD]: Artikel!)
sondern ich habe dazu durchaus eine emotionale Verbin-
dung. Deshalb habe ich auch eine emotionale Verbindung 
zum Prinzip der wehrhaften Demokratie.

(Dr. Anna Rathert [AfD]: Ich habe auch eine 
sehr emotionale Verbindung zur wehrhaften 
Demokratie!)

Der Antrag gibt mir die Gelegenheit, dazu jetzt noch 
ein paar Erläuterungen zu machen. Was ist der Gedanke 
der wehrhaften Demokratie, und warum glaube ich, dass 
ein Demokratiefördergesetz da reinpassen würde? Die 
wehrhafte Demokratie sagt – auch im Hinblick auf die 
Lehren der Weimarer Republik, als eine Demokratie 
nicht die Instrumente hatte, sich gegen rechts zu vertei-
digen –:

(Martin Reichardt [AfD]: Ist Ihnen der Name 
„Noske“ von der SPD bekannt? Der war da-
mals ganz vorne dabei!)

Pass mal auf, du kannst hier bei mir alles sagen, alles 
machen, alles tun, außer es geht gegen die demokrati-
schen Grundprinzipien und die demokratische Ordnung 
an sich. – Dann gibt es vermeintlich repressive Maßnah-
men, um dagegen vorzugehen, und das ist auch richtig. 
Da reden wir dann von unseren Sicherheitsbehörden, die 
aktiv werden. Da reden wir davon, dass beispielsweise 
rechtsextreme Vereine verboten werden. Da reden wir 
auch vom schärfsten Schwert überhaupt, vom Parteien-
verbot.

An der Stelle will ich noch mal anmerken: Liebe Grüße 
von Berlin nach Berlin, ins Abgeordnetenhaus, wo ja eine 
Bundesratsinitiative zum AfD-Verbot gestartet wurde.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Jan 
Köstering [Die Linke]: Sehr gut!)

Mittlerweile sind es mit Schleswig-Holstein und Bremen 
drei Bundesländer. Diese breiten Mehrheiten würde ich 
mir übrigens – auch das sei kurz gesagt – auch noch in 
anderen Parlamenten wünschen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vielleicht klappt es ja demnächst irgendwann.
Also, vermeintlich repressive Mittel gegen die Feinde 

der Demokratie sind so weit richtig. Reicht das aber aus? 
Dazu sage ich ganz klar: Nein. Wir müssen zivilgesell-
schaftliches Engagement da, wo es entsteht, fördern. Es 
ist auch kein Zufall, dass Sie von der AfD ständig da-
gegen hetzen; denn ich erinnere mich daran: Als vor gut 
einem Jahr Zehntausende, Hunderttausende, Millionen 
Menschen auf der Straße waren, um gegen Ihre Remigra-
tionspläne zu demonstrieren, da sackten Sie in den Um-
fragen maßgeblich ab. Deshalb kann ich nur alle ermuti-
gen: Gehen Sie weiter auf die Straße! Seien Sie weiter 
laut! Gehen Sie weiter auf die Straße gegen die Feinde 
der Demokratie! Das hat tatsächlich einen Effekt.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie des 
Abg. Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Zurufe von der AfD)

„Wehrhafte Demokratie“ bedeutet, dass wir überall 
dort, wo Demokratie praktiziert und weiter eingeübt 
wird, das durch Präventionsarbeit, durch politische Bil-
dung unterstützen. Denn überall dort, wo es uns gelingt, 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit im Keim zu er-
sticken, muss die wehrhafte Demokratie später nicht mit 
repressiven Mitteln vorgehen. Deswegen würde ich mir 
wünschen, dass wir irgendwann zeitnah ein Demokratie-
fördergesetz bekommen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Das Wort erteile ich für die nächste 

Rede Mandy Eißing für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken)

Mandy Eißing (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Wir debattieren heute über den Antrag der Grü-
nen für ein Demokratiefördergesetz. Wir stimmen dem 
Antrag zu.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Er ist richtig und wichtig, und er ist bitter nötig. Es sind 
genau die Punkte, die wir als Linke schon seit Jahren 
fordern.

(Martin Reichardt [AfD]: Das haben Sie wahr-
scheinlich auch schon zu DDR-Zeiten gefor-
dert!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hier im Hause 
herrscht ja häufig das politische Gedächtnis eines Gold-
fisches. Deshalb erlauben Sie mir eine kurze Erinnerung 
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an die Vergangenheit. Liebe Grüne, mit Verlaub: Sie sit-
zen nicht erst seit gestern hier. Ein Demokratieförderge-
setz lag in Ihrer Regierungszeit bereits fertig auf dem 
Tisch. Dass es am Ende am kleinsten Koalitionspartner, 
der FDP, scheiterte,

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Haben Sie gerade nicht zugehört?)

ist keine Entschuldigung, sondern Ihr Versäumnis, es 
durchzubringen.

(Beifall bei der Linken – Schahina Gambir 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach! Come 
on!)

Und liebe SPD, sollten Sie heute diesem Antrag nicht 
zustimmen, dann ist das ein politischer Offenbarungseid. 
Es war doch Ihre damalige Innenministerin Faeser, die 
das „großartige demokratische Engagement“ endlich för-
dern wollte. Das Scheitern dieses Gesetzes in der ver-
gangenen Legislaturperiode war ein Koalitionsversagen 
auf dem Rücken der Zivilgesellschaft.

Es braucht die Förderung der Demokratie als staatliche 
Daueraufgabe,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann müssten Sie doch zufrieden sein 
mit unserem Antrag!)

die Entkopplung von Projektlaufzeiten sowie Unterstüt-
zung und Schutz für Engagierte.

Doch sehen Sie sich die Realität an, die die Bundes-
regierung geschaffen hat: Die Ehrenamtlichen, mit denen 
ich gesprochen habe, beschreiben eine ständige Zitter-
partie. Super funktionierende Projekte laufen aus. Es 
gibt immer neue, unfassbar bürokratische Anträge. Die 
eh schon prekäre Lage hat sich enorm verschlimmert. Wir 
haben heute nicht nur kein Demokratiefördergesetz, wir 
haben einen Generalverdacht gegen die Zivilgesellschaft. 
Demokratieprojekte werden zu Tausenden von Geheim-
diensten durchleuchtet. „Demokratie leben!“ steht auf 
dem Prüfstand und wird kaputtgekürzt.

(Beifall des Abg. Sebastian Maack [AfD])

Und die Probleme reichen noch tiefer. Wohlfahrtsver-
bände warnen zu Recht: Ehrenamt wird zum Lückenbü-
ßer für eine marode öffentliche Infrastruktur, gerade in 
den ländlichen Räumen. In Zeiten, in denen Rechtsextre-
mismus auf dem Vormarsch ist und Vereine die Versäum-
nisse des Staates auffangen sollen, gießt diese Regierung 
Öl ins Feuer. Und dann wundert man sich ernsthaft über 
das Bröckeln der Demokratie? Das ist doch absurd!

(Beifall bei der Linken)

Wir brauchen Vertrauen statt Verdächtigung. Wir brau-
chen Dauerhaftigkeit statt prekärer Projektitis. Und wir 
brauchen ein Gesetz, das Demokratie endlich als das fest-
schreibt, was sie ist: unser höchstes Gut. Und das sollte 
uns auch etwas wert sein.

(Beifall bei der Linken)

Um zum Abschluss noch mit den Worten der Band 
„Die Ärzte“ zur Demokratie zu schließen: „Sie verlangt 
viel Arbeit, ist ein ewiges Projekt.“

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Mandy Eißing (Die Linke):
„Sie ist das Beste, was wir haben, aber längst noch 

nicht perfekt.“
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Oliver Pöpsel 

für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Ingo Vogel [SPD])

Oliver Pöpsel (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Grü-
nen, Sie gründen Ihren Antrag für ein Demokratieförder-
gesetz auf Artikel 1 unseres Grundgesetzes: die Unantast-
barkeit der Menschenwürde. Aber das Grundgesetz geht 
ja noch ein bisschen weiter. Gleich in Artikel 2 schützt es 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit. Der Wortlaut:

„Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner 
Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer 
verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.“

(Felix Döring [SPD]: Wie Sie!)

Sehen Sie, darin liegt die Aufgabe unseres freiheitli-
chen, demokratischen Rechtsstaates: Er soll die Vielfalt 
schützen, die wir vorfinden, die Vielfalt an Menschen, die 
Vielfalt an Meinungen und die Vielfalt an Lebensentwür-
fen.

(Felix Döring [SPD]: Die Vielfalt an national-
sozialistischen Einstellungen!)

Diese Vielfalt der Zivilgesellschaft soll der Staat schüt-
zen und fördern. Es ist nicht seine Aufgabe, die Zivil-
gesellschaft nach seinen Vorstellungen zu formen, Herr 
Döring. Aber genau das tut das Demokratiefördergesetz, 
das Sie heute beantragen: Es nimmt sich die Kompetenz 
heraus, die Gesellschaft nach eigenen Vorstellungen zu 
gestalten, und das auf lange Frist.

Das Gesetz stammt noch aus den Ampeltagen, aus der 
Feder der damaligen Familien- und Jugendministerin 
Frau Paus. Das Gesetz konnte sie wegen des frühzeitigen 
Endes der Ampelregierung nicht mehr durch den Bundes-
tag bringen. Aber sie hat versucht, viel davon umzuset-
zen. Die Folge: Etwa zwei Drittel der Fördermittel aus 
dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“ sind heute 
längerfristig gebunden. Mit dieser schleichenden Verste-
tigung von Projekten und Trägern, die eine einseitige 
Weltanschauung vertreten, haben Sie das Bundespro-
gramm „Demokratie leben!“ in Verruf gebracht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)
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Und nun versuchen Sie es erneut und beantragen hier 
und heute, Programmlaufzeiten zu entkoppeln und dauer-
hafte Förderungen sicherzustellen. Was ist das anderes 
als die dauerhafte staatliche Subventionierung von Orga-
nisationen, deren Weltanschauung einer Partei genehm 
sind? Das ist übergriffig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Zuruf des Abg. Felix Döring 
[SPD])

Nichts könnte undemokratischer sein und nichts unpar-
lamentarischer.

Das Haushaltsrecht ist das höchste Recht des Par-
laments. Durch die Festschreibung von Förderprojekten 
weit über die Legislaturperiode hinaus blockieren Sie das 
Haushaltsrecht nachfolgender Parlamente. Sie würgen 
die Freiheit zur Gestaltung ab und nehmen dem Par-
lament die Möglichkeit,

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])
auf neue gesellschaftliche Herausforderungen mit neuen 
Schwerpunkten zu reagieren. Mit pluraler politischer Bil-
dung hat das alles nichts mehr zu tun.

Ich möchte daran erinnern, dass Demokratie zu fördern 
heißt, den Menschen den Weg zum Erkenntnisgewinn 
möglichst frei von Indoktrination zu ebnen: keine Ein-
seitigkeit, sondern die Vielfalt der Meinungen darlegen – 
These, Antithese, Synthese.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie verharmlosen Rechtsextremismus!)

1974 schrieb Gustav Heinemann in einem Aufsatz 
über den demokratischen Rechtsstaat – ich zitiere mit 
Erlaubnis des Präsidenten –:

„Es muss darauf geachtet werden, dass das Grund-
gesetz nicht mit Methoden geschützt wird, die sei-
nem Ziel und seinem Geist zuwider sind.“

Ihr Demokratiefördergesetz ist dem Ziel und dem Geist 
des Grundgesetzes zuwider.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Unsere Demokratie braucht dieses Gesetz nicht.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Sebastian 

Maack für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Sebastian Maack (AfD):
Verehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Zuschauer! Ich weiß nicht, wie es 
Ihnen geht; aber jedes Mal, wenn die Grünen von Demo-
kratie reden oder über Demokratie schreiben,

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: …, dann verstehen Sie gar nichts!)

dann muss ich an Diktatur denken.
(Stephan Brandner [AfD]: Ja, ich auch! – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Damit kennen Sie sich ja aus, mit Dik-
tatur! – Zuruf der Abg. Claudia Müller 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

So war es auch bei diesem Gesetz. Im Analyseteil steht 
erst mal: Alle Gefahr geht von rechts aus, na ja, und noch 
ein bisschen vom Islamismus. – Aber wenn man sich 
anguckt, was eigentlich Extremismus in Deutschland be-
wirken kann, muss man nur mal auf Großereignisse wie 
den G20-Gipfel 2017 in Hamburg schauen. Wem das zu 
lange her ist, der muss dieses Jahr nur nach Gießen bli-
cken.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da wurde eine rechtsextreme Jugend-
organisation gegründet!)

Da merkt man: Es gibt nur eine politische Kraft in 
Deutschland, die in der Lage ist, ganze Großstädte in 
Schlachtfelder zu verwandeln und bürgerkriegsähnliche 
Zustände zu erzeugen.

(Felix Döring [SPD]: Ist das Ihr Ernst? 
„Schlachtfelder“?)

Das sind die Linksextremisten, und genau von denen 
steht in Ihrem Antrag nichts drin.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Maik 
Brückner [Die Linke] und Ates Gürpinar [Die 
Linke])

Ich kann das auch ein Stück weit verstehen. Denn welche 
Bundestagsfraktion möchte schon ihrer eigenen Partei-
basis in den Rücken fallen?

Was in diesem Antrag in dem inhaltlichen Teil, in den 
Forderungen, steht, ist vor allem eine umfassende Indok-
trination. Es geht hier um die Überwachung und im Zwei-
felsfall auch um die Einschüchterung von Kritikern durch 
bezahlte Social-Media-Mitarbeiter und -Akteure.

(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Damit kennen Sie sich aus! – Marcel 
Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was ein Blödsinn!)

– Lesen Sie Ihren Antrag mal! – Als ich das gesehen 
habe, habe ich nach oben gescrollt und geguckt, ob viel-
leicht Erich Mielke Mitzeichner dieses Antrages ist; denn 
er wäre begeistert, wenn er diese Möglichkeiten gehabt 
hätte, die Sie dort beschrieben haben.

(Beifall bei der AfD – Zuruf der Abg. Mandy 
Eißing [Die Linke])

Erstens ist er das natürlich nicht – er ist ja schon tot –, und 
zweitens ist er Mitglied der Linkspartei gewesen, die 
damals noch SED hieß und auf jeden geschossen hat, 
der das Land ohne Erlaubnis verlassen wollte.

(Beifall bei der AfD)
Dieser Antrag atmet aber den Geist der Stasi, atmet den 

Geist der Staatssicherheit der DDR.
(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Das ist doch irre! Irre, irre, irre!)
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Und es ist vielleicht auch verständlich, wenn man sich die 
aktuellen Umfrageergebnisse der Linkspartei anguckt, 
dass Sie sagen, von dem Wählerpotenzial wollen Sie 
was abhaben. Da haben Sie Angst, dass sich links von 
Ihnen eine starke Gruppierung bildet, die die Deutsche 
Demokratische Bundesrepublik, die DDR 2.0, fordert. 
Hier geht es auch darum, von diesen Wählern was ab-
zukriegen. Die SPD ist ja noch nicht ganz so sicher, ob sie 
in alte Klassenkampfparolen zurückfallen will oder sich 
doch den bürgerlichen Anstrich erhalten möchte.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das kann nur ein Proxy der Russen 
sagen, was Sie hier sagen! Sorry!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Grünen, ich gebe 
Ihnen mal einen Hinweis. Statt Repressalien gegen Kri-
tiker, statt Ausgrenzung von Andersdenkenden: Ver-
suchen Sie es mal mit was ganz anderem! Versuchen 
Sie es doch mal mit guter Politik!

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Super Idee!)

Wer gute Politik macht,
(Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Das können Sie nicht!)
der muss keine Angst vor den Bürgern haben, der muss 
keine Angst vor freier Meinungsäußerung haben, der 
kann da ganz offen herangehen. Ich kann verstehen: 
Das Trauma sitzt tief. Nach drei Jahren Totalversagen 
in der Ampelregierung wurden Sie von den Bürgern aus 
dem Amt gejagt. Das wirkt natürlich nach.

(Siemtje Möller [SPD]: Wegen Ihres geistigen 
Tiefflugs ist mein Trauma auch ziemlich groß!)

Dementsprechend haben Sie Angst vor freier Meinungs-
bildung, die Sie mit so einem Gesetz unterbinden wollen.

Die AfD steht ganz klar zur Demokratie. Wir stehen 
klar zu unserem Grundgesetz. Wir haben keine Angst vor 
den Bürgern. Wir haben keine Angst vor Wahlen. Wir 
lehnen Zensur ab. Wir lehnen Einschüchterung ab.

(Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])
Wir lehnen Repressalien ab.

(Siemtje Möller [SPD]: Das wüssten wir aber!)
Und wir lehnen auch dieses Gesetz ab.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Maja 

Wallstein für die Sozialdemokraten.
(Beifall bei der SPD)

Maja Wallstein (SPD):
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher, schön 
dass Sie da sind! Ich finde es persönlich sehr bemerkens-
wert, wie sich die AfD hier so ganz massiv gegen die 
demokratische Zivilgesellschaft äußert.

(Stephan Brandner [AfD]: Deutsche demokra-
tische Zivilgesellschaft!)

Vielleicht ist es aber gar nicht so überraschend; denn 
mein Vorredner gehört zu den Unterzeichnern der Grün-
dungserklärung des völkischen Flügels des Rechtsextre-
misten Bernd Höcke. Und der Kollegin Birgit Bessin hat 
der Verfassungsschutz ein ganzes Kapitel gewidmet. 
Vielleicht liegt es ja auch daran.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Stephan Brandner 
[AfD]: Ihr Verfassungsschutz! In unserer De-
mokratie!)

Zum Demokratiefördergesetz: Wir haben natürlich in 
der neuen Regierungskoalition – mein Kollege Felix 
Döring hat es angesprochen – intensiv darüber verhan-
delt, wie wir Demokratieförderung, Extremismuspräven-
tion und auch den Schutz der Zivilgesellschaft stärken 
können. Wir haben uns darauf verständigt – Zitat –, „wei-
tere Maßnahmen für rechtssichere, altersunabhängige Ar-
beit gegen Extremismus und gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit“ zu prüfen. Das ist wichtig, und das 
steht alles im Koalitionsvertrag neben dem klaren Be-
kenntnis zur Stärkung der wehrhaften Demokratie und 
den zivilgesellschaftlichen Organisationen als zentrale 
Säule unserer Demokratie. Das Wort „Demokratieförder-
gesetz“ hat es nicht in den Koalitionsvertrag geschafft, 
aber auch das ist Demokratie.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Deshalb ist es ja nicht gut! Das darf 
man auch kritisieren!)

Eines ist mir wichtig, festzuhalten: In der Sache eint 
uns mehr, als uns trennt. Die Studienlage ist eindeutig: 
Ob Rechtsruck, Demokratieskepsis oder Politikverdros-
senheit – unsere demokratische Kultur steht unter Druck.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])
All diese Befunde sind im Demokratiemonitor von 2025 
oder auch in der Mitte-Studie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung nachzulesen. Die Wissenschaft ist klar, und eindeu-
tig sind auch die Zahlen: 2024 flossen rund 540 Millionen 
Euro in 14 Programme wie „Demokratie leben!“ oder die 
Migrationsberatung für Erwachsene.

(Stephan Brandner [AfD]: Eins schöner als das 
andere!)

Das klingt viel, aber das macht nur 0,11 Prozent des 
Bundeshaushalts aus.

Zu den Angriffen der extremen Rechten auf diese Or-
ganisationen kommen auch rechtliche Unsicherheiten, 
und darum braucht es hier eine gesetzliche Lösung. Da 
sind wir als SPD dem Antrag sehr nahe. Aber noch mal: 
Demokratie bedeutet Kompromiss; das wissen natürlich 
auch die Grünen. Ich bin Ihnen trotzdem sehr dankbar, 
dass Sie das wichtige Thema mit Ihrem Antrag auf die 
Tagesordnung gesetzt haben; denn wir müssen über wich-
tige Punkte reden, bei denen es unter den demokratischen 
Parteien hier im Haus Uneinigkeit gibt.

(Stephan Brandner [AfD]: Deutsche demokra-
tische Altparteien meinen Sie!)

Die einen sagen, wir bräuchten strikte politische Neutra-
lität der zivilgesellschaftlichen Organisationen.
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(Stephan Brandner [AfD]: Ja, das wäre was!)

Ich sage Ja zu parteipolitischer Neutralität, aber niemals – 
niemals! – zur Wertneutralität.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Zuruf des Abg. 
Martin Reichardt [AfD])

Wir setzen auch transparente Kriterien – da sind wir 
uns einig – für die Qualitätskontrolle und finanzielle Re-
chenschaft, um Vertrauen zu sichern. Bei einigen besteht 
die Sorge, dass durch die Festschreibung als staatliche 
Daueraufgabe die Unabhängigkeit der Vereine verloren 
geht. Wir argumentieren, dass gerade eine gesetzliche 
Basis die Akteure vor politischer Willkür schützt. Und 
ich finde auch den Fokus auf Strafverfolgung nicht 
falsch. Wir müssen nur auch verdeutlichen, dass zivil-
gesellschaftliche Prävention, etwa durch Ausstiegsbera-
tung oder mobile Beratung, die Sicherheitsbehörden ei-
nerseits entlastet, Radikalisierung frühzeitig stoppt und 
letztlich auch massiv unsere Kommunen finanziell ent-
lastet.

(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Insgesamt: Wir müssen die Demokratie schützen, und 
darum sollten wir uns alle starkmachen für die Über-
prüfung der Verfassungsmäßigkeit der AfD durch das 
Bundesverfassungsgericht, so wie es Artikel 21 unseres 
Grundgesetzes von uns verlangt. Ich frage mich: Welche 
demokratische Partei fürchtet die Überprüfung ihrer Ver-
fassungsmäßigkeit durch das höchste Gericht unseres 
Landes?

(Sebastian Maack [AfD]: Keine! – Stephan 
Brandner [AfD]: Machen Sie es!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Marcel 

Emmerich für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Zunächst muss 
man noch mal hervorheben, wie heuchlerisch hier die 
Argumentation aus Ihren Reihen zum Thema „Demokra-
tie und Meinungsfreiheit“ ist; denn gerade Ihre Buddys, 
egal ob Donald Trump oder Wladimir Putin, das sind 
doch Feinde von Meinungsfreiheit.

(Martin Reichardt [AfD]: Gleich alle auf ein-
mal! – Stephan Brandner [AfD]: Die ganze 
Welt!)

Das sind doch welche, die gerade die Zensur in ihren 
Ländern voranbringen, und mit denen stehen Sie an einer 
Seite, nicht mit der offenen Rede.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Sebastian Maack [AfD]: Wir reden mit den 
Menschen!)

Außerdem, um es mit den Worten von Horst Seehofer 
zu sagen: Ich bin maßlos enttäuscht von der Unionsfrak-
tion. – Horst Seehofer hat genau das gesagt,

(Stephan Brandner [AfD]: Der hat viel gesagt!)
als in der vorvorherigen Legislaturperiode das Demokra-
tiefördergesetz, das vom schwarz-roten Kabinett unter 
Führung von Horst Seehofer beschlossen wurde, nicht 
durchs Parlament gekommen ist. Sie beschreiten hier 
wirklich einen Irrweg; denn Sie übernehmen unter Druck 
den Sound von der AfD gegen NGOs,

(Zuruf des Abg. Dr. Konrad Körner [CDU/ 
CSU])

und vor allem vergessen Sie, dass es bei der Bekämpfung 
von Extremismus, von Rechtsextremismus, von Islamis-
mus darum geht,

(Zuruf von der AfD: Nicht den Linksextre-
mismus vergessen!)

auch Prävention auf den Weg zu bringen und das Ganze 
verlässlich zu finanzieren, und eben nicht nur um Repres-
sion.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf von der AfD)

Gerade wenn man sich heute noch mal anschaut, dass 
der Generalbundesanwalt Anklage erhoben hat gegen 
eine rechtsterroristische Vereinigung – die „Letzte Ver-
teidigungswelle“ –, dann sieht man doch wirklich, wie 
gefährlich der Rechtsextremismus hier in Deutschland 
nach wie vor ist. Auch die persönlichen Verbindungen 
zwischen anderen rechtsterroristischen Gruppierungen 
zeigen: Der parlamentarische Arm dieser Bewegung sitzt 
hier; er radikalisiert sich nicht am Rand, sondern in Ihrem 
Kern. Im Vorstand der neuen AfD-Jugend sitzt und hetzt 
Julia Gehrckens, aktiv in der rechtsextremen Frauen-
initiative Lukreta, die aus der Identitären Bewegung 
hervorgegangen ist. Diese Organisation steht auf der Un-
vereinbarkeitsliste der AfD, und das interessiert Sie über-
haupt nicht die Bohne.

(Sebastian Maack [AfD]: Weil es nicht 
stimmt!)

Darum kümmern Sie sich gar nicht. Und wenn die Vor-
sitzende Ihrer Bundestagsfraktion, Alice Weidel, darüber 
lacht, dass ein Vorstandsmitglied der neuen AfD-Jugend 
in seiner Rede den Leitsatz der Hitlerjugend zitiert, dann 
ist das kein Ausrutscher, sondern dann ist das das wahre 
Gesicht Ihrer Partei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Sehr geehrte Damen und Herren, die größte Gefahr für 
unsere Sicherheit sitzt nicht auf Schlauchbooten im Mit-
telmeer; sie sitzt in diesem Plenarsaal: Abgeordnete, die 
Deportation fordern, und der parlamentarische Arm eines 
autoritären Projektes, das gegen die Interessen dieses 
Landes arbeitet.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zurufe der Abg. Stephan Brandner [AfD] und 
Dr. Anna Rathert [AfD])

Unsere Antwort darauf ist ein wehrhafter Staat und 
eine starke Zivilgesellschaft. Wenn AfD-Mitglieder, die 
als rechtsextremistisch eingestuft werden, weiterhin Waf-
fen besitzen oder in Sicherheitsbehörden arbeiten dürfen, 
dann ist das ein gravierendes Sicherheitsrisiko. Deswe-
gen ist in unserem anderen Antrag auch ein konkreter 
Vorschlag enthalten, was man da machen kann. Die In-
strumente liegen auf dem Tisch, und Gerichte bestätigen: 
Wer als verfassungsfeindlich einzustufen ist, dem kann 
auch die waffenrechtliche Erlaubnis entzogen werden.

Aber es gibt noch zu viele Lücken, und ich sage in aller 
Deutlichkeit: AfD-Mitglieder dürfen keinen Zugang zu 
Waffen haben, unabhängig von einer Einstufung als ge-
sichert rechtsextremistisch. Um das rechtssicher zu klä-
ren, braucht es eine Verschärfung des Waffenrechts, und 
das fordern wir mit unserem Antrag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

AfD-Fraktion von der Kollegin Bessin?
(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Oje!)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ja.

(Stephan Brandner [AfD]: Der traut sich was!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Bessin, bitte.

Birgit Bessin (AfD):
Herr Kollege, erst mal vielen Dank, dass Sie, genauso 

wie ich, Zwischenfragen zulassen. Ich möchte Ihnen ei-
nige Zitate vorlesen und Ihnen dann eine Frage stellen.

„Ja ich war militant. Wir haben Häuser besetzt, und 
wenn die geräumt werden sollten, haben wir uns 
gewehrt. Wir haben Steine geworfen. Wir wurden 
verdroschen, aber wir haben auch kräftig hin-
gelangt.“

Zitat Joschka Fischer.
Während ostdeutsche Demonstrantinnen und Demons-

tranten im Verlauf der Friedlichen Revolution mitunter 
skandierten: „Deutschland einig Vaterland“,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da mussten Sie jetzt aber lange goo-
geln!)

fand in Frankfurt am Main am 12. Mai 1990 eine De-
monstration der radikalen Linken mit 20 000 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern statt unter der Losung „Nie wie-
der Deutschland! Gegen die Annexion der DDR!“.

(Maja Wallstein [SPD]: Ein ganzes Kapitel im 
Verfassungsschutzbericht, Frau Bessin!)

Vaterlandsliebe fand ich stets zum Kotzen. Ich wusste 
mit Deutschland noch nie etwas anzufangen und weiß es 
bis heute nicht. – Diesen Satz hat Robert Habeck in 
seinem Buch „Patriotismus: Ein linkes Plädoyer“ ge-
schrieben.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist jetzt der Beleg wofür? Kommen 
Sie zum Schluss!)

– Die Frage kommt gleich.
Ein letztes Zitat: Die frühere Jugendchefin Jette Nietz-

ard erklärte mit Blick auf die Bundestagswahl 2029 im 
Podcast,

(Schahina Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist denn jetzt die Frage?)

es stelle sich die Frage, wie ein möglicher Widerstand 
gegen eine AfD-Regierungsbeteiligung aussehen könne. 
Wörtlich sagte sie: „Ist der intellektuell? Ist der dann 
vielleicht mit Waffen?“

Jetzt frage ich Sie, Herr Kollege: Warum haben Sie in 
Ihren Anträgen vergessen, über Linksextremismus zu 
sprechen?

(Beifall bei der AfD – Stephan Brandner 
[AfD]: Das fragen wir uns alle! – Schahina 
Gambir [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
stimmt überhaupt nicht! – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Da steht 
doch „jegliche Form von Extremismus“!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Emmerich, bitte.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Weil wir den Verfassungsschutzbericht sehr genau ge-

lesen haben. Weil wir die Statistik zur Politisch moti-
vierten Kriminalität hier in Deutschland sehr genau ken-
nen,

(Beifall der Abg. Maja Wallstein [SPD])

und die zeigt eindeutig, auch wenn man mit den Präsiden-
ten der Verfassungsschutzbehörden spricht,

(Zuruf von der AfD: Sie vertrauen also nur den 
Statistiken?)

dass die größte Gefahr für unsere Demokratie und unsere 
Sicherheit vom Rechtsextremismus ausgeht. Deswegen 
zielt dieses Demokratiefördergesetz genau darauf ab, 
aber auch auf den Islamismus, den ich hier nicht an die 
Seite drängen möchte. Das sind die zwei größten Bedro-
hungen bei der Politisch motivierten Kriminalität, und 
deswegen zielen wir genau darauf ab.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken – Zurufe 
von der AfD)

Aber natürlich lehnen wir jegliche Form von Gewalt in 
der politischen Auseinandersetzung ab und bekämpfen 
Extremismus entschlossen. Das machen wir im Gegen-
satz zu Ihnen, die dieses Land an den Rand drängen 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                            5908 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Marcel Emmerich 



wollen, die dafür sorgen wollen, dass dieses Land ab-
steigt. Deswegen steht AfD für „Abstieg für Deutsch-
land“.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie gerne fort. Ihre Redezeit läuft weiter.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Über 4 000 legal besessene Schusswaffen sind in den 

Händen von Rechtsextremisten, und das ist ein sicher-
heitspolitisches Versagen aller Innenministerinnen und 
Innenminister. Ich will es noch mal klar sagen: Waffen 
haben nichts, aber auch rein gar nichts in den Händen von 
Verfassungsfeinden zu suchen. Und wer für den Staat 
arbeitet, trägt eine besondere Verantwortung. Deswegen 
müssen wir hier darauf achten, dass es klare Überprüfun-
gen und auch Konsequenzen gibt. Der Staat darf sich 
nicht von innen heraus aushöhlen lassen.

Sehr geehrte Damen und Herren, es wurde in der In-
nenministerkonferenz eine Arbeitsgruppe angekündigt, 
die sich genau dieses Themas annehmen wollte. Aber es 
liegen noch immer keine Ergebnisse vor. Deswegen: Es 
braucht hier mehr Entschlossenheit.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen, Herr Kollege.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Außerdem braucht es mehr Entschlossenheit bei einem 

AfD-Verbotsverfahren.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das muss ernsthaft und sorgfältig geprüft und auf den 

Weg gebracht werden. Es geht hier um den Schutz unse-
rer Demokratie, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen jetzt zum Ende kommen.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– um unsere Art, zusammenzuleben, und um die Si-

cherheit in diesem Land.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Jan Köstering 

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Jan Köstering (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Zunächst einmal vielen Dank für die beiden Anträge 
der Grünen. Ich möchte mich heute insbesondere auf den 
zweiten beziehen.

Wie wichtig das Thema ist, führt uns die Eröffnung des 
Hauptverfahrens gegen die militante Neonazi-Gruppe 
„Sächsische Separatisten“ vor dem Oberlandesgericht 
Dresden diese Woche vor Augen. Ein Komplex, der zeigt, 
wie gefährlich Waffen in den Händen von AfD-Mitglie-
dern sind. Wie unter einem Brennglas zeigt der Prozess 
die Problematik: illegale und legale Waffen im Besitz von 
Rechtsextremisten, militärische Schießtrainings, Verbin-
dungen in die AfD und in Sicherheitsbehörden, Umsturz-
fantasien und Mordpläne.

Beim Waffenrecht hat die letzte Bundesregierung vor 
allem bestehende rechtliche Lücken geschlossen, andere, 
einfach zu schließende, aber leider weiter offengelassen. 
So wäre es wünschenswert, dass die Verschärfung der 
Regelung zur Zuverlässigkeit sich nicht nur auf Staats-
schutzdelikte begrenzt. Auch andere Gewaltdelikte mit 
Verurteilungen zu mindestens 90 Tagessätzen sollten 
hier einbezogen werden. Der § 41 des Waffengesetzes, 
der Waffenverbote im Einzelfall regelt, sollte viel breitere 
Anwendung finden.

Doch wir sollten und müssen weit darüber hinaus ge-
hen. Wir haben allein im Hellfeld mehr als 1 700 Schuss-
waffen im Besitz von Rechtsextremisten und sogenann-
ten Reichsbürgern. Viele AfD-Mitglieder sind hier 
sicherlich noch gar nicht mit eingerechnet, und das, ob-
wohl es so gut wie keine militante Rechtsterrorgruppe 
ohne Verbindungen in die AfD gibt.

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. 
Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Auch sehen wir gewaltige Waffenfunde wie in Rem-
scheid, bei denen der rechte Hintergrund vernachlässigt 
wird. Wir brauchen dringend ein Verbot halbautomati-
scher Waffen für private Nutzer. Ebenso müssen in Zu-
kunft militärische Trainings wie Schießübungen mit 
Kriegswaffen sowie taktisches Schießen und das Einüben 
von Häuserkämpfen auf Schießständen für zivile Per-
sonen verboten werden.

Bei Ermittlungen zu rechtem Terror und rechter Ge-
walt liegt ein Problem im unzureichenden Tatmittel-
abgleich. Funde und bei Straftaten eingesetzte Waffen 
müssen auf gleiche Herkunft, Zusammensetzung und 
Lieferwege untersucht werden, um Zusammenhänge bes-
ser zu erschließen.

Angesichts des Ausmaßes und der drohenden grund-
sätzlichen Gefahr für unseren demokratischen Rechts-
staat brauchen wir eine bundesweite unabhängige Be-
obachtungsstelle Rechtsextremismus. Eine Stelle, die 
verlässlich dokumentiert und hilft, Strukturen und Netz-
werke offenzulegen. Das wäre auch im Sinne der Ermitt-
lungsbehörden.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der Linken sowie des Abg. 
Johannes Wagner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Marc 

Henrichmann für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Helge Lindh [SPD])

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

bin es fast ein bisschen leid, dass wir hier in schöner 
Regelmäßigkeit Fragen rund um das deutsche Waf-
fenrecht diskutieren, und ich möchte dazusagen: Wir be-
finden uns mitten in einem dringend notwendigen 
Evaluationsprozess. – Aber dieses Politikmachen nach 
Bauchgefühl – und dass es das ist, das, glaube ich, mer-
ken die Menschen draußen im Land auch – frustriert die 
Menschen. Wir müssen wirklich mal zu wahren Lösun-
gen kommen.

Wo liegt denn der Kern des Problems hier? Das wissen 
auch die Antragsteller von den Grünen ziemlich genau; 
denn Ihre Kolleginnen und Kollegen in Baden-Württem-
berg haben vor gut drei Jahren mal eine Anfrage gestellt 
und das Dilemma, wie ich finde, sehr gut aufgearbeitet: In 
den Vollzugsbehörden in den Kommunen im Bereich 
Waffenrecht sitzen ein bis zwei Menschen, die Anträge 
im vierstelligen Bereich bearbeiten, die für den Entzug, 
für die Überprüfung, auch bei Extremisten und Straf-
tätern, zuständig sind. Das ist der Flaschenhals. Wir füh-
ren Debatten über Innenpolitik in den Ländern, im Bund. 
Die Grünen kennen das Problem. Aber dann hier einen 
Antrag zum Waffenrecht vorzulegen, der mit der Realität 
nichts zu tun hat, das ist fast schon grob fahrlässiger 
Unsinn, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage vom Abgeordneten 

Emmerich von Bündnis 90/Die Grünen?

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Abgeordneter Emmerich, bitte.

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Lieber Kollege 

Henrichmann, weil Sie ja Baden-Württemberg angespro-
chen haben, möchte ich Sie darauf hinweisen, dass ich 
aus Baden-Württemberg komme und ganz genau weiß, 
welche Positionen zum Thema Waffenrecht in der baden- 
württembergischen Landesregierung in den letzten Jah-
ren entwickelt worden sind. Da gibt es einen gewissen 
Thomas Strobl, seines Zeichens Mitglied der CDU. Er hat 
zusammen mit dem hessischen Innenminister vor weni-
gen Jahren genau das gefordert, was ich hier gerade 

vorgetragen habe, nämlich eine Verschärfung des Waf-
fenrechts, um dafür Sorge zu tragen, dass Verfassungs-
feinde nicht an Waffen kommen. Deswegen: Es ist über-
haupt nicht der Fall, dass es hier irgendwie nur darum 
gehe, den Vollzug zu bearbeiten. Wobei ich Ihnen sogar 
recht gebe: Auch darum muss es gehen. Und da kann man 
sich auch die Frage stellen, ob die kommunale Ebene 
immer die beste Lösung für dieses Problem ist.

Was aber vor allem sehr klar ist: Wir müssen auch bei 
der Verschärfung vorankommen; denn es kann doch in 
niemandes Interesse sein, dass solche Leute von der AfD, 
dass rechtsextremistische Personen einen Zugang zu 
Waffen haben. Und hier gibt es noch Rechtslücken – 
die Gerichte sagen, sie können es nicht klar entscheiden –, 
und diese Lücke müssen wir füllen. Das wollten auch der 
Innenminister Strobl aus Baden-Württemberg und die 
grün-schwarze Landesregierung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Henrichmann, bitte.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Vielen Dank, Herr Kollege, für die Frage, weil sie mir 

die Gelegenheit gibt, noch mal etwas intensiver in diesem 
sehr interessanten Punkt einzusteigen.

Der Kollege Strobl aus Baden-Württemberg hat den 
Koalitionsvertrag im Bereich Inneres, soweit ich das 
weiß, mitverhandelt und sich für diese Evaluationslösung 
entschieden, die dringend notwendig ist. Ich glaube, wir 
haben gar keinen Dissens – Sie nicht, ich nicht und der 
Kollege Strobl sicher auch nicht –, wenn es darum geht, 
dass wir Extremisten entwaffnen wollen. Wo wir hin-
kommen müssen, ist, dass wir auch Zielgerichtetes tun. 
Das ist mein Vorwurf hinsichtlich dieser bauchgeleiteten 
Politik, die ich auch in Ihrem Antrag wiedererkenne.

Ich möchte nur kurz ein Beispiel nennen: Die vor-
malige Bundesregierung hat die Waffenverbotszonen in 
der vergangenen Legislaturperiode ausgeweitet. Voll-
zugsbehörden aus Baden-Württemberg, aber auch aus 
anderen Bundesländern sagen mir: Der Verstoß in der 
Waffenverbotszone ist eine Ordnungswidrigkeit. Ja, die 
Polizei hat viel Arbeit damit, die Kontrollbehörden haben 
viel Arbeit damit. Die verschicken Bescheide an Leute, 
die teilweise gar keine Post empfangen oder keine Ad-
resse haben. Es läuft ins Leere. Die Maßnahme, Waffen-
verbotszonen einzurichten, läuft an dieser Stelle ins Lee-
re. Und es wird auch niemand ernsthaft bestreiten, dass 
wir tiefer gehen und schauen müssen: Wo haben wir über-
flüssige Bürokratie?

Irgendwelche Placebolösungen bringen uns doch nicht 
weiter. Wir wollen Extremisten entwaffnen – ich bin der 
Erste, der dabei ist –, aber wir müssen auch die Behörden 
entlasten, die mit dem Vollzug betraut sind; das hat die 
Anfrage der Grünen in Baden-Württemberg sehr klar ge-
zeigt. Da sind wir uns, glaube ich, auch schnell einig, dass 
das der Flaschenhals ist, an den wir ranmüssen.

Danke schön.
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(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Setzen Sie gerne fort.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Und zum Antrag selbst – Sie haben ja auch ein Pro-

blem mit der Begründung –: Er ist zumindest verfas-
sungsrechtlich etwas unsauber. Sie sagen, eine reine 
AfD-Mitgliedschaft reicht nach Ihrer Einschätzung aus, 
um die waffenrechtliche Erlaubnis zu entziehen. Ich höre 
die Stimmen aus Nordrhein-Westfalen zur Bekämpfung 
von Clankriminalität; Herbert Reul ist einer der Vor-
kämpfer. Da wird immer gesagt, man könne aus der Zu-
gehörigkeit zu einem Clan doch nicht schließen, dass 
jemand kriminell ist. Das respektiere ich. Nur Sie machen 
das gerade umgekehrt: Sie schließen aus der Zugehörig-
keit zu einer Partei, die bislang jedenfalls nicht verboten 
ist, dass jemand per se unzuverlässig ist. Ich nenne das 
zumindest mal rechtspolitische Hybris, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Ich möchte noch eines sagen: Sie haben uns in Bezug 
auf die IP-Adressen-Speicherung, die wir zum Beispiel 
für die Kriminalitätsbekämpfung im Bereich Kindes-
missbrauch dringend brauchen, immer gesagt: Wir dürfen 
nicht so nah an die Leitplanke der verfassungsrechtlichen 
Rechtsprechung gehen. Das respektiere ich auch. Nur, 
umgekehrt sagen Sie jetzt – das ist mehr, als die Gerichte 
im Moment ausurteilen –, dass wir über diese Leitplanke 
der Rechtsprechung hinausgehen und per se aus der Mit-
gliedschaft schließen sollen, dass jemand unzuverlässig 
ist. Auch das ist nicht konsistent. Justitia trägt nicht ohne 
Grund eine Binde vor den Augen. Sie schaut nicht, wer 
auf welcher Seite steht. Recht ist eben für alle gleich, und 
das müssen wir beachten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Einen Vorwurf möchte ich Ihnen auch noch machen: 

Was Sie gar nicht adressieren, sind die illegalen Waffen, 
zu Recht gerade angesprochen: 30 bis 40 Millionen in 
Deutschland, schätzt man; die Zahl wird wahrscheinlich 
noch höher liegen. Da sagt Nordrhein-Westfalens Innen-
minister Reul: „Der Einsatz von legalen Waffen […] ist 
ein Ausnahmefall“, und, dass Straftäter die Verschärfung 
des Waffenrechts übrigens offenbar überhaupt nicht in-
teressiert. Ich weiß nicht, inwieweit es dem Schutz der 
Demokratie nutzt, wenn man hier sozusagen Placebolö-
sungen präsentiert. Auch da müssen wir ran.

Jetzt gehe ich noch einmal in ein konkretes Beispiel, 
das, glaube ich, das Dilemma zeigt. Es ist zwei Jahre alt, 
und es ist tragisch: der Vorfall in Hamburg, Stichwort: 
das Attentat auf die Zeugen Jehovas. Da gibt es im 
Netz wirre Verschwörungstheorien in Bezug auf den spä-
teren Täter. Es gibt ein Buch, das bei Amazon jedenfalls 
noch vorhanden war, und offenbar hat niemand die 
Schreiben aus dem engsten Umfeld des späteren Täters 
zur Kenntnis genommen, niemand, keine Behörde. Dabei 
hätte die Möglichkeit bestanden, schon nach geltendem 
Recht, nach § 41 Absatz 2 Waffengesetz, ein Waffenver-

bot anzuordnen, das persönliche Erscheinen bei der Be-
hörde anzuordnen, ein psychologisches Gutachten in 
Auftrag zu geben.

Nichts ist passiert, nichts, was sich aufgedrängt hätte, 
ist passiert. Stattdessen schickt man die Bereitschafts-
polizei, waffenrechtlich gar nicht geschult, dorthin. Die 
finden eine unsachgemäß aufbewahrte Patrone. Auch da 
wird nicht gesagt, den schauen wir uns mal genauer an. 
Spätestens da hätte es ja allen Anlass gegeben. Was 
macht man stattdessen? Man erteilt einen Verweis, weil 
der Mensch angeblich so nett war. Das ist doch das wirk-
liche Problem: dass wir keine konsistenten Verfahren 
haben, keinen Informationsaustausch unter den Behör-
den. Auch da müssen wir ran. Und dazu sagt Ihr Antrag 
nichts, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und wie gehen wir da ran? Ich glaube, wir werden 
dessen nur dann Herr, wenn wir auch die Straftäter, die 
Extremisten wirklich ins Visier nehmen. Ich glaube, dass 
wir nicht umhinkommen werden, auch über Waffenver-
bote für Straftäter und Extremisten im Einzelfall zu re-
den. Und ich glaube nicht, dass die kommunalen Behör-
den die Kapazitäten haben, diese zu verhängen. Wir 
müssen Entlastung schaffen an anderen Stellen, wo die 
Bürokratie überbordend ist. Ich zähle auch das Verbot 
großer Magazine dazu, das übrigens aus 2020 stammt, 
von besagtem Vorgängerkollegen sozusagen, der das 
aber in Zeiten verhängt hat, wo die Täter diese Magazine 
schon mit einem 3D-Drucker fertigten. Die Vollzugs-
behörden haben ein Problem. Punkt!

Demokratie stärken heißt den Rechtsstaat stärken. Ma-
chen wir die Betroffenen endlich zu Partnern! Denn die 
sind selber sehr daran interessiert, dass Extremisten und 
Straftäter in ihren Reihen kein Zuhause finden. Und vor 
allem: Machen wir nicht mehr nur politische Scheinlö-
sungen für die eigene Bubble, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
– sondern zeigen wir den Menschen: Der Rechtsstaat 

setzt sich durch bis zum Ende, egal wer vor ihm steht.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Dr. Anna Rathert für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Anna Rathert (AfD):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Es ist ja schon fast eine Ironie der Geschichte, dass 
diese Debatte zum Antrag der Grünen direkt im An-
schluss an die Debatte zum Gedenken an die konstituie-
rende Sitzung des ersten gesamtdeutschen Bundestages 
stattfindet. Denn mit diesem Antrag wollen Sie, liebe 
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Grüne, all das wieder einführen, was der erste gesamt-
deutsche Bundestag überwunden zu haben glaubte.

(Beifall bei der AfD)

In Ihrem Antrag geht es nicht darum, die freiheitliche 
Demokratie zu stärken, sondern höchstens darum, Ihr 
politisches Vorfeld zu schützen, und um die staatliche 
Vorfestlegung dessen, was als demokratisch gelten darf.

Demokratie setzt den offenen Wettbewerb von Mei-
nungen voraus, sie lebt vom Streit, vom Argument und, 
ja, auch von der Zumutung, einander ertragen zu müssen. 
Sie stirbt dort, wo der Staat beginnt, politische Meinun-
gen dauerhaft mit Steuergeld zu finanzieren und andere 
Meinungen systematisch zu delegitimieren.

Ihr Antrag will sogenannte Demokratieförderung zur 
staatlichen Daueraufgabe erklären, meint damit aber in 
Wahrheit die dauerhafte Alimentierung eines dichten 
Netzes aus regierungsnahen Nichtregierungsorganisatio-
nen, die Ihr politisches Vorfeld bilden.

(Beifall bei der AfD)

Damit verdrängen Sie alles, was den Namen demokrati-
scher Meinungsvielfalt verdient. Die Wahrheit ist doch: 
Sie haben Angst vor dem Volk und vor dem Verlust ihres 
Einflusses auf Staat und Gesellschaft, und deshalb brau-
chen Sie die Kontrolle.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, eine Zivilgesellschaft, die 
dauerhaft vom Staat finanziert wird, ist keine Zivilgesell-
schaft, sondern ein verlängerter Arm der Regierung.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ihr Antrag will nicht nur Gewalt und Extremismus be-
kämpfen – das tun wir alle –,

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo bekämpfen Sie denn Gewalt und 
Extremismus?)

sondern politische Deutungshoheit gesetzlich absichern 
und jede Meinung, die nicht in Ihr Weltbild passt, als 
demokratiegefährdend markieren.

(Beifall bei der AfD)

Reale Probleme wie islamistischer Antisemitismus, Clan-
strukturen oder importierte Gewalt werden relativiert 
oder verharmlost.

(Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: In Ihren Reihen sind doch Antisemi-
ten!)

Tja, und Sie von der Union, ich begreife Sie nicht. Sie 
haben, so scheint es, doch irgendwie erkannt, dass das, 
was die Grünen hier treiben, völlig undemokratisch ist. 
Trotzdem fördert Ihre Familienministerin in der Bundes-
regierung genau diese NGOs, die Sie heute hier seit einer 
Dreiviertelstunde selbst bekämpfen zu wollen vorgeben.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist die CDU!)

Sie haben im Ergebnis dann doch nicht den Mut, sich den 
Grünen entgegenzustellen. Aber wir von der AfD, wir 
haben diesen Mut und wir werden nicht ruhen, bis wir 

die Gesinnung, die hinter diesem Antrag steht und die 
schon längst fraktionsübergreifend in dieses Haus ein-
gezogen ist, gestoppt haben.

(Beifall bei der AfD)
Was dieser Antrag fordert, ist die gesetzliche Veranke-

rung einer Staatsideologie. Das wäre der letzte Sargnagel 
für Freiheit und Demokratie in Deutschland.

(Mayra Vriesema [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Davon verstehen Sie doch gar nichts!)

Wir als Alternative für Deutschland kämpfen für Einig-
keit und Recht und Freiheit in unserem geliebten deut-
schen Vaterland.

(Zuruf von der SPD)
Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. Und wir wissen, 
unsere Zeit fängt gerade erst an.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Helge Lindh für 

die Fraktion der SPD.
(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Heiko 

Hain [CDU/CSU])

Helge Lindh (SPD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Das Vaterland, auf das sich die AfD beruft, das 
schaudert die Menschen, die hier leben, wenn sie das 
hören müssen. Und dieses Vaterland, das sind gewiss 
nicht Sie – das ist immer die Verwechslung –,

(Stephan Brandner [AfD]: Das sind wahr-
scheinlich Sie, Herr Lindh? Da rennen dann 
alle weg!)

sondern dieses Vaterland ist vielfältig und zum Glück viel 
offener, als Sie denken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bevor ich zu der Frage der Entwaffnung komme, drei 
Bemerkungen:

Erstens. Frau Bessin, Sie sagten wörtlich, die AfD sei 
das größte Demokratieförderprojekt Deutschlands.

(Beifall bei der AfD – Zurufe von der AfD: 
Toll! – Bravo!)

Das war ja ein Versprecher. Denn die AfD ist das größte 
Demokratiefeindschaftsprojekt Deutschlands, weshalb ja 
Demokratieförderung so notwendig ist.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Zweitens haben Sie hier ausgeführt, die Zivilgesell-
schaft sei unser Vorfeld. Da liegt jedoch der Unterschied: 
Die Zivilgesellschaft in diesem Land ist weltanschaulich 
vielfältig und äußert auch Dinge, die uns als Regierung 
gar nicht gefallen – gut, dass es so ist. Sie aber haben ein 
Verständnis von Vorfeld, das rein instrumentell ist, weil 
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das Ihre ideologischen Vororganisationen sind. Deshalb 
haben Sie nicht über uns gesprochen, Sie haben letztlich 
über Ihre eigenen Projektionen gesprochen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Erklären Sie das noch mal!)

Und drittens. Hier war wörtlich die Rede von „döner-
messertragender Schüler“. Bei all den Dingen, die wir 
über Korruptionsverdacht, toxische Verhältnisse bei 
Ihnen, Russlandnähe wissen, dürfen wir das nicht ver-
gessen: Diese Formulierung ist eine, wenn man es seman-
tisch angeht, schreiend rassistische, zutiefst rassifizie-
rende Bemerkung.

(Stephan Brandner [AfD]: „Rassifizierend“? 
Was ist das denn?)

Schämen Sie sich in einem Land, in dem in Bezug auf den 
NSU von „Dönermorden“ die Rede war, hier von „döner-
messertragenden Schülern“ zu reden!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Die Absicht, worum es Ihnen hier mit solchen gezielt 
gesetzten Bemerkungen geht, ist doch eindeutig und un-
missverständlich.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 

Bessin aus der AfD-Fraktion?

Helge Lindh (SPD):
Selbstverständlich, natürlich. So handhabe ich es im-

mer.
(Stephan Brandner [AfD]: Ich glaube, Sie mö-
gen sich ein bisschen, oder? – Gegenruf der 
Abg. Birgit Bessin [AfD]: Wer mag mich?)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Bessin, bitte.

Birgit Bessin (AfD):
Herr Kollege, vielleicht haben Sie mich vorhin falsch 

verstanden. Ich habe keinesfalls die Gruppe Menschen, 
die ein Dönermesser tragen, diskriminiert. Ich habe von 
einem einzigen Fall an einem Oberstufenzentrum in Cott-
bus gesprochen, bei dem ein Jugendlicher mit einem Dö-
nermesser in der Schule eine Lehrerin bedroht hat. Die 
Lehrerin wurde von Schülern beschützt. Die Lehrerin ist 
nach diesem Vorfall unter Polizeischutz mit fünf Polizis-
ten in der Schule erschienen, weil dieser dönermessertra-
gende Schüler der Schulpflicht unterliegt und es keine 
Lösung an dieser Schule gab, wie Schüler und Lehrerin 
geschützt werden können. Das habe ich vorhin ange-
merkt, und das wollte ich gerne an dieser Stelle korrigie-
ren, bevor Sie hier der Allgemeinheit irgendwelchen 
Blödsinn erzählen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Lindh, bitte.

Helge Lindh (SPD):
Ein mühsamer Versuch, der aber scheitert. Das war 

hier natürlich nicht ein Einzeldiskurs, um einen Einzelfall 
an einer einzelnen Schule zu beschreiben; das war es 
natürlich nicht.

(Stephan Brandner [AfD]: Doch, genau das 
war es! – Birgit Bessin [AfD]: Genau das war 
es, natürlich!)

Jahrelang habe ich mich mit deutscher Sprache und po-
litischer Semantik beschäftigt, länger, als Sie alle hier im 
Parlament sitzen.

(Martin Reichardt [AfD]: Ist nichts dabei raus-
gekommen! – Stephan Brandner [AfD]: Das 
haben Sie abgeschlossen?)

Das führen Sie natürlich ganz bewusst an, um – das wird 
Ihnen jede Sprachwissenschaft und jede Diskursfor-
schung bestätigen – mit diesem Fall zu pauschalisieren,

(Stephan Brandner [AfD]: Welche Abschlüsse 
können Sie denn vorweisen, Herr Lindh?)

um das Bild „Dönermesser“ in den Köpfen zu evozieren. 
Also schieres Ablenkungsmanöver, weil Sie sich ertappt 
fühlten. Aber darauf fallen wir nicht rein,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken)

Und darauf falle ich selbstverständlich nicht rein.
Ich verwehre mich gegen die Nennung von solchen 

Fällen. Wenn es Ihnen so um Einzelfälle ginge, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege.

Helge Lindh (SPD):
– warum betonen Sie immer dann, wenn wir entspre-

chende Fälle nennen, das wären „alles nur Einzelfälle“? 
Das ist irgendwie widersprüchlich. Die Prinzipien, die 
von Ihnen geltend gemacht werden, gelten immer nur 
für uns, nie für Sie. Wo ist die Konsistenz?

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie jetzt gern Ihre Rede fort.

Helge Lindh (SPD):
Machen wir weiter bei der Frage der Entwaffnung, die 

wirklich dringlich ist. Wir haben für das Ansinnen, das im 
Antrag der Grünen formuliert ist, natürlich eine Grund-
sympathie, und zwar aus einem ganz einfachen Grund: 
Feinde der Verfassung gehören nicht in den öffentlichen 
Dienst, und Feinde der Verfassung dürfen nicht über 
Waffen verfügen. Punkt! Das ist die entscheidende Frage.

(Stephan Brandner [AfD]: Das war keine Fra-
ge! Das war eine Aussage! Eine Frage endet 
mit einem Fragezeichen!)

Deshalb müssen wir zwingend daran arbeiten, Extremis-
ten zu entwaffnen.

An unserer Seite steht auch die IMK. Sie hat gerade 
erst einen klaren Auftrag erteilt.
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(Zuruf von der SPD: Genau!)
Da wird festgestellt, dass die Gesetzeslage zwar ermög-
licht, Extremisten zu entwaffnen, dies aber in der Praxis 
im Zusammenspiel mit der Rechtsprechung in dem häu-
fig auftretenden Fall von Extremisten mit Waffen nicht 
realisiert werden kann. Deshalb hat die IMK in ihrer 
Klugheit und Weisheit gemeinsam einen Prüfauftrag for-
muliert, nämlich zu prüfen, ob nicht künftig die Mitglied-
schaft – hören Sie gut zu! – in einer gesichert rechtsextre-
mistischen Vereinigung ausreichend ist, zwingend eine 
absolute waffenrechtliche Unzuverlässigkeit anzuneh-
men. Dies scheint mir eine sehr wichtige und kluge Prü-
fung zu sein, weil das am Ende das Ziel sein muss.

(Beifall bei der SPD)
Wir nehmen auch zur Kenntnis, dass wir das nicht 

dauerhaft Verwaltungsgerichten überantworten dürfen, 
sondern uns die Praxis angucken müssen. Es muss auch 
für die Waffenbehörden praktikabel sein. Das ist das Ent-
scheidende: Wir wollen hier nicht einfach nur Selbst-
bestätigung durch Gesetzgebung und Erlasse praktizie-
ren, sondern man muss es auch anwenden können. 
Deshalb werden wir bei der Evaluation des Waffenrechts 
darauf achten: Wie funktioniert effektive Entwaffnung, 
und wie können wir es so gestalten, dass es für die Waf-
fenbehörden vor Ort umsetzbar ist?

Abschließend zu der Frage: Warum reden wir darüber?
(Stephan Brandner [AfD]: Ja, das fragen wir 

uns auch!)
Weil buchstäblich Menschenleben gefährdet sind, weil 
übrigens auch Polizistinnen und Polizisten gefährdet 
und verletzt wurden bei Entwaffnungen. So wurde bei 
Durchsuchungen im Umfeld der „Gruppe Reuß“ ein Po-
lizist verletzt, als er Rechtsextreme entwaffnen wollte. 
Wir reden über den Fall NSU. Bis zum heutigen Tag 
wissen die Angehörigen der Opfer nicht, woher die Waffe 
kam

(Stephan Brandner [AfD]: Na, fragen Sie mal 
Ihren Verfassungsschutz! Der muss das doch 
wissen!)

und wie sie in die Hände der Täter gelangte.
(Zuruf des Abg. Martin Reichardt [AfD])

Wir reden über den Fall Walter Lübcke, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Herr Kollege.

Helge Lindh (SPD):
– wo der Täter eine Waffe beantragt hatte, dann aber 

illegal an die Waffe kam.
(Stephan Brandner [AfD]: Fragen Sie den 

Verfassungsschutz!)
Es geht also um legale und illegale Waffen. Und wir 
reden über Hanau, wo immer noch nicht geklärt ist, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Lindh, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Helge Lindh (SPD):
– wie es sein konnte, dass der Täter eine waffenrecht-

liche Erlaubnis hatte und sie behalten konnte. Darüber 
reden wir.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Heiko Hain ist der nächste Redner von 

der Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Heiko Hain (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Zum wiederholten Mal debattiert dieses Haus 
über ein Demokratiefördergesetz, ein Demokratieförder-
gesetz, das schon in der Vergangenheit keine Mehrheit 
gefunden hat, und das aus guten Gründen. Denn jedes 
Mal folgt dasselbe Muster: große Worte über Demokra-
tie, große Überschriften, große Versprechen – aber am 
Ende ein Gesetz, das vor allem Folgendes produziert: 
mehr Staat, mehr Bürokratie und vor allem dauerhaft 
mehr Ausgaben, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Stephan Brandner [AfD]: … und weniger 
Demokratie!)

Und das alles ohne einen belastbaren Nachweis, dass 
unsere Demokratie dadurch tatsächlich widerstandsfähi-
ger wird.

Ja, wir nehmen Extremismus ernst, und zwar jeden 
Extremismus. Ja, wir stehen ohne Wenn und Aber zur 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung. Aber gerade 
weil uns die Demokratie so wichtig ist, lehnen wir diesen 
Antrag ab. Denn Demokratie lebt nicht von staatlicher 
Dauerfinanzierung ausgewählter Akteure. Demokratie 
lebt von Eigenverantwortung, Vielfalt und gesellschaftli-
chem Engagement aus der Mitte heraus – frei, kritisch 
und unabhängig. Und trotzdem kommen Sie immer wie-
der mit demselben Vorschlag zurück. Dabei haben Sie 
selbst erlebt: Dieser Antrag ist nicht konsensfähig: nicht 
in der Gesellschaft, nicht hier im Parlament. Und selbst in 
der letzten Wahlperiode gab es dafür keine Mehrheit in 
Ihrer eigenen Ampelkoalition.

An dieser Stelle möchte ich ausdrücklich der FDP 
danken, sofern sie denn draußen noch irgendwo vorhan-
den ist, die sich damals klar gegen diesen Gesetzentwurf 
gestellt hat. Sie fehlt. Das hat nicht nur diese Debatte 
heute gezeigt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Sie wollen Präventionsnetzwerke, mobile Beratung, 

Opferberatung, Diskriminierungsberatung und digitale 
Sozialarbeit bundesgesetzlich absichern. Noch einmal 
ganz klar: Niemand von uns stellt diese Arbeit grund-
sätzlich infrage. Aber nicht jede sinnvolle Arbeit recht-
fertigt automatisch ein neues Bundesgesetz und schon gar 
keine Dauerfinanzierung. Viele dieser Aufgaben liegen 
zu Recht bei Ländern, Kommunen und bestehenden 
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Strukturen; denn dort kennt man die lokalen Probleme, 
dort kennt man die Akteure, und dort lassen sich Maß-
nahmen gezielt steuern und auch immer wieder anpassen.

Sie behaupten außerdem, man könne umfassende 
staatliche Finanzierung schaffen und dennoch völlige 
Unabhängigkeit garantieren. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, das ist ein grundlegender Widerspruch; denn wer 
dauerhaft vom Staat finanziert wird, gerät zwangsläufig 
in ein Näheverhältnis zum Staat. Das beeinflusst Struk-
turen, Prioritäten und am Ende auch die politische Wahr-
nehmung. Und genau das gefährdet die Neutralität und 
das Vertrauen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Besonders problematisch ist der Kern Ihres Antrags. 

Sie wollen weg von zeitlich begrenzten Projekten, hin 
zu einer dauerhaften institutionellen Förderung. Damit 
verabschieden Sie sich von einem zentralen Prinzip ver-
antwortungsvoller Politik: Förderung nur dann fortzuset-
zen, wenn sie nachweislich wirkt. Projektförderung heißt: 
Man formuliert klare Ziele. Man überprüft, ob diese Ziele 
erreicht werden. Man verbessert Projekte, oder man be-
endet sie. Dauerförderung hingegen heißt: Geld fließt 
weiter, unabhängig davon, ob und wann diese Ziele er-
reicht werden. Und das ist kein verantwortungsvoller 
Umgang mit Steuergeldern, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Wir machen es bewusst anders. Im Koalitionsvertrag 
haben wir vereinbart: Demokratieförderung ja, aber nur 
mit unabhängiger Überprüfung von Zielerreichung und 
Wirkung. Wir bekennen uns ausdrücklich zum bestehen-
den Programm „Demokratie leben!“, aber wir sagen 
auch: Dieses Programm muss überprüft, weiterentwickelt 
und gegebenenfalls auch neu ausgerichtet werden, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

Demokratiearbeit lebt nicht von immer neuen Förder-
töpfen aus Berlin. Sie lebt von Vertrauen in die Akteure 
vor Ort, von klaren Zuständigkeiten und von Verantwor-
tung auf allen Ebenen. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
zu dieser Verantwortung gehört auch, dass wir uns hier 
nicht gegenseitig Applaus vorwerfen oder unqualifiziert 
dazwischenrufen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir stehen für eine wehrhafte Demokratie mit klaren 

Regeln, klarer Verantwortung und einem verantwor-
tungsvollen Umgang mit Steuergeld. Deshalb lehnen 
wir diesen Antrag ab – nicht weil wir Demokratieför-
derung ablehnen, sondern weil wir sie ernst nehmen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in dieser Debatte ist 

Martin Reichardt für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Martin Reichardt (AfD):
Herr Präsident! Anwesende Damen und Herren! In 

Ländern, in denen es nicht gut um die Demokratie steht, 

können sich Oppositionelle oft nur durch Fabeln oder 
Gleichnisse noch Gehör verschaffen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Dann 
funktioniert die Demokratie in Deutschland ja 
ziemlich gut!)

In diesem Sinne: In einem Land irgendwo auf der Welt, 
vielleicht gar nicht weit von hier, wurden im Parlament 
jahrzehntealte Gepflogenheiten geschliffen, um Macht-
verhältnisse zu schaffen, die dazu führen, dass Opposi-
tionelle mit permanenten Ordnungsrufen kujoniert wer-
den können

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wo gibt’s denn so 
was?)

und das Geschrei des Establishments folgenlos bleiben 
kann, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Und diesen Geist von Demokratie atmen auch die grü-

nen Anträge. Es ist der demokratische Geist, der auch im 
Wort „Deutsche Demokratische Republik“ zu finden ist, 
ein Geist, meine Damen und Herren, der am Ende in den 
Folterkellern der Stasi und in den Minenfeldern und im 
Stacheldraht verendet ist. Diesen Geist lehnen wir ab, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Sven 
Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ihr Antrag redet immer viel – –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege Reichardt, erlauben Sie eine Zwischen-

frage der Abgeordneten Müller von Bündnis 90/Die Grü-
nen?

Martin Reichardt (AfD):
Aber selbstverständlich doch, herzlich gern.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Müller.

Claudia Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank für die Zulassung der Zwischenbemer-

kung. – Herr Reichardt, nehmen Sie auch als gebürtiger 
Westdeutscher zur Kenntnis, dass diese Partei „Bünd-
nis 90/Die Grünen“ heißt und dass „Bündnis 90“ für 
den Teil der Bürgerrechtsbewegung in der DDR steht, 
die dafür gesorgt hat, dass es zur Friedlichen Revolution 
kam?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Reichardt.

Martin Reichardt (AfD):
Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie und Ihre Partei den 

Geist der Friedlichen Revolution wie kaum jemand an-
ders in Deutschland verraten haben

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                                                                                                                                                                                             5915 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Heiko Hain 



(Dr. Anna Rathert [AfD]: Bravo!)
und die Demokratie in Deutschland gefährden.

(Beifall bei der AfD – Dr. Anna Rathert [AfD]: 
Bravo! – Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie Ihre Rede fort! Die Zeit läuft weiter.

Martin Reichardt (AfD):
Und darum haben Sie auch in Ihrem Antrag

(Zurufe der Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Mayra Vriesema 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

sehr häufig den Begriff „gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit“ verwendet.

(Felix Döring [SPD]: Ist ja Ihre Kernkom-
petenz!)

Diese gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit kommt 
im Wesentlichen hier aus dem linken Bereich dieses Par-
laments,

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

meine Damen und Herren, und zwar zum Beispiel gegen 
Deutsche.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die Antidiskriminierungsbeauftragte des Bundes, 

Ferda Ataman, findet es erstaunlich, dass sich Deutsche 
durch die Beschimpfung als „Kartoffel“ überhaupt belei-
digt fühlen. Das ist die gleiche Ferda Ataman, die jedem 
deutschen Rentner Rassismus unterstellt, wenn er ir-
gendwo ein Zigeunerschnitzel bestellt, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Grünenpolitiker Matthias Oomen postete:

„In #Dresden ist #FliegerbombeDD in den Trends? 
Das lässt ja hoffen. Do! It! Again!“

„Do it again“ für das Verbrennen und Zerbomben deut-
scher Frauen, Kinder und Greise. Das ist gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der AfD – Schahina Gambir 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Furchtbar! 
Furchtbar! Schämen Sie sich!)

Ein Beispiel für gruppenbezogene Menschenfeindlich-
keit gegen Reiche: Tuuli Reiss, ehemalige Fachreferentin 
des Bundesverbandes Trans*, der natürlich auch von 
„Demokratie leben!“ gefördert wird, sagte – ich zitiere –:

„Ja, meine Position ist, dass der Mord an unverant-
wortlich reichen Menschen nicht nur ethisch vertret-
bar, sondern nachgerade geboten ist.“

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist menschenfeindlich.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 

Wallstein von der SPD?

Martin Reichardt (AfD):
Bitte schön, na, selbstverständlich. Ist ja richtig was los 

heute!
(Claudia Moll [SPD]: Schrei doch nicht so!)

– Ich spreche so, wie es notwendig ist. Und ich lasse 
immerhin Ihre Zwischenfragen zu. Sie trauen sich nie, 
meine zuzulassen.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Wallstein, Sie haben das Wort. – Damit wir der 

Frage von Frau Wallstein folgen können, braucht es eine 
gewisse Zurückhaltung in der Lautstärke. – Frau 
Wallstein, bitte.

Maja Wallstein (SPD):
Vielen Dank, Herr Präsident. – Herr Reichardt, ich 

wollte Ihnen die Möglichkeit geben, kurz mal durchzuat-
men. Ich hatte gerade den Eindruck, dass Sie das brau-
chen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Das ist mein Serviceangebot an Sie.
Ich nutze die Gelegenheit auch, um Sie zu fragen: 

Halten Sie Rechtsextremismus in Deutschland für ein 
Problem?

Martin Reichardt (AfD):
Selbstverständlich ist auch Rechtsextremismus in 

Deutschland ein Problem.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Den bekämpfen wir sogar als AfD.
(Lachen bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Zuruf des Abg. Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber wir bekämpfen eben auch den Linksextremismus 
und den Islamismus. Und das tun Sie eben nicht.

(Beifall bei der AfD)
Sie verharmlosen das alles. Sie wollen das unter den 
Teppich kehren.

(Zuruf der Abg. Schahina Gambir [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Darum sind Sie als Sozialdemokraten – ich sehe da 
hinten ja den ein oder anderen Hetzer von Ihnen – das 
Problem der deutschen Demokratie. Sie wollen Anders-
denkende ausgrenzen. Das ist Ihr Problem, meine Damen 
und Herren.
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(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Stefan 
Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Jan Köstering [Die Linke])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Jetzt setzen Sie gern die Rede fort.

Martin Reichardt (AfD):
Weil wir gerade so schön dabei waren – Herr Stegner 

ist ja auch gerade da –: Herr Stegner fordert, das Personal 
der Rechtspopulisten zu attackieren.

(Zuruf der Abg. Maja Wallstein [SPD])
Meine Damen und Herren, auch das ist gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit.

Auf Antifa-Plakaten werden Slogans wie „AfDler tö-
ten“ veröffentlicht. Eine Kommunalpolitikerin der 
Linken forderte: „Alle AfDler gehören in die Gaskam-
mer“. Das ist gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Und Sie, Sie sollten sich hier endlich einmal an die 

eigene Nase fassen. Bekämpfen Sie endlich die gruppen-
bezogene Menschenfeindlichkeit in Ihren eigenen Rei-
hen.

(Zuruf des Abg. Jan Köstering [Die Linke])
Schließen Sie Hetzer wie Herrn Stegner aus Ihrer Frak-
tion aus.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dann können Sie hier Ihr Lamento vielleicht mal glaub-
würdig fortsetzen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile für eine Kurzintervention 

dem Abgeordneten Stegner das Wort.
(Aydan Özoğuz [SPD]: Herr Präsident, das war 
eine Beleidigung! – Weitere Zurufe von der 
SPD)

– Herr Stegner hat das Wort.

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-

ren! Wenn man von einem Mitglied dieser Fraktion als 
„Hetzer“ bezeichnet wird, sagt das mehr über Sie als über 
mich.

(Beifall bei der SPD und der Linken sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Martin Reichardt 
[AfD]: Nein!)

Das will ich mal zunächst festhalten.
Zum Zweiten bin ich in der Tat der Meinung, dass man 

die Positionen, die von der AfD vertreten werden, atta-
ckieren muss, und zwar mit den Mitteln des Argumentes. 

Das ist das, was Demokraten tun – ohne Gewalt. Der 
Unterschied zwischen Ihnen und uns ist nämlich der, 
dass wir zu den Grundwerten unseres Grundgesetzes ste-
hen, die Sie jeden Tag hier verletzen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Dass Sie mehr Ihren Kehlkopf bedienen als Ihren 
Kopf, ist ja auch aufgefallen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Werden Sie mal 
nicht persönlich!)

bei dem was Sie hier vorgetragen haben.
(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und der Linken)

Das zeigt, dass Sie für Hass stehen, dass Sie für Rassis-
mus stehen, dass Sie für Nationalismus stehen und dass 
Sie für nichts stehen, was die Demokraten in diesem 
Hause richtig finden. Deswegen werden wir alle Kraft 
einsetzen, um Sie und Ihre Positionen zu attackieren, 
bis Sie endlich aus den Parlamenten verschwunden sind.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Reichardt, möchten Sie erwidern? – Bitte.

Martin Reichardt (AfD):
Herr Stegner, ich danke Ihnen, dass Sie mir die Gele-

genheit geben, zu antworten.
Erstens haben Sie eben nicht von „Argumenten“ ge-

sprochen, sondern Sie haben von „Personal“ gesprochen, 
dass Sie attackieren wollen, und das entspricht auch ge-
nau dem undemokratischen, verfassungsfeindlichen 
Geist Ihrer Fraktion und wahrscheinlich auch Ihrem ei-
genen.

(Beifall bei der AfD)
Das ist das eine.

Das Zweite ist: Sie werfen uns Demokratiefeindlich-
keit vor.

(Siemtje Möller [SPD]: Ja, völlig zu Recht! 
Völlig zu Recht! Sie sind der Beweis dafür!)

Ihre Fraktion schafft es nicht einmal, sich vom Links-
extremismus zu distanzieren. Das ist Demokratiefeind-
lichkeit, Herr Stegner. Ich sage Ihnen noch was, Herr 
Stegner. Sie mögen mich hier in irgendeiner Weise an-
gehen, weil ich emotional rede. Ja, ich bin im Streit um 
die Demokratie emotional.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Dass Sie neidisch darauf sind, dass Sie mir intellektuell 
und rhetorisch nicht bis in die Kniekehle reichen,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der Linken)
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da habe ich Verständnis für.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
In dieser Debatte sind Formulierungen gefallen, die ich 

mir vorbehalte noch mal im Protokoll anzuschauen.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Dr. Konrad Körner [CDU/CSU] und 
Mandy Eißing [Die Linke])

Es geht immer um den Kontext, wie Sie wissen. Eine 
Fortsetzung kann folgen.

Tagesordnungspunkt 10a. Interfraktionell wird Über-
weisung der Vorlage auf Drucksache 21/791 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschla-
gen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist 
nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Tagesordnungspunkt 10b. Wir kommen zur Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Innenausschus-
ses zu dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
mit dem Titel „Demokratie schützen – Rechtsextremisten 
konsequent entwaffnen und rechtsextremistische Netz-
werke im Staatsdienst verhindern“. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/1656, den Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 21/584 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Unionsfrak-
tion, die AfD-Fraktion, die Fraktion der SPD. Wer stimmt 
gegen diese Beschlussempfehlung? – Das sind die Frak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltun-
gen? – Sehe ich nicht. Dann ist die Beschlussempfehlung 
so angenommen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 11: 

Einspruch gegen eine Ordnungsmaßnahme 

gemäß § 39 der Geschäftsordnung
Das ist der Einspruch gemäß § 39 der Geschäftsord-

nung des Abgeordneten Stephan Brandner gegen den ihm 
in der 49. Sitzung erteilten Ordnungsruf. Der Einspruch 
wurde als Unterrichtung verteilt. Der Bundestag hat über 
den Einspruch ohne Aussprache zu entscheiden. Wir 
kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer stimmt für den Einspruch des Abgeordneten 
Stephan Brandner? – Das ist die AfD-Fraktion. Wer 
stimmt gegen den Einspruch? – Das sind die Fraktionen 
CDU/CSU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. 
Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Dann ist der Einspruch 
zurückgewiesen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 36a bis 36g 
sowie Zusatzpunkt 2: 

36 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 

2024/2748 zu Notfallverfahren aufgrund 
eines Binnenmarkt-Notfalls bei Gasgerä-
ten und PSA 

Drucksache 21/3204
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Registerzensuserprobungs-
gesetzes 

Drucksache 21/3055
Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Haushaltsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Andreas Bleck, Stephan Protschka, Marcel 
Queckemeyer, weiterer Abgeordneter und 
der Fraktion der AfD 

Das Wolfsproblem ernst nehmen – Aktives 
Management jetzt umsetzen

Drucksache 21/3314
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Bernd Schattner, Stephan Protschka, Peter 
Felser, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Ja zum Freihandel – Mehr Schutz für die 
deutsche Landwirtschaft – Nein zum 
Landwirtschaftsteil des Mercosur-Abkom-
mens

Drucksache 21/3315
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

e) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Sascha Müller, Katharina Beck, Dr. Moritz 
Heuberger, weiteren Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Übertragung von Mitteln des Restruktu-
rierungsfonds auf den Finanzmarktstabili-
sierungsfonds (Restrukturierungsfonds- 
Übertragungsgesetz – RStruktFÜG) 

Drucksache 21/3297
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Haushaltsausschuss
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f) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Abkommen vom 9. Dezember 2022 
zwischen der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Regierung der 
Republik Österreich über die Zusammen-
arbeit gegen nichtmilitärische Bedrohun-
gen aus der Luft 

Drucksache 21/2963
Überweisungsvorschlag:  
Verteidigungsausschuss (f) 
Verkehrsausschuss

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Ruben Rupp, Robin Jünger, Alexander 
Arpaschi, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der AfD 

Erweiterung der Zuständigkeiten des 
neuen Bundesministeriums für Digitales 
und Staatsmodernisierung

Drucksache 21/3316
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung (f) 
Innenausschuss 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Haushaltsausschuss

ZP 2 Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Baukulturbericht 2024/25 der Bundesstiftung 
Baukultur mit Stellungnahme der Bundes-
regierung

Drucksache 20/11650
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kom-
munen (f) 
Ausschuss für Sport und Ehrenamt 
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für Kultur und Medien

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 37a bis 37l 
sowie Zusatzpunkte 10a bis 10o. Es handelt sich um die 
Beschlussfassung zu Vorlagen, zu denen keine Aus-
sprache vorgesehen ist. 

Tagesordnungspunkt 37a: 

Beratung des Antrags des Bundesministeriums 
der Finanzen 

Vorzeitige Teilrückzahlung Portugals von 
Krediten des Europäischen Finanzstabilisie-
rungsmechanismus

Antrag auf Einholung eines zustimmenden Be-
schlusses des Deutschen Bundestages nach § 3 
Absatz 2 Nummer 2 des Stabilisierungsmecha-
nismusgesetzes

Drucksache 21/3143

Wer stimmt für diesen Antrag? – Das sind die Unions-
fraktion, die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Frak-
tion. Enthaltungen? – Dann ist der Antrag so angenom-
men.1)

Tagesordnungspunkte 37b bis 37l sowie Zusatz-
punkte 10a bis 10o. Wir kommen zu den Beschlussemp-
fehlungen des Petitionsausschusses.

Tagesordnungspunkt 37b: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 117 zu Petitionen

Drucksache 21/3087

Es handelt sich um 53 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
Das sind alle Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – Ent-
haltungen? – Dann ist das einstimmig so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 37c: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 118 zu Petitionen

Drucksache 21/3088

Das sind 60 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
alle Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – 
Sammelübersicht 118 ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 37d: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 119 zu Petitionen

Drucksache 21/3089

44 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die Frak-
tionen CDU/CSU, AfD, SPD sowie Bündnis 90/Die Grü-
nen. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion Die 
Linke. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Damit ist diese 
Sammelübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 37e: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 120 zu Petitionen

Drucksache 21/3090

1) Siehe Berichtigung Seite 5922 C
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Das sind sechs Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Unionsfraktion, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die Fraktion 
der AfD. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Dann ist diese 
Sammelübersicht angenommen.

Tagesordnungspunkt 37f: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 121 zu Petitionen

Drucksache 21/3091

Ebenfalls sechs Petitionen. Wer stimmt dafür? – CDU/ 
CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt da-
gegen? – Die AfD und Die Linke. Enthaltungen? – Sehe 
ich nicht. Die Sammelübersicht ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 37g: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 122 zu Petitionen

Drucksache 21/3092

Das sind fünf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Unionsfraktion, die AfD-Fraktion, die SPD, Bünd-
nis 90/Die Grünen und Die Linke. Neinstimmen? – 
Gibt es nicht. Enthaltungen? – Auch nicht. Sammelüber-
sicht 122 ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 37h: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 123 zu Petitionen

Drucksache 21/3093

Das sind drei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Unionsfraktion, die AfD-Fraktion, die SPD-Fraktion 
und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist Die Linke. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Sam-
melübersicht 123 ist damit ebenfalls angenommen.

Tagesordnungspunkt 37i: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 124 zu Petitionen

Drucksache 21/3094

Das sind 18 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Uni-
onsfraktion, die AfD-Fraktion und die SPD. Wer stimmt 
dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Ent-
haltungen? – Keine. Damit ist die Sammelübersicht an-
genommen.

Tagesordnungspunkt 37j: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 125 zu Petitionen

Drucksache 21/3095

Das sind sechs Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Unionsfraktion, die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Auch 
diese Sammelübersicht ist angenommen.

Tagesordnungspunkt 37k: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 126 zu Petitionen

Drucksache 21/3096

Das sind sieben Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Unionsfraktion, die SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion und Die Linke. 
Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Die Sammelübersicht ist 
damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 37l: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 127 zu Petitionen

Drucksache 21/3097

Das sind drei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Union 
und SPD. Wer stimmt dagegen? – AfD, Bündnis 90/Die 
Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. 
Sammelübersicht 127 ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 10a: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 
Sammelübersicht 128 zu Petitionen

Drucksache 21/3328

Das sind 56 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Union, 
AfD, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Nein-
stimmen? – Sehe ich nicht. Enthaltungen? – Ebenso 
nicht. Damit ist auch diese Sammelübersicht angenom-
men.

Zusatzpunkt 10b: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 129 zu Petitionen

Drucksache 21/3329

Das sind 56 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Uni-
on, die AfD, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die 
Linke. Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Nie-
mand. Damit ist auch diese Sammelübersicht angenom-
men.

Zusatzpunkt 10c: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 130 zu Petitionen

Drucksache 21/3330
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28 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Union, die 
AfD, die SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Die Linke. Enthaltungen? – Keine. Damit ist 
auch diese Sammelübersicht angenommen.

Zusatzpunkt 10d: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 131 zu Petitionen

Drucksache 21/3331

Das sind vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Union, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. 
Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Enthaltun-
gen? – Sehe ich nicht. Sammelübersicht 131 ist damit 
ebenfalls angenommen.

Zusatzpunkt 10e: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 132 zu Petitionen

Drucksache 21/3332

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Die Union, 
die SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt da-
gegen? – Die AfD sowie Die Linke. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist auch diese Sammelübersicht 
angenommen.

Zusatzpunkt 10f: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 133 zu Petitionen

Drucksache 21/3333

Ebenfalls eine Petition. – Bevor wir zur Abstimmung 
über die Sammelübersicht kommen, erteile ich der Kol-
legin Simone Fischer das Wort zur ergänzenden Bericht-
erstattung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Johannes Schraps [SPD])

Simone Fischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Der Petitionsausschuss unterstützt 
eine Petition, die fordert, dass der Bund die Kosten für 
die gesetzliche Krankenversicherung von geflüchteten 
Menschen und Bezieherinnen und Beziehern von Trans-
ferleistungen vollständig übernimmt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

In der Sitzung am Mittwoch verabschiedete der Aus-
schuss mit den Stimmen aller Fraktionen eine Beschluss-
empfehlung an den Bundestag, die besagte Petition der 
Bundesregierung mit einem höchstmöglichen Votum zur 
Berücksichtigung zu überweisen.

Die Petition bemängelt, dass die Zuschüsse des Bundes 
zum Gesundheitsfonds nicht ausreichen, um die entstan-
denen Kosten zu decken. Die verbleibenden Lücken wür-

den hauptsächlich von den regulären GKV-Mitgliedern 
getragen. Der Petent fordert, dass die gesamte Bevölke-
rung diese Kosten solidarisch übernimmt.

Der Ausschuss erkennt das Problem der Finanzie-
rungslücke und verweist auf den weiten Gestaltungsspiel-
raum des Gesetzgebers. Im Koalitionsvertrag hat sich die 
Bundesregierung verpflichtet, die strukturelle Lücke in 
der GKV zu schließen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
AfD, der SPD und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Damit kommen wir zur Abstimmung 

über Sammelübersicht 133. Wer stimmt dafür? – Das sind 
alle Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – 
Keine. Damit ist auch diese Sammelübersicht angenom-
men.

(Beifall der Abg. Simone Fischer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Corinna Rüffer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zusatzpunkt 10g: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 134 zu Petitionen

Drucksache 21/3334

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Das sind alle 
Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Enthaltun-
gen? – Sehe ich auch nicht. Damit ist auch diese Sammel-
übersicht angenommen.

Zusatzpunkt 10h: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 135 zu Petitionen

Drucksache 21/3335

Das sind drei Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind 
die Union, die AfD, die SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen. Dagegen stimmt? – Die Linke. Enthaltungen? – Sehe 
ich nicht. Sammelübersicht 135 ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 10i: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 136 zu Petitionen

Drucksache 21/3336

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Union, die AfD, die SPD und Die Linke. Wer stimmt 
dagegen? – Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Damit ist die Sammelübersicht ebenfalls 
angenommen.
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Zusatzpunkt 10j: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 137 zu Petitionen

Drucksache 21/3337

Das sind neun Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Union, die AfD und die SPD. Wer stimmt dagegen? – 
Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – 
Sehe ich nicht. Die Sammelübersicht ist ebenfalls an-
genommen.

Zusatzpunkt 10k: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 138 zu Petitionen

Drucksache 21/3338

Das sind vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die 
Unionsfraktion, die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Damit ist 
auch diese Sammelübersicht angenommen.

Zusatzpunkt 10l: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 139 zu Petitionen

Drucksache 21/3339

Neun Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Unionsfraktion, die SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 
Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion und Die Linke. 
Enthaltungen? – Sehe ich nicht. Sammelübersicht 139 ist 
angenommen.

Zusatzpunkt 10m: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 140 zu Petitionen

Drucksache 21/3340

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Union, die SPD und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – 
AfD und Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen? – Sehe 
ich nicht. Sammelübersicht 140 ist damit angenommen.

Zusatzpunkt 10n: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 141 zu Petitionen

Drucksache 21/3341

Das ist eine Petition. Wer stimmt dafür? – Die Unions-
fraktion und die SPD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
AfD und Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen? – Die 
Linke. Damit ist auch diese Sammelübersicht angenom-
men.

Zusatzpunkt 10o: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)

Sammelübersicht 142 zu Petitionen

Drucksache 21/3342

Das sind sieben Petitionen. Wer stimmt dafür? – Union 
und SPD. Wer stimmt dagegen? – Die AfD, Bündnis 90/ 
Die Grünen und Die Linke. Enthaltungen? – Sehe ich 
nicht. Damit ist auch diese Sammelübersicht angenom-
men.

Ich möchte noch mal zurückkehren zum Tagesord-
nungspunkt 37a. Hier gab es ein Missverständnis. Bei 
der Abstimmung hat die AfD dem Antrag zugestimmt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Korrekt!)
Hiermit ist das im Protokoll jetzt korrekt vermerkt.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 11: 

Wahlvorschläge der Fraktionen der CDU/CSU, 
AfD und SPD, der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Fraktion Die Linke 

Wahl von Mitgliedern für die Gemeinsame 
Kommission von Bundestag und Bundesregie-
rung zur Aufarbeitung der Verbrechen der 
„Colonia Dignidad“

Drucksachen 21/3261, 21/3262, 21/3263

Hierzu liegen Wahlvorschläge der Fraktionen der 
CDU/CSU, AfD und SPD auf Drucksache 21/3261 vor. 
Wer stimmt dafür? – Das ist die Union, die AfD sowie die 
SPD. Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Bei Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke sind 
diese Wahlvorschläge angenommen.

Wahlvorschlag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 21/3262. Wer stimmt dafür? – Das sind 
alle Fraktionen. Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – 
Sehe ich auch nicht. Damit ist auch dieser Wahlvorschlag 
angenommen.

Wahlvorschlag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 
21/3263. Wer stimmt dafür? – Auch das sind alle Frak-
tionen. Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Sehe ich 
nicht. Damit ist auch dieser Wahlvorschlag so angenom-
men.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 3: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD:

Zu den Ergebnissen des Berliner Ukrainegip-
fels

Ich würde die Aussprache sogleich eröffnen, wenn 
alle, die den Raum verlassen wollen, das bitte zügig 
tun, und alle, die den Reden folgen wollen, sich platzie-
ren. – Vielen Dank.
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Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Staats-
minister beim Bundesminister des Auswärtigen Florian 
Hahn.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Florian Hahn, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Vor einer Woche war NATO-Generalsekretär 
Mark Rutte hier in Berlin zu Gast. Neben einem Gespräch 
und einem Treffen mit dem Bundeskanzler und einem 
bilateralen Gespräch mit dem Außenminister nahm 
Mark Rutte auch an einer Veranstaltung der Münchner 
Sicherheitskonferenz teil.

Der Generalsekretär hielt dort eine bemerkenswerte 
Grundsatzrede. Vielen von Ihnen – wie auch mir – gehen 
seitdem einige Passagen nicht aus dem Kopf. Er warnte: 
Wir sind Russlands nächstes Ziel, und wir sind bereits in 
Gefahr. – Russland hat den Krieg nach Europa zurück-
gebracht. Wir müssen uns auf eine Art von Krieg ein-
stellen, die unsere Großeltern, unsere Urgroßeltern erlei-
den mussten.

Nicht nur in einem Land wie Deutschland, in dem die 
Geschichte dieser Generationen, die Geschichte der Tä-
ter, der Opfer, der Soldaten und Zivilisten, der Kriegs-
kinder für viele von uns noch, zumindest in meiner Ge-
neration, so vertraut sind, ist das die vielleicht lauteste 
Warnung, die man aussprechen kann. Manche haben bei 
einer solchen Warnung vermutlich eine Abwehrreaktion, 
einen Schutzreflex nach dem Motto: „Das ist übertrieben; 
so schlimm kann es nicht kommen.“ Doch es wäre ein 
fataler Fehler, die Warnungen Ruttes nicht zu hören.

Der Auftrag des NATO-Generalsekretärs ist es sicher 
nicht, Alarmismus zu verbreiten, sondern vielmehr ist es 
seine Aufgabe, uns die Sicherheitslage in unserem Teil 
der Welt vor Augen zu führen und klar und deutlich zu 
benennen, was aus Sicht der NATO Gefahren und Be-
drohungen für unser aller Sicherheit sind. Und genau 
das hat Mark Rutte gemacht, meine sehr verehrten Da-
men und Herren.

Seine Aufgabe ist eben auch, für die Abschreckungs- 
und Verteidigungsfähigkeit des Bündnisses uns alle, aber 
zuallererst die politischen Verantwortlichen zum Handeln 
zu ermutigen. Und ja, ich glaube, dass wir in diesem Jahr 
gerade auch als Bundesregierung ins Handeln gekommen 
sind – in einem Jahr, in dem wir unsere Verfassung ange-
passt haben, um angemessene Verteidigungsausgaben zu 
ermöglichen, uns auf ein neues Ausgabenziel im NATO- 
Bündnis verständigt haben, eine Neuregelung zum Wehr-
dienst getroffen haben, aber auch in einem Jahr, in dem 
Russland seinen hybriden Krieg gegen uns deutlich aus-
geweitet hat.

Vergangenen Freitag haben wir zwei derartige Aktio-
nen gegen uns Russland öffentlich zugeschrieben – kon-
kret: einen Cyberangriff auf die deutsche Flugsicherung 
im vergangenen Jahr von dem russischen Cyberakteur 
APT 28 und eine Desinformationskampagne der Gruppe 
Storm 1516, die darauf abzielte, das Vertrauen in unsere 
Demokratie zu zerstören.

Wir haben konkrete Belege dafür, dass hinter beiden 
Aktionen die russischen Militärgeheimdienste stecken. 
Wir haben den russischen Botschafter einbestellt. Und 
wir haben unmissverständlich deutlich gemacht: Wir 
sind absolut entschlossen, gegen diese Aktionen vorzu-
gehen – mit europäischen Sanktionen, mit gezielter Straf-
verfolgung und durch die öffentliche Benennung der Ver-
antwortlichen wie in diesen Fällen.

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung ist 
sich der Gefahr bewusst, und wir handeln entsprechend. 
Aber uns allen hier ist auch klar: Eine bestimmte Variable 
für die europäische Sicherheit liegt nicht in Deutschland. 
Sie liegt in der Ukraine, in der Frage, wie und unter 
welchen Umständen der russische Angriffskrieg dort en-
det, ob Russland mit Blick auf den von ihm entfesselten 
Angriffskrieg die richtigen Folgerungen zieht und vor 
künftigen Aggressionen zurückschreckt oder eben nicht.

Deswegen erhöhen wir den Druck auf Russland mit 
einem immensen Engagement: mit neuen Sanktionspake-
ten der Europäischen Union. Diese treffen insbesondere 
die russische Kriegswirtschaft. Deswegen hat dieses 
Haus beschlossen, im kommenden Haushalt 11,5 Milliar-
den Euro für die bilaterale militärische Unterstützung der 
Ukraine bereitzustellen. Deswegen haben wir bereits 
700 Millionen Euro in PURL, den gemeinsamen Finan-
zierungsmechanismus der NATO, investiert, mit dem 
dringend benötigte amerikanische Waffen für die Ukraine 
schnell beschafft werden können.

Wir setzen auch intensiv auf Diplomatie. Der Bundes-
kanzler hat sein gesamtes politisches Gewicht in die 
Waagschale geworfen, um zu einer geeigneten Position 
der Ukraine sowie ihrer westlichen Partner und Unter-
stützer zu kommen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Der Gipfel, der am Montag hier in Berlin stattgefunden 
hat, hat uns ganz entscheidende Schritte vorangebracht.

Die Ergebnisse sind klar. Erstens ist deutlich gewor-
den, dass keine Entscheidungen über die Ukraine und die 
europäische Sicherheit ohne die Beteiligung der Europäer 
und der Ukraine getroffen werden dürfen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Auch der Ukraine dürfen keine Bedingungen zur Been-
digung des Krieges von außen aufgezwungen werden.

Es ist zweitens klar, dass Europa geschlossen steht. 
Diese Botschaft ist auch dadurch besonders stark gewor-
den, dass diesmal auch – das war dem Bundeskanzler und 
der Bundesregierung besonders wichtig – weitere Staats- 
und Regierungschefs vertreten waren.

Und drittens ist nach dem Berliner Gipfel klarer, wel-
che Seite was auf den Tisch zu legen bereit ist. Die Ame-
rikaner haben hier in Berlin detailliert mit der ukrai-
nischen Seite über substanzielle, rechtliche und 
materielle Sicherheitsgarantien gesprochen, die über die 
Frage nach der Beteiligung von Streitkräften hinaus-
gehen. Sie umfassen auch nachrichtendienstliche und 
logistische Unterstützung sowie wirtschaftliche und di-
plomatische Maßnahmen im Fall eines künftigen bewaff-
neten Angriffs auf die Ukraine.
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Zugleich haben wir Europäer in der Koalition der Wil-
ligen deutlich gemacht: Wir sind bereit, unseren Beitrag 
zu den notwendigen Sicherheitsgarantien für die Ukraine, 
zu einem Friedensschluss mit einer multinationalen Trup-
pe, auch militärisch abzusichern. Deutschland ist – das 
möchte ich an dieser Stelle in aller Deutlichkeit sagen – 
ein unverzichtbarer Teil dieser Koalition der Willigen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Staatsminister, erlauben Sie eine Zwischenfrage?

Florian Hahn, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen:

Nein, ich möchte gerne fortsetzen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie gerne fort.

Florian Hahn, Staatsminister beim Bundesminister 
des Auswärtigen:

Als größtes und ökonomisch stärkstes Land in der EU 
können, müssen und werden wir mit anderen sichtbar 
Verantwortung übernehmen. Und natürlich – das war 
Gegenstand der Gespräche mit den Amerikanern und 
den Ukrainern am Sonntag und am Montag – steht die 
multinationale Truppe – unter Voraussetzungen.

Zuallererst – das versteht sich in diesem Plenum von 
selbst – müssen die notwendigen parlamentarischen Ver-
fahren beachtet werden. Zweitens muss eine Verhand-
lungslösung, die eine solche Form der Friedenssicherung 
überhaupt erst möglich macht, gelingen. Und drittens 
darf es auch bei der multinationalen Truppe kein trans-
atlantisches Auseinanderfallen geben; die Amerikaner 
müssen hier also die erforderlichen Beiträge und Unter-
stützungen leisten.

Sind also mit den Berliner Gipfel wichtige Fortschritte 
gemacht worden? Ich würde sagen: absolut. Sind wir 
damit am Ziel? Offensichtlich noch nicht; denn das Ster-
ben in der Ukraine geht weiter. Die russische Armee 
greift in der Ostukraine unter Inkaufnahme massiver per-
soneller und materieller Verluste weiter an. Sie bombar-
diert weiter erbarmungslos die zivile Infrastruktur, sorgt 
mit ihren allnächtlichen Angriffen dafür, dass Millionen 
Ukrainerinnen und Ukrainer im Winter ohne Strom, ohne 
Licht, ohne Wärme in ihren Wohnungen sitzen.

Niemand, der am Wochenende hier in Berlin an den 
diversen Tischen saß, hat einen Zweifel daran, dass es am 
Ende auf Russland ankommt: Entweder wird Russland 
kurz vor Beginn des fünften Jahres seines Krieges erken-
nen, dass es seine militärischen Ziele nicht erreichen 
wird, oder Russland erkennt dies nicht und kämpft weiter.

Manche haben angesichts der Dynamik in den Berliner 
Gesprächen wenn nicht von einem sofortigen Friedens-
schluss, so doch zumindest von einem Waffenstillstand 
zu Weihnachten geträumt. Doch die Antwort aus Russ-
land, die wir bisher erhalten haben, ist so enttäuschend, 
wie sie leider auch erwartbar war: Zu einem Waffenstill-
stand zu Weihnachten sagt der Sprecher des Kremls in 
dem ihm ureigenen Zynismus, man wolle der Ukraine 
nicht gestatten, sich während einer Pause auf neue 

Kämpfe vorzubereiten. Zu einer europäischen Truppe 
zur Friedenssicherung sagte der russische Vizeaußen-
minister – ich zitiere –: Nein, nein und nochmals nein.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Friedenswille ent-
steht in Moskau nicht durch Appelle an den gesunden 
Menschenverstand, an die Menschlichkeit, an Barmher-
zigkeit zumindest für die eigenen Soldaten oder durch 
Appelle an irgendeine andere dem Kreml gänzlich unbe-
kannte Kategorie. Das haben wir über viele Jahre ver-
sucht – vergeblich. Friedensbereitschaft in Moskau ent-
steht letztlich durch Druck. Diesen Druck wollen wir 
weiter ausüben, sehr geehrte Damen und Herren. Wir 
müssen Russland zeigen, dass wir es ernst meinen mit 
der Steigerung unserer Abschreckungsfähigkeit und un-
serem Willen, jeden Zentimeter des NATO-Bündnis-
gebietes im Falle eines Angriffs zu verteidigen. Genau 
das tut diese Bundesregierung. Sie leistet damit einen 
wichtigen Beitrag für Frieden und Freiheit in Europa.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Markus 

Frohnmaier für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Markus Frohnmaier (AfD):
Ich möchte ganz kurz die Gelegenheit nutzen, um auf 

meinen Vorredner einzugehen. Ich weiß, warum Sie 
keine – –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Verzeihen Sie, Herr Frohnmaier, ich halte mal die Uhr 

an. Wie Sie wissen, ist die Begrüßung eine von allen hier 
getragene jahrzehntelange Praxis.

Markus Frohnmaier (AfD):
Herr Präsident, es tut mir leid.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Es geht nicht nur um mich, es geht auch um die An-

sprache der Kolleginnen und Kollegen. – Jetzt können 
wir ganz von vorne anfangen. Die Redezeit wird Ihnen 
nicht angerechnet.

Markus Frohnmaier (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Ich möchte die Gele-

genheit nutzen, um kurz auf meinen Vorredner einzuge-
hen, der mir nicht die Gelegenheit gegeben hat, eine 
Frage zu stellen. Ich weiß auch, warum. Der Vorredner 
war nämlich auch im Ausschuss nicht in der Lage, zu 
erklären, wie die Sicherheitsgarantien von deutscher 
Seite eigentlich ausgestaltet werden sollen. Sie haben 
ein Riesenschauspiel hier in Berlin veranstaltet, aber wis-
sen selber nicht, wie Sie Ihre Sicherheitsgarantien aus-
gestalten wollen. Das nennt man Täuschen und Tricksen, 
Schauspiel veranstalten. Da ist nichts dahinter.

(Beifall bei der AfD)
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Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich habe 
gestern den Bundeskanzler hier im Haus gefragt, ob deut-
sche Soldaten als Sicherheitsgarantie in die Ukraine ge-
schickt werden sollen. Diese Frage konnte Friedrich 
Merz nicht beantworten, und das nicht, weil es eine 
schwere Frage ist, wie er uns allen weismachen wollte. 
Es ist eine einfache Frage. Die falsche Antwort auf diese 
Frage kann allerdings gravierende Auswirkungen haben. 
Friedrich Merz hat sich schlicht und ergreifend taktisch 
weggeduckt. Denn alle wissen doch: Natürlich will sich 
Ausweichkünstler Merz die Option offenhalten, deutsche 
Soldaten in die Ukraine zu schicken.

Merz’ Ausweichen steht dabei in einem merkwürdigen 
Widerspruch zu seiner eigenen Eskalationsrhetorik. Der 
Bundeskanzler hat öffentlich angeordnet und angedroht, 
das Feuer auf russische Soldaten zu erwidern.

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Das stimmt 
überhaupt nicht! Das ist die Unwahrheit!)

Meine Damen und Herren, das passiert dann nicht an der 
Oder, nicht am Rhein und auch nicht in der Lüneburger 
Heide. Wenn deutsche Soldaten das Feuer erwidern, dann 
ist der Ort der Erwiderung die russisch-ukrainische 
Frontlinie, also mitten im Kriegsgebiet. Das, liebe 
CDU/CSU, ist keine verantwortungsvolle Politik.

(Beifall bei der AfD)

Was Sie hier machen, nennt man einen Kriegseintritt auf 
Raten.

(Zuruf des Abg. Thomas Rachel [CDU/CSU])

Merz drückt sich vor der ehrlichen Antwort, weil er 
weiß, was er damit auslöst, weil er weiß, was Herr Selen-
skyj in diesen sogenannten Verhandlungen in Berlin ei-
gentlich gefordert hat, nämlich „German boots on the 
ground“, deutsche Stiefel auf ukrainischem Boden, deut-
sche Soldaten im Kriegsgebiet, dort, wo im Ernstfall auch 
geschossen wird. Wir warnen Sie heute ausdrücklich: 
Wer Stiefel schickt, der bekommt Särge zurück. Dieser 
Regierung geht es nicht um Landesverteidigung. Dieser 
Regierung geht es auch nicht um die Verteidigung von 
Volk und Vaterland. Dieser Regierung geht es darum, 
deutsche Leben und deutsches Blut für die Ukraine zu 
opfern. Dazu sagen wir Ihnen ganz klar: Unsere Söhne 
bekommen Sie dafür nicht,

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Wilfried 
Oellers [CDU/CSU])

erst recht nicht für dieses außenpolitische Schmierenthea-
ter, das Sie hier aufgeführt haben. Das Motto dieser Ber-
liner Verhandlungen kann man gut zusammenfassen mit: 
Hauptsache, einmal dabei sein. Hauptsache, nicht wieder 
in der letzten Reihe sein. Hauptsache, nicht wieder zwi-
schen den Topfpflanzen sitzen, wie das bei Herrn Merz 
der Fall war.

Man feiert Gespräche zwischen der Ukraine und den 
USA in Berlin als vermeintliches Comeback deutscher 
Relevanz. Kurzer Faktencheck: Verhandlungen ohne 
Russland sind keine richtigen Verhandlungen. Deutsch-
land durfte zwar in Berlin den roten Teppich ausrollen, 
aber über die eigentlichen Inhalte wird doch woanders 
entschieden.

(Vinzenz Glaser [Die Linke]: Sie rollen den 
roten Teppich für Putin aus! Putin-Knechte!)

Was bleibt also nach fast vier Jahren Krieg, nach Hun-
derttausenden Toten? Berlin als Kulisse eines gescheiter-
ten Kanzlers.

(Beifall bei der AfD)
Die Pflicht einer deutschen Regierung wäre es gewe-

sen, so früh wie möglich auf Diplomatie zu setzen, und 
zwar ausgehend von der Realität, nicht von einem hyper-
moralischen Größenwahn.

(Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])
Dann hätten wir uns die Entwaffnung unserer Bundes-
wehr durch Waffengeschenke sparen können. Diesem 
Krieg hätte man von Anfang an interessengeleitet und 
nicht wertegeleitet begegnen müssen. Das wäre Ihre Auf-
gabe gewesen.

(Beifall bei der AfD – Zurufe der Abg. Siemtje 
Möller [SPD], Wilfried Oellers [CDU/CSU] 
und Claudia Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Daher sage ich Ihnen auch, wer die Hauptlast dieser 
Sicherheitsgarantien an die Ukraine tragen sollte. 
Deutschland schuldet der Ukraine weder Menschenleben 
noch militärischen Beistand.

(Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])
Wenn eine Friedenstruppe nötig ist, dann sollten das doch 
die Staaten machen, die das größte Interesse an einem 
Fortbestand der Ukraine haben,

(Zuruf des Abg. Wilfried Oellers [CDU/CSU])
Polen zum Beispiel. Polen könnte statt immer unver-
schämteren Reparationsforderungen einen konstruktiven 
Beitrag leisten. Immerhin sieht die polnische Regierung 
Russland als existenzielle Gefahr.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Sie haben keinen 
Anstand! – Zuruf der Abg. Siemtje Möller 
[SPD])

Da wäre es nur konsequent, wenn Polen für den Frieden 
Soldaten schickt und auch bezahlt.

(Siemtje Möller [SPD]: Unfassbare Diffamie-
rung unserer Nachbarn!)

Zugleich sollten wir auch eine Einladung an alle neutra-
len Staaten aussprechen, sich zu beteiligen; denn – hören 
Sie zu! – je neutraler die Garantiemächte, desto tragfähi-
ger der Frieden, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Deutschland braucht keine Brandmauer gegen die 

AfD, Deutschland braucht eine Brandmauer gegen diese 
Antideutschlandpolitik der Union.

(Knut Abraham [CDU/CSU]: So ein Unsinn! – 
Vinzenz Glaser [Die Linke]: Deutschland 
braucht ein AfD-Verbot! – Zurufe der Abg. 
Siemtje Möller [SPD] und Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was Sie machen, ist, Deutschland immer weiter in einen 
Konflikt zu involvieren. Das ist verantwortungslos.
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen bitte zum Ende kommen.

Markus Frohnmaier (AfD):
Und das wird es mit der AfD nicht geben.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Die nächste Rednerin ist die Bun-

desministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Reem Alabali Radovan.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Reem Alabali Radovan, Bundesministerin für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Frohnmaier, Sie reden ja hier so gerne 
von Diplomatie. Was sagen Sie denn eigentlich dazu, 
dass Russland die Waffenruhe über Weihnachten, die 
von Bundeskanzler Merz für die Ukraine vorgeschlagen 
wurde, ablehnt? Sieht so für Sie Diplomatie aus?

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Jürgen Hardt 
[CDU/CSU]: Das steht in seinem Moskau-Ma-
nuskript nicht drin!)

Das verschweigen Sie gerne. Solche Fakten, die man 
nachprüfen kann, verschweigen Sie gerne, weil sie nicht 
in Ihr Narrativ passen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Ministerin, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 

Abgeordneten Frohnmaier?

Reem Alabali Radovan, Bundesministerin für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Nein, ich lasse die Zwischenfrage nicht zu. Ich möchte 
gerne über die Situation in der Ukraine sprechen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – La-
chen bei der AfD – Markus Frohnmaier [AfD]: 
Sie haben doch gefragt!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie fort.

Reem Alabali Radovan, Bundesministerin für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Gerade jetzt sitzen die Menschen in der Ukraine im 
Kalten,

(Diana Zimmer [AfD]: Wie schlecht!)

Kinder, ihre Eltern und Großeltern. Sie müssen bei dieser 
Kälte ohne Heizung durch den Tag kommen. Und auch 
heute Abend sitzen sie wieder im Dunkeln.

(Unruhe)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Ministerin, Entschuldigung, ich muss noch mal 

unterbrechen. – Die Aufmerksamkeit liegt hier vorne und 
nicht bei den Diskussionen zwischen den Reihen. Ihre 
Auseinandersetzungen können Sie selbstverständlich 
verbal – in welcher Lautstärke auch immer Sie mögen – 
draußen miteinander fortsetzen. Jetzt setzen wir hier aber 
die Debatte fort. – Frau Ministerin, bitte fahren Sie fort.

Reem Alabali Radovan, Bundesministerin für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Jetzt müssen Sie genau zuhören: Es geht um die Rea-
lität in der Ukraine. Russland hat über die Hälfte der 
Energieversorgung der Ukraine zerstört oder beschädigt. 
Und seit Oktober hat Russland die Angriffswellen auf die 
Energieinfrastruktur noch mal verstärkt. Mitten im Win-
ter leiden die Menschen in allen Landesteilen der Ukraine 
immer wieder unter stundenlangen Strom- und Heizungs-
ausfällen.

Für uns in Deutschland ist es unvorstellbar, in dieser 
kalten und dunklen Jahreszeit kein Licht zu haben, keinen 
Strom, keine warme Dusche, keine Heizung. Es ist un-
vorstellbar, die eigenen Kinder nicht warmzukriegen, zu 
frieren, gleichzeitig Angst vor weiteren Angriffen zu ha-
ben und trotzdem weiterzumachen, weiter zur Arbeit zu 
gehen und das Land am Laufen zu halten. Das ist die 
Realität im vierten Kriegswinter in der Ukraine. Das ist 
der schwerste Winter seit Kriegsbeginn; denn Russland 
setzt weiterhin alles daran, die ukrainische Bevölkerung 
zu zermürben.

In dieser Situation lässt Deutschland die Ukrainerinnen 
und Ukrainer nicht alleine.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir leisten ganz konkret Winterhilfe. Wir unterstützen 
die dezentrale Energie- und Wärmeversorgung in der 
Ukraine. Dafür stellt das BMZ zusätzliche Mittel bereit. 
Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen aus den Koa-
litionsfraktionen, dass wir das gemeinsam auf den Weg 
gebracht haben. Mit diesen zusätzlichen Mitteln unter-
stützen wir 2,6 Millionen Ukrainerinnen und Ukrainer

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Rothfuß [AfD])

bei kurzfristiger Wärme-, Wasser- und Stromversorgung 
in ihren Wohnungen, in den Krankenhäusern, in Schulen 
und Kindergärten, in den Betrieben und Fabriken. Wir 
liefern dafür Heizkessel, Pelletanlagen und Blockheiz-
kraftwerke, die auch dann Strom und Wärme liefern, 
wenn die zentrale Energie- und Stromversorgung zerstört 
wird.

Diese Technik wird vor allem von deutschen Unterneh-
men geliefert. Rund 65 Prozent der Aufträge aus dieser 
ganz konkreten Ukrainewinterhilfe gehen an die deutsche 
Wirtschaft; über 20 Prozent gehen an Unternehmen aus 
anderen EU-Ländern. Denn der Wiederaufbau der 
Ukraine muss und wird ein europäischer sein. An diesem 
Wiederaufbau arbeitet die Bundesregierung und arbeite 
ich als Entwicklungsministerin schon jetzt.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Max Lucks 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Dabei sind zwei Dinge entscheidend: Erstens muss 
Russland für diese Kriegsschäden bezahlen. Dazu gehört 
auch, dass die eingefrorenen russischen Vermögenswerte 
für den Wiederaufbau genutzt werden.

(Zuruf von der AfD: Diebstahl!)

Und zweitens ist klar, dass der Wiederaufbau nicht allein 
mit öffentlichen Mitteln zu stemmen ist. Dafür braucht es 
auch private Investitionen. Daran arbeitet die Bundes-
regierung gemeinsam mit der Ukraine und unseren euro-
päischen Partnern, zum Beispiel mit dem europäischen 
Ukraine-Wiederaufbaufonds, den wir in diesem Jahr ge-
meinsam auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Wichtig dabei ist: Damit der Wiederaufbau der 
Ukraine wirklich funktioniert und Investitionen ins 
Land kommen, braucht es Reformen und Transparenz 
in der Ukraine. Das weiß die ukrainische Regierung. 
Und das spreche ich in meinen Gesprächen mit den ukrai-
nischen Partnern jedes Mal klar an.

Aber noch etwas ist ganz entscheidend, wenn es um die 
Unterstützung für die Ukraine geht: das Engagement der 
vielen Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen und Kom-
munen hier in Deutschland, die sich für die Ukraine 
einsetzen. Viele von ihnen engagieren sich auf der vom 
Entwicklungsministerium geschaffenen Plattform Wie-
deraufbau Ukraine. Inzwischen sind es mehr als 1 500 Or-
ganisationen aus ganz Deutschland. Sie vernetzen sich, 
und sie bringen gemeinsam Ideen auf den Weg, um das 
Leben der Menschen in der Ukraine zu verbessern. Ein 
Beispiel dafür sind die mehr als 250 ukrainischen und 
deutschen Kommunen, die enge Partnerschaften ge-
knüpft haben. Das zeigt, wie viel Solidarität es weiterhin 
gibt.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Robin Wagener [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Bei meinem Besuch in der Ukraine habe ich Kinder aus 
dem Ort Hostomel in der Nähe von Kyjiw kennengelernt. 
Sie leben mit der ständigen Angst, dass sie oder ihre 
Liebsten sterben. Ihre Väter sind an der Front. Sie haben 
ständig Angst vor Luftalarmen. Für sie ist es Normalität, 
dass sie während ihrer Schulzeit jeden Tag mindestens 
einmal in den Bunker gehen müssen, dass sie zeitweise 
ohne Strom oder Heizung in die Schule gehen müssen. 
Ich habe diese Kinder trotzdem als konzentriert und neu-
gierig erlebt, und das, obwohl in ihrem Land Krieg tobt, 
obwohl Bomben fallen, obwohl weiterhin tagtäglich 
Drohnen und Raketen fliegen. Es ist ein Krieg, der nicht 
ihr Krieg ist, den sie nicht verursacht haben, den sie aber 
doch jeden Tag ertragen müssen und unter dem sie jeden 
Tag leiden. Völlig klar ist: Dieser Krieg muss enden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und ein Ende des Krieges kann es nur mit der Ukraine 
und nur mit Europa geben.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Bundesregierung hat in dieser Woche die Ukraine, 
die europäischen Partner und die USA zu Gesprächen 
hier in Berlin zusammengebracht, um einem langfristigen 
Frieden näher zu kommen. Wir haben damit gezeigt: 
Deutschland und Europa stehen weiterhin fest an der 
Seite der Ukraine. Gemeinsam setzen wir uns für eine 
starke, unabhängige und europäische Ukraine ein. Die 
Ukraine verteidigt auch unsere Sicherheit hier in Europa. 
Sie verteidigt auch unseren Frieden. Auf unsere Unter-
stützung kann sich die Ukraine immer verlassen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Vielen Dank, Frau Ministerin. – Für eine Kurzinter-

vention erteile ich das Wort dem Abgeordneten Markus 
Frohnmaier.

Markus Frohnmaier (AfD):
Geschätzte Kollegin Radovan, ich möchte Ihnen hier 

gerne in aller Deutlichkeit erklären, wie es die AfD bei 
anderer Gelegenheit auch schon getan hat: Natürlich ver-
urteilen wir den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 
Russlands gegen die Ukraine. Und ich würde mir sehr 
wünschen, dass es über Weihnachten einen Waffenstill-
stand gibt. Noch mehr: Ich würde mir wünschen, dass 
dieser Krieg, dieser Bruderkrieg, endlich zu Ende geht.

(Dr. Franziska Brantner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: „Bruderkrieg“?)

Aber wir als AfD und ich als deutscher Politiker kön-
nen von der Bundesregierung, wenn sie über Sicherheits-
garantien spricht und wenn heute im „Berliner Kurier“ 
getitelt wird: „Unsere Truppen an die Front“, auch erwar-
ten, dass sie in der Lage ist, zu erklären,

(Zuruf der Abg. Siemtje Möller [SPD])
wie diese Sicherheitsgarantien ausgestaltet werden. Im-
merhin geht es um unsere Söhne, immerhin geht es viel-
leicht auch um unsere Töchter. Wenn eine Bundesregie-
rung nicht in der Lage ist, das zu tun, dann handelt sie 
verantwortungslos.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie erwidern, Frau Ministerin? – Bitte schön.

Reem Alabali Radovan, Bundesministerin für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung:

Herr Kollege Frohnmaier, in Ihrer Rede habe ich nichts 
davon gehört, dass Sie den völkerrechtswidrigen An-
griffskrieg Russlands auf die Ukraine verurteilen.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Dann haben Sie es 
ja jetzt gehört!)
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Ich habe es nicht rausgehört. Dann müssen Sie es deutli-
cher sagen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie möchten diese Debatte zu Sicherheitsgarantien be-
wusst zuspitzen. Und Sie verdrehen die Tatsachen gerne 
bewusst. Fakt ist, dass der Bundeskanzler und die Bun-
desregierung Anfang der Woche hier sehr sichtbar ge-
zeigt haben, dass wir alles dafür tun, dass es Frieden in 
der Ukraine gibt, und zwar, wie gesagt, nur mit der 
Ukraine und mit Europa.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Aussprache fort. Der 

nächste Redner ist Max Lucks für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als 

ich 2021 neu in diesen Bundestag kam, bin ich Mitglied 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarates ge-
worden. Im Januar 2022 gab es dort die ersten Abstim-
mungen, an denen ich teilgenommen habe. Eine dieser 
Abstimmungen hieß: Akkreditierung der Delegierten 
Russlands. Der Kollege Knut Abraham, andere und ich 
haben damals, als 100 000 russische Soldaten an der 
Grenze zur Ukraine standen, dagegengestimmt, diese rus-
sischen Delegierten ohne Bedingungen zu akkreditieren. 
Die Akkreditierung hat dennoch eine Mehrheit gefunden, 
und sie ist mir seitdem ein kleines mahnendes Beispiel für 
die europäische Logik, die uns in diese Lage gebracht hat. 
Diese Logik besteht darin, über Jahrzehnte zu glauben, 
wenn wir schon genug in Vorleistung gingen, würde 
nichts passieren.

Diese Logik ist gescheitert. Und bei aller Kritik, die 
wir manchmal haben, habe ich tiefen Respekt vor Bun-
deskanzler Merz, dass er mit dieser Logik gebrochen hat. 
Wir unterstützen das ausdrücklich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Nicht nur der Bundeskanzler hat mit dieser Logik gebro-
chen, sondern auch der Europarat. Er hat ein Sondertri-
bunal eingerichtet, bei dem es darum geht, Putins Ver-
brechen in der Ukraine zu verfolgen. Ich glaube, bei 
allen Debatten über militärische Hilfe, die wir führen, 
ist es wichtig, nie aus den Augen zu verlieren, dass die 
Verbrechen, die gegen die Menschen in der Ukraine statt-
finden, verfolgt werden müssen.

Der Europarat hat ein Schadensregister eingerichtet, 
bei dem die Menschen in der Ukraine ihre Schäden mel-
den können, die von Putin verursacht werden. Das führt 
uns – die Ministerin hat es schon angesprochen – zu den 
Frozen Assets. Denn die Frage ist ja: Wer zahlt eigentlich 
für die Schäden, die Putin in der Ukraine angerichtet hat?

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ganz genau!)

Sollen etwa die jungen Menschen in der Ukraine dafür 
bezahlen, die wegen Putins Krieg nicht einmal ansatz-
weise Freiheit und Frieden kennen? Das dürfen wir nicht 
zulassen, meine Damen und Herren. Sorgen wir dafür, 
dass die russischen Vermögenswerte genutzt werden, da-
mit die vom Europarat erfassten Schäden repariert wer-
den können, damit der Wiederaufbau stattfindet!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Wer bürgt denn dafür?)

Wir als Europa haben allerdings nicht nur in Bezug auf 
die Ukraine lange versagt,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wer ist „wir“?)

wir haben auch in Bezug auf die russische Freiheitsbewe-
gung lange versagt. Und da es ja einige Politiker in die-
sem Haus gibt, die mit Blick auf die Lage in der Ukraine 
so gerne über Wahlen reden, möchte ich gerne mal über 
die Wahlen reden, die im September nächsten Jahres in 
Russland stattfinden. Ich garantiere Ihnen eines: Putins 
Wahlen in Russland werden nicht frei, sie werden nicht 
gleich, sie werden nicht geheim sein. Echte Freunde 
Russlands müssen doch verstehen, dass Wladimir Putin 
auch im Inland eine Art Krieg führt, eine Art Krieg gegen 
die russische Freiheitsbewegung, die er brutal unter-
drückt. Und unser Platz, meine Damen und Herren, 
muss an der Seite der russischen Freiheitsbewegung sein, 
die diesen Krieg in der Ukraine genauso wenig will, wie 
wir ihn wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf des Abg. Steffen Kotré 
[AfD])

Das heißt für mich auch: Wenn junge Männer in Russland 
den Kriegsdienst verweigern wollen, dann sollten wir 
doch überlegen, ob wir ihnen nicht den Zugang nach 
Europa ermöglichen, damit sie das auch tun können.

Meine Damen und Herren, die Unterstützung für die 
Ukraine kommt aus der Breite der Gesellschaft. Ich 
möchte Ihnen heute von einer Person erzählen, die ich 
vor dieser Rede gerne angerufen hätte, aber nicht mehr 
anrufen konnte, weil sie am 13.11. dieses Jahres verstor-
ben ist: Monika Grawe, die stellvertretende Vorsitzende 
der Gesellschaft Bochum-Donezk. Diese kraftvolle Frau 
hat ganz alleine Tausende Hilfslieferungen in die Ukraine 
organisiert und Zehntausende von sogenannten Weih-
nachtspaketen gepackt, die Kindern in der Ukraine zur 
Verfügung gestellt werden, damit sie in dieser fürchterli-
chen Situation wenigstens ein kleines Weihnachtsfest er-
leben können – und das seit Beginn des Angriffskrieges. 
Ich glaube, wir als Politikerinnen und Politiker können 
sehr viel von den Menschen lernen, die die Solidarität mit 
der Ukraine auch praktisch zeigen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Lea Reisner ist die nächste Rednerin 

für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Lea Reisner (Die Linke):
Herr Präsident! Abgeordnete! Seit mehr als drei Jahren 

leiden die Menschen in der Ukraine unter dem völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg Putins. Ihr Alltag spielt 
sich unter dem Surren der Drohnen ab, die Sirenen des 
Luftalarms sind ständige Begleiter. In der letzten Woche 
wurden Kraftwerke, Heizwerke und Stromnetze erneut 
gezielt bombardiert. Der Energieversorger Naftogaz 
warnt, dass der bevorstehende Winter der härteste seit 
Kriegsbeginn sein wird. Kälte, Dunkelheit und Versor-
gungsengpässe werden zur Waffe.

Die WHO spricht von einem Gesundheitssystem am 
Rande des Zusammenbruchs. Kolleginnen und Kollegen 
im Gesundheitswesen arbeiten unter unerträglichen Be-
dingungen. Humanitäre Hilfe ist daher kein nachrangiges 
Thema, sondern zentraler Bestandteil verantwortungs-
voller Friedens- und Außenpolitik. Gerade deshalb ist 
es fatal, dass die Bundesregierung im Haushalt wieder 
bei humanitärer Hilfe spart. Man kann nicht von Solida-
rität sprechen und gleichzeitig genau dort kürzen, wo es 
um das Leben von Menschen geht.

(Beifall bei der Linken)

Tausende ukrainische Kinder wurden nach Russland 
verschleppt – ein schweres Verbrechen, das international 
geahndet werden muss. Der Umfang der langfristigen 
Zerstörungen ist immens. Die Ukraine ist heute das am 
stärksten verminte Land der Welt; ein Viertel des gesam-
ten Staatsgebietes ist kontaminiert. Landwirtschaftliche 
Flächen werden auf Jahrzehnte nicht nutzbar sein. Dass 
gleichzeitig mehrere Staaten Europas aus der Ottawa- 
Konvention aussteigen wollen, ist ein politischer Skan-
dal. Dass Mittel für die Minenräumung auch von dieser 
Regierung gekürzt wurden, ist weder politisch noch mo-
ralisch zu rechtfertigen.

(Beifall bei der Linken)

Für die Menschen in der Ukraine bedeutet das: Leid im 
Krieg und Unsicherheit über das Leben danach.

Vor diesem Hintergrund waren die Gespräche Anfang 
der Woche in Berlin richtig und überfällig. Die Bundes-
regierung und die EU waren immer schnell bei der Ana-
lyse militärischer Optionen, aber erschreckend langsam 
darin, politische und diplomatische Prozesse aufzusetzen. 
Diplomatie ist keine Schwäche; Diplomatie ist der ein-
zige realistische Weg zu einem Ende des Sterbens. Wer 
behauptet, diesen Krieg militärisch gewinnen zu können, 
ignoriert die Realität und verlängert das Leid von Millio-
nen Menschen. Aber diese Bemühungen reichen noch 
lange nicht aus. Die EU führt aktuell vor allem Gespräche 
mit sich selbst. Die USA betreiben Pendeldiplomatie, 
sind aber kein neutraler Vermittler; sie verfolgen eigene 
wirtschaftliche und geopolitische Interessen, gerade mit 
Blick auf Bodenschätze, Energieinfrastruktur, Pipelines, 
Speicher und Landwirtschaft. Wiederaufbau darf aber 

kein Geschäftsmodell sein. Die Ukraine darf nicht aus-
gebeutet werden, weder von Russland noch von den USA 
noch von europäischen Konzernen.

(Beifall bei der Linken)

Eines müssen wir in dieser Debatte endlich ehrlich 
benennen: Während sich europäische Regierungen ge-
genseitig versichern, wie konsequent sie gegen den 
Kreml vorgehen, können Putins reiche Unterstützer in 
Deutschland noch immer fleißig ihr Vermögen parken. 
Bis heute können Milliarden in Offshore-Konstruktionen 
versteckt und Angriffskriege mitfinanziert werden, dank 
zahlreicher Schlupflöcher. Die Bundesregierung hat kei-
nerlei Interesse daran, diese Eigentumsstrukturen trans-
parent zu machen. Das untergräbt ihre Glaubwürdigkeit 
und ist schäbig.

(Beifall bei der Linken)

Die EU und Deutschland sollten sich als Akteure für 
den Frieden einbringen. Das gelingt jedoch nicht durch 
weitere Aufrüstung, sondern durch aktive Diplomatie. 
Ihre Aufgabe ist die Vermittlung, nicht die Durchsetzung 
eigener Interessen aus Angst, international an Bedeutung 
zu verlieren. Während es eigentlich internationale Initia-
tiven zur Abrüstung bräuchte, setzt die Bundesregierung 
auf den Aufbau der größten konventionellen Armee Eu-
ropas und die Wiedereinführung der Wehrpflicht. Frie-
denspolitik erfordert aber einen breiten Ansatz. Wo blei-
ben die Vorschläge im UN-Sicherheitsrat? Wo bleibt die 
Einbindung globaler Akteure wie etwa China, die Putin 
ernsthaft an den Verhandlungstisch bringen könnten? Sie 
reden von Weltpolitik, aber leider nicht mit der Welt.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 

Dahmen?

Lea Reisner (Die Linke):
Nein.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Okay, dann setzen Sie gerne fort.

Lea Reisner (Die Linke):
Ja, weitere Verhandlungen werden nicht ohne Gesprä-

che mit Russland möglich sein. Das heißt nicht, die Ver-
antwortung des Kremls zu relativieren oder Verbrechen 
zu vergessen. Ein nachhaltiger Frieden steht und fällt 
aber, ob es uns gefällt oder nicht, mit Russland.

Jeder Friedensprozess braucht eine starke, verbindli-
che humanitäre Dimension. Die UN-Agenda „Frauen, 
Frieden und Sicherheit“ muss Maßstab politischen Han-
delns sein. Die ukrainische Zivilgesellschaft gehört mit 
an den Verhandlungstisch, und Selbstbestimmung ist 
nicht verhandelbar. Die Menschen dort dürfen kein Spiel-
ball imperialer Machtfantasien werden. Kriegsverbre-
chen müssen verfolgt werden; Gerechtigkeit ist keine 
Verhandlungsmasse.
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(Beifall bei der Linken – Peter Beyer [CDU/ 
CSU]: Alles Plattitüden ohne Inhalt! Wie wol-
len Sie was erreichen?)

Frieden entsteht dann, wenn Menschenleben mehr zählen 
als Einflusssphären. An diesem Anspruch scheitert die 
internationale Gemeinschaft bislang. Und genau das dür-
fen wir nicht länger hinnehmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für eine Kurzintervention erteile ich 

das Wort dem Abgeordneten Janosch Dahmen, Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Sehr geehrte Frau Kol-
legin Reisner, ich habe Ihnen all die Minuten zugehört.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Schön 
war es nicht!)

Was ich vermisst habe, sind eindeutige Worte gegen den 
Aggressor, dessen Angriffe das Leid von Hunderttausen-
den Menschen, von Kindern, von Frauen und die Bom-
bardierung von Krankenhäusern, von Schulen, von Kin-
dergärten zur Folge haben.

Ich habe linke Politik immer so begriffen, dass man 
den Angegriffenen beispringt, dass man Antifaschismus 
nicht nur als nationales Projekt begreift, das an deutschen 
Grenzen und bei Nabelschau endet, sondern auch gegen 
ein imperialistisches, faschistisches Regime wie das von 
Putin aufsteht. Wann steht Die Linke in Deutschland end-
lich auf, stellt sich an die Seite der Ukraine und benennt 
den, der diesen furchtbaren Angriffskrieg begonnen hat, 
als Aggressor, der die Konsequenzen dafür tragen muss?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie erwidern, Frau Abgeordnete Reisner? – 

Bitte.

Lea Reisner (Die Linke):
Herr Dahmen, man kann sich auf der Bundestagsweb-

site in der Mediathek die Rede noch mal anhören. Alles, 
was Sie gerade gesagt haben, habe ich in meiner Rede 
benannt. Meine Rede fängt damit an, dass die Ukraine 
seit über drei Jahren unter dem Angriffskrieg Putins lei-
det. Ich habe den russischen Aggressor mehr als einmal 
benannt. Und selbstverständlich ist es völlig klar, dass 
wir hier an der Seite der Menschen in der Ukraine stehen. 
Daran sollte es wirklich keine Zweifel mehr geben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken – Peter Beyer [CDU/ 
CSU]: Schwach! Ganz schwach!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Jürgen Hardt 

von der Fraktion der CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Auch wenn heute AfD-Pöbeltag ist, weil man noch ein 
paar Tiktok-Videoschnipsel für die Weihnachtswochen 
sammeln will – die müssen wir uns dann hoffentlich nicht 
angucken –,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Max 
Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
war gut! – Dr. Götz Frömming [AfD]: Es 
geht um Krieg und Frieden, Herr Kollege!)

möchte ich an dieser Stelle doch mal an die Menschen in 
der Ukraine erinnern, die nicht nur Opfer dieses völker-
rechtswidrigen Angriffskriegs Russlands sind, sondern 
täglich auch den absolut völkerrechtswidrigen Kriegs-
methoden Russlands ausgesetzt sind.

Wir als Außenpolitiker haben in den letzten Jahren und 
Monaten wahrlich viele Bilder gesehen, die uns stark 
berührt haben; aber manchmal gibt es so Triggerbilder. 
Für mich war das Triggerbild das eines Weihnachtsbaums 
in einer zerstörten ukrainischen Wohnung, der nach einer 
Explosion mit dem Staub des Schuttes überzuckert war. 
Da habe ich an meinen eigenen Weihnachtsbaum gedacht 
und daran, dass auch die Ukrainerinnen und Ukrainer das 
Recht haben, ein friedliches Weihnachtsfest zu feiern. 
Das Einzige, das mir einen Funken Vertrauen zurück-
gegeben hätte, dass Putin an Frieden interessiert ist, 
wäre gewesen, wenn er auf den Vorschlag eingegangen 
wäre, über die Feiertage eine Waffenruhe in der Ukraine 
zu unterstützen und damit sicherzustellen, dass die Men-
schen ihr Weihnachtsfest feiern können.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vor genau vier Wochen wurde die Welt von dem 28- 
Punkte-Plan überrascht, dessen Quelle nach wie vor et-
was unklar ist. Aber offensichtlich stand die amerika-
nische Regierung dahinter. Und dieser Plan war katastro-
phal, unannehmbar für die Ukraine; er hätte faktisch die 
Kapitulation bedeutet. Die Umsetzung des Plans hätte 
bedeutet, dass Putin – quasi auf dem Silbertablett ohne 
einen weiteren Schuss – das bekommen hätte, was er seit 
Jahren versucht auf dem Schlachtfeld zu erreichen. Es ist 
schon eine großartige diplomatische Leistung – begin-
nend mit einer Konferenz in Genf, über ganz viele Tele-
fonate und Gespräche, über eine enge Zusammenarbeit 
zwischen Paris, London und Berlin –, zu dem Ergebnis zu 
kommen, das am Montag hier in Berlin präsentiert wur-
de:

(Markus Frohnmaier [AfD]: Welches denn?)

ein für die Ukraine und für uns akzeptabler 20-Punkte- 
Friedensplan, der tatsächlich nicht nur die Unterstützung 
der Ukraine hat, sondern eben auch der Europäer – nicht 
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nur der Europäischen Union, sondern auch der wichtigen 
europäischen NATO-Partner Großbritannien und Norwe-
gen – und der Vereinigten Staaten von Amerika

Das ist jetzt eine Basis, von der ich nicht zu hoffen 
gewagt habe, dass wir sie möglicherweise jetzt erreichen 
können. Deswegen ist es einfach gut, dass das so gelun-
gen ist. Es ist ein großes Verdienst der deutschen Bundes-
regierung – nicht nur der deutschen Bundesregierung, 
sondern vor allem auch unseres Bundeskanzlers.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Und ich begrüße auch, dass in der Ukrainefrage in der 
Bundesregierung große Einigkeit besteht, auch mit der 
Ministerin für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung, die hier heute klare Worte gefunden hat.

Jetzt stellen sich natürlich alle die Frage: Wie geht es 
nun weiter? Es geht damit weiter, dass wir jetzt erwarten, 
dass die US-Regierung diesen Plan in Moskau vorträgt 
und auch offensiv vertritt – mit unserer Unterstützung. 
Aber am Ende kommt es darauf an, dass der US-Präsident 
Donald Trump sich diese Punkte tatsächlich zu eigen 
macht und dann auch entsprechend in Moskau so vor-
trägt.

Und das Zweite, was wir als Europäer jetzt tun können, 
ist – und da ist am heutigen Abend die Open-End-Sitzung 
des Europäischen Rates entscheidend –, dass wir unserer-
seits der Ukraine klarmachen: Ihr werdet keinen Diktat-
frieden akzeptieren müssen. Für den Fall, dass nichts 
zustande kommt, was zum jetzigen Zeitpunkt Frieden in 
die Ukraine bringt, könnt ihr euch auf unsere Unterstüt-
zung verlassen. Aber auch wenn dieser Friedensschluss 
so oder so ähnlich zustande kommt und wir ihn unter-
stützen und empfehlen können, wird es natürlich weiterer 
Unterstützung von Deutschland und Europa bedürfen

(Zuruf des Abg. Heinrich Koch [AfD])
für den wirtschaftlichen Aufbau der Ukraine, aber eben 
auch für die Sicherung der Einhaltung der Vereinbarun-
gen, die im Rahmen dieses Friedens geschlossen werden.

Da gibt es einen Punkt, mit dem versucht wird, gegen 
das, was am Montag beschlossen wurde, Stimmung zu 
machen. Die Zeitungsschlagzeile, die der Kollege von 
der AfD zitiert hat, ist natürlich totaler Unsinn.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Ach so?)
Denn in dem Augenblick, wo es zu einer wie auch immer 
gearteten Friedenssicherung in der Ukraine kommt, ist 
der Krieg zu Ende, und es gibt dann auch keine Front 
mehr. Die Sicherheitsgarantien werden einvernehmlich 
mit den USA und den Europäern bereitgestellt.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Wie sehen denn 
diese Sicherheitsgarantien aus? Erzählen Sie 
mal!)

Und Deutschland wird ihnen zur Seite stehen, wenn es 
darum geht, einen entsprechenden Beitrag zu leisten. 
Wenn es so weit ist, werden wir hier in diesem Deutschen 
Bundestag darüber diskutieren, wie genau diese Leistun-
gen aussehen können.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sie sagen doch 
gar nicht, wie die aussehen! – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Träumerei!)

Aber wir werden das nicht tun, weil die AfD das will, 
sondern weil wir das zum gegebenen Zeitpunkt für not-
wendig halten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
In diesem Sinne wünsche ich den Menschen in der 

Ukraine ein gesegnetes Weihnachtsfest und dass der 
Weg, der eingeschlagen worden ist, zum Erfolg führt.

Danke schön, Herr Präsident.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Diana Zimmer [AfD]: Die 
feiern Weihnachten im Januar!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Steffen Kotré das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Steffen Kotré (AfD):
Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr 

geehrte Damen und Herren! Das Berliner Treffen war 
ein Versuch, die EU-Staaten noch halbwegs im Friedens-
prozess zu halten. Doch Sie haben sich schon längst aus 
dem Spiel der Diplomatie genommen. Sie reden ja nicht 
einmal mehr mit russischen Vertretern. Wir haben es ja 
vorhin von meinem Kollegen gehört: Wie stellt sich 
Deutschland denn die Sicherheitsgarantien vor?

(Markus Frohnmaier [AfD]: Das wissen die 
nicht mal!)

Im Ausschuss kein Wort darüber, hier kein Wort darüber: 
Aber das sind doch die essenziellen Dinge, über die man 
sprechen wird. Genau darüber wird nicht gesprochen. Da 
wird irgendwie alles Mögliche gemacht, eine große 
Wolke erzeugt, aber leider nichts dahinter. Das ist natür-
lich auch folgerichtig, weil die Vorschläge der EU zur 
Beendigung des Krieges an der Realität vorbeigehen.

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zum einen ignorieren Sie natürlich die Machtverhält-
nisse. Der Vorteil liegt nicht nur militärisch bei den Rus-
sen,

(Johannes Schraps [SPD]: Blödsinn!)
nein, er liegt auch darin begründet, dass die USA jetzt in 
Russland zunehmend nicht mehr einen Feind sehen, son-
dern zunehmend einen wirtschaftlichen Verbündeten. Sie 
wollen wieder Geschäfte mit Russland machen –

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

das ist der Punkt –, und sie sehen Russland immer weni-
ger als Feind.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Sie machen 
schon lange das Geschäft mit Moskau!)

Genau deshalb liegt der Vorteil eher woanders, und man 
kann hier im Prinzip nicht am Reißbrett entscheiden. So, 
wie sich die EU das vorstellt, funktioniert es eben nicht.

(Beifall bei der AfD)
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Ein ganz wichtiger Punkt ist: Die EU-Friedensvor-
schläge blenden das Selbstverständnis der Russen aus. 
Ob nun zu Recht oder Unrecht: Nicht nur die russische 
Führung, sondern auch die Leute auf der Straße fühlen 
sich vom Westen vor den Kopf gestoßen. Sie haben die 
Wühlarbeit von US- und anderen westlichen Militärs in 
der Ukraine wahrgenommen, und sie haben wahrgenom-
men, dass ein Herr Brzeziński oder zum Beispiel die 
Rand Corporation die Ukraine als Aufmarschgebiet für 
die Destabilisierung Russlands erst mal identifiziert hat-
ten.

(Zuruf des Abg. Hubertus Heil [Peine] [SPD])
Sie mussten die NATO-Osterweiterung erleben und dass 
man ins Kalkül zieht, auch die Ukraine in die NATO 
aufzunehmen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Aber 
das Selbstbestimmungsrecht der Völker zählt 
nicht, oder wie? – Zuruf des Abg. Knut 
Abraham [CDU/CSU])

Und ob es nun objektiv, real, subjektiv oder gefühlt ist: 
Die Russen sahen ihre Sicherheitsinteressen verletzt, und 
Warnungen dazu gab es nun schon zuhauf.

Das entschuldigt nicht das völkerrechtswidrige Vor-
gehen,

(Thomas Rachel [CDU/CSU]: Ach so! – Zu-
rufe der Abg. Markus Frohnmaier [AfD] und 
Johannes Schraps [SPD])

den Einmarsch der Russen in die Ukraine, aber es erklärt 
ihn. Und wer diese Erklärung nicht ins Kalkül zieht, wer 
solche Erklärungen missachtet, der macht außenpoliti-
sche Fehler. Der kann dort nicht mehr ordentlich handeln. 
Und genau das passiert. Fehler macht Merz, macht die 
EU und macht eben auch Deutschland. Deswegen gibt es 
keinen Erfolg hier in Europa.

(Beifall bei der AfD)
Man hört jetzt immer öfter, zum Beispiel auch vom 

Außenminister: Ja, Putin darf nicht belohnt werden. Na 
ja, eine solche Aussage zeigt das ganze diplomatische 
Versagen. Gerade bei den Bemühungen zur Beendigung 
eines Krieges zählt nicht die moralische Bewertung,

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Dass Sie keine 
Moral haben, haben wir schon verstanden!)

sondern das Beenden des Sterbens. Moralisieren und da-
bei Tote in Kauf nehmen ist alles andere als moralisch, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Hubertus Heil [Peine] 
[SPD]: Sie haben keine Moral!)

Nun liegen auch noch Pläne vor, russisches Vermögen 
zu enteignen. Weder die EU noch Deutschland sind im 
Krieg mit Russland.

(Johannes Schraps [SPD]: Das ist faktisch 
falsch! Das hat mit Enteignung nichts zu tun!)

Diese Enteignung ist völkerrechtswidriger Diebstahl. Der 
Finanzplatz EU für ausländisches Kapital wird damit 
massiv beschädigt.

(Beifall bei der AfD)

Die Entscheidung, deutsches Steuergeld für die Garantien 
zu verwenden, ist ein Schlag ins Gesicht aller Deutschen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Das ist 
eine schlechte Rede!)

Wenn Russland für diesen Raubzug zu Recht Schadens-
ersatz zugesprochen bekäme, dann halten wieder mal nur 
die Deutschen den Kopf hin.

(Markus Frohnmaier [AfD]: CDU-Politik! So 
machen die das immer!)

Aber der Bundesregierung und dem Außenminister ist 
das egal.

(Zuruf des Abg. Dr. Janosch Dahmen 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Außenminister hat es ja auch so formuliert: Deutsche 
Interessen zählen nicht mehr. „Slawa Ukrajini!“ ist für 
Sie wichtiger. Selbst den größten Terrorakt gegen Nord 
Stream 2 und unsere Energieversorgung nimmt die Bun-
desregierung einfach so hin.

(Hubertus Heil [Peine] [SPD]: Geschwurbel! – 
Thomas Rachel [CDU/CSU]: Was sagen Sie 
denn zu den Hunderttausenden toten Menschen 
in der Ukraine? Das ist abenteuerlich, Ihre Re-
de!)

Deutsches Geld füllt unter anderem die Taschen von kor-
rupten Politikern in der Ukraine. Der Bundesregierung 
und den Altparteien ist das völlig egal. Aber wer so 
handelt, handelt nicht im Namen des deutschen Volkes.

(Beifall bei der AfD – Boris Mijatović 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Heuchelei!)

Das „Wall Street Journal“ hat ja auch schon tituliert: Wir 
haben die weltdümmste Energiepolitik. – Aber jetzt 
kommt noch die weltdümmste Außenpolitik hinzu.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Weltdümmste Op-
positionspartei! – Gegenruf des Abg. Markus 
Frohnmaier [AfD]: Dann stehen Sie bei 20 Pro-
zent! Keiner will Sie mehr!)

Wir machen Sanktionen, die vor allen Dingen uns schä-
digen.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Steffen Kotré (AfD):
Siemens zum Beispiel zieht sich aus Russland zurück, 

und dafür kommt General Electric. Jetzt machen die die 
Geschäfte, und das kann man nicht anders als „welt-
dümmste Außenpolitik“ betiteln.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Peter Beyer [CDU/ 
CSU]: Die weltdümmste Rede, die ich je ge-
hört habe!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Hubertus Heil das Wort 

erteilen.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Markus Frohnmaier [AfD]: 
Jetzt kommt die 13-Prozent-Partei!)

Hubertus Heil (Peine) (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir debattieren heute die Lage in der Ukraine. 
Seit fast vier Jahren tobt ein mörderischer Krieg, ein 
Krieg, den niemand anders begonnen hat als Wladimir 
Putin.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: So ist es!)
Die Gespräche vom 15. Dezember hier in Berlin haben 
eins deutlich gemacht: Europa arbeitet intensiv und ge-
schlossen daran, Wege zu einem gerechten und dauer-
haften Frieden auszuloten,

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)
allerdings ohne die brutalen Realitäten dieses Krieges zu 
verdrängen.

Dieser Krieg dauert an, weil ein Mann und ein Regime 
entschieden haben, das Völkerrecht zu brechen. Russland 
hat die Ukraine überfallen, Russland bombardiert Städte, 
zerstört zivile Infrastruktur und führt einen Angriffskrieg 
gegen einen souveränen Staat. Täglich sterben Soldaten 
auf beiden Seiten, täglich sterben Zivilistinnen und Zivi-
listen, Männer, Frauen und Kinder. Meine Damen und 
Herren, die Verantwortung dafür – ich sage es noch ein-
mal – trägt einzig und allein Wladimir Putin und sonst 
niemand.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die AfD versucht offensichtlich, Täter-Opfer-Umkehr 
zu betreiben,

(Markus Frohnmaier [AfD]: Macht gar 
niemand!)

indem hier zwei gesprochen haben, die nicht deutsche 
und europäische Interessen vertreten, sondern russische 
Interessen,

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sie vertreten 
ukrainische Interessen!)

nachweislich mit entsprechenden Verbindungen.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Markus Frohnmaier [AfD]: Sie 
vertreten ukrainische Interessen! „Slawa Ukra-
jini“!)

Dass Sie von der Russlandfraktion der AfD diese beiden 
Redner in die Bütt schicken und nicht einen Ton über das 
Leid der Zivilbevölkerung und der Soldatinnen und Sol-
daten auf beiden Seiten verlieren,

(Markus Frohnmaier [AfD]: Haben Sie ge-
schlafen?)

weil Sie keine Moral haben, zeigt: Es geht nicht ums 
Moralisieren. Sie haben keine Moral. Sie vertreten andere 
Interessen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Berliner 
Gespräche haben eines klargemacht: Europa spricht mit 
einer Stimme. Wir suchen den Frieden; aber wir wissen, 
dass ein gerechter Frieden Voraussetzungen hat. Die Vo-
raussetzungen sind, dass das Selbstbestimmungsrecht der 
Ukraine gewahrt bleibt, dass die Ukrainer in gesicherten 
territorialen Grenzen leben können und dass es dauer-
hafte Sicherheitsgarantien gibt.

(Zuruf des Abg. Dr. Ingo Hahn [AfD])

Alles andere wäre kein wirklicher Friede, sondern eine 
Kapitulation vor dem Aggressor. Und es wäre auch kein 
dauerhafter Frieden, weder für die Ukraine noch für Eu-
ropa.

Es geht also nicht nur um die Freiheit und die Sicher-
heit für die Ukraine, sondern letztendlich auch um die 
Freiheit und die Sicherheit aller Europäerinnen und Euro-
päer. Deshalb ist der Ansatz, der hier in den Gesprächen 
in Berlin gefunden wurde, richtig: Wir verbinden Diplo-
matie mit Entschlossenheit. Wir halten Gesprächskanäle 
offen, ohne die Realitäten zu verharmlosen. Wir unter-
stützen die Ukraine wirtschaftlich, humanitär und militä-
risch, um die Voraussetzungen für einen gerechten Frie-
den überhaupt erst schaffen zu können. Dazu gehört auch, 
dass die Europäische Union heute hoffentlich entschei-
det, dass eingefrorene russische Vermögenswerte genutzt 
werden können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Damit stellen wir klar, und zwar unmissverständlich, dass 
Russland für die Folgen seines Angriffskrieges selbst auf-
kommen muss, niemand anders sonst.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: So ist das!)

Meine Damen und Herren, wer heute wie die AfD 
fordert – implizit oder explizit –, die Unterstützung der 
Ukraine einzustellen, der nimmt billigend in Kauf, dass 
Grenzen in Europa wieder mit Gewalt verschoben wer-
den. Das setzt die Sicherheit unseres gesamten Kon-
tinents und damit letztendlich auch die Freiheit unseres 
Landes aufs Spiel. Deshalb sage ich ganz deutlich: Die 
AfD zeigt heute auch in dieser Debatte und täglich und 
seit Jahren, dass es ihr nicht um die Freiheit und die 
Sicherheit des deutschen Volkes und Europas geht. Sie 
verraten deutsche Interessen. Deshalb kann ich Ihnen das 
nicht ersparen: Sie sind und bleiben trojanische Pferde 
fremder, autoritärer Mächte. Das muss deutlich gesagt 
werden in diesem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Jürgen Hardt [CDU/CSU]: So tro-
janisch sind die gar nicht! Die sind schon raus-
gekommen!)

Herr Präsident, meine Damen und Herren, wir dagegen 
sagen: Deutschland trägt in dieser Situation eine beson-
dere Verantwortung als größte Volkswirtschaft, als Land 
im Herzen dieses Kontinents und als Demokratie, die aus 
ihrer eigenen Geschichte gelernt hat, wohin Wegschauen, 
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Zaudern und falsche Neutralität führen können. Die euro-
päischen Vorschläge für einen dauerhaften Frieden liegen 
jetzt auf dem Tisch.

(Johannes Schraps [SPD]: Sehr richtig!)

Es ist uns Europäern gelungen, diese Vorschläge nicht nur 
mit der Ukraine, sondern auch mit den Vereinigten Staa-
ten von Amerika zu verabreden.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nur nicht mit 
Russland!)

Das war nicht einfach, und ich möchte ausdrücklich dem 
Bundeskanzler Friedrich Merz für seinen Einsatz danken. 
Das ist ein großes Stück und harte Arbeit gewesen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Niklas Wagener 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber jetzt ist Moskau am Zug. Russland sollte die aus-
gestreckte Hand für den Frieden ergreifen. Aber Russland 
sollte in keiner Sekunde an unserer Entschlossenheit und 
unserer Solidarität mit dem ukrainischen Volk zweifeln. 
Wir wollen, dass der Krieg endet; aber wir werden nicht 
zulassen, dass aggressiver Imperialismus siegt, meine 
Damen und Herren. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: Wie 
weit gehen Sie dafür?)

Als Sozialdemokrat sage ich Ihnen, dass für uns Soli-
darität eben nicht an nationalen Grenzen endet. Solidari-
tät heißt, den Angegriffenen nicht alleine zu lassen. So-
lidarität heißt auch, alles Verantwortliche dafür zu tun, 
dass dieser Krieg kein Dauerzustand wird. Doch Frieden 
entsteht nicht durch Erschöpfung oder Gleichgültigkeit, 
sondern indem wir mit Klarheit agieren und Verantwor-
tung übernehmen.

Meine Damen und Herren, die Ukraine verteidigt nicht 
nur ihr eigenes Land, sie verteidigt das Prinzip, dass jedes 
Volk selbst über seine Zukunft entscheidet.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Hubertus Heil (Peine) (SPD):
Deshalb steht Deutschland zu seiner europäischen Ver-

antwortung. Wir sind der Überzeugung, dass Frieden nur 
dann Bestand hat, wenn Freiheit geschützt wird. Das 
Recht muss stärker sein als die Gewalt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Robin Wagener 

das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

möchte meine Rede mit einem Dank an die Bundesregie-
rung beginnen. Denn seit der Veröffentlichung des so-
genannten 28-Punkte-Plans waren unsere Diplomatinnen 
und Diplomaten im Dauereinsatz, um diesen russischen 
Kapitulationsplan zurückzuweisen. Das war richtig und 
notwendig. Deswegen vielen Dank dafür!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Bevor ich aber weiter zur Bundesregierung komme, 
muss ich zunächst mal sicherheitspolitischen Unsinn 
von links und rechts benennen. Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von den Linken: Ich hatte gehofft – wirklich 
ernsthaft gehofft –, dass mit dem Abgang von Sahra 
Wagenknecht aus Ihrer Partei außenpolitische Vernunft 
eintritt. Aber nein, Sie bleiben ein außenpolitischer Total-
ausfall. Ihr Parteivorsitzender Jan van Aken stellt sich 
allen Ernstes hin, kritisiert europäische Verantwortungs-
übernahme und fordert die Beteiligung der Volksrepublik 
China an möglichen Friedenstruppen.

(Zuruf von der Linken: Ja! Ist ja richtig!)
China, immer wieder China: China als Vermittler, 

China als Friedensbringer. Dann kam eben bei Ihnen in 
der Rede einerseits die heftige Kritik an der Herstellung 
der notwendigen Verteidigungsbereitschaft der Bundes-
wehr und dann wieder das Loblied auf die Volksrepublik 
China. Ich weiß nicht, ob Sie mal chinesische Nachbar-
staaten gefragt haben, wie chinesische Rüstung aussieht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Einmal zum Mitschreiben: China ist nicht neutral. China 
unterstützt Russland politisch, wirtschaftlich und strate-
gisch.

(Zuruf der Abg. Desiree Becker [Die Linke])
Es bleibt mir ein Rätsel, warum Sie Menschenrechte aus-
gerechnet bei kommunistischen Diktatoren suchen und 
da Unterstützung einfordern wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Marja-Liisa Völlers [SPD] – 
Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Unverständlich!)

Welcher Vorschlag kommt denn als Nächstes? Als 
Nächstes kommt von Ihnen dann Kim Jong Un als EU- 
Sonderbeauftragter, oder was wollen Sie noch ins Ge-
spräch bringen?

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
CDU/CSU – Desiree Becker [Die Linke]: 
Das ist doch Schwachsinn!)

Europa muss seine Sicherheit in die eigene Hand neh-
men. Sie verweigern Verteidigungshilfen für Kriegs-
opfer; das kennen wir schon. Sie verweigern die Freigabe 
der russischen Milliarden für die Unterstützung der 
Ukraine; auch das kennen wir. Aber verweigern Sie 
sich bitte nicht der Realität. Putin eskaliert diesen Krieg 
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immer und immer weiter, niemand sonst. Das sollten Sie 
anerkennen. Ihre Partei beruft sich philosophisch auf Ma-
terialismus; aber Sie verweigern die Analyse realer 
Machtverhältnisse. Sie sprechen von Fakten und ignorie-
ren Interessen und Eskalation in der Welt. Ihr Kompass 
ist nicht linker Internationalismus, sondern politische 
Flucht vor Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zu-
rufe von der Linken)

Und jetzt zur AfD. Da ist zurzeit ja richtig was los. 
Wahnsinn!

(Markus Frohnmaier [AfD]: Zur Sache viel-
leicht mal! Ihre Redezeit ist bald um!)

– Es ruft genau der Richtige dazwischen. – Da wird einer-
seits die vermeintlich fehlende Meinungsfreiheit bejam-
mert, und gleichzeitig werden Sprechverbote in der eige-
nen Fraktion erteilt.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha!)

Worum geht es? Während Russland zum Angriff gegen 
die NATO rüstet, erklärt der – in der Bezeichnung ge-
richtlich freigegebene – AfD-Vorzeigefaschist Bernd Hö-
cke öffentlich, dass er Deutschland nicht verteidigen wür-
de. Was für ein Patriot in Ihren Reihen!

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Vaterlandsverräter!)

Und wer dem aus Ihren Reihen hier im Bundestag wider-
spricht, bekommt von Frau Weidel und Herrn Chrupalla 
einen Maulkorb verpasst.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aha!)

Denn nichts anderes ist wahrscheinlich das Ordnungsver-
fahren gegen den Abgeordneten Lucassen.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Haben Sie auch 
was zur Sache beizutragen? Bei so einem 
Thema so einen Quatsch zu erzählen!)

Ich meine, wie lächerlich ist das Ganze denn? Ihr Pu-
tin-Propagandist Frohnmaier, ein Mann, der vom Kreml 
als „unter absoluter Kontrolle“ bezeichnet wird,

(Markus Frohnmaier [AfD]: Ja, immer noch! 
Total!)

tourt durch die USA, verbreitet russische Desinformatio-
nen, bejammert in New York die vermeintliche Ein-
schränkung der Meinungsfreiheit in Europa, während 
die AfD-Führung gleichzeitig frei gewählten Abgeord-
neten Strafgelder androht, weil sie anderer Meinung sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Dr. Janosch Dahmen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Aberwitzig! – Markus 
Frohnmaier [AfD]: Haben Sie nichts zur Sache 
beizutragen?)

Wir wissen das ja seit den vergangenen Jahren. Bei der 
AfD gilt: Wes Brot ich fress, des Lied ich sing.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sie müssen sich 
langsam entscheiden!)

Aber wissen Sie: Achtung, Ihre Oligarchenauftraggeber 
könnten bei so vielen inneren Widersprüchen irgendwann 
unzufrieden werden.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sagen die Grü-
nen!)

Für jeden hier im Land ist jedenfalls vollkommen klar: 
Sie arbeiten nicht im Interesse der deutschen Bevölke-
rung, sondern im Interesse ausländischer Mächte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der SPD – Markus 
Frohnmaier [AfD]: Das können die zum Glück 
selber einschätzen! Darum steht ihr auch bei 
unter 15 Prozent! – Zuruf des Abg. Steffen 
Janich [AfD])

Und jetzt noch zur Bundesregierung. Ich bin dem Bun-
deskanzler wirklich dankbar für die Bewegung in der 
Debatte um die Nutzung eingefrorener russischer Ver-
mögen und dafür, wie viel persönliche Verantwortung 
er an der Stelle übernimmt. Aber ich widerspreche ihm, 
wenn er sagt, wir seien einem erfolgreichen Friedenspro-
zess so nahe wie nie. Leider schätze ich die Situation 
nicht so optimistisch ein. Ja, die Berliner Verhandlungen 
haben eine vorübergehende Kurskorrektur der amerika-
nischen Politik verursacht; aber nach Istanbul und Alaska 
wissen wir alle auch: Es ist kein Verlass darauf, dass das 
auf Dauer so ist.

Und Putins Reaktion ist eindeutig: Er eskaliert weiter, 
spürt keinen Druck. Er will diesen Krieg. Deswegen muss 
aus Berlin mehr als Gruppenfotos und warme Worte 
kommen. Wir brauchen die konsequente Nutzung der 
russischen Staatsvermögen, wir brauchen ein robusteres 
Vorgehen gegen die Schattenflotte, –

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und wir brauchen die notwendigen Waffen für die 

Ukraine.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU Fraktion darf ich Knut Abraham das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Knut Abraham (CDU/CSU):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Was Sie, Herr Frohnmaier, hier vorhin into-
niert haben,

(Heinrich Koch [AfD]: … war die Wahrheit!)
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war wirklich bodenlos.
(Markus Frohnmaier [AfD]: Wirklich?)

Denn Sie wissen nichts – gar nichts! – über die Aufgaben 
einer möglichen multinationalen Sicherheitstruppe nach 
einer möglichen Vereinbarung. Sie wissen nichts.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sie ja auch nicht! 
Sie wissen noch nicht mal, wie die Sicherheits-
garantien ausgestaltet sind!)

– Aber Sie nehmen Worte wie „deutsche Tote“, „deutsche 
Särge“ in den Mund, um die Menschen da draußen zu 
verunsichern.

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
Sie wissen nichts – nichts! – über die Bedingungen, und 
Sie sollten wissen, warum wir noch nichts wissen:

(Markus Frohnmaier [AfD]: Dann sollten Sie 
das Parlament informieren! – Diana Zimmer 
[AfD]: Klären Sie uns auf!)

weil Putin es nicht zulässt, dass ein Waffenstillstand und 
ein Friede geschlossen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Markus Frohnmaier [AfD]: Nee, 
weil Sie einfach keine Ahnung haben! Sie wis-
sen nicht mal, wie die Sicherheitsgarantien 
ausgestaltet werden! Wir haben das Trauerspiel 
im Ausschuss erlebt!)

Das ist nicht nur verantwortungslos; das ist – ich möchte 
ein Wort im Zusammenhang mit Ihrem Zusammenwirken 
mit anderen destruktiven Kräften wiederholen –

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sie sind destruk-
tiv! Antideutsch!)

aus meiner Sicht wirklich diabolisch.
Sie spielen mit der Angst der Menschen, ohne irgend-

einen leisesten Beleg zu haben.
(Markus Frohnmaier [AfD]: Ihr Bundeskanzler 
will Truppen in die Ukraine schicken! – Zuruf 
des Abg. Steffen Janich [AfD])

Was Sie erreichen, ist maximale Destruktion. Und: Bitte 
unterlassen Sie es, für die deutschen Söhne und Töchter 
zu sprechen!

(Beifall bei der CDU/CSU – Markus 
Frohnmaier [AfD]: Das entscheidet der Wäh-
ler! Das entscheidet der Wähler!)

Meine Kinder und die von vielen anderen Menschen
(Markus Frohnmaier [AfD]: Die wollen den 

Krieg!)
wollen von Ihnen nicht für Ihre diabolische Argumenta-
tion benutzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Lassen Sie die Finger von unseren Kindern!
(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Markus 
Frohnmaier [AfD]: Lassen Sie die Finger von 

unseren Kindern! Sie wollen die Kinder in den 
Krieg schicken!)

Geschützt werden müssen nicht nur unsere Kinder, son-
dern auch die Kinder ganz Europas – vor Ihnen und vor 
Herrn Putin.

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Markus Frohnmaier [AfD]: 
Sie wollen die Kinder in den Krieg schicken!)

Jetzt aber mal zur Sache.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Ja, endlich zur 
Sache!)

Denn wir sprechen über den Erfolg der Gipfelgespräche 
von Berlin,

(Markus Frohnmaier [AfD]: Ja!)

darüber, was hier am Sonntag, am Montag an Diplomatie 
geleistet wurde.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Gar nichts haben 
Sie geleistet! – Steffen Kotré [AfD]: Haben Sie 
mit den Russen geredet? – Zuruf des Abg. 
Dr. Götz Frömming [AfD])

– Jetzt hören Sie mal zu! Dann können Sie mir nachher 
sagen, was Sie davon verstanden haben, und dann können 
wir darüber reden.

Der Erfolg kam nicht von ungefähr; denn die Bundes-
regierung und der Bundeskanzler haben etwas ganz We-
sentliches erreicht, nämlich: Das Vertrauen in Deutsch-
land ist in beeindruckender Weise wiederhergestellt

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])

durch die Wiedereinbettung Deutschlands in die Mitte, in 
das Herz der Europäischen Union und ausgestattet mit 
belastbaren transatlantischen Verbindungen, die auch 
Sie bisher nicht haben ruinieren können.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Das ist wahrer Pa-
triotismus! – Markus Frohnmaier [AfD]: In 
Washington will doch niemand mehr mit Ihnen 
reden! – Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming 
[AfD])

Denn Vertrauen, ein gutes Grundvertrauen in die Red-
lichkeit, und die Fähigkeit zur Diplomatie sind die abso-
luten Grundlagen für Verhandlungen, ein Vertrauen, das 
mit Zuverlässigkeit erarbeitet werden muss.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sehr zuverlässig, 
die CDU!)

Und wegen dieses Vertrauens darf unser Land eben nie an 
Leute wie Sie fallen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Markus Frohnmaier [AfD]: Das 
entscheidet der Wähler! Sie haben Deutschland 
kaputtgemacht! – Steffen Janich [AfD]: Sie 
haben doch das Land runtergewirtschaftet!)

– Na ja, also, Sie wollen doch die Kapitulation der Ukrai-
ne.
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(Steffen Kotré [AfD]: Wir wollen Frieden! Das 
ist der Unterschied! – Markus Frohnmaier 
[AfD]: Wir wollen Frieden! Sie wollen deut-
sche Soldaten in der Ukraine!)

Wissen Sie was dann folgt? Eine gewaltige Flücht-
lingswelle, weil die Menschen nämlich nicht zur russi-
schen Welt gehören wollen, und das brauchen Sie; denn 
Flüchtlinge sind Ihr Geschäftsmodell.

(Steffen Kotré [AfD]: Sie wollen den Krieg! – 
Markus Frohnmaier [AfD]: Sie haben die 
Grenzen geöffnet! – Lars Haise [AfD]: Sie ha-
ben doch die Grenzen aufgemacht!)

Sie rechnen damit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Niklas Wagener 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zurück zu den Gesprächen in Berlin. Besonders 
möchte ich hervorheben, dass hier die Spitzen der EU 
und vieler europäischer Staaten eingebunden waren, ins-
besondere die von Polen als wichtiger Faktor in Ostmit-
teleuropa und Anrainer mit einer langen Grenze zur 
Ukraine. Ich bin aber auch sicher, dass wertvolle Ein-
schätzungen aus anderen mittel- und osteuropäischen 
Staaten mit in die Beratungen eingeflossen sind. Wir 
sollten hier stark auf die an der Ostflanke von EU und 
NATO gelegenen Freunde hören. Damit meine ich vor 
allem Rumänien, Bulgarien, die Tschechische Republik, 
die Esten, die Letten, die Litauer, aber auch wichtige 
Stimmen aus der Slowakei und Ungarn.

Meine Damen und Herren – mit Blick auf die Uhr –, 
haben Sie gehört, was Putin in seiner Ansprache gestern 
vor der versammelten Militärschaft im Verteidigungs-
ministerium gesagt hat, wie er uns und die Bemühungen 
hier betitelt hat? „Europäische Ferkel“, hat er gesagt – 
„europäische Ferkel“! Das wurde hier zum Teil falsch 
übersetzt. Er sagte nicht „Schweine“; er sagte „Ferkel“.

(Peter Beyer [CDU/CSU]: Das ist auch nicht 
viel besser!)

Wir hätten vor, Russland unter uns aufzuteilen – das sagt 
Putin nach einer Woche, in der hier der Boden für Diplo-
matie und einen anzustrebenden Weihnachtsfrieden be-
reitet wurde.

Er macht selber noch mal klar, mit wem wir es zu tun 
haben. Fürchten wir uns nicht vor Putin! Fürchten wir uns 
nur vor denen, die unsere eigene Kraft kaputtmachen!

(Markus Frohnmaier [AfD]: Und vor der 
CDU!)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Dr. Daniel Zerbin das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Daniel Zerbin (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Bür-

ger! Kommen wir mal wieder zurück zur Sachlichkeit.

(Markus Frohnmaier [AfD]: Sehr gut! – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Gut! – Peter Beyer 
[CDU/CSU]: Aus Ihrem Mund ist das aber ein 
Witz in Tüten!)

Die Berliner Ukrainekonferenz vom 14. und 15. Dezem-
ber hat gezeigt: Die USA und Europa versuchen, um 
Frieden in der Ukraine zu ringen. Es ging um Sicherheits-
garantien, Vorschläge für multinationale Truppen und die 
Idee der Weihnachtsruhe, auch wenn wir immer noch 
nicht wissen, was das genau bedeutet; wir haben ja jetzt 
schon mehrmals nachgefragt.

(Knut Abraham [CDU/CSU]: Was sagt denn 
Moskau?)

Lassen Sie uns doch ehrlich bilanzieren: Der Krieg 
dauert nun fast vier Jahre; die Leidtragenden sind die 
Menschen in der Ukraine und in Russland und letztend-
lich auch wir in Europa, durch steigende Energiekosten 
und Inflation.

Um den aktuellen Krieg zu verstehen, müssen wir auf 
die Ereignisse von 2013 und 2014 zurückblicken. Meine 
Partei hat ja das Motto: „Mut zur Wahrheit!“ Am 01.02. 
und 02.02.2014 war ich aus privaten Gründen in Kyjiw. 
Am 01.02. war ich dort – ich kann mich genau daran 
erinnern, weil ich Geburtstag hatte –,

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herzlichen Glückwunsch!)

und nachher ging es weiter nach Charkiw. Ich war auf 
dem Maidan und habe die Barrikaden gesehen. Da geht 
man durch und macht einen Schlenker nach rechts, und 
dann kommt man zum Regierungsviertel. Da stand der 
Berkut – das ist die ukrainische Bereitschaftspolizei –, 
und man hat den Atem gesehen, der aufgestiegen ist.

Ich habe viele Menschen getroffen, jung und alt, Ar-
beiter und Akademiker. Alle hat eines geeint: Sie alle 
wollten ein besseres Leben haben. Sie hatten eine hohe 
intrinsische Motivation, und sie waren auch zu allem 
bereit. Die Ukraine ist ein souveränes Land, und das 
ukrainische Volk hat das Recht, frei zu sein, und das 
gilt auch für das deutsche.

Ich habe diese Sätze bewusst gewählt, Herr Wagener, 
weil wir selbstverständlich unterschiedliche Perspektiven 
in der AfD haben. Viele Grüße auch von Herrn Palmer!

(Beifall bei der AfD)

Die Lage ist aber komplexer und lässt sich nicht in 
schwarz und weiß aufteilen, so wie Sie das hier machen.

„Ukraine“ bedeutet übersetzt „Grenzland“. Mit der 
Kiewer Rus teilen sich Ukrainer und Russen den gemein-
samen Kern ihrer mittelalterlichen Abstammung. Das hat 
sehr hohe Bedeutung für beide Nationen. Die geogra-
fische Mitte Europas verläuft durch Lwiw, also Lemberg; 
durch die Ukraine verläuft aber auch die Bruchkante 
zwischen Ost- und Westeuropa.
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Am 24.02.2022 ist diese Bruchkante endgültig auf-
gebrochen. Den entstandenen Graben zuzuschütten und 
ganz Europa zu vereinen, darum geht es in den nächsten 
Jahren und Jahrzehnten.

Nach dem Fall der Berliner Mauer hat man bei uns 
allein auf Markt und Handel gesetzt. Dabei wurde voll-
kommen versäumt, eine neue europäische Sicherheits-
architektur zusammen mit Russland zu gestalten. Die 
Ausdehnung der NATO bis an die Grenze Russlands 
wurde dann nachvollziehbar von Moskau als Bedrohung 
empfunden. Diese strategische Fehlentwicklung hat bis 
heute sehr viel Blut gekostet.

Deutschland hat in den letzten Jahren kein gutes Bild 
abgeliefert. Diejenigen, die bis vor Kurzem noch Sol-
daten als Schmuddelkinder betrachtet haben, schreien 
heute nach Militär und geben Hunderte von Milliarden 
für Rüstung aus. Wie naiv und verantwortungslos es war, 
militärische Kompetenzen zu verzwergen, sehen wir ge-
rade im Ukrainekrieg, wo der Stärkere sich durchsetzt.

Meine Damen und Herren, die Berliner Konferenz war 
ein Versuch. Niemand braucht jedoch einen Kalten 
Krieg 2.0. Wer Russland einseitig diabolisiert, schafft 
eine selbsterfüllende Prophezeiung. Im Ukrainekrieg 
sind schreckliche Dinge passiert. Kriegsverbrechen sind 
im christlich geprägten Europa im 21. Jahrhundert eine 
Schande und müssen Folgen haben.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN], an die AfD gewandt: Was ist denn 
los? – Gegenruf der Abg. Diana Zimmer 
[AfD]: Wir hören halt zu!)

Deutschland sollte Selbsthass und Selbstzerfleischung 
hinter sich lassen und nach amerikanischem Vorbild aus 
einer Position der Stärke heraus einen signifikanten Bei-
trag zum Frieden in Europa leisten.

Vielen Dank und frohe Weihnachten.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Ich darf Johannes Schraps für die SPD-Fraktion auf-

fordern und das Wort erteilen.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Johannes Schraps (SPD):
Vielen Dank. – Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Der Berlin-Ukraine-Gipfel in die-
ser Woche war ein Signal. Er war insbesondere für die 
Ukraine und für Europa ein eminent wichtiges politisches 
Signal. Umso wichtiger ist es, dass heute und morgen 
beim Europäischen Rat in Brüssel diesem Signal nun 
auch ganz konkrete Entscheidungen folgen, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen. Denn die Ukraine steht weiterhin 
unter massivem militärischem und finanziellem Druck. 
Über diese Lage haben wir in den vergangenen Tagen 
hier im Plenum in verschiedensten Debatten intensiv ge-
sprochen, nicht zuletzt in der gestrigen Debatte nach der 
Regierungserklärung des Kanzlers.

Ich glaube, wir müssen uns die Lage, gerade was das 
Finanzielle angeht, noch einmal deutlich vor Augen hal-
ten. Denn für die Jahre 2026 und 2027 schätzen die EU- 

Kommission und der Internationale Währungsfonds den 
Finanzbedarf der Ukraine auf rund 137 Milliarden Euro. 
Wichtig ist, das klar einzuordnen. Es geht dabei nicht um 
irgendwelche großen Wiederaufbauprogramme und auch 
nicht um die militärische Unterstützung, die wir leisten. 
Es geht um laufende Staatsausgaben, natürlich um einige 
grundlegende sicherheits- und verteidigungsbezogene 
Ausgaben, aber auch um Löhne, um Renten und Sozial-
leistungen, um den Betrieb zentraler Infrastruktur, um 
Energiesicherheit und natürlich auch um den Ausgleich 
von massiven Einnahmeausfällen, die die Ukraine in den 
letzten Jahren zu verzeichnen hatte. Kurz gesagt: Es geht 
heute und morgen darum, dass der ukrainische Staat 
handlungsfähig bleibt, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Die Lücke, die der IWF und die EU-Kommission hier 
ganz klar identifiziert haben, muss geschlossen werden. 
Erst dann kann überhaupt von einem echten wirtschaftli-
chen Wiederaufbau geredet werden und darüber nach-
gedacht werden, was nach einem Friedensschluss mögli-
cherweise kommen könnte. Wir haben hier in den 
vergangenen Tagen viel über verschiedene Instrumente 
geredet: über Kredite, über Garantien, über Reparations-
darlehen, IWF-Tranchen. Denn schon im Frühjahr 2026 
braucht es dringend Geld. Auch das neue IWF-Pro-
gramm, das sich gerade in Verhandlung befindet, wird 
diese Lücke allein nicht schließen können. Es wird mas-
sive europäische Zusagen brauchen, um dieses Pro-
gramm glaubwürdig zu machen.

Deshalb ist die eigentliche Frage, die wir uns hier heute 
stellen müssen, eine andere: Was wäre denn, wenn wir 
nicht entscheiden würden, wenn es heute oder morgen 
keine Entscheidung gäbe? Denn wenn diese Finanzierung 
nicht zustande kommt, dann reden wir nicht mehr über 
irgendeine abstrakte Haushaltslücke. Das würde ganz 
konkret bedeuten, dass die staatliche Handlungsfähigkeit 
der Ukraine unter Druck gerät, und zwar mitten in einem 
Krieg. Verwaltung, soziale Sicherung, Energieversor-
gung, Verteidigung, alles, was die ukrainische Gesell-
schaft seit vier Jahren mit bemerkenswerter Widerstands-
kraft und Resilienz und unter größten Anstrengungen bis 
heute am Laufen hält, all das geriete möglicherweise 
gleichzeitig ins Wanken.

Ehrlich gesagt, wissen wir – wenn wir uns ein paar 
Jahre zurückerinnern – aus Ländern wie zum Beispiel 
Argentinien, welche Auswirkungen es selbst ohne Krieg 
haben kann, wenn Länder in Zahlungsunfähigkeit gera-
ten. Das würde die Währung unter Druck setzen; es 
würde die Inflation anheizen; es würde die staatliche Ord-
nung destabilisieren. Das ist kein theoretisches Szenario, 
über das wir hier sprechen, sondern das ist die Realität, 
vor der wir mit Blick auf die Ukraine und mit Blick auf 
die europäische Sicherheit stehen.

Genau darauf setzt Wladimir Putin. Der spekuliert da-
rauf, dass die internationale Unterstützung gegenüber der 
Ukraine zunehmend nachlässt, nicht zuerst militärisch, 
sondern finanziell. Er spekuliert darauf, dass wir zögern. 
Er spekuliert darauf, dass wir Dinge vertagen, dass Un-
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sicherheit entsteht. Denn wenn ein Staat wirtschaftlich 
handlungsunfähig wird, dann schwächt das natürlich 
auch seine Verteidigungskraft.

Deshalb, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist die 
Entscheidung, die jetzt in Brüssel ansteht, nicht eine 
rein technische. Das ist eine Entscheidung über Verläss-
lichkeit, über Glaubwürdigkeit und über Verantwortung, 
die wir als Europäer in dieser Zeit miteinander überneh-
men müssen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Hinter all den Zahlen, die in diesem Kontext diskutiert 
werden, stehen Menschen. Reem Alabali Radovan hat zu 
Beginn dieser Debatte sehr eindrücklich skizziert, wie die 
Realität in der Ukraine momentan aussieht: Menschen, 
die seit fast vier Jahren unter diesem russischen Angriffs-
krieg leiden müssen, Menschen, die darauf angewiesen 
sind, dass Schulen offen bleiben, dass Krankenhäuser 
einigermaßen funktionieren, dass Gehälter gezahlt wer-
den, gerade im Krieg.

Der Gipfel in Berlin hat eindeutig gezeigt: Europa will 
Verantwortung übernehmen. Ich hoffe sehr, dass der 
Europäische Rat heute zeigt: Europa will, und Europa 
kann es auch. Sichern wir also die Finanzierung der 
Ukraine, nutzen wir die vorhandenen Mittel, auch das 
eingefrorene Vermögen des russischen Aggressors, und 
zeigen wir, dass europäische Solidarität mehr ist als ein 
bloßes Versprechen, verehrte Kolleginnen und Kollegen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Tobias Winkler 

das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Tobias Winkler (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen 

und Kollegen! Der Ukrainegipfel am Sonntag und Mon-
tag hier in Berlin war in vielfacher Hinsicht bemerkens-
wert. Bundeskanzler Friedrich Merz ist es gelungen, ein 
wichtiges Signal der Stärke auszusenden: an die USA, an 
die Partner in Europa und an Moskau. Der 28-Punkte- 
Plan der USA ist zwar kein Friedensplan, aber er hat 
eine neue Dynamik in den Prozess gebracht. Die unmit-
telbare Reaktion des Bundeskanzlers – übrigens der ein-
zige Europäer, mit dem US-Präsident Trump tele-
fonierte – und die anschließenden Gespräche in Genf 
stehen in einer Linie mit dem Treffen in Berlin. Hier ist 
es nun gelungen, die USA wieder deutlich näher an un-
sere Seite zu bekommen – an die Seite der Ukraine, an die 
Seite der Europäer. Denn es bleibt dabei: Ein dauerhafter 
Frieden in der Ukraine ist nicht über die Köpfe der Ukrai-
ner hinweg zu erreichen. Keine Verhandlungen über die 
Ukraine ohne die Ukraine, und keine Verhandlungen über 
Europa ohne Europa!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deutschland hat in einer kritischen Phase, in der die 
Aufmerksamkeit und die Unterstützung für die Ukraine 
nachließen, Verantwortung übernommen. Viele Staaten 
in Europa – das Baltikum, Polen, Finnland – haben lange 
darauf gewartet, dass wir den Schulterschluss üben, dass 
wir die Stärke Europas zum Tragen bringen. Auch des-
halb wäre es so wichtig, heute in Brüssel beim Europäi-
schen Rat eine Entscheidung herbeizuführen, das ein-
gefrorene russische Staatsvermögen nutzbar zu machen, 
um die Ukraine weiter zu unterstützen.

Das alles kann nur gelingen, wenn wir als Europäer 
gemeinsam agieren. Denn der polnische Premierminister 
Donald Tusk hat völlig recht, wenn er an unser Selbst-
bewusstsein appelliert, indem er sagt: 500 Millionen 
Europäer flehen 300 Millionen US-Amerikaner an, sie 
vor 140 Millionen Russen zu schützen, die seit vier Jah-
ren nicht imstande sind, 40 Millionen Ukrainer zu besie-
gen. – Schauen wir doch nicht voller Angst nach Moskau, 
und hören wir nicht auf die Drohungen, welche immer 
wieder ausgesprochen werden. Schauen wir auch nicht 
verunsichert nach Washington, ob wir gelobt oder ob 
wir kritisiert werden. Schauen wir auf Europa; schauen 
wir auf uns; schauen wir, wie wir unsere Sicherheit schüt-
zen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In der Ukraine tobt der Krieg gegen unsere westliche 
Wertegemeinschaft am sichtbarsten. Er betrifft aber auch 
uns, unsere kritische Infrastruktur, unsere Unterseekabel, 
unsere Stromversorgung, mit drohenden Cyberattacken, 
Überflügen und Luftraumverletzungen. Wie es Friedrich 
Merz gestern in seiner Regierungserklärung gesagt hat: 
„Wir sind kein Spielball von Großmächten“. Wenn wir 
die Prioritäten richtig setzen, sind wir in der Europäi-
schen Union, sind wir in Europa stark genug, um unsere 
Freiheit selbst zu verteidigen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vor 14 Tagen war ich in Wien, beim Ministertreffen 
der 57 Teilnehmerstaaten der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa, der OSZE. Bundes-
außenminister Wadephul hat dort in seinem Statement 
klargemacht, welche bedeutende Rolle die OSZE einneh-
men kann, wenn es um die Sicherung und das Monitoring 
von Waffenstillstand oder Grenzen geht. Diese Rolle 
wurde auch von US-amerikanischer Seite hervorgeho-
ben, die, wie wir, eine Konzentration der OSZE auf die 
Wahrung der zehn Prinzipien der Helsinki-Schlussakte 
fordert. Zu den 57 OSZE-Teilnehmerstaaten gehören ne-
ben uns die USA, die Ukraine und auch Russland, das seit 
dem 24. Februar 2022 jede Woche auf Botschafterebene 
die Möglichkeit hatte, Signale für eine Beendigung des 
Krieges zu senden. So viel übrigens zu dieser haltlosen 
Kritik, es hätte in den letzten Jahren keine diplomatischen 
Kanäle gegeben. Die gab es jede Woche. Aber die Wahr-
heit ist: Diese Gespräche wurden von Russland nie ge-
nutzt. Und es grenzt schon an Ironie, dass die Russische 
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Föderation vor 14 Tagen in Wien ebenfalls forderte, die 
OSZE solle sich wieder auf die Grundprinzipien konzen-
trieren: die Unverletzlichkeit von Grenzen, die Anerken-
nung staatlicher Souveränität, die Beilegung von Kon-
flikten. Es ist einmalig in der Geschichte der OSZE, 
dass ein Teilnehmerstaat gegen alle diese Prinzipien ver-
stößt, ob mit der Annexion der Krim oder der Invasion in 
der Ukraine und dem darauffolgenden Krieg.

Deshalb sage ich von hier aus auch in Richtung Mos-
kau: Sie haben recht, lassen Sie uns zurückkehren zu den 
Prinzipien der OSZE. Achten wir die Souveränität von 
Staaten. Achten wir die Menschenrechte. Achten wir den 
Frieden. Halten wir uns an das, was wir vertraglich zu-
gesichert haben. Fangen Sie in Moskau damit an, dann ist 
dieser furchtbare Krieg, das Töten und das Leid so vieler 
Menschen endlich vorbei!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Dr. David Preisendanz.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. David Preisendanz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wenn wir heute über die Lage in der Ukraine 
sprechen, dann reden wir nur in zweiter Linie über Ab-
schlusserklärungen, 20-Punkte-Pläne und diplomatische 
Prozesse. Vor allen Dingen sprechen wir über Menschen, 
deren Leben von Raketen, Bomben und Fliegeralarm be-
stimmt wird. Es geht um Familien, die vor den Trümmern 
ihrer Heimat stehen, und um Kinder, zu deren Kindheit 
jetzt Luftschutzbunker und Sirenen gehören. Das ist das 
Thema, und das dürfen wir nie aus dem Blick verlieren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Gleichzeitig möchte ich sagen: Die vergangenen Tage 

hier in Berlin waren viel mehr als diplomatische Gipfel-
routine. Es besteht jetzt die Hoffnung, dass wir mit die-
sem Gipfel einen Wendepunkt erreicht haben, und das ist 
vor allen Dingen der Führung unseres Bundeskanzlers zu 
verdanken.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Klare Führung heißt für uns, dass wir uns den Realitäten 
stellen und trotzdem handeln. Und ja, diese Führungs-
rolle ist für uns häufig immer noch nicht selbstverständ-
lich. Es geht nicht darum, dass wir uns einfach nur nach 
vorne drängeln. Nichts liegt der deutschen Außenpolitik 
ferner als so eine „Wir sind wieder wer“-Attitüde. Es geht 
vielmehr darum, unserer Verantwortung in Europa ge-
recht zu werden. Wir sind die mit Abstand größte Volks-
wirtschaft Europas, so groß wie die Summe von immer-
hin 23 EU-Staaten. Mit dieser Stellung geht natürlich 
Verantwortung einher, ob wir sie jetzt suchen oder nicht. 
Helmut Schmidt hat Deutschland in der Weltpolitik zu 
Recht einmal als „Mittelmacht“ beschrieben. Innerhalb 
der Europäischen Union tragen wir aber eine andere Ver-
antwortung. Dort müssen wir nüchtern und verlässlich 

das sein, was die Vereinigten Staaten über viele Jahr-
zehnte für uns waren – nicht aus Dominanzgründen, son-
dern aus Pflichtgefühl. Und genauso nehme ich auch die 
Arbeit der gesamten Bundesregierung wahr.

In diesen Tagen bedeutet das vor allen Dingen das 
dringende Bemühen um ein Friedensabkommen für die 
Ukraine. Eines muss da auch klar ausgesprochen werden: 
Am Ende entscheidet allein die Ukraine über ihr 
Schicksal. Das ist nicht verhandelbar.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Deswegen müssen wir gemeinsam mit der Ukraine auch 
immer wieder auf grundlegende Punkte hinweisen.

Erstens. Niemand kann ernsthaft von der Ukraine er-
warten, ihr Militär in einem Ausmaß zu reduzieren, so-
dass ihre Sicherheit im Wesentlichen auf Vertrauen in 
Dritte beruht. Geschichte und Gegenwart lehren uns, 
dass Frieden ohne glaubhafte Sicherheitsgarantien und 
ohne ernstzunehmende eigene Abschreckung fragil 
bleibt. Frieden braucht Schutz.

Zweitens. Wenn von russischer Seite fortgesetzt erklärt 
wird, man sei zu keinerlei territorialen Zugeständnissen 
bereit, dann ist das eine groteske Umkehrung der Verhält-
nisse. Russland führt einen Angriffskrieg, und es ist kein 
Zugeständnis, den eigenen Angriffsertrag behalten zu 
wollen.

Drittens. Auch das muss klar benannt werden: Bereits 
die Bereitschaft der Ukraine, sich auf einen De-facto- 
Grenzverlauf entlang der aktuellen Frontlinie einzulas-
sen, wäre ein Zugeständnis, ein schmerzhaftes Zu-
geständnis. Wer das ignoriert oder relativiert, verdreht 
die Realitäten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Apropos Realitäten: Es sagt leider viel über Teile die-
ses Hauses aus, dass man offensichtlich nicht in der Lage 
ist, in Schrittfolgen zu denken. Ja, Teil der Abschluss-
erklärung ist auch eine von Europa geführte multinatio-
nale Truppenpräsenz, aber – Schrittfolge! – natürlich erst 
nach Beendigung des Krieges und im Zuge eines Frie-
densabkommens mit Russland. Leider sind bis zu dieser 
Frage aber noch sehr viele Schritte zu gehen, und 
niemand kann einen schnellen Frieden garantieren. Was 
Deutschland aber garantieren kann, ist, auch weiter Ver-
antwortung zu übernehmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Damit darf ich die Aussprache zur Aktuellen Stunde 

zum Berliner Ukrainegipfel beenden.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 12: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Luftsicherheitsgesetzes 

Drucksache 21/3252
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Überweisungsvorschlag:  
Innenausschuss (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Verteidigungsausschuss 
Verkehrsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich darf die Aussprache eröffnen, und als Erstes darf 
ich das Wort erteilen dem Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern, Christoph de Vries, für die Bundes-
regierung.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf macht 
diese Bundesregierung eindeutig klar: Wer mit auslän-
dischen Drohnen unseren Luftraum verletzt oder kriti-
sche Infrastruktur ausspäht, begeht einen Angriff auf un-
seren Staat, und er begeht auch einen Angriff auf die 
Bürgerinnen und Bürger in diesem Land. Deswegen 
gibt es nur einen, der darüber bestimmt, wer und was 
sich in unserem Luftraum bewegen darf, und das sind wir.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Wir verteidigen die Souveränität unseres Landes zu 

Land, zur See und in der Luft, und daher werden wir 
feindliche Drohnen aufspüren, abwehren, abfangen und, 
wenn es notwendig ist, auch abschießen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
ruf von der AfD: Das können Sie doch gar 
nicht!)

Denn die Feinde unserer Ordnung sollen unmissverständ-
lich wissen: Wir sind wachsam, wir sind wehrhaft, und 
wir sind widerstandsfähig.

Wenn man uns testet, dann werden wir handeln, und 
wir handeln bereits mit unserer Drei-Säulen-Strategie, 
die der Minister vorgestellt hat. Er hat vor gut zwei Wo-
chen als erste Säule die neue Spezialeinheit der Bundes-
polizei zur Drohnenabwehr in Dienst gestellt. Diese Ein-
heit erhält die neueste Technik zur smarten Abwehr von 
Drohnen. Damit das Vorgehen der Bundespolizei rechts-
sicher ist, haben wir außerdem heute Morgen das Bundes-
polizeigesetz beraten.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Durch Beratung wird nichts bes-
ser!)

Außerdem haben wir gestern erst als zweite Säule das 
gemeinsame Drohnenabwehrzentrum von Bund und Län-
dern eröffnet, das die Kräfte der Bundespolizei, der Län-
derpolizeien und der Bundeswehr miteinander vernetzt.

Als dritte Säule forcieren wir die Einrichtung eines 
Forschungszentrums im Bereich der Drohnenabwehr 
bei der Zentralen Stelle für Informationstechnik im Si-
cherheitsbereich.

Aber das ist noch nicht alles; wir handeln weiter. Mit 
dem heute vorliegenden Gesetzentwurf erweitern wir im 
Rahmen der Verfassung die Befugnisse der Bundeswehr 

bei der Drohnenabwehr. Und wer mir sagt, dass das ver-
fassungsrechtlich unzulässig sei, dem sage ich nur: Un-
sere Soldatinnen und Soldaten werden seit vielen Jahren 
in anderen Ländern zum Schutz ziviler Infrastruktur auch 
vor nicht militärischen Gefahren eingesetzt. Darüber be-
schwert sich zu Recht niemand. Aber wenn die Bundes-
wehr zum selben Zweck in Deutschland eingesetzt wer-
den soll, wird der Untergang unserer Verfassung 
beschworen. Meine Damen und Herren, unsere Soldatin-
nen und Soldaten gehören in die Mitte unserer Gesell-
schaft.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was ist denn das für eine hanebü-
chene Argumentation?)

Und wenn in der Mitte unserer Gesellschaft Gefahren 
abzuwehren sind, dann werden wir niemals über die 
Grenzen der Verfassung hinausgehen; aber wir werden 
die Grenzen unserer Verfassung ausschöpfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wer hier ständig formalistische Bedenken erhebt, dem 
empfehle ich, seine Perspektive zu überdenken. Unsere 
Perspektive an der Stelle ist sehr klar: Wir stehen auf der 
Seite unserer Polizistinnen und Polizisten; wir stehen auf 
der Seite unserer Soldatinnen und Soldaten; wir stehen 
auf der Seite unserer Bürgerinnen und Bürger, die jeden 
Schutz erhalten, den sie benötigen. Das ist unsere Per-
spektive, liebe Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich will ein Letztes sagen: Drohnenüberflüge und 
Drohnensichtungen haben auch ein kommunikatives Ele-
ment. Wer Drohnen zu uns schickt, will uns nicht nur 
ausspionieren, sondern er will uns auch verunsichern. 
Er will zeigen, wie verwundbar wir sind. Deshalb ist 
dieses Gesetz auch so wichtig, weil wir damit aus Ver-
wundbarkeit Wehrhaftigkeit machen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir schaffen Sicherheit und Vertrauen in diesem Land 
durch Standhaftigkeit und durch Stärke. Darauf können 
sich die Bürgerinnen und Bürger verlassen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Arne Raue das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Arne Raue (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Der Gesetzentwurf zur Än-
derung des Luftsicherheitsgesetzes reagiert auf reale Pro-
bleme, doch ist er an entscheidenden Stellen handwerk-
lich schwach, rechtlich unsauber und in Teilen gefährlich 
unpräzise.
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Die Bedrohungslage ist real; das ist uns bewusst. Droh-
nenflüge über kritischer Infrastruktur nehmen stark zu. 
Flughäfen werden gezielt für Protestaktionen ausgesucht, 
und der Luftverkehr wird dadurch teilweise lahmgelegt. 
Damit könnte ein zentraler Nerv unseres Landes getrof-
fen werden. Zwingend geboten ist deshalb, dass die Bun-
desregierung dieses Problem endlich ernst nimmt und 
handelt.

Schlecht ist dabei aktuell, dass sie es wieder einmal 
viel zu spät tut und dass sie es erneut nicht schafft, ein 
wirklich sauberes, klares und durchdachtes Gesetz vorzu-
legen. Wir wissen, dass bereits seit 2017 europaweit die 
Thematik Drohnen aufs Tableau gehoben ist. Seither sind 
acht Jahre vergangen – wahnsinnige acht Jahre in dieser 
unserer schnelllebigen Zeit.

Ja, der Gesetzentwurf enthält richtige Ansätze; das 
muss man anerkennen. Er erweitert die Befugnisse der 
Streitkräfte zur Drohnenabwehr. Er verschärft Sanktio-
nen bei unbefugtem Eindringen in sicherheitsrelevante 
Bereiche von Flughäfen. Und er beseitigt endlich unnö-
tige Bürokratie bei der Zuverlässigkeitsprüfung staatli-
cher Sicherheitskräfte.

All das ist sinnvoll und anerkennenswert. All das un-
terstützt die Alternative für Deutschland ausdrücklich;

(Beifall bei der AfD)

ja, wir fordern dies sogar umgehend ein. Aber, meine 
Damen und Herren, gute Absichten ersetzen keine gute 
Gesetzgebung.

Besonders deutlich wird das beim neuen Paragrafen 
zur Drohnenabwehr. Dort heißt es, dass die Bundeswehr 
Waffen einsetzen darf, wenn ein – ich zitiere – „besonders 
schwerer Unglücksfall“ droht. Doch was bedeutet das 
konkret? Wann genau ist diese Schwelle erreicht? Wer 
bitte entscheidet darüber und nach welchen klaren Krite-
rien? Welche Maßstäbe gelten hier? Auf all diese Fragen 
gibt dieses Gesetz keine überzeugenden Antworten. Es 
bleibt vage, es bleibt unklar, und es lässt zu viel Inter-
pretationsspielraum.

Gerade wenn es um den untypischen Einsatz von Waf-
fen durch Soldaten im Inland geht, braucht es klare Re-
geln und eindeutige Grenzen. Unbestimmte Rechts-
begriffe sind hier nicht nur schlechter Stil, sie sind ein 
Risiko für unseren Rechtsstaat.

Auch bei den neuen Strafvorschriften setzt sich dieses 
Muster fort. Statt klar und verständlich zu benennen, 
welches Verhalten strafbar ist, arbeitet das Gesetz mit 
komplizierten Verweisungen auf andere Paragrafen.

(Lachen der Abg. Dr. Cornell-Anette 
Babendererde [CDU/CSU])

– Es freut mich, dass Sie mir so zuhören. – So darf 
Strafrecht nicht aussehen. Strafrecht muss verständlich 
sein, nicht nur für Juristen, sondern für jeden Bürger. 
Wer Regeln aufstellt, muss sie auch klar formulieren, 
sonst schafft man keine Rechtssicherheit, man erzeugt 
Rechtsunsicherheit.

(Beifall bei der AfD)

Sicherheit entscheidet sich im Einzelfall nicht in Ar-
beitsgruppen oder Abstimmungsrunden, sondern in Se-
kundenbruchteilen. Eine Drohne wartet nicht auf Zustän-
digkeitserklärungen. Ein handlungsfähiger Staat, meine 
Damen und Herren, braucht klare Zuständigkeiten, klare 
Befehlsstrukturen und rechtlich saubere Grundlagen. 
Dieses Gesetz liefert aber zu wenig davon.

Und trotzdem zeigt sich unsere Alternative für 
Deutschland nicht ablehnend aus Verantwortung für un-
ser Vaterland. Ja, der vorliegende Entwurf ist handwerk-
lich schwach, ja, rechtlich teilweise unsauber formuliert 
und muss dringend nachgebessert werden. Die Alterna-
tive für Deutschland wird diesen Prozess wie immer po-
sitiv begleiten.

Danke sehr.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Daniel Baldy das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniel Baldy (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Raue, ich finde es toll und bemerkens-
wert, dass Sie es geschafft haben, viel heiße Luft zu 
einem Beitrag zum Thema Luftsicherheitsgesetz bei-
zusteuern.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Ansonsten war das aber tatsächlich sehr schwach. Sie 
haben es in vier Minuten nicht geschafft, auch nur einmal 
zu benennen, warum wir das hier machen, nämlich, um 
hybride Bedrohungen und Drohnenangriffe aus Russland 
zu verhindern. Sie haben es kein einziges Mal geschafft, 
das über ihre Lippen zu bringen. Das sagt mehr über Sie 
und Ihre Fraktion als über den Rest des Hauses.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Nächste Woche ist ja bekanntlich Weihnachten. Sie 
alle sind wahrscheinlich schon in voller Vorfreude. Je 
nach Glauben oder Religion bringt die Geschenke be-
kanntlich das Christkind, der Weihnachtsmann oder 
Santa Claus. Was alle gemeinsam haben: Sie bewegen 
sich in der Luft und durch die Luft. Und pünktlich zum 
Heiligabend startet das Nordamerikanische Luftverteidi-
gungskommando, kurz: NORAD; deshalb jährlich die 
Aktion „NORAD Tracks Santa“, bei der man weltweit 
die aktuelle Position und Route des Weihnachtsmanns 
samt seiner Rentiere und Schlitten verfolgen kann.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

Die letzten Wochen und Monate haben uns deutlich 
gemacht: Nicht der Weihnachtsmann und sein Schlitten 
sind eine Gefahr für den Luftraum. Nein, es sind fremde 
und unbekannte Drohnen über kritischer Infrastruktur. 
Während der Weihnachtsmann zumindest bei der Luft-
raumüberwachung in Nordamerika auf dem Schirm ist, 
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waren wir – das müssen wir ehrlich gestehen – in den 
letzten Monaten und Jahren bei Drohnen und auch deren 
Detektion recht hilflos. Dies wird sich nun ändern.

Mit der neuen Drohnenabwehreinheit der Bundespoli-
zei, dem gestern eröffneten Gemeinsamen Drohnen-
abwehrzentrum, der heute Morgen beratenen Novelle 
des Bundespolizeigesetzes und den heute vorgelegten 
vorliegenden Änderungen im Luftsicherheitsgesetz 
macht diese Koalition, macht diese Regierung deutlich: 
Wir nehmen die Bedrohung durch Drohnen ernst. Wir 
handeln entschlossen, und wir werden uns nicht an der 
Nase durch die Manege führen lassen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Cornell-Anette Babendererde [CDU/ 
CSU])

Drohnen waren lange Zeit eine unterschätzte Gefahr. 
Das zeigen die aktuell leider nur bedingt vorhandenen 
Detektions- und Abwehrkapazitäten bei den Polizeien 
in Deutschland.

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter, würden Sie eine Zwischenfrage 

aus der AfD-Fraktion zulassen?

Daniel Baldy (SPD):
Gerne. Also nicht gerne, aber ich lasse sie zu, ja.

(Zurufe von der AfD: Oah!)

Arne Raue (AfD):
Herr Kollege Baldy, erst mal möchte ich sagen: Sie 

bringen mich und die ganze Fraktion hier sehr in Weih-
nachtsstimmung durch Ihre Vorweihnachtsschlitten-
erzählung. Das freut mich sehr um diese Zeit.

Sie sprachen ausdrücklich von den hybriden Angriffen 
der Russen im Luftraum. Sie bezogen sich auf Drohnen-
sichtungen etc. Ist Ihnen bewusst – konkrete Frage, kon-
krete Antwort –, dass nicht eine dieser angeblichen Sich-
tungen oder einer der Abschüsse, die wir durch die 
Medien haben flitzen sehen, als russischer Angriff bestä-
tigt wurde? Ist Ihnen das bewusst?

Danke. 

Daniel Baldy (SPD):
Herr Kollege, Ihnen müsste eigentlich auch bewusst 

sein, dass genau das das Perfide an der hybriden Bedro-
hung ist: die Frage der Attribuierbarkeit. Das betrifft viele 
Bereich, aber klar ist: Deutschland wird an vielen Stellen 
seit mehreren Monaten und Jahren von Russland ange-
griffen – sei es im Cyberraum, sei es durch Sabotage, sei 
es durch Spionage.

Erklären Sie mir doch mal, woher diese ganzen Droh-
nenüberflüge über kritische Infrastrukturen oder über Mi-
litäreinrichtungen kommen sollen? Russland tut es, Russ-
land tut es in Deutschland, Russland tut es in Europa. Und 
wenn Sie fragen, wo wir angegriffen werden, dann 
schauen Sie doch zum Beispiel mal nach Polen, also 
auch in den NATO-Raum. – Nein, Sie können keine 
weitere Zwischenfrage stellen, ich rede gerade. – 

Schauen Sie doch mal in den NATO-Raum: Dort fliegen 
russische Drohnen, und ja, wir werden jeden Tag ange-
griffen. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Und weil dem so ist und zumindest der Großteil der 
Bevölkerung es so akzeptiert – auch wenn manche wei-
terhin ziemlich enge Scheuklappen tragen –, hat gestern 
auch mein Heimatbundesland Rheinland-Pfalz reagiert. 
Gestern hat der Innenminister Michael Ebling neue Tech-
niken und Maßnahmen, neue Wirkmittel der Polizei vor-
gestellt, um Drohnen künftig bekämpfen zu können. 
Auch die Bundeswehr hat diese Fähigkeiten in den letz-
ten Jahren stärker ausgebaut. Deshalb ist es aus unserer 
Sicht nur richtig, Detektions- und Interventionstechnik 
im Rahmen der Amtshilfe bereitzustellen, um Gefahren 
durch Drohnen abzuwehren. Unsere Polizistinnen und 
Polizisten werden handelsübliche Drohnen, wie wir sie 
beispielsweise aus dem Elektromarkt kennen, detektieren 
und abwehren können.

Vorfälle wie die russischen Drohnenüberflüge in Polen 
im September – ich habe es gerade genannt – machen 
aber auch klar: Deutschland muss sich auch gegen mi-
litärische Drohnen wehren können. Die Soldatinnen und 
Soldaten der Bundeswehr können das, und mit diesem 
Gesetz geben wir ihnen auch die Rechtssicherheit, ihre 
Fähigkeiten, ihre Technik, ihre Methoden einsetzen zu 
können, um bewaffnete Drohnen im Ernstfall durch die 
Bundeswehr hier in Deutschland abzuschießen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

Klar ist aber auch: Betreiber kritischer Anlagen und 
Infrastruktur müssen auch ihren eigenen Anteil beim 
Aufspüren und Erkennen von Drohnen leisten können. 
Das KRITIS-Dachgesetz, mit dem wir uns aktuell eben-
falls hier im Parlament befassen, wird Verantwortlich-
keiten beim Schutz kritischer Infrastruktur regeln, und 
dazu gehören eben auch der Schutz vor und die Detektion 
von Drohnenüberflügen.

Diese Koalition hat die Zeichen der Zeit erkannt; denn 
sowohl das vorliegende Gesetz als auch das KRITIS- 
Dachgesetz als auch das Gesetz zur Umsetzung der 
NIS-2-Richtlinie schützen Deutschland vor Gefahren 
durch hybride Angriffe Russlands in jeder Dimension. 
Wir müssen uns heute und eben auch in Zukunft auf 
vielen verschiedenen Ebenen gegen Russland verteidigen 
können, und diese Bundesregierung, diese Koalition 
sorgen mit den genannten Gesetzesvorhaben dafür, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Es braucht aber nicht nur Gesetze, Befugnisse und 

Technik, es braucht gegen hybride Bedrohungen auch 
gesellschaftliche Resilienz; das haben wir auch gerade 
eben wieder gemerkt. Dafür braucht es öffentlich zugäng-
liche Informationen, und ich bin optimistisch, wenn ich 
das als Weihnachtswunsch äußern darf, dass das Innen-
ministerium zeitnah ein solches öffentliches Lagebild, ein 
öffentlich zugängliches Lagebild hybrider Bedrohungen, 
wie auch schon angekündigt, bereitstellen wird, damit 
eben auch in der Öffentlichkeit gewarnt werden kann.

Lassen Sie mich am Ende noch drei Dinge sagen.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                                                                                                                                                                                             5943 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Daniel Baldy 



Erstens. Ich wünsche den Demokratinnen und Demo-
kraten hier im Haus ein schönes und erholsames Weih-
nachtsfest.

(Zurufe von der AfD)
Zweitens. Ich hoffe, dass NORAD auch dieses Jahr 

wieder zuverlässig die Flugroute des Weihnachtsmanns 
präsentieren und anzeigen wird.

Drittens. Falls Sie eine Drohne entweder verschenken 
oder geschenkt bekommen, so vermeiden Sie unbedingt 
die Drohnenflugverbotszonen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Bernd Schattner [AfD]: Das erklärt so einiges, 
Herr Kollege!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Dr. Konstantin 

von Notz das Wort erteilen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! An 
Aufforderungen an das Bundesinnenministerium, endlich 
zu handeln und die sich seit Jahren verschärfende Proble-
matik mit Drohnen in den Griff zu bekommen, hat es 
wahrlich nicht gemangelt. Die Vorschläge der Ampel 
hat die Union pauschal abgelehnt, und die Bundesländer 
sind dementsprechend verzweifelt. Zuletzt hat die IMK 
noch einmal sehr klar formuliert, was dringend zu tun ist.

Manche Länder, zum Beispiel Schleswig-Holstein, ha-
ben die Geduld mit Ihnen verloren und sind teilweise 
selbst aktiv geworden, Herr de Vries; aber es gibt eine 
ganz glasklare Erwartung an Sie, an das BMI, eine Er-
wartung der Länder, der Wirtschaft, der Sicherheits-
behörden, aber vor allen Dingen der Bürgerinnen und 
Bürger, nämlich: Sie alle erwarten völlig zu Recht, dass 
der Staat sie schützt, auch vor vermeintlich neuen Be-
drohungen. Es ist die originäre Aufgabe des Bundes-
innenministers Dobrindt, endlich dafür zu sorgen, dass 
dieser Schutz sichergestellt ist und am Himmel wieder 
Klarheit herrscht, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Aber der Minister zeigt stets gern auf andere: heute auf 

die Bundeswehr, sonst auch gern auf die Länder und die 
Unternehmen. Alle sollen handeln, sich verändern und 
bewegen. In seinem eigenen Aufgabenbereich soll mög-
lichst alles beim Alten bleiben. Doch mit markigen Wor-
ten, Herr de Vries, einem kurzen Helikopterflug des Mi-
nisters ins Drohnenabwehrzentrum und dem 
Anschrauben von Messingschildern ist nichts gewonnen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ich will Ihnen, Herr de Vries, auch wenn Ihre Ausfüh-

rungen zum Einsatz der Bundeswehr im Innern wirklich 
dazu einladen, so dünn wie sie waren, keinen verfas-
sungsrechtlichen Vortrag darüber halten. Aber eines ist 
vollkommen klar: Ohne Spannungs- und Verteidigungs-

fall sind die Möglichkeiten für einen solchen Einsatz 
maximal eng. In speziellen Einzelfällen kann man die 
Bundeswehr sicherlich einbeziehen; aber das Gesamtpro-
blem der Drohnenproblematik – und das weiß wirklich 
jeder – kann man nicht bei der Bundeswehr abladen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. Das ist originäre Aufgabe des 
Bundesinnenministeriums; das ist Gefahrenabwehr, das 
ist Luftsicherheit. Sie müssen sich kümmern!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Genau!)

Herr de Vries, der Bund hat die Gesetzgebungs- und 
die Verwaltungskompetenz. Sie könnten eine bundesein-
heitliche Regelung aus einem Guss schaffen. Sie könnten 
der Bundespolizei die Führung bei dieser wichtigen Auf-
gabe übertragen. Sie könnten alle Akteure an einen Tisch 
bringen, koordinieren, einheitliche Technik beschaffen. 
Stattdessen aber schaffen Sie ein weiteres Zentrum, bei 
dem die wichtigsten Fragen eben nicht geklärt sind. Das 
lassen Sie jetzt so lange laufen, bis etwas passiert, und 
dann wäscht wieder jeder seine Hände in der Unschuld 
fehlender Zuständigkeit.

Der Bundesinnenminister scheut hier offenkundig und 
schlicht die Verantwortung. Und das ist nach der Zeiten-
wende einfach zu wenig, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie schon nicht auf uns hören, dann hören Sie 
wenigstens auf die Wirtschaft! Die kritisiert, dass es nicht 
vorangeht und es bei der Bundesregierung noch nicht mal 
einen Single Point of Contact gibt, sondern man bei die-
sem Thema zwischen verschiedensten Häusern und Auf-
sichtsbehörden von Pontius zu Pilatus laufen muss. Und 
die Wirtschaft macht auch konkrete Vorschläge: ein für 
sie zugängliches Lagebild für den unteren Luftraum, 
klare Regulierung des privaten Gebrauchs von Drohnen 
und europäische Standards für die Drohnenerkennung. 
All das muss dringend kommen.

Aber unsere aktuellen Sicherheitsprobleme gehen weit 
über die Drohnen hinaus. Am Freitag hat die Bundes-
regierung bestätigt, dass Russland uns vor und während 
des Bundestagswahlkampfs mit Desinformationskam-
pagnen und Cyberattacken angegriffen hat. Unsere Wah-
len wurden illegitim beeinflusst. Wo sind Ihre Sofortpro-
gramme und all das, was wir brauchen?

(Zuruf des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD])

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sie liefern nicht, Sie kommen nicht aus dem Quark. 
Das ist zu wenig.

Frohe Weihnachten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Die Linke darf ich das Wort Jan Köstering erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Jan Köstering (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! Das Ministerium von Herrn Pistorius warnt in Sa-
chen Zivilschutz und Katastrophenhilfe eigentlich seit 
Monaten, dass die Bundeswehr im Ernstfall für viele 
Aufgaben, die früher im Rahmen der Amtshilfe ganz 
selbstverständlich von der Bundeswehr geleistet wurden, 
nicht bereitstehen werde. Zeitgleich kommt nun aus dem 
Ministerium von Herrn Dobrindt eine Änderung des 
Luftsicherheitsgesetzes, die nicht nur mehr und schnel-
lere Amtshilfe durch die Bundeswehr einleitet, sondern 
sogar die Bundeswehr zu einem der Hauptakteure in der 
inländischen Drohnenabwehr machen soll.

Bei Herrn Dobrindt und Herrn Pistorius weiß die linke 
Hand nicht, was die rechte tut. Warum Sie das dennoch 
auf den Weg bringen, wird relativ schnell klar: Sie wollen 
§ 13 Absatz 2 Luftsicherheitsgesetz ändern und dafür 
sorgen, dass das Bundesverteidigungsministerium allein 
über den Einsatz der Streitkräfte zur Drohnenabwehr ent-
scheidet. Mehr noch: Diese Entscheidung soll dann auch 
noch im Verteidigungsministerium delegiert werden dür-
fen, beispielsweise an den Inspekteur der Luftwaffe. Das 
ist nichts anderes als der Einsatz der Bundeswehr im 
Innern, und dazu sagen wir: Nein!

(Beifall bei der Linken)
Meine Damen und Herren, das ist eine folgenschwere 

Entscheidung. Da im Gesetz die Einsatzmittel nicht be-
grenzt werden, kann unter dem Vorwand der Abwehr von 
Drohnen eigentlich fast jede schießende Einheit der Bun-
deswehr im Inland zum Einsatz gebracht werden, sofern 
ein Militärverantwortlicher der Meinung ist, diese Ein-
heit sei jetzt geeignet, Drohnen abzuwehren. Dieses Vor-
gehen ist grob fahrlässig und lässt sich eben nicht mit 
dem Grundgesetz vereinbaren.

(Beifall bei der Linken)
Die Bundesregierung räumt im Gesetzentwurf ein, 

dass sie mit Gedankenkonstrukten arbeitet und von Wahr-
scheinlichkeiten ausgeht. Ich zitiere:

„Aufgrund der teilweise hohen Leistungsfähigkeit 
der Drohnen ist es denkbar, dass die Flüge im Auf-
trag fremder staatlicher Stellen durchgeführt wer-
den.“

Wenn die Regierung Merz doch nur genauso schnell 
auf andere denkbare oder, Gott behüte, mal auf reelle 
Szenarien reagieren würde! Der Klimawandel ist nicht 
nur denkbar, er ist Realität.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Altersarmut? – Nicht nur denkbar, Realität! Eine Alien- 
Invasion vom Planeten Vulkan? – Selbst das ist denkbar, 
aber ungefähr so glaubhaft, wie dass das „C“ in CDU für 
„christlich“ steht.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Und denkbar macht etwas noch lange nicht sinnvoll, und 
es macht es nicht notwendig, aktionistisch zu handeln.

Bislang ist die Wirksamkeit der allermeisten vor-
gestellten Drohnenabwehrsysteme nur dann gegeben, 
wenn sie bereits vor Ort sind, weil die mögliche Gefähr-
dung vor Ort erkannt worden ist und eine Gefahr abge-
wehrt werden soll.

Für die Gefahrenabwehr in diesem Land sind immer 
noch die Polizeien zuständig, Und weil nahezu sämtliche 
zur Drohnenabwehr nötigen Mittel ohnehin erst einmal 
beschafft werden müssen, gibt es absolut keinen Grund, 
diese Mittel nicht mit klaren Regeln, die Missbrauch aus-
schließen, in die Hände der Polizei zu geben.

(Beifall bei der Linken)

Schutz von Bahn, Flug- und anderen Hafenanlagen? – 
Klassische Aufgabe der Bundespolizei. Schutz von Ver-
anstaltungen? – Klassische Aufgabe der Länder. Warum 
also die Bundeswehr involvieren, wenn diese aktuell oh-
nehin größere Sorgen hat, die Bündnisverpflichtungen im 
Rahmen der NATO nicht erfüllen zu können, und alles 
zusammenkratzt, was an Kräften zur Verfügung steht, um 
eine Einheit im Baltikum zu stellen?

Diese Bundesregierung hat keine Sicherheitsstrategie, 
und das halte ich mit Blick auf die tatsächlich gegen-
wärtigen Gefahren für fahrlässig und gefährlich.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Cornell- 

Anette Babendererde das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die-

sen Gesetzentwurf sehe ich als einen Baustein von vielen 
in einer veränderten Sicherheitsarchitektur – endlich! Sa-
botage, Spionage, Desinformation und das gezielte Aus-
nutzen von Sicherheitslücken: Das sind die subtilen For-
men der Kriegsführung der Feinde unserer Demokratie. 
Verunsichern, Ängste schüren, die Wirtschaft schwächen, 
den gesellschaftlichen Frieden stören und das Vertrauen 
in unsere Institutionen untergraben: Genau das wollen 
unsere Feinde erreichen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Herr Raue, es ist bezeichnend, dass Sie und Ihre Fraktion 
diese Gefahr und die jahrelange Spionage und Sabotage 
aus Russland so verharmlosen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Dr. Konstantin 
von Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Unsere Gegner nehmen mit Vorliebe einen äußerst sen-
siblen Teil unserer kritischen Infrastruktur ins Visier: den 
Luftverkehr, der offen, hochkomplex und für das Funk-
tionieren unseres Landes unverzichtbar ist. Ein Angriff 
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oder eine Störung in diesem Bereich betrifft nicht nur den 
einzelnen Flughafen, sondern die Sicherheit des gesam-
ten Landes.

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Luftsicher-
heitsgesetzes ziehen wir aus dieser veränderten Bedro-
hungslage die richtigen Konsequenzen. Wir stärken die 
rechtlichen Grundlagen, schaffen klare Zuständigkeiten, 
verbessern den Schutz von Flughafengeländen vor un-
erlaubtem Eindringen, Sabotage und gezielten Störun-
gen, und wir führen angemessene Konsequenzen bei Zu-
widerhandlungen ein. Denn, meine Damen und Herren: 
Wer unbefugt in den Sicherheitsbereich eines Flughafens 
eindringt, der verübt kein Kavaliersdelikt. Der verübt 
einen ernstzunehmenden Angriff auf unsere Sicherheits-
architektur,

(Arne Raue [AfD]: Linke Störer!)
unabhängig davon, ob dieser aus Protest, wie beispiels-
weise von Klimaaktivisten,

(Arne Raue [AfD]: Genau!)
aus krimineller Energie oder im Rahmen hybrider Ein-
flussnahme feindlicher Mächte erfolgt. Deshalb ist es ein 
wichtiges Zeichen, dass wir diese Fälle künftig mit Mit-
teln des Strafrechts sanktionieren.

Ich danke dem Bundesinnenminister ausdrücklich da-
für, dass er nicht nur die erforderlichen gesetzgeberischen 
Schritte unternimmt. Nein, gestern wurde in Berlin- 
Kreuzberg auch das in kürzester Zeit geplante Gemein-
same Drohnenabwehrzentrum von Bund und Ländern er-
öffnet. Dort werden künftig Informationen von Bundes- 
und Landespolizeien, der Bundeswehr sowie den Nach-
richtendiensten zusammengeführt. Durch ein gemein-
sames Lagebild werden so Gefahren frühzeitig erkannt 
und effektiv bekämpft.

Kolleginnen und Kollegen, mit dem vorliegenden Ge-
setzentwurf werden wir unsere Freiheit, unsere Mobilität 
und unsere Infrastruktur schützen. Wir handeln ent-
schlossen, rechtlich klar, politisch verantwortungsvoll 
und sicherheitspolitisch wachsam. Diese Bundesregie-
rung steht für einen starken Staat, der seine Bürger 
schützt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Otto Strauß das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Otto Strauß (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir beraten 

heute den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Luftsicherheitsgesetzes. Eines muss man gleich zu 
Beginn klar festhalten: Das Luftverkehrsgesetz und die 
LuftVO haben Sie nicht gelesen. Anlass für diesen Ent-
wurf waren doch die Meldungen über Drohnen bei Flug-
häfen und anderen kritischen Infrastrukturen. Doch das 
ignorieren Sie in Ihrem Placebogesetz. Sie verkaufen es 
als Beitrag zu mehr Sicherheit. Tatsächlich aber legen Sie 
einen Entwurf vor, der an entscheidenden Stellen unklar 

bleibt, zentrale Risiken ausblendet und die Realität 
schlicht ignoriert.

Besonders deutlich wird das beim Umgang mit Droh-
nen. Drohnen sind längst Massenware. Man bekommt sie 
heute im Supermarkt oder per Mausklick im Versand-
handel vollkommen unkompliziert, vollkommen unkon-
trolliert. Der Käufer erhält bis heute keinerlei Informatio-
nen darüber, was er darf und was er nicht darf. Das ist 
sicherheitspolitisch fahrlässig. Wer hier von mehr Schutz 
spricht, verweigert sich der Verantwortung im Alltag.

Deshalb gehört zu jeder Drohne zwingend eine Art 
Beipackzettel, in dem die gesetzlichen Bestimmungen 
klar und unmissverständlich aufgeführt sind.

(Daniel Baldy [SPD]: Sie reden doch sonst 
immer von Eigenverantwortung!)

Wer fliegt, muss wissen, was erlaubt ist und was strafbar 
ist. Und wenn wir wirklich auf der ganz sicheren Seite 
sein wollen, dann müssen alle Drohnen, die nach 
Deutschland geliefert werden, mit einem GPS-Tracker 
ausgerüstet sein. Nur so lassen sich Standort und Käufer 
eindeutig feststellen. Nur so können kritische Infrastruk-
turen wie Flughäfen durch Geofencing wirksam ge-
schützt werden. Alles andere ist längst in den Abschnit-
ten 2 und 3 des Luftsicherheitsgesetzes angelegt. Sie 
nutzen diese Instrumente nur nicht.

Was wir brauchen, sind klare Regeln für zu sanktionie-
rende Handlungen. Schreiben Sie diese klar und deutlich 
in das Gesetz, nicht versteckt hinter Querverweisen, Ver-
ordnungen und juristischen Verrenkungen. Ross und Rei-
ter gehören genannt, damit der Bürger weiß, woran er ist.

Meine Damen und Herren, Sicherheit entsteht nicht 
durch halbherzige Gesetze, sondern durch Klarheit, Kon-
sequenz und den politischen Willen, Probleme wirklich 
zu lösen. Dieser Gesetzentwurf ist nichts weiter als Pa-
pierverschwendung und ein Placebo für eine vermeintli-
che Sicherheit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU Sebastian Schmidt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sebastian Schmidt (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit 

Monaten erleben wir Drohnenüberflüge an Flughäfen, 
Kraftwerken und Bundeswehrstandorten. Bereits jetzt 
sind erhebliche Schäden entstanden. Die Gefährdungs-
lage entwickelt sich hoch dynamisch. Drohnen – ur-
sprünglich für den Freizeitbetrieb gedacht – werden als 
Waffen gegen unsere Sicherheit missbraucht. Verant-
wortliche bleiben oft im Dunkeln.

Um dieser neuen Qualität der Bedrohung zu begegnen, 
braucht es klare rechtliche Grundlagen und schnelle Ent-
scheidungen. Und diese Bundesregierung liefert an dieser 
Stelle.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                            5946 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Cornell-Anette Babendererde 



(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Bundeswehr wird rechtlich befähigt, der Polizei beim 
Abschuss von Drohnen Amtshilfe zu leisten.

Meine Damen und Herren, kein Gesetz kann alle Ge-
fahren bannen. Wir befinden uns im ständigen Wettlauf 
zwischen Bedrohung und Abwehr. Eines ist klar: Die 
Regierung und diese Koalition schaffen neue rechtliche 
Rahmenbedingungen. Damit können Polizei und Bundes-
wehr ihre bereits vorhandenen Kompetenzen und Kapa-
zitäten sofort einsetzen.

Parallel schließen wir eine Lücke. Die neue Drohnen-
abwehreinheit der Bundespolizei ergänzt das Gesetz und 
zeigt, dass wir das Problem ganzheitlich angehen. For-
schung, Entwicklung und Erprobung sind wichtig und 
werden gestärkt. Start-ups überall im Land, auch bei 
mir im Wahlkreis, entwickeln neue Technologien. Wir 
unterstützen sie, damit ihre Ideen schnell zum Einsatz 
kommen. Auch die Betreiber kritischer Infrastrukturen – 
das wurde schon angesprochen – müssen Verantwortung 
übernehmen. Denn Sicherheit ist eine gemeinsame Auf-
gabe von Staat und Gesellschaft.

Meine Damen und Herren, neben der Gefahr durch 
Drohnen gehen wir auch gezielt gegen die Personen 
vor, die den Flugverkehr stören und bedrohen, indem 
sie sich auf den Flugbahnen festkleben. Das Recht auf 
Protest ist ein hohes Gut in unserem Land. Aber gerade 
weil es ein hohes Gut ist und wir rechtlich abgesicherte 
Räume für Protest haben, ist es inakzeptabel, den Protest 
dorthin zu verlagern, wo hohe Sachschäden entstehen 
und auch Menschen gefährdet werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die strafrechtliche Verschärfung schließt eine Lücke und 
ist deshalb ausdrücklich zu begrüßen.

Lieber Herr von Notz, wir kommen beide aus Schles-
wig-Holstein,

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja!)

und unsere Parteien führen die schleswig-holsteinische 
Landesregierung an. Wir erkennen, dass Schleswig-Hol-
stein eine gute Arbeit macht, aber auch wir als Bund 
gehen hier gut voran.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Für Schleswig-Holstein stimmt 
das! Hier fehlen Ihnen die Grünen!)

Denn Gefahrenabwehr ist zwar verfassungsrechtlich ori-
ginäre Aufgabe der Länder, aber gut ist es doch, wenn 
Bund und Land hervorragend zusammenarbeiten.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, nach dieser intensi-

ven Aussprache über die Änderung des Luftsicherheits-
gesetzes denke ich, in Ihrer aller Namen sagen zu dürfen, 

dass auch in diesem Jahr vom 24. bis 26. Dezember in der 
Luft Bewegungen von fliegenden Rentieren mit einem 
Herrn mit rotem Mantel nicht dazuzählen und diese 
auch nicht zum Abschuss freigegeben werden.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der SPD und der Linken)

Ich darf darauf hinweisen, dass interfraktionell die 
Überweisung des Gesetzentwurfes auf der Drucksache 
21/3252 an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse vorgeschlagen ist. Gibt es weitere Überwei-
sungsvorschläge? – Das kann ich nicht erkennen. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 23: 

Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Arbeit und Soziales 
(11. Ausschuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Ulrike Schielke-Ziesing, René Springer, Peter 
Bohnhof, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Rentnerarmut in Deutschland – Einführung 
eines 25-Prozent-Freibetrages in der Grund-
sicherung

Drucksachen 21/2718, 21/3354

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten ver-
einbart worden.

Ich darf die Aussprache eröffnen und Angelika 
Glöckner von der SPD das Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD)

Angelika Glöckner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! In meinem Wahlkreis Pirmasens, in dem zum Bei-
spiel auch Zweibrücken liegt, leben viele Menschen, die 
ihr Leben lang hart gearbeitet haben: Beschäftigte der 
Schuhindustrie, Reinigungskräfte, Handwerkerinnen 
und Handwerker. Das sind Menschen, die früh aufgestan-
den sind, die angepackt haben und die heute eines ge-
meinsam haben: Sie sind im Alter fast alle vollständig 
auf die gesetzliche Rente angewiesen. Diese Menschen 
haben keine zweite oder dritte Rentensäule. Für sie gilt 
ganz klar: Jeder einzelne Euro aus der gesetzlichen Rente 
zählt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Deshalb war es so richtig und notwendig, dass wir als 

Regierungskoalition die Haltelinie von 48 Prozent gesi-
chert haben. Sie sorgt dafür, dass Rentnerinnen und Rent-
ner finanziell nicht abgehängt werden. Sie ist ein Schutz-
schild gegen Armut.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Gestern hat das Kabinett beschlossen, die Rentenkom-

mission einzusetzen. Vorschläge für eine auskömmliche 
und zugleich bezahlbare Rente sollen erarbeitet werden. 
Im Fokus stehen alle Generationen – heutige und künftige 
Rentner. Das Ziel ist klar: von der Rente leben können 
ohne Gang zum Sozialamt.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                                                                                                                                                                                             5947 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Sebastian Schmidt 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/027/2102718.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/033/2103354.pdf


Und dann kommt die AfD und will es mal wieder 
besser wissen als jede Expertinnen- und Expertenkom-
mission.

(Stephan Brandner [AfD]: Was heißt denn, 
„will“? Wir wissen es! – Weiterer Zuruf von 
der AfD: Wir sind Experten!)

Der große Wurf, ehrlich gesagt, ist das nicht. Im Gegen-
teil: Die AfD entdeckt plötzlich das Herz für Rentnerin-
nen und Rentner, die ergänzende Grundsicherungsleis-
tungen benötigen. Teile der Renten sollen nicht mehr 
angerechnet werden,

(Zuruf der Abg. Ulrike Schielke-Ziesing 
[AfD])

damit unter dem Strich mehr bleibt. Uns als SPD ist das 
ein wichtiges Thema. Aber mit Verlaub: Ihnen kaufen wir 
das nicht ab.

(Zuruf von der AfD: Das ist doch kein Argu-
ment!)

Ich sage Ihnen auch, warum: In den letzten Monaten 
haben Sie in den Diskussionen über das Bürgergeld ge-
gen Menschen in Not gehetzt.

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Ihr hattet die 
Chance! Ihr habt es nicht geschafft!)

Sie haben die Bezieher von Sozialleistungen diffamiert, 
und vor noch nicht mal zwei Wochen haben Sie die Halte-
linie bei 48 Prozent abgelehnt,

(Thomas Stephan [AfD]: Weil sie lächerlich 
ist! Sie ist viel zu niedrig!)

mit der Begründung, die Rentenkassen würden mit Un-
terstützung von Steuermitteln geplündert. Genau so ha-
ben Sie es hier gesagt. Heute stellen Sie sich hierhin und 
fordern Unterstützung für Rentnerinnen und Rentner. 
Und raten Sie mal woraus? Aus Steuermitteln.

Ja, da muss man sagen: Was wollen Sie denn nun? Sie 
wechseln Ihre Positionen – einmal gegen Steuermittel, 
einmal mit Steuermitteln – wie ein Chamäleon seine Far-
be. Dieser Antrag ist unglaubwürdig. Das ist keine Sozi-
alpolitik, das ist Showpolitik.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Thomas Stephan [AfD]: Es 
geht um Menschen!)

Und es kommt noch schlimmer: Dieser Antrag ist 
handwerklich schlecht gemacht. Er ist verfassungsrecht-
lich nicht haltbar. Sie picken einfach einzelne Gruppen 
heraus und begründen gar nicht genau, warum. Fairness 
ist keine ordentliche Begründung. Sie bauschen Bürokra-
tie auf.

Das alles, Kolleginnen und Kollegen, ist für uns nicht 
hinnehmbar. Die SPD lehnt das ab. Wir stehen für eine 
starke Rente für alle.

Ihren Antrag lehnen wir entschieden ab.
(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Entschieden 

sogar!)
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD darf ich Ulrike Schielke-Ziesing das Wort 

erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Ulrike Schielke-Ziesing (AfD):
Herr Präsident! Liebe Kollegen! Verehrte Bürger! Zu-

rück zur Sachlichkeit.
(Lachen bei Abgeordneten des BÜNDNIS-

SES 90/DIE GRÜNEN)
Ich freue mich, heute unseren dritten Rentenantrag inner-
halb weniger Wochen vorzustellen, der da heißt: „Rent-
nerarmut in Deutschland – Einführung eines 25-Prozent- 
Freibetrages in der Grundsicherung“. Wenn Ihnen der 
Titel bekannt vorkommt, dann ist das richtig; die Forde-
rung hatten wir bereits 2019 in einem Antrag gestellt, 
auch damals nicht ohne Grund.

Liebe Kollegen, seit damals hat sich die Notwendigkeit 
für eine solche Regelung leider nicht verringert, sondern, 
im Gegenteil, noch verschärft.

Erstens. Immer mehr Menschen rutschen im Alter in 
die Grundsicherung. Fast 1,3 Millionen Rentner waren 
Ende 2024 auf Grundsicherung angewiesen. In nur vier 
Jahren stieg der Anteil um mehr als 30 Prozent.

(Angelika Glöckner [SPD]: Weshalb sind Sie 
dann gegen die 48 Prozent Haltelinie?)

In dieser Zeit hatten wir einen SPD-Sozialminister.
Zweitens. Der Grundrentenzuschlag à la SPD hat sich 

seit 2020 als das entpuppt, was er immer wahr: teuer und 
völlig am Bedarf vorbei.

Drittens. Was nützt die schönste Mütterrente, wenn 
diese auf die Grundsicherung angerechnet wird? Gar 
nichts.

Das sind systemische Unwuchten, die wir mit ein-
fachen Mitteln beheben können und wollen, und zwar 
mit einem Freibetrag. Das heißt, dass der Staat den Bür-
gern eben nicht die ganze Rente wegnimmt, wenn sie im 
Alter auf Grundsicherung angewiesen sind, sondern ein 
Teil der Rente vor dem Zugriff geschützt ist – 25 Prozent 
oder mindestens 100 Euro. Das gilt im Übrigen auch für 
die Mütterrente. Wir als AfD sagen: Auch wer arm ist, 
aber gearbeitet und von seinem Einkommen Rentenbei-
träge gezahlt hat, muss doch am Ende deutlich mehr 
haben als jemand, der nie gearbeitet hat.

(Beifall bei der AfD)
Das ist auch eine Frage der Gerechtigkeit, finden wir.

Liebe Kollegen, es gibt viele Gründe, weshalb Men-
schen eine niedrige Rente erhalten: Arbeitslosigkeit, Kin-
dererziehung, aber vor allem eine langjährige Beschäfti-
gung im Niedriglohnsektor. Der wurde damals auf 
Geheiß der SPD gefördert, und das Ergebnis sehen wir 
heute: Kleine Löhne ergeben kleine Renten.

(Angelika Glöckner [SPD]: Mindestlohn! Ta-
riftreue!)

Und natürlich: schlechte Rentenpolitik, das heißt, ein zur 
Minimalsicherung heruntergewirtschaftetes System, ein 
geradezu erbärmliches Rentenniveau und eine beitrags-
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finanzierte Sozialversicherung, der über die Jahre immer 
neue Belastungen zugemutet wurden! Als Folge finden 
sich nun Millionen Arbeitnehmer im Alter plötzlich auf 
Armutsniveau wieder.

Auch deshalb laufen wir nicht nur beim Bürgergeld in 
eine staatliche Legitimitätskrise. Fast 20 Prozent aller 
Menschen über 65 sind armutsgefährdet, und die Durch-
schnittsrente liegt nur 100 Euro darüber. Das ist zu wenig. 
Liebe Kollegen, das ist zu wenig für den Strom, zu wenig 
zum Heizen, zu wenig zum Leben.

Der Anstieg der Altersarmut ist dramatisch. In keiner 
anderen Alterskohorte steigt die Verschuldung so steil an 
wie in der Generation über 70, ausgerechnet in der Ge-
neration, die gelernt hat, jeden Pfennig umzudrehen. Das 
ist die Generation, die lieber im Dunkeln sitzt, als Hilfe 
zu beantragen.

Das alles ist nicht neu. Die Zahlen werden regelmäßig 
aktualisiert, wie der Wetterbericht, aber leider auch so 
behandelt, nach dem Motto „Nicht schön, aber nicht zu 
ändern“. Aber das stimmt nicht. Eine gute Rentenpolitik 
wäre zum Beispiel der Anfang. Leider sind es genau 
dieselben Parteien, die auf der einen Seite die Altersarmut 
beklagen und auf der anderen Seite dafür verantwortlich 
sind,

(Beifall bei der AfD)

denen es nie sozial und solidarisch genug zugehen kann, 
die Milliardendummen ins Ausland verschieben, unsere 
wirtschaftlichen Grundlagen ruinieren und zur Ver-
armung ganzer Bevölkerungsschichten beitragen.

Das erzeugt natürlich Handlungsdruck. Nur deshalb 
kam Herr Heil ja damals überhaupt auf die Idee mit der 
Grundrente, seinem Lieblingsprojekt. Wie alles, was sich 
die SPD ausdenkt, ist sie sehr teuer, fürchterlich kom-
pliziert und garantiert nutzlos,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

ein Perpetuum mobile der linken Fürsorge sozusagen, bei 
der eine Intervention die nächste nach sich zieht.

Warum erzähle ich das? Weil es erstaunliche Parallelen 
gibt zur heutigen Situation. Auch 2019 gab es Parteire-
bellen, die aus gutem Grund dagegen waren, zum Bei-
spiel den damaligen Chef der Jungen Union, Tilman 
Kuban, der dann auch dagegengestimmt hat. Damals 
sagte ein gewisser Herr Merz zur Grundrente, sie sei ein – 
Zitat – „schwerer Fehler im System“. Die Gründe waren 
dieselben wie heute, nämlich die finanziellen Belastun-
gen für die jüngere Generation. Und auch damals knickte 
die CDU vor der SPD ein.

Gebracht hat es nichts außer einer weiteren Ver-
mischung von Versicherung und Fürsorgesystem und ei-
ner weiteren Entmündigung der Bürger durch eine ver-
fehlte und leichtfertige Politik, die den Bürgern immer 
nur nimmt und nichts gibt. Diesen Weg will die Koalition 
jetzt fortführen. Und solange das so ist, wird auch weiter 
Altersarmut herrschen.

Liebe Kollegen, deshalb brauchen wir Maßnahmen, 
um arme Rentner zu entlasten. Ein angemessener Frei-
betrag erfordert keine umständlichen Berechnungen und 
scheitert nicht an irgendwelchen Zugangshürden. Ein 

Freibetrag, so wie wir ihn hier vorschlagen, ist einfach, 
praktikabel, schafft mehr soziale Sicherheit und auch 
mehr Gerechtigkeit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die CDU/CSU-Fraktion darf ich Dr. Stefan Nacke 

das Wort erteilen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Worüber wir heute sprechen, ist eine weitere 
Nebelkerze der AfD. Sie versucht, den Eindruck zu er-
wecken, sie stehe an der Seite der Benachteiligten. Das 
tut sie aber nicht. Als wir, Union und SPD, 2021 den 
Grundrentenzuschlag eingeführt haben, hat die AfD ge-
gen das Gesetz gestimmt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Ja! Weil es 
dämlich war!)

Die AfD wollte damals nicht, dass Rentnerinnen und 
Rentner bessergestellt werden, die trotz langer Versiche-
rungszeiten nur sehr niedrige Rentenanwartschaften er-
worben haben.

Wir als Union wollen den Versicherungsgedanken wei-
ter stärken: dass eigene Beiträge auch zu Rentenleistun-
gen führen. Und wir müssen weiterdenken. Der jetzt ein-
gesetzten Rentenkommission kommt dabei eine zentrale 
Rolle zu. Sie ist eine Alterssicherungskommission, die 
viel mehr als nur die gesetzliche Rentenversicherung in 
den Blick nimmt.

Seit einem Vierteljahrhundert steht unser Alterssiche-
rungssystem auf diesen drei Säulen: der gesetzlichen 
Rentenversicherung, der betrieblichen und der privaten 
Altersvorsorge. Doch noch immer hinken betriebliche 
und private Altersvorsorge hinterher. Laut Alterssiche-
rungsbericht sparen lediglich 16 Prozent der Beschäftig-
ten für ihre Altersvorsorge in beiden Bereichen, und 
38 Prozent haben überhaupt keine Zusatzvorsorge. Das 
zeigt uns, dass noch sehr viel zu tun ist.

Die Rentenkommission muss deshalb die grundlegen-
den Fragen zur Alterssicherung angehen: Was soll jede 
der drei Säulen leisten? Und welche Risiken sollen ins-
besondere in welcher Säule langfristig abgesichert wer-
den?

Die Rentenversicherung übernimmt zahlreiche zusätz-
liche wichtige Aufgaben: Erwerbsminderungsrenten, 
Hinterbliebenenrenten, Rehabilitations- und Präventions-
maßnahmen. Diese Aufgaben sind wesentliche Bestand-
teile unserer sozialen Sicherung und werden von der be-
trieblichen und der privaten Altersvorsorge häufig nicht 
abgedeckt. Betriebliche und private Altersvorsorge müs-
sen als eigenständige und pfändungssichere Säulen der 
Altersvorsorge weiter gestärkt werden. Sie dürfen nicht 
länger nur als Instrumente der Mitarbeiterbindung in den 
Unternehmen gesehen werden.
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Der individuelle Erwerbsverlauf bestimmt darüber, 
wie viel Geld den Menschen im Alter zur Verfügung 
steht. Die Kommission muss sich auch mit der Frage 
beschäftigen, wie wir zukünftig sicherstellen, dass Be-
schäftigungsverhältnisse so ausgestaltet sind, dass Men-
schen durch ihre eigenen Beiträge eine gute Altersvor-
sorge haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir müssen natürlich auch auf die Finanzierungsfrage 
schauen. Die OECD hat kürzlich wieder eine umfassende 
Analyse zur Rentenfinanzierung veröffentlicht. Dabei 
zeigte sich, dass der Beitragssatz für obligatorische Al-
tersvorsorgesysteme in vielen europäischen Ländern wie 
Österreich, Schweiz, Frankreich oder Großbritannien, um 
nur einige zu nennen, deutlich höher liegt als in Deutsch-
land. Das bedeutet, dass wir langfristig auch bei uns dafür 
sorgen müssen, dass sich alle an allen drei Säulen betei-
ligen können und auch beteiligen werden.

Nicht zuletzt brauchen wir Maßnahmen, die sicherstel-
len, dass das tatsächliche Renteneintrittsalter nicht wie 
heute knapp drei Jahre hinter der Regelaltersgrenze zu-
rückbleibt. Das können wir uns schlicht und einfach nicht 
mehr leisten.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Kommission muss sich sowohl mit Fragen der Früh-
verrentung als auch mit Fragen der individuellen und 
betrieblichen Gesundheitsvorsorge auseinandersetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist gut, dass die 
Rentenkommission jetzt – mit einem umfassenden Auf-
gabenkatalog versehen – zeitlich begrenzt und ohne 
Denkverbote ihre Arbeit aufnimmt. Es ist klar: Bei der 
Reform des Rentensystems darf man nicht auf einfache 
Lösungen setzen oder auf populistische Anträge wie den 
vorliegenden.

(Thomas Stephan [AfD]: Eijeijei!)

Ich wünsche mir – der Dezember ist ja eine gute Zeit, 
um sich etwas zu wünschen –, nein, ich erwarte sogar, 
dass wir mit den Vorschlägen der Kommission noch in 
dieser Wahlperiode zu einer echten und für alle Genera-
tionen fairen Rentenreform kommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Ulrike Schielke-Ziesing 
[AfD]: Wir sind alle gespannt!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Bündnis 90/Die Grünen darf ich Timon Dzienus 

das Wort erteilen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Demokra-

tinnen und Demokraten! An dieser Debatte sind gerade 
zwei Dinge bemerkenswert:

Zum ersten ist das der erste Antrag der rechtsextremen 
Fraktion, der nicht so vor Hass trieft. Das ist auch die 
erste Rede gewesen, in der nicht die ganze Zeit gegen 
Arbeitslose, Ausländer oder Menschen, die dafür gehal-
ten werden, gehetzt wird.

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Das ist Ihr 
Sprechzettel von gestern!)

Das macht die rechtsextreme Fraktion aber nicht, weil sie 
ihre Menschenliebe oder Nächstenliebe entdeckt hat, 
sondern das macht sie aus einem strategischen, perfiden 
Grund.

(Thomas Stephan [AfD]: Sie müssen es ja 
wissen!)

Wir – und das ist der zweite Grund – diskutieren diesen 
Antrag hier so, als wäre das ein ganz normaler Antrag. 
Das aber ist genau das Ziel der rechtsextremen AfD- 
Fraktion. Und da, liebe Kolleginnen und Kollegen, dür-
fen wir nicht mitmachen. Das ist keine normale Fraktion, 
das ist kein normaler Antrag. Das ist eine gesichert 
rechtsextreme Fraktion, und mit der können wir nicht 
einfach ganz normal inhaltlich diskutieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Christian Görke [Die Linke])

Menschenfeinde kann man nicht inhaltlich stellen.
(Thomas Stephan [AfD]: Es geht um die 

Rentner! Das wissen Sie!)
Inhaltlich mit ihnen zu diskutieren, führt vor allem dazu, 
dass sie normalisiert werden. Und da mache ich ganz 
sicher nicht mit. Deswegen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen der demokratischen Fraktionen, lasst uns nicht über 
das Klein-Klein eines rechtsextremen Antrags reden, 
sondern lasst uns deutlich machen: Klare Kante gegen 
Faschismus! Denn Faschismus ist keine Meinung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Worüber wir eigentlich reden müssten, das ist Alters-

armut. Die durchschnittliche Rente von Frauen im Wes-
ten beträgt 985 Euro. Die Rente meiner Mama ist sogar 
200 Euro niedriger. Sie hat drei Kinder großgezogen und 
lange gearbeitet. Trotzdem bekommt sie eine sehr, sehr 
schmale Rente. Monat für Monat ist sie gerade so mit uns 
über die Runden gekommen, sie konnte nicht privat spa-
ren.

Ich finde es ehrlicherweise zynisch, wenn Friedrich 
Merz ganz stolz verkündet, dass er für jedes seiner Enkel-
kinder 100 Euro im Monat in ein Aktiendepot packt. Das 
kann meine Mama nicht. Das können ganz viele andere 
Menschen auch nicht, weder in der Arbeitszeit noch in 
der Rente. Deswegen finde ich es eine Dreistigkeit, wenn 
Friedrich Merz so etwas auch noch als Tipp gegen Alters-
armut anpreist. Das ist einfach nur abgehoben von dem 
Multimillionär aus dem Kanzleramt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was würde also wirklich helfen? Nicht Anträge von 

der rechtsextremen Fraktion, mit denen sie sich weiter 
normalisieren will. Was wirklich hilft, ist eine echte Ren-
tenreform, vor allem mit einem Ziel: Die staatliche Rente 
muss sicher sein. Das sage ich gerade als junger Mensch 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                            5950 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dr. Stefan Nacke 



im Namen einer jungen Generation: Die Rente muss si-
cher sein, und das Rentenniveau muss dauerhaft stabil 
sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Rentenreform heißt deswegen, die Gesellschaft reformie-
ren. Das besteht aus meiner Sicht vor allem aus fünf 
Punkten:

Erstens. Wir müssen familienfreundlicher werden, die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern, die Kin-
derbetreuung ausbauen und die Erwerbsarbeit von Frauen 
stärken.

Zweitens. Wir müssen gerechter werden. Alle sollen in 
die Rente einzahlen, auch Politiker, auch Beamte. Die 
Bevorzugung der Reichen muss endlich beendet werden. 
Die Beitragsbemessungsgrenze muss endlich vollständig 
weg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Johannes Winkel [CDU/CSU]: Was wäre die 
Maximalrente dann?)

Drittens. Wir müssen endlich die Vorteile von Migra-
tion anerkennen. Das sage ich jetzt nicht an die rechts-
extreme Fraktion gerichtet, sondern vor allem an die Kol-
legen der Union. Ja, Johannes Winkel, der demografische 
Wandel stellt uns vor große Herausforderungen, aber die 
bekommen wir nicht alleine in Griff.

(Marc Biadacz [CDU/CSU]: Herr Winkel hat 
nie das Gegenteil behauptet! Was erzählen Sie 
hier?)

Deswegen brauchen wir Migration und Menschen, die 
hierherkommen und Teil unserer offenen, bunten und 
vielfältigen Gesellschaft werden wollen. Diese Menschen 
brauchen wir, aber ganz sicher keine menschenfeindliche, 
rechtsextreme Fraktion.

Viertens. Wir müssen auf Gesundheitsschutz und Prä-
vention setzen. Das durchschnittliche Rentenalter liegt 
derzeit bei gerade mal 65 Jahren, weil viele nicht länger 
können. Also brauchen wir mehr Prävention und Gesund-
heitsschutz.

Fünftens. Wir brauchen endlich eine solide Garantie-
rente; denn die hilft wirklich gegen Altersarmut. Diese 
würde auch meiner Mama helfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen reicht es nicht, an kleinen Stellschrauben zu 
drehen und eine Prozentzahl für das nächste Jahr zu än-
dern, sondern wir müssen die Rente wirklich reformieren. 
Wir müssen die Gesellschaft reformieren. Wir müssen die 
staatliche Rente sichern. Und wir müssen endlich ein Ver-
botsverfahren gegen verfassungsfeindliche Parteien ein-
leiten.

Danke sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Peter Bohnhof [AfD]: Fangen wir bei Ihnen 
an!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für Die Linke darf ich Sarah Vollath das Wort erteilen.

(Beifall bei der Linken)

Sarah Vollath (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Die AfD verkennt in 

ihrem Antrag komplett, dass eine weitere Sonderregelung 
die Probleme in der Rente auch nicht lösen wird. Wenn 
man denn Reförmchen für den richtigen Weg halten wür-
de, wäre es wesentlich einfacher, zum Beispiel die Frei-
beträge im SGB XII einfach den Freibeträgen im SGB II 
anzugleichen und bei der Anrechnung Renten mit Er-
werbseinkommen gleichzustellen.

(Beifall bei der Linken)
Aber das reicht eben nicht. Wir müssen das System end-
lich grundlegend reformieren. So wie jetzt kann es nicht 
bleiben, und daran ändern auch die Reförmchen der AfD 
nichts.

Also nun ein grundsätzlicher Blick. Während die Bun-
desregierung ihr Rentenchaos verwaltet, leben Millionen 
älterer Menschen in Armut. Die Realität ist brutal: Jede 
fünfte Person bekommt weniger als 1 378 Euro im Mo-
nat. Das ist ein System der Armut. Und dieses System 
trifft Frauen besonders hart. Frauen in Westdeutschland 
bekommen im Ruhestand 13 500 Euro weniger pro Jahr 
als Männer. 13 500 Euro! Das ist keine Lücke, das ist ein 
ganzer Abgrund.

In meiner Heimat Bayern ist die Lage besonders dra-
matisch. Frauen erhalten dort im Schnitt 947 Euro Rente 
im Monat. Nur 947 Euro in einem der reichsten Bundes-
länder Deutschlands. Und was macht der Ministerprä-
sident? Markus Söder stellt sich hin und erzählt, wie 
geil Bayern ist,

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Ist ja auch 
so! – Marc Biadacz [CDU/CSU]: Ja!)

wie überlegen, wie erfolgreich. Die Wahrheit ist: Bayern 
ist reich, aber seine Renter/-innen gehören zu den ärmsten 
Deutschlands.

(Beifall bei der Linken)
Darauf ist Markus also stolz: auf politisches Totalver-
sagen.

Seit Jahrzehnten wird Frauen gesagt: Kümmert euch 
um die Kinder! Pflegt eure Angehörigen! Haltet den La-
den am Laufen! Und im Alter sagt dieses System dann: 
Pech gehabt. Ihr wollt nicht alt und arm sein? Dann habt 
ihr zwei Möglichkeiten: die Abhängigkeit von einem 
Mann oder die Witwenrente. – Und was ist die Antwort 
der Bundesregierung darauf? Aktivrente, Frühstartrente. 
Jetzt wollen Sie ernsthaft die gescheiterte Riester-Rente 
wiederbeleben.

(Johannes Winkel [CDU/CSU]: Nein, refor-
mieren!)

Das ist Realitätsverweigerung. Das ist Politik für besser-
verdienende Männer und ein Schlag ins Gesicht für alle, 
die heute schon nicht mehr über die Runden kommen.

(Beifall bei der Linken)
Sie reden über längeres Arbeiten, über private Vorsor-

ge, über komplizierte Fördermodelle. Aber Sie reden 
nicht über die Menschen, die schon heute arm sind. Sie 
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ignorieren sie. Und wir sagen: Schluss damit! Wir fordern 
eine solidarische Mindestrente von 1 400 Euro im Monat: 
unbürokratisch, verlässlich, für alle. Das ist kein Luxus. 
Das ist das Minimum für ein würdevolles Leben. Damit 
beenden wir Altersarmut. Damit erkennen wir Care-Ar-
beit an. Damit brauchen wir keine entwürdigende Grund-
sicherung im Alter mehr.

Altersarmut ist keine Naturkatastrophe. Sie ist das Er-
gebnis Ihrer politischen Entscheidungen. Und genau des-
halb kann man sie beenden, wenn man es will. Wir wollen 
das, Sie offensichtlich nicht.

(Beifall bei der Linken – Christian Görke [Die 
Linke]: Ganz meiner Meinung!)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Daniela Rump das Wort 

erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Daniela Rump (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Niemand bestreitet, dass wir in Deutschland 
ein Problem mit Altersarmut haben. Doch dieser Antrag 
der AfD löst das Problem der Altersarmut nicht. Die AfD 
will eine pauschale Freistellung in Höhe von 25 Prozent 
der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung oder 
von mindestens 100 Euro bei der Anrechnung auf die 
Grundsicherung im Alter sowie bei Erwerbsminderung.

(Thomas Stephan [AfD]: Das stimmt!)

Der Antrag wird mit dem Argument der Fairness begrün-
det. Doch dieser Antrag ist alles andere als fair.

Der vorgeschlagene Freibetrag berücksichtigt über-
haupt nicht, wie viel und wie lange jemand in die Renten-
versicherung eingezahlt hat. Menschen, die weniger 
Jahre in die Rentenkasse einzahlen, würden prozentual 
mehr profitieren als diejenigen, die lange und stetig Bei-
träge leisten, und das auch dann, wenn es geringe Bei-
tragszahlungen sind. Und Menschen, die nur knapp ober-
halb der Grundsicherung liegen, würden völlig leer 
ausgehen. Das ist kein gerechtes Signal.

Altersarmut entsteht nicht erst im Rentenalter. Sie be-
ginnt viel früher: bei schlechten Löhnen, bei unsicheren 
Arbeitsverhältnissen und

(René Springer [AfD]: … bei SPD-geführter 
Regierung!)

bei fehlender sozialer Absicherung während des gesam-
ten Lebens. Wer Altersarmut wirklich bekämpfen will, 
der muss an anderen Stellen ansetzen: bei einer fairen 
Bezahlung,

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Na, wer hat 
denn den Mindestlohn gefordert?)

bei sicheren Arbeitsplätzen und bei einer stabilen, ver-
lässlichen gesetzlichen Rente.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Thomas Stephan [AfD]: Das 

haben Sie bis jetzt gut hinbekommen! Res-
pekt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, genau das tun wir. 
Wir erhöhen die Tarifbindung, damit zukünftig wieder 
deutlich mehr Beschäftigte von Tarifverträgen profitie-
ren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Pascal 
Meiser [Die Linke]: Wie jetzt genau?)

Mit der Stärkung der Betriebsrente sorgen wir dafür, dass 
noch mehr Menschen von einem zusätzlichen Einkom-
men im Alter profitieren. Wir setzen uns für einen höhe-
ren Mindestlohn ein, der die Menschen aus der Armuts-
falle befreit, einen Mindestlohn, der wirklich 
lebensstandardsichernd ist.

Wir haben auch die Grundrente eingeführt, um dieje-
nigen, die ihr Leben lang gearbeitet haben, aber dennoch 
von einer niedrigen Rente betroffen sind, zu unterstützen. 
Und wir haben die Rentenkommission eingesetzt, um ein 
langfristig tragfähiges Rentensystem zu entwickeln, das 
für alle Menschen in diesem Land funktioniert.

Das ist der Weg, den wir als SPD gehen.
(Beifall bei der SPD)

Wir setzen nicht auf Pauschalmaßnahmen, die nur an den 
Symptomen kratzen, sondern auf eine strukturelle Ver-
änderung, die den Ursachen von Altersarmut auf den 
Grund geht.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Thomas Stephan das 

Wort erteilen.
(Beifall bei der AfD)

Thomas Stephan (AfD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Rente ist 

kein Geschenk des Staats. Rente ist erarbeitete Lebens-
leistung. Und trotzdem erleben wir etwas, das viele Men-
schen nicht mehr verstehen und, ehrlich gesagt, auch 
nicht mehr akzeptieren: Wer jahrzehntelang gearbeitet 
und Beiträge in die Rentenkasse eingezahlt hat, steht im 
Alter oft kaum besser da als jemand, der gar nichts oder 
nur sehr wenig eingezahlt hat.

Warum ist das so? Weil kleine Renten bei der Grund-
sicherung nahezu vollständig angerechnet werden. Jeder 
zusätzliche Euro aus eigener Arbeit verpufft. Rentenerhö-
hungen, Verbesserungen der Mütterrente: Sie kommen 
bei vielen Leuten einfach nicht an. Wer keine oder 
kaum Rentenbeiträge geleistet hat – egal ob Deutscher 
oder Ausländer –, bekommt im Alter keine Rente, son-
dern lediglich die Grundsicherung im Alter. Und diese 
Grundsicherung ist eine Fürsorgeleistung. Aber genau 
hier liegt das Problem: Es macht keinen spürbaren Unter-
schied mehr, ob jemand überhaupt etwas geleistet oder 
eingezahlt hat. Das ist ungerecht. Das ist leistungsfeind-
lich. Und das untergräbt das Vertrauen in unser Renten-
system.
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(Beifall bei der AfD)
Deshalb muss die Einkommensanrechnung in der 

Grundsicherung verändert werden. Mit unserem Antrag 
wollen wir einen 25-Prozent-Freibetrag auf die gesetzli-
che Rente einführen; mindestens 100 Euro im Monat, die 
nicht auf die Grundsicherung angerechnet werden. Das 
ist kein Luxus, das ist wirklicher Respekt vor einer Le-
bensleistung.

Meine Damen und Herren, wenn wir dadurch errei-
chen, dass auch nur eine Rentnerin keine Flaschen mehr 
sammeln muss, um über die Runden zu kommen, hat sich 
dieser Antrag bereits gelohnt.

Ich wünsche allen Rentnern da draußen frohe und ge-
segnete Weihnachten. Möge Gott sie und unser deutsches 
Vaterland beschützen!

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Als letzte Stimme in der Aussprache hören wir für die 

CDU/CSU-Fraktion Florian Bilic.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Florian Bilic (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 
weiß nicht, wie es Ihnen geht, aber ich freue mich nach so 
einer Sitzungswoche, wenn ich nach Hause komme, am 
allermeisten auf meine Familie.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Wenn es irgendwie klappt, haben wir am Samstagmor-

gen ein festes Ritual: Wir gehen gemeinsam auf den 
Wochenmarkt in meiner Heimatstadt Pirmasens, und 
dort treffen wir viele Menschen aus dem Wahlkreis. Zwi-
schen allerlei Leckereien der Bäckerei Drebes, Ramins 
Antipasti oder der Metzgerei Fröhlich trifft man sich, 
tauscht Neuigkeiten aus, erzählt, was einen bewegt. 
Man kennt sich, man grüßt sich, man kommt ins Ge-
spräch. Des is mei Pälzer Heimat.

Und genau dort bekomme ich als Abgeordneter auch 
immer wieder ehrliches Feedback. Gerade in der Debatte 
ums Rentenpaket kamen in den letzten Wochen viele 
Rentner auf mich zu. Oft ging es um notwendige Refor-
men, aber in manch einem Gespräch eben auch um die 
Sorge vor Armut im Alter. Diese Gespräche zeigen die 
demografischen Herausforderungen unserer gesetzlichen 
Rente und gleichzeitig, wie wichtig die Rentenkommis-
sion in den nächsten Wochen wird. Hier müssen wir die 
Grundsteine legen; denn sie hat die wichtige Aufgabe, 
nachhaltige Vorschläge zu erarbeiten, die das Gleichge-
wicht zwischen den Generationen angemessen ausbalan-
cieren: für faire und tragfähige Renten.

Und ja, wir müssen über wirksame Reformen reden 
und zugleich für diejenigen sorgen, die ihr Leben lang 
hart gearbeitet haben. Aber im Gegensatz zum falsch ver-
mittelten Eindruck dieses Antrags lassen wir unsere 
Rentnerinnen und Rentner schon heute nicht im Stich. 

2021 hat die damalige schwarz-rote Koalition mit der 
Grundrente eine spürbare Optimierung der niedrigen 
Renten eingeführt – übrigens ohne die Zustimmung der 
AfD. Der Grundrentenzuschlag ist eine zielgenaue, un-
bürokratische

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Fragen Sie 
mal die Rentenversicherung, wie unbürokra-
tisch das ist!)

und wirksame Regelung für Rentnerinnen und Rentner, 
die mindestens 33 Jahre Sozialbeiträge gezahlt und über 
viele Jahre ihren wichtigen Beitrag für unsere Gesell-
schaft geleistet haben.

Sie packen mit Ihrem Antrag die Gießkanne aus und 
untergraben diesen Grundsatz der Leistungsgerechtig-
keit. Ihr Antrag würde den Sozialstaat nicht nur büro-
kratisch aufblähen – und das ohne Vorschläge zur Finan-
zierung.

Außerdem haben wir, meine Damen und Herren, doch 
erst in der letzten Sitzungswoche mit dem Beschluss des 
Rentenpakets I Maßnahmen ergriffen, mit denen Rentne-
rinnen und Rentner in naher Zukunft ganz konkret unter-
stützt werden. Weiter geht es in der Koalition mit der 
Optimierung der privaten Altersvorsorge und der Früh-
startrente als erstmals kapitalgedeckte Altersvorsorge.

Und ja, wir bauen auf eine ehrliche, ergebnisorientierte 
und generationengerechte Arbeit der Rentenkommission: 
für die Menschen auf meinem heimischen Wochenmarkt 
und natürlich in unserem gesamten Land.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Nachdem wir jetzt wissen, wo wir den Kollegen Bilic 

am Samstag treffen können, kann ich die Aussprache 
schließen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der SPD)

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Arbeit und Soziales zu dem 
Antrag der Fraktion der AfD mit dem Titel „Rentner-
armut in Deutschland – Einführung eines 25-Prozent- 
Freibetrages in der Grundsicherung“. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf der Druck-
sache 21/3354, den Antrag der Fraktion der AfD auf der 
Drucksache 21/2718 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Das ist Die Linke, die SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU. Wer stimmt da-
gegen? – Die antragstellende AfD. Stimmenthaltungen? – 
Kann ich nicht erkennen. Damit ist die Beschlussemp-
fehlung angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 14: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Stär-
kung der Angebote der Jugendarbeit im 
Ganztag während der Schulferien 

Drucksache 21/3193
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend (f) 
Ausschuss für Sport und Ehrenamt

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich darf die Aussprache eröffnen. Für die Bundesregie-
rung hat die Bundesministerin für Bildung, Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend, Karin Prien, das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Karin Prien, Bundesministerin für Bildung, Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Heute war ich zu Gast bei der Bildungsministerkon-
ferenz der Länder. Wir, Bund und Länder, sind uns sehr 
einig und darüber im Klaren: Es braucht bessere Bildung 
für alle Kinder in unserem Land, und zwar von Anfang 
an. Ein zentrales Element besserer Bildung ist der 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in der Grund-
schule. Er bietet große Chancen auf mehr Bildung, auf 
mehr Teilhabe und mehr Entwicklung im Grundschul-
alter.

Bessere Bildung ist aber nicht nur entscheidend für den 
gelingenden Lebensweg jedes einzelnen Kindes in unse-
rem Land. Bessere Bildung ist ein entscheidender Faktor 
für unsere volkswirtschaftliche Zukunft und auch für die 
Entwicklung unserer liberalen Demokratie. Daher sind 
massive Investitionen und gute Rahmenbedingungen für 
unsere Schulen im Land und auch für die Schulträger 
erforderlich.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Und soweit der Bund das regeln kann und darf, sind es 
dann eben auch Gesetze – Gesetze, die es den Ländern 
und Kommunen ermöglichen, rechtssicher und bürokra-
tiearm eine bessere Bildung umzusetzen.

Meine Damen und Herren, angesichts dessen freue ich 
mich über das Gesetz, das Sie heute in erster Lesung 
beraten. Denn damit eröffnet der Bund den Ländern und 
Kommunen Handlungsspielräume, um den Rechts-
anspruch im schulischen Ganztag ab dem August 2026 
umzusetzen. Länder und Kommunen unternehmen dafür 
momentan große Kraftanstrengungen.

Die Ganztagsbetreuung während der unterrichtsfreien 
Zeiten ist ein Meilenstein. Sie stellt Länder und Kom-
munen jedoch vor zusätzliche Herausforderungen; denn 
in vielen Regionen gibt es in den Ferien zu wenige An-
gebote in den Grundschulen, um die Ganztagsbetreuung 
auch in dieser Zeit sicherzustellen. Zugleich gibt es gute 
und bewährte Angebote der Kinder- und Jugendarbeit. 
Und genau hier greift das Gesetz. Künftig können Kom-
munen und Schulträger die Angebote der freien Jugend-
arbeit in den Ferien einbinden, und das rechtssicher.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Bewährte Angebote wie Kinderferienwochen oder Fe-
riensportcamps können auch weiter im Rahmen des 
Ganztags umgesetzt werden. Dieses rechtskreisübergrei-
fende Vorgehen ist sinnvoll und im Interesse der Kinder. 
Kommunen müssen nicht aufwendig neue Strukturen 
schaffen. Sie können auf Bewährtes zurückgreifen. Kom-
munen als Schulträger können sich so ganz auf die Qua-
lität des Ganztags konzentrieren. Zudem profitieren 
Kommunen von der Erfahrung der außerschulischen Kin-
der- und Jugendarbeit. Und da brauchen wir tatsächlich 
noch mehr Kooperation.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Absolut!)

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesetz errei-
chen wir drei Ziele.

Erstens. Wir schaffen neue Handlungsspielräume für 
die Länder und Kommunen zugunsten unserer Kinder. 
Zweitens. Wir schaffen Rechtssicherheit für die Länder 
und Kommunen. Beides ist mir mit Blick auf einen ge-
lingenden kooperativen Föderalismus besonders wichtig. 
Drittens. Wir unterstützen mit diesem Gesetz einen Be-
reich, der für eine bessere Bildung unserer Kinder ent-
scheidend ist: die Ganztagsförderung. Der Ganztag ist ein 
entscheidender Ort, um basale Kompetenzen – sprach-
lich, mathematisch, motorisch und sozial – zu stärken, 
ein Ort, an dem Kinder Begabungen entdecken und aus-
leben, aber auch ihre Persönlichkeit entwickeln können.

Sehr geehrte Abgeordnete, das besonders Schöne an 
diesem Gesetz ist, dass es aus genau einem Satz besteht. 
So kann man auch mit einem Satz sinnvolle Dinge tun 
und die Dinge für Länder und Kommunen deutlich besser 
machen und vor allem für die Kinder in unserem Land.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die AfD-Fraktion darf ich Christian Zaum das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der AfD)

Christian Zaum (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Frau Ministerin! 

Werte Kolleginnen und Kollegen! Ja, wenn Bürokraten 
Bildung planen, dann kommt eben genau so etwas dabei 
heraus: der „Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Angebote der Jugendarbeit im Ganztag während der 
Schulferien“, eine sperrige Formulierung. Und der Ge-
setzestext ist entsprechend gespickt mit einigen Fremd-
wörtern.

Ich zitiere mal:

„Die kooperative Zusammenarbeit aller Beteiligten 
ist ein zentraler Gelingensfaktor, um formale wie 
non-formale Bildungsprozesse zu verbinden.“

(Martin Rabanus [SPD]: Das ist aus dem Vor-
blatt! Zitieren Sie doch mal den Gesetzent-
wurf! Das sind zwei Zeilen! Das schaffen Sie 
doch!)
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– Das klingt nicht sonderlich verlockend, Herr Rabanus, 
und es zeigt auch eine gewisse Entfremdung zwischen 
dem Souverän und Ihnen.

(Martin Rabanus [SPD]: Eijeijei! Was für ein 
Gelaber!)

Jugendliche – manchmal sind ja welche hier – werden 
vermutlich auch nicht besonders begeistert sein vom In-
halt des Gesetzes. Ich als Kind wäre es nicht gewesen, 
wenn man mir gesagt hätte: Du, Christian, deine Ferien 
sind in Zukunft auch noch ganz schön. Aber du musst 
jetzt etwas früher aufstehen, und dein Tag ist verplant. 
Um 9 Uhr bist du bitte in der Betreuung!

Aber das alles unterliegt eben einem großen Heilsver-
sprechen, nämlich der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf.

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

– Und dem wird, Herr Stegner, vieles untergeordnet. 
Aber Sie als Sozialdemokrat werden es ja wissen: Die 
Realität ist eben oft gar nicht so glanzvoll wie Ihre sozi-
aldemokratischen Heilsversprechen.

Wenn wir ein Musterehepaar irgendwo in Deutschland 
nehmen – Mann und Frau; er vielleicht Speditionskauf-
mann, sie Zerspanungsmechanikerin mit durchschnitt-
lichem Einkommen irgendwo zwischen 2 000 und 
3 000 Euro netto –, dann wird schnell klar: Beide müssen 
arbeiten. Die Mieten sind relativ hoch. Im städtischen 
Bereich ist man da schnell 1 200 Euro los. Und wenn 
man auf dem Land ein Eigenheim abbezahlen muss, 
dann ist das eben kein billiges Vergnügen mehr, weil 
die Baukosten sehr hoch sind.

Auf Deutsch: Beide müssen arbeiten gehen. Und wenn 
beide arbeiten, dann müssen auch die Kinder in die Be-
treuung. Von montags bis freitags gehen sie in die Schule 
von 07:30 Uhr bis 13:00 Uhr, anschließend in den offenen 
Ganztag, und das jetzt auch noch in den Ferien.

Ich frage mich: Kommt irgendwann sogar noch ein 
Gesetz zur verlässlichen Betreuung an Sonn- und Feier-
tagen? Vielleicht haben Sie es schon in der Schublade; ich 
weiß es nicht. Fakt ist: Die materielle Zwangslage lässt 
keine Wahlfreiheit zu, außer vielleicht bei grünen Bes-
serverdienern. Echte Wahlfreiheit gäbe es nur mit der 
Alternative für Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Dr. Anja Weisgerber 
[CDU/CSU]: Sie sind doch gerade nicht für 
Wahlfreiheit! – Martin Rabanus [SPD]: Am 
Thema vorbei!)

Dann hätten wir nämlich glückliche Familien und ein 
bezahlbares Leben mit günstigem, sauberem Atomstrom, 
mit günstigem Gas und Energie aus Russland.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Ah ja!)

Wir hätten einen entspannten Wohnungsmarkt wegen der 
vielen Abschiebungen und Rückführungen; die Mieten 
würden sinken. Und wir hätten keine massenhafte Ar-
mutsmigration in die Sozialsysteme mit den ganzen un-
erfreulichen Begleiterscheinungen, insbesondere den 
Folgekosten für den Steuerzahler. Wir hätten: Deutsch-
land. Aber normal.

(Beifall bei der AfD – Dr. Zoe Mayer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: … und ohne Arbeits-
kräfte!)

– Und auch die Arbeitsplätze würden wahrscheinlich ge-
sichert, weil Energie günstiger wäre.

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: „Wahrschein-
lich“!)

Wir glauben aber auch gar nicht, dass es Ihnen um das 
Wohl von Familien geht. Es geht Ihnen auch nicht um das 
Wohl von Jugendlichen. Es geht Ihnen darum, dass Eltern 
für Volk, Vaterland und Finanzamt malochen gehen.

(Beifall bei der AfD)
Dann haben wir noch die freien Träger der Jugendhilfe. 

Frau Ministerin, Sie haben ja recht lobende Worte für 
diese Organisationen gefunden, die alles können, alles 
anbieten, die aber vor allem auch alles abrechnen. Wir 
hatten gerade in meinem Heimatwahlkreis Siegen-Witt-
genstein eine Leistungsvereinbarung mit ebenjenen Or-
ganisationen. Und in der Präambel las es sich, als handele 
es sich um einen Auszug aus einem grünen Parteipro-
gramm, will ich mal sagen. Da war die Rede von solida-
rischem Miteinander –

(Heidi Reichinnek [Die Linke]: Oh nein, wie 
furchtbar! „Solidarisches Miteinander“!)

– ja, Frau Reichinnek –, ökologischem Bewusstsein, um-
weltbewusstem Handeln, demokratischer Teilhabe, Tole-
ranz gegenüber verschiedenen Weltanschauungen, Reli-
gionen, Kulturen und Lebensformen.

(Zurufe von der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Und wer das alles super findet, liebe CDU, der darf 
sich dann nicht wundern, wenn Moscheen besucht wer-
den, Klimacamps und queere Workshops durchgeführt 
werden, vielleicht in den Ferien afrikanisches Essen ge-
kocht wird

(Armand Zorn [SPD]: Haben Sie was da-
gegen? Schmeckt ganz gut! Das kann ich aus 
Erfahrung sagen!)

oder der Wandertag am Ende zur Windenergieanlage 
führt.

(Beifall bei der AfD)
Morgens bringt man die Racker in die Betreuung, und 
nachmittags kommen sie frisch sozialisiert nach Hause 
in einem übergriffigen Nanny-Staat. Das kennen wir ir-
gendwoher, wollen wir aber nicht. Wir wollen kein be-
treutes Denken. Wir wollen die Freiheit, und wir wollen 
die Generation Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Armand Zorn [SPD]: 
Was essen Sie eigentlich so? Nur deutsches 
Essen, oder essen Sie auch was anderes?)

Frau Ministerin, maximale Betreuung ist eben noch 
keine gute Bildung. Reparieren Sie doch zunächst mal 
Schulen, statt die Ferien zu verplanen! Steigern Sie die 
Leistungsfähigkeit der Schulen, insbesondere auch der 
Schüler! Bilden Sie Lehrer aus, stellen Sie Lehrer ein! 
Ich weiß, der Bund ist nur bedingt zuständig. Ertüchtigen 
Sie Gebäude! Stärken Sie die Autorität der Lehrer! För-
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dern Sie Begabte, und fördern Sie vor allem das selbst-
ständige Denken! Wir brauchen nämlich keine Dauer-
funktionäre mit staatlichem Zertifikat.

Es geht Ihnen gar nicht um Fürsorge, es geht um Kon-
trolle. Der Altkanzler Scholz hat es schon 2002 in seinem 
berüchtigten Zitat gesagt, als er die „Lufthoheit über den 
Kinderbetten“ erringen wollte; da sprach er nämlich von 
der Ganztagsbetreuung. Ich rufe Ihnen zu: Kehren Sie 
zurück auf den Boden des Grundgesetzes! Das Grund-
gesetz regelt in Artikel 6 Absatz 2 ganz klar: „Pflege 
und Erziehung sind das natürliche Recht der Eltern und 
die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht.“

(Beifall bei der AfD – Martin Rabanus [SPD]: 
Aus dem letzten Jahrtausend!)

– Das Grundgesetz liegt in Ihrer Schublade; einfach mal 
reingucken.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Da steht nicht drin, 
dass die Frauen an den Herd gehören!)

So kurz vor Weihnachten, Herr Rabanus, möchte ich 
aber positiv enden. Das Land wird schlechtgeredet von 
der AfD. Die AfD versprüht den Populismus, spaltet das 
Land, unterminiert den gesellschaftlichen Zusammen-
halt. Glauben Sie mir, ich möchte das alles nicht. Ich 
bin Demokrat, und ich akzeptiere andere Meinungen. 
Ich werde ständig überstimmt. Aber gewöhnen Sie sich 
daran; das könnte Ihnen natürlich auch mal so gehen. 
2027 wird in Sachsen-Anhalt unter Ministerpräsident 
Ulrich Siegmund das Kultusministerium vielleicht die 
Ferienbetreuung ganz anders justieren.

(Armand Zorn [SPD]: Das hat Sachsen-Anhalt 
nicht verdient!)

Wenn Ihnen der Gedanke Angst macht, dann machen 
Sie es doch einfach so wie wir: Lassen Sie Ferien Ferien 
sein, machen Sie keine gruselige Ganzjahresbetreuungs-
maschinerie, lassen Sie den Eltern die Verantwortung, 
lassen Sie den Kindern die Freizeit und die Freiheit! 
Sonst wenden sich am Ende noch mehr junge Menschen 
der Alternative für Deutschland zu.

Schöne Weihnachten.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die SPD-Fraktion darf ich Jasmina Hostert das 

Wort erteilen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jasmina Hostert (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Nach dieser Rede 
der AfD bleibt einem wirklich die Spucke weg. Das hatte 
überhaupt nichts mit dem Thema zu tun.

(Martin Reichardt [AfD]: Das war so viel 
Wahrheit! Das vertragen Sie nicht, ich weiß!)

Es geht hier um die Ferienbetreuung. Anscheinend haben 
Sie noch nie solche Ferienangebote besucht. Da werden 
Sie sehen, dass die Kinder ganz tolle Angebote bekom-
men. Und die machen das gerne, die gehen da freiwillig 
hin – kaum zu glauben, unfassbar.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Kinder brauchen wirklich keine ideologischen Debat-
ten, wie sie jetzt von der AfD geführt werden, sondern sie 
brauchen eine verlässliche Betreuung, gute Bildung und 
echte Chancen. Eltern brauchen auch keine überholten 
Rollenzuschreibungen, vor allem nicht wir Frauen. Eltern 
brauchen die Sicherheit, Beruf und Familie miteinander 
zu vereinbaren, auch in den Ferien. Darum geht es heute.

(Beifall bei der SPD)
Mit dem Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung an 

Grundschulen haben wir einen Meilenstein gesetzt. 
Aber der Betreuungsbedarf endet eben nicht am letzten 
Schultag vor den Ferien. Die Ferienzeiten sind nun mal 
eine große Herausforderung für die Familien. Es gibt 
circa zwölf Wochen Ferien im ganzen Jahr. Allein die 
Sommerferien dauern über sechs Wochen. So viel Urlaub 
hat nun mal niemand in der Familie, außer die Mütter, wie 
Sie das gerne hätten, sind zu Hause; dann geht das natür-
lich. Aber es gibt auch Mütter, die gerne arbeiten möch-
ten. Für diese Mütter wollen wir uns einsetzen, damit sie 
eine vernünftige Betreuung in den Ferien für ihre Kinder 
bekommen.

(Beifall bei der SPD – Martin Reichardt [AfD]: 
Sie wollen, dass die Mütter so arm bleiben, 
dass sie arbeiten gehen müssen! Das ist natür-
lich sozialdemokratische Politik seit Jahrzehn-
ten!)

– Bevor Sie mir noch mehr von meiner Redezeit weg-
nehmen, fahre ich fort.

(Martin Reichardt [AfD]: Sie müssen doch 
nicht immer in unsere Richtung reden!)

Wir wollen gerade für die Alleinerziehenden etwas tun, 
weil sie das alleine stemmen müssen. Deswegen ist für 
Alleinerziehende eine gute Ferienbetreuung besonders 
wichtig.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Anja 
Weisgerber [CDU/CSU])

Unser Gesetzentwurf eröffnet Chancen, Jugendarbeit 
und Ganztagsangebote in den Ferien besser zu verzahnen. 
Ich denke an die vielen Angebote in meinem Wahlkreis, 
an das Evangelische Jugendwerk oder an die AWO, die 
wirklich tolle Angebote gerade in den Sommerferien or-
ganisieren. Kinder sollen nicht nur beaufsichtigt werden, 
sondern auch sinnvolle Freizeitangebote erhalten, die sie 
in ihrer Persönlichkeitsentwicklung fördern. Darum geht 
es. Das ist nicht nur familienpolitisch klug, sondern auch 
volkswirtschaftlich sinnvoll. Wer Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf ermöglicht, stärkt die Erwerbsbetei-
ligung und auch unsere Wirtschaftskraft. Ich glaube, das 
ist im Sinne von uns allen.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die Debatte fortsetzen, kehre 

ich zurück zum Tagesordnungspunkt 10. Ich hatte mir 
dort heute als derjenige, der die Sitzung geleitet hat, vor-
behalten, das Protokoll anzuschauen. Ich erteile dem 
Bundestagsabgeordneten Martin Reichardt einen Ord-
nungsruf. Er hat in seiner Rede in einem sehr klaren Kon-
text personalisiert den Abgeordneten Ralf Stegner als 
Hetzer bezeichnet. Das ist eine Herabsetzung und ver-
stößt damit gegen unsere Geschäftsordnung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der AfD: Glückwunsch zur Medaille!)

Wir setzen die Debatte zum Tagesordnungspunkt 14 
fort. Die nächste Rednerin ist Dr. Anja Reinalter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Frau Ministerin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Heute geht es um die Zeit, auf die 
sich die Schülerinnen und Schüler eigentlich am meisten 
freuen. Es geht um die Ferien. Ferien, das sind die Wo-
chen ohne Stundenplan, ohne Pausenklingeln, ohne Klas-
senarbeiten, wo Kinder und Jugendliche Freundschaften 
vertiefen und Erfahrungen sammeln, die weit über das, 
was im Klassenzimmer gelernt werden kann, hinaus-
gehen.

Davon kann ich auch persönlich ein Lied singen; denn 
viele Jahre habe ich in meiner Heimatstadt Laupheim das 
Ferienprogramm organisiert. Uns war immer wichtig, 
dass die Kinder in den Ferien nicht nur verwahrt, sondern 
pädagogisch begleitet, ermutigt und gefördert werden. 
Wenn ich heute ehemalige Teilnehmer/-innen treffe, 
dann freue ich mich total, weil deutlich wird: Ferien-
betreuung kann Beziehung schaffen und wirkt lang und 
nachhaltig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ferien sind viel mehr als unterrichtsfreie Zeit. Sie sind 

ein wichtiger Teil unseres Bildungssystems. Genau da 
setzt dieser Gesetzentwurf an. Er will absichern, was 
vielerorts längst Praxis ist. Konkret heißt das, dass in 
den Ferien der Ganztagsanspruch künftig auch dann als 
erfüllt gilt, wenn Angebote der Jugendarbeit genutzt wer-
den. Natürlich ist das sinnvoll; denn gerade in den Ferien 
zeigen sich die größten Betreuungslücken, und genau in 
der Ferienzeit entscheidet sich für viele Familien oft, ob 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gelingt oder eben 
nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Hier leisten die Träger der Jugendarbeit bereits seit 
vielen Jahren wertvolle Arbeit: niedrigschwellig, wohn-
ortnah und mit großem Engagement.

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: Und des-
wegen stimmen Sie dem Gesetzentwurf zu!)

Sie leisten auch einen wertvollen Beitrag für die soziale, 
für die kulturelle und für die demokratische Bildung. 
Dafür Rechtssicherheit zu schaffen, ist absolut richtig. 
Allerdings, liebe Kolleginnen und Kollegen: Bei uns im 
Schwäbischen gibt es ein ganz nettes Wort. Vielleicht 
kennt jemand das Wort „a Hennadepperle“.

(Heiterkeit)

– Nein?

Vizepräsident Omid Nouripour:
Ich hoffe, ich muss jetzt keine Ordnungsmaßnahme 

ergreifen. Ich verstehe nichts.

Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
A Hennadepperle ist ein Schritt in die richtige Rich-

tung, aber eben ein sehr, sehr kleiner. Für mich ist dieser 
vorgelegte Gesetzentwurf ein kleines Hennadepperle: 
zwar ein Schritt in die richtige Richtung, aber ein viel 
zu kleiner für die großen Herausforderungen beim Ganz-
tag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dagmar Schmidt [Wetzlar] 
[SPD] – Zuruf der Abg. Dr. Anja Weisgerber 
[CDU/CSU])

Die Jugendarbeit kann den Ganztag ergänzen und unter-
stützen. Aber die Jugendarbeit kann den Ganztag nicht 
alleine retten. Denn es bleiben entscheidende Fragen of-
fen: Wann wird das Versprechen, mehr Geld in den Ganz-
tag zu investieren, endlich eingelöst? Und wie lange müs-
sen die Länder und Kommunen noch warten? Der Bedarf 
ist vorhanden. Es fehlen sage und schreibe noch über 
166 000 Ganztagsplätze, bis der Rechtsanspruch im 
nächsten Schuljahr wirklich in Kraft tritt. Das ist keine 
Kleinigkeit.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für heute halten wir 
fest: Dieser Gesetzentwurf hilft der Ganztagsbetreuung 
nur in den Ferien, doch im größeren Bild bleibt er a 
Hennadepperle.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

So wird diese Regierung die selbst gesetzten Zielen nur 
zu einem sehr kleinen Teil sehr spät erreichen. Aber wir 
bleiben zuversichtlich

(Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU]: … und 
stimmen zu!)

und wünschen an dieser Stelle allen schöne Weihnachts-
ferien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Heidi 

Reichinnek für die Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)
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Heidi Reichinnek (Die Linke):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir erinnern uns kurz: Seit 2013 gibt es einen 
Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz. Ein wichtiger und 
großer Schritt: Jedes Kind hat das Recht auf frühkindli-
che Bildung und pädagogische Betreuung. Heute, zwölf 
Jahre später, fehlen uns immer noch 210 000 Plätze allein 
in Westdeutschland für Kinder unter drei. Außerdem feh-
len 125 000 Fachkräfte, Krankenstände sind exorbitant 
hoch, die Familien sind verzweifelt, die Kinder fallen 
ganz hinten runter. Also: viel versprochen, wenig gehal-
ten.

(Dr. Konrad Körner [CDU/CSU]: Klingt ja wie 
bei der AfD!)

Und genau das Gleiche droht uns jetzt beim Ganztag. Der 
Rechtsanspruch, der ab August nächsten Jahres greifen 
soll, ist absolut richtig; aber auch hier fehlen Fachkräfte, 
Räume und – ganz generell – kostenfreie und damit für 
alle zugängliche Verpflegung. Aber genau dieses Pro-
blem zu lösen, muss doch unser Ziel sein.

(Beifall bei der Linken)
Die Kommunen versuchen verzweifelt, umzusetzen, 

womit sich diverse Regierungsparteien hier schmücken, 
und scheitern an ihren Haushalten, in denen sich die 
Schulden türmen, weil der Bund die Kommunen mit im-
mer mehr Aufgaben überhäuft, aber keine ausreichenden 
Mittel zur Verfügung stellt. Das geht so nicht weiter. 
Anstatt Kommunen zu stärken, die Fachkräfteausbildung 
zu fördern und Qualifizierung zu unterstützen, geben Sie 
den Druck einfach weiter – an die Jugendarbeit. Sie set-
zen darauf, dass die Beschäftigten das schon wuppen 
werden, weil sie das halt immer tun. Sie sparen einmal 
mehr auf dem Rücken derer, die den Laden am Laufen 
halten. Hören Sie damit doch endlich auf, und machen Sie 
stattdessen endlich vernünftige Politik!

(Beifall bei der Linken)
Natürlich ist es absolut richtig, dass Ganztagsangebote 

in Kooperation mit Sportvereinen, mit Musikschulen 
oder Jugendverbänden vorhanden sind. Aber wenn Sie 
diesen wunderbaren Satz sagen: „In den Schulferien gilt 
der Anspruch auch als erfüllt, sofern Angebote der Ju-
gendarbeit nach § 11 eines öffentlichen Trägers oder ei-
nes anerkannten freien Trägers der Jugendhilfe zur Ver-
fügung gestellt werden“, dann heißt das nichts anderes 
als: Wir haben zwar keine Erzieher/-innen für euch, 
aber geht ruhig mal in den Jugendtreff nebenan. Da sitzt 
zwar auch nur eine Mitarbeiterin in Teilzeit, vielleicht 
noch mit einem Praktikanten; aber die machen das dann 
schon irgendwie.

Die Jugendarbeit ist sowieso komplett überlastet. Wie 
stellen Sie sich das genau vor? Dieses Gesetz ist ein 
Burn-out-Beschleuniger. Oder habe ich vielleicht ir-
gendwo übersehen, dass Sie die Jugendarbeit stärken 
wollen? Ich fürchte nicht. In Ihrem Haushalt ist das auf 
jeden Fall nicht der Fall, und unsere Änderungsanträge, 
die genau dafür gesorgt hätten, haben Sie natürlich abge-
lehnt.

Dabei ist der Ganztag so ein wichtiges Instrument. Ich 
habe in diesem Bereich übrigens selbst mal eine Weile 
gearbeitet, unter anderem während Corona. Deswegen 

liegt er mir auch so am Herzen. Ich habe gesehen, wie 
wichtig diese Möglichkeiten für Kinder sind, wie unfass-
bar wertvoll diese Arbeit ist. Aber das funktioniert eben 
nur mit einer guten Ausstattung. Und auch wenn die AfD 
davor totale Panik hat, wie wir gerade gehört haben: Da 
geht es auch um ein solidarisches Miteinander, und das 
soll auch so sein.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Corinna 
Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Grundsätzlich ist es ja keine schlechte Idee, die Ju-
gendhilfe mit einzubeziehen, aber eben nicht als Lücken-
büßer für schlechte Planung. Vor allem muss sie dazu 
auch mit den entsprechenden Mitteln ausgestattet sein, 
zum Beispiel für die Gewinnung und Qualifizierung 
von Fachpersonal. Die gibt es von Ihnen aber eben nicht. 
Sie sagen halt: Fachkräfte gibt es nicht. Was soll ich 
machen? Ist dann so. – Das ist für eine Regierung wirk-
lich ein etwas geringer Anspruch. Vor allem da, wo es 
schon jetzt kaum Angebote gibt, nämlich gerade im länd-
lichen Raum, ist es natürlich ein großer Witz, zu sagen: 
„Diese Angebote können Sie nutzen“, auch wenn es sie 
halt nicht gibt. Als Ersatz für Ganztag taugt das auf jeden 
Fall nicht. Deswegen stapelt sich jetzt schon völlig zu 
Recht die Kritik von Gewerkschaften, Trägern und Fach-
kräften.

Ich sage Ihnen zum Schluss: Sie haben jetzt die Wahl. 
Sie können diesen Gesetzentwurf einfach direkt in die 
Tonne kloppen oder die Gelegenheit nutzen, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssten bitte zum Ende kommen.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
– endlich die offene Jugendarbeit und Jugendverbands-

arbeit zu stärken, damit diese überhaupt eine größere 
Rolle im Ganztag übernehmen können, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Heidi Reichinnek (Die Linke):
– ohne dass der ganze Laden direkt brennt.
Danke. 

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Dr. Anja 

Weisgerber für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Reinhard Brandl [CDU/ 
CSU]: Jetzt aber!)

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Bundesministerin Karin Prien liefert. Der 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschul-
kinder ist gesamtgesellschaftlich und familienpolitisch 
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ein Meilenstein. Wir sorgen dafür, dass dieser Rechts-
anspruch für die Kommunen auch umsetzbar ist.

Mit dem Rechtsanspruch haben wir eine wichtige Vo-
raussetzung dafür geschaffen, dass Brüche in der Betreu-
ung am Übergang von der Kita zur Schule der Vergan-
genheit angehören. Junge Eltern können auch in den 
Ferien ihrer Erwerbstätigkeit nachgehen ohne Sorge um 
die Betreuung ihrer Jüngsten an Nachmittagen nach 
Schulschluss. Damit schaffen wir stabile und verlässliche 
Rahmenbedingungen für Familien über die Kita hinaus, 
und das ist gut so, meine Damen und Herren.

Wir unterstützen die Kommunen bei der Umsetzung, 
indem wir es ihnen ermöglichen, auch die Angebote der 
freien Träger zu nutzen, um den Rechtsanspruch zu er-
füllen. Mit diesem Gesetzentwurf schaffen wir die Rah-
menbedingungen genau dafür. Die Ganztagsbetreuung 
gelingt jedoch nur, wenn wir einerseits Verlässlichkeit, 
Qualität und echte Bedarfsorientierung garantieren und 
andererseits in der Umsetzung für größtmögliche Flexi-
bilität sorgen. Genau das machen wir als Union.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Denn ein Rechtsanspruch ist kein Kannangebot. Er ist 
kein Ferienprogramm, das stattfindet, wenn gerade genug 
Ehrenamtliche vorhanden sind. Ein Rechtsanspruch ver-
langt Planbarkeit, verlangt Verlässlichkeit, verlangt 
Rechtsklarheit und verbindliche Strukturen, und zwar 
auch während der Ferien.

(Abg. Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge)

Es ist eben nicht die richtige Lösung, die Ferien zu ver-
kürzen, wie es Mitte des Jahres Elternverbände vor lauter 
Verzweiflung schon gefordert haben, weil Eltern es ein-
fach nicht schaffen, während der gesamten Ferien die 
Betreuung sicherzustellen, wenn sie berufstätig sind. 
Die richtige Antwort ist doch, dass wir die Eltern durch 
verlässliche Betreuungsangebote auch in den Ferien un-
terstützen, indem wir jetzt mit dem Gesetz dafür sorgen, 
dass auch Angebote der freien Träger zur Erfüllung des 
Rechtsanspruchs herangezogen werden können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Kollegin, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus 

den Reihen der Grünen?

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Ja, gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte schön, Frau Kollegin Rüffer.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Liebe Frau Weisgerber, vielen Dank für die Möglich-

keit, eine Zwischenfrage zu stellen. – Ich glaube, wir 
sehen es fast übereinstimmend so, dass es total wichtig 
ist, auch in den Ferienzeiten ein gutes Angebot für Kinder 

zu schaffen, das konzeptionell und personell gut abge-
sichert ist, also mit den Ressourcen, die man braucht, 
um den Kindern wirklich einen Mehrwert zu bieten und 
sie nicht nur irgendwie unterzubringen.

Es gibt aber eine Personengruppe, die mir besonders 
am Herzen liegt. Das sind Familien mit Kindern mit 
Beeinträchtigungen. Fast alle Stellungnahmen, die ich 
zu diesem Thema gelesen habe, kommen zu der Einschät-
zung, dass es zwar keinen Ausschluss dieser Gruppe vom 
Rechtsanspruch gibt, dass es aber in der Umsetzung fak-
tisch Probleme geben wird. Ich habe dann im Internet 
recherchiert und verschiedene Anbieter gefunden, die – 
zum Teil ehrenamtlich, aber mit entsprechender Qualifi-
kation – inklusiv arbeiten. Für diese ist aber die Finan-
zierung hinten und vorne nicht gesichert. Wie wollen Sie 
gewährleisten, dass dieser Rechtsanspruch tatsächlich für 
alle Kinder erfüllt werden kann?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Frau Dr. Weisgerber.

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Werte Kollegin, erst mal vielen Dank für die Frage. – 

Als ich Ihrer Kollegin vorhin zugehört habe, habe ich 
eigentlich immer darauf gehofft – so war auch der Ein-
stieg zu Ihrer Frage –, dass Sie unserem Gesetzentwurf 
zustimmen, weil uns doch allen daran liegt, die Betreu-
ungsmöglichkeiten auch in den Ferien zu garantieren und 
dafür auch die freien Träger heranzuziehen.

Sie sprechen jetzt ein weiteres wichtiges Thema an. 
Gerade Familien mit Kindern mit Beeinträchtigungen 
brauchen besondere Unterstützung, und da muss auch 
ein entsprechendes Betreuungsangebot sichergestellt 
sein. Wir werden wir uns noch mal intensiv mit der Frage 
auseinandersetzen: Wie schaffen wir es, dass auch diese 
Familien eine garantierte Betreuung haben? Wie schaffen 
wir es, dass der Rechtsanspruch insoweit greift? Wir 
schaffen es vor allen Dingen in Zusammenarbeit mit 
den Bundesländern und den Trägern. Es muss finanzier-
bar sein. Ich bin Ihrer Meinung: Gerade Familien mit 
Kindern mit Beeinträchtigungen verdienen unsere beson-
dere Unterstützung. Ich bin gerne bereit, das mit der Mi-
nisterin noch mal zu prüfen und mir anzuschauen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Setzen Sie gerne Ihre Rede fort.

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
Und ja, die Jugendhilfe leistet auch einen unverzicht-

baren Beitrag zu Bildung, sozialer Teilhabe und Persön-
lichkeitsentwicklung. Mein persönlicher Dank und meine 
Anerkennung gehen an dieser Stelle an die freien Träger, 
ob in der Kirche, in den Vereinen oder in den Verbänden, 
die seit Jahrzehnten Verantwortung für Kinder und Ju-
gendliche übernehmen. Die Jugendarbeit ist stark, und 
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nun wird sie zu einem unverzichtbaren Beitrag und Pfei-
ler in der Ganztagsinfrastruktur.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir liefern, was wir 
versprechen. Der vorliegende Gesetzentwurf schöpft das 
große Potenzial der Jugendarbeit gerade in den Ferien-
zeiten optimal aus. Damit wird er nicht nur der Jugend-
arbeit gerecht, sondern gibt vor allen Dingen den Fami-
lien das, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, bitte.

Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU):
– was ihnen zugesagt wurde: ein verlässliches An-

gebot – auch in den Ferien – zur Betreuung ihrer Kinder.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Martin Rabanus für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Martin Rabanus (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, der Titel „Entwurf eines Gesetzes zur Stär-
kung der Angebote der Jugendarbeit im Ganztag während 
der Schulferien“ ist, genauso wie bei vielen anderen Ge-
setzen, tatsächlich ein wenig sperrig. Deswegen macht es 
auch Sinn, es inhaltlich noch ein bisschen einzuordnen.

Zur Einordnung: Es geht um den Rechtsanspruch auf 
Ganztagsförderung für Kinder im Grundschulalter. Den 
haben wir vor einigen Jahren beschlossen, und er soll 
kommenden Sommer in Kraft treten. Dieser Rechts-
anspruch stellt bildungspolitisch und auch gesells-
chaftspolitisch einen Quantensprung dar. Es ist bildungs-
politisch ein Quantensprung, weil im Ganztag die 
Förderung der Kinder besser gelingt, was dauerhaft den 
Bildungserfolg stärkt. Damit steigen die Kompetenz-
niveaus, was am Ende zu Fachkräften führt, die ihr Leben 
selbstbestimmt organisieren können.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Gerade gestern haben wir im Ausschuss für Bildung, 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend über den aktuellen 
IQB-Bildungstrend gesprochen, der uns dringenden 
Handlungsbedarf ins Stammbuch geschrieben hat. Wer 
früh fördert, gewinnt langfristig – auch darum geht es 
bei diesem Gesetz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es ist aber auch gesellschaftspolitisch ein Quanten-
sprung, weil wir die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
deutlich verbessern. Das ist übrigens ein Thema für Müt-
ter und Väter, die eine bessere Balance in ihr Leben 
bringen wollen. Auch dafür leistet der Ganztag einen 

ganz wesentlichen Beitrag. Die positive Wirkung ist 
also gar nicht hoch genug einzuschätzen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Aber – und auch das gehört zur Wahrheit dazu und ist 
bereits adressiert worden – die Umsetzung dieses Rechts-
anspruchs stellt Länder und insbesondere Kommunen vor 
große Herausforderungen, und zwar organisatorisch und 
finanziell. Deswegen müssen wir doch für unsere Kinder 
all das nutzbar machen, was wir schon haben – eben auch 
Angebote der Jugendarbeit in den Ferien. Genau das stellt 
das Gesetz sicher.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Anja Weisgerber [CDU/CSU])

Es ist nicht mehr, aber es ist auch nicht weniger, liebe 
Anja Reinalter.

(Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist dieser Aspekt, der hier geregelt werden soll.
Ich will das noch einmal plastisch darstellen. In meiner 

Heimatstadt Taunusstein beispielsweise macht die Arbei-
terwohlfahrt ein mehrwöchiges Programm, einen Ferien-
spaß, der hervorragend pädagogisch ausgearbeitet ist. Zu-
letzt nahmen knapp 700 Kinder daran teil, die nicht nur 
gut betreut waren, sondern auch spielerisch wahnsinnig 
viel dabei gelernt haben. Bisher kann ein so tolles An-
gebot nicht für die Erfüllung des Ganztagsanspruchs he-
rangezogen werden. Das ist nicht gut, das ist, ehrlich 
gesagt, Verschwendung. Das wollen wir ändern.

Herr Präsident, ich freue mich auf die parlamentari-
schen Beratungen. Bis dahin darf auch ich Frohe Weih-
nachten wünschen. Ihnen alles Gute! Bleiben Sie gesund 
und munter.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank, Ihnen auch. – Sie müssen jetzt zum Ende 

kommen.

Martin Rabanus (SPD):
Alles Gute im nächsten Jahr.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank.

Martin Rabanus (SPD):
Danke sehr.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Der nächste und letzte Redner in dieser Aussprache ist 

Dr. Konrad Körner für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Dr. Konrad Körner (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Ausbau der Ganztagsförderung ist ein zen-
trales Vorhaben in dieser Legislaturperiode. Wir haben 
bereits mit der Verlängerung von Fördermöglichkeiten 
und milliardenschweren Förderprogrammen erste wich-
tige Entscheidungen getroffen. Und jetzt verstärken wir 
die Flexibilität bei der Erfüllung des Anspruchs auf 
Ganztagsbetreuung mithilfe der freien Träger der Jugend-
hilfe.

Es wurde bereits viel geleistet. Bund, Länder und 
Kommunen haben bereits massiv ausgebaut. In meiner 
Heimat Bayern sind allein zwischen 2014 und 
2024 80 000 neue Plätze in der Betreuung geschaffen 
worden, weitere 40 000 sind in Planung. Das zeigt: Es 
ist ein gesamtstaatlicher Kraftakt. Aber wir hören die 
klare Rückmeldung aus den Ländern: Wir brauchen 
mehr Flexibilität; denn der Anspruch gilt auch in unter-
richtsfreien Zeiten, und Eltern brauchen eben Verlässlich-
keit. Herr Zaum, Sie sagen, die AfD wolle Wahlfreiheit. 
Aber was machen Sie mit den Eltern, die auch ab und zu 
in den Ferien arbeiten, weil sie gar nicht so viel Urlaub 
haben oder weil sie etwas leisten und zur Stärkung der 
Volkswirtschaft beitragen möchten, und daher eine ver-
lässliche Betreuung brauchen? Was sagen Sie denn die-
sen Eltern? Gar nichts! Die AfD würde diese Eltern al-
leinlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Wir müssen neue Angebote schaffen. Was mich bei der 
AfD gerade ein bisschen intellektuell unterfordert, ist: 
Wenn man weniger staatliche Betreuung möchte, dann 
muss man doch froh sein, dass freie Träger der Jugend-
hilfe – vom Sportverein über die Pfadfinder bis hin zur 
Musikschule mit ihren tollen pluralen Angeboten vor Ort, 
von der Ferienfreizeit bis zum Fußballcamp – einbezogen 
werden, bei denen gerade nicht der Staat jedes Jota dik-
tiert. Wenn ich mir die Ferienangebote anschaue, dann 
kann ich nur sagen: Die Angebote sind stark, vielfältig 
und hochwertig. Auf dieses Engagement kann man stolz 
sein. Wir müssen nicht staatlich alles besser machen, bloß 
weil wir denken, es besser zu wissen. Die vorhandenen 
Angebote sind super, und die Kinder gehen gerne hin. 
Deswegen nutzen wir sie. Dahinter stehen engagierte 
Menschen, haupt- und ehrenamtlich, mit Fachwissen, 
mit Herz und Einsatz. Sie ermöglichen Kindern gute Fe-
rien. Ermöglichen wir diese Angebote weiterhin!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Die Regelung schwächt den Ganztagsausbau nicht. Sie 
ersetzt auch keine Infrastruktur, sondern sie ergänzt sie 
sinnvoll.

Ich wünsche Ihnen weiterhin gute Beratungen und 
freue mich auf die weiteren Anhörungen.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu diesem 

Tagesordnungspunkt liegen nicht vor. Damit schließe 
ich die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung des Gesetzent-
wurfs auf Drucksache 21/3193 an die in der Tagesord-
nung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 15: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, 
Naturschutz und nukleare Sicherheit (16. Aus-
schuss) zu dem Antrag der Abgeordneten 
Mareike Hermeier, Dr. Fabian Fahl, Luigi 
Pantisano, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion Die Linke 
Keine unnötigen Atomtransporte mit hoch ra-
dioaktivem Abfall aus Jülich ins Zwischen-
lager Ahaus
Drucksachen 21/586, 21/1629

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache erst, wenn hier die notwen-
dige Konzentration eingekehrt ist. Alle, die rausgehen, 
mögen es tun, und alle, die einkehren wollen, sollen es 
gerne tun. – Vielen Dank dafür.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Jakob 
Blankenburg für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jakob Blankenburg (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 

Situation in Jülich ist seit Jahren bekannt. Trotzdem ist sie 
bis heute nicht gelöst. Das ist das eigentliche Problem. 
Dort lagern 300 000 Brennelemente seit 2013, und das 
ohne atomrechtliche Genehmigung. Bereits 2014 hat die 
nordrhein-westfälische Atomaufsicht die Räumung des 
Zwischenlagers angeordnet. Seitdem wird dieses nur 
noch geduldet. Das mag man eine Übergangslösung nen-
nen. Aber Übergänge, die über ein Jahrzehnt anhalten, 
sind kein verantwortbarer Zustand, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

Der Antrag der Linken schlägt nun vor, die Brennstäbe 
in Jülich zu belassen. Ich verstehe, warum ein Neubau vor 
Ort für viele zunächst attraktiv klingt. In der Realität fehlt 
dafür jedoch alles, was eine verantwortbare Entscheidung 
braucht: kein Antrag, kein Zeitplan, keine gesicherte Flä-
che. Ein Neubau würde Jahre dauern, Mehrkosten von 
400 Millionen Euro verursachen und vor allem eines 
nicht leisten: eine kurzfristige Lösung für das akute Pro-
blem.

(Zuruf des Abg. Dr. Fabian Fahl [Die Linke])
Deshalb müssen wir einen anderen Weg gehen. Und ja, 
das heißt auch, über Castortransporte zu sprechen. Das ist 
keine leichte Entscheidung. Aber politische Verantwor-
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tung verlangt eine realistische Abwägung. Die Verlage-
rung der Brennelemente nach Ahaus ist derzeit der si-
cherste und umsetzbare Weg. Das Lager dort ist geprüft, 
die Genehmigungen liegen vor.

Was bei diesem ganzen Komplex aber nicht unter den 
Tisch fallen darf: Es geht nicht nur um Technik oder 
Genehmigungen. Es geht auch um die Menschen vor 
Ort. Denn was heißt es, ein Zwischenlager in der Nach-
barschaft zu haben? Es heißt, für eine gewisse Zeit mehr 
Verantwortung zu tragen als andere, in unser aller Inte-
resse. Was viele umtreibt, ist die Dauer, die fehlende 
Perspektive, die Sorge, dass aus dem „vorübergehend“ 
irgendwann ein „für immer“ werden könnte.

(Zuruf des Abg. Dr. Fabian Fahl [Die Linke])

Deshalb haben Regionen mit Zwischenlagern ein Recht 
darauf, ernst genommen zu werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Sie brauchen transparente Verfahren, echte Beteiligung 
und klare Zusagen, dass aus einem Zwischenlager kein 
Dauerzustand wird. Das gilt für Ahaus und alle Zwi-
schenlagerstandorte in unserem Land.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, müssen wir eine 
Perspektive geben.

Ja, die Suche nach einem Endlager ist kein kurzer 
Prozess und darf es auch nicht sein. Wir wollen den 
besten Standort, einen, der Atommüll für mindestens 
40 000 Generationen sicher verwahrt; das muss man 
sich mal vorstellen. Aber trotz aller Fragen nach Sicher-
heit und Wissenschaftlichkeit darf die Entscheidung nicht 
um ein halbes Jahrhundert hinausgezögert werden. Für 
viele Anwohnerinnen und Anwohner der Zwischenlager 
wird es tatsächlich ansonsten ein „für immer“. Deshalb 
ist es richtig, dass das Bundesumweltministerium sich auf 
den Weg gemacht hat, das Verfahren zu beschleunigen, 
ohne zentrale Leitlinien wie Sicherheit, Transparenz und 
Beteiligung zu gefährden.

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, der Umgang mit Atommüll ist kein partei-
politischer Spielball. Er verlangt Verantwortung, Trans-
parenz und Verlässlichkeit.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssten zum Ende kommen.

Jakob Blankenburg (SPD):
Mit der Entscheidung für die Lagerung der Brennele-

mente in Ahaus schaffen wir genau das – für die Men-
schen, die dort leben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Paul 

Schmidt für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Paul Schmidt (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Die Linke fordert in ihrem Antrag, auf 
die geplanten Transporte von 152 Castorbehältern von 
Jülich nach Ahaus zu verzichten. Stattdessen soll ein 
neues Zwischenlager in Jülich gebaut werden. Das be-
weist: Sie von der Linken wollen möglichst viele Kern-
energieprobleme pflegen, anstatt sie zu lösen. Das ist 
definitiv das Gegenteil von dem, was unser Land braucht.

(Beifall bei der AfD)

Sie bringen mal wieder Angst ins Spiel. Zusammen mit 
lokalen Gruppen organisieren Sie Veranstaltungen und 
Proteste. Wenn man sieht, Frau Hermeier, wie Sie sich 
zu diesem Thema im Internet verbreiten, wird klar: Mit 
diesem Antrag wollen Sie sich vor allem selbst bewerben. 
Und die Sicherheitsrisiken, die Sie als Grund für Ihren 
Antrag ins Feld führen, entstehen doch erst durch die 
Veranstaltungen und Proteste, die Sie mit organisieren. 
Sie haben sich auch im Ausschuss entsprechend geäußert.

Ich wiederhole noch einmal unsere Argumente: Die 
Castorbehälter, die für den Transport und die Lagerung 
der Brennelementekugeln entwickelt wurden, sind ro-
bust, sicher und relativ klein. Jeder Behälter hat eine 
Höhe von 2,70 Meter und einen Durchmesser von 
1,40 Meter. Sie wurden speziell dafür entwickelt, die 
Strahlung nahezu vollständig abzuschirmen. Die 
300 000 Brennelemente sind in Wirklichkeit 
300 000 Kernbrennstoffkugeln. Jede hat einen Durch-
messer von etwa 6 Zentimetern. Die Kugeln sind sicher 
verpackt in den 152 Castorbehältern und klingen seit über 
30 Jahren ab. Sie strahlen kaum noch. In 2 Metern Ab-
stand vom Behälter beträgt die Dosisleistung deshalb 
noch gerade einmal 0,1 Mikrosievert pro Stunde.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das entspricht nur der Hälfte der durchschnittlichen na-
türlichen Strahlenbelastung, der jeder von uns ausgesetzt 
ist. Der Forschungsreaktor in Jülich, abgekürzt AVR, war 
genau wie der Thorium-Hochtemperaturreaktor, THTR, 
ein Kugelhaufenreaktor. Aus dem THTR in Hamm-Uen-
trop stehen schon 305 baugleiche Castoren in Ahaus – mit 
gleichartigen abgebrannten Kernbrennstoffkugeln. Für 
die Behälter aus Jülich ist in Ahaus genügend Platz. Ein 
Reparaturkonzept gibt es dort auch.

Alle gesetzlichen Grenzwerte werden bei den Castoren 
und dem anstehenden Transport nicht nur sicher ein-
gehalten, sondern weit unterschritten.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: So ist es!)

Das gilt auch für das Personal, das die Aufgaben für 
Transport und Umlagerung übernehmen wird. Und, 
Frau Hermeier, Sie können Ihre Demonstranten guten 
Gewissens zu den Castoren schicken. Um die Strahlung 
brauchen sie sich jedenfalls keine Sorgen zu machen.
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(Beifall bei der AfD – Mareike Hermeier [Die 
Linke]: Gott sei Dank!)

Ein neues Lager in Jülich, das Sie fordern, müsste 
übrigens zunächst genehmigt und dann noch gebaut wer-
den. Eine Genehmigung mit Umweltprüfung, Sicher-
heitsnachweisen und Beteiligungsverfahren würde min-
destens ein Jahrzehnt beanspruchen. Und das alles wäre 
sehr teuer und mit großem Aufwand verbunden. Auch 
mit einem neuen Lager in Jülich müssten die Castoren 
transportiert werden; denn sie müssten alle aus dem alten 
Lager aus- und in das neue eingelagert werden.

Das Zwischenlager Ahaus hat eine gültige Genehmi-
gung bis 2036, und es besteht eine klare Perspektive für 
die Verlängerung bis zur Verfügbarkeit einer dauerhaften 
Lagerstätte – oder bis zur Wiederaufarbeitung des Kern-
brennstoffs. Deswegen mein Fazit: Wer den Antrag der 
Linken unterstützt, entscheidet sich gegen eine verfüg-
bare, genehmigte, kostengünstige

(Lachen der Abg. Mareike Hermeier [Die 
Linke])

und sicherheitstechnisch tragfähige Lösung und für eine 
teure Verzögerung auf unbestimmte Zeit.

(Beifall bei der AfD)
Wir lehnen den Antrag der Linken mit Nachdruck ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist Anna Aeikens 

für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Anna Aeikens (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Her-

ren! In Jülich lagern aktuell fast 300 000 Brennelemente. 
Die Aufbewahrungsgenehmigung für dieses Zwischen-
lager ist 2013 ausgelaufen, und schon 2014 wurde die 
unverzügliche Räumung angeordnet. Das können wir 
nicht einfach so als Dauerzustand stehen lassen – weder 
für die Menschen vor Ort noch gegenüber unserem gel-
tenden Recht.

Der Antrag der Linken schlägt nun vor, die Transporte 
nach Ahaus politisch zu unterbinden und die Abfälle 
dauerhaft in Jülich zu lassen, am liebsten in einem ertüch-
tigten oder neu gebauten Zwischenlager. Die Castortrans-
porte quer durch Nordrhein-Westfalen werden als un-
nötig und unverantwortlich bezeichnet. Ich verstehe 
komplett, dass der Begriff „Castortransporte“ bei vielen 
Menschen Unbehagen auslöst: in Ahaus, in Jülich, ent-
lang der gesamten Strecke. Es ist völlig vernünftig, dass 
152 atomare Schwertransporte nicht einfach leichtfertig 
abgenickt werden. Das werden sie auch nicht. Wir müs-
sen uns aber ehrlich die Gesamtlage anschauen:

Erstens. In Jülich haben wir, wie eben schon erwähnt, 
seit mehr als zehn Jahren einen ungenehmigten Zustand, 
und das in Deutschland. Es gibt eine Räumungsanord-
nung, die bis heute nicht umgesetzt worden ist. So zu 

tun, als wäre dieser Zustand einfach normal und könnte 
so fortgeschrieben werden, ist auf Dauer einfach nicht 
sicher und vor allem nicht überzeugend.

Zweitens. Für das Zwischenlager in Ahaus liegt seit 
2016 eine Aufbewahrungsgenehmigung vor, die aus-
drücklich auch die Jülicher Castorbehälter umfasst. Das 
Oberverwaltungsgericht in Münster hat die Klage da-
gegen Ende 2024 abgewiesen; die Genehmigung ist 
also vollziehbar. Ahaus ist also nicht einfach irgendeine 
spontane Idee, sondern ein Standort mit geprüfter und 
bestätigter Genehmigungslage.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Drittens. Das Bundesamt für die Sicherheit der nuklea-
ren Entsorgung hat im August dieses Jahres die Beför-
derung der 152 Castorbehälter von Jülich nach Ahaus 
ebenfalls genehmigt, und zwar auf Grundlage einer ge-
bundenen Entscheidung nach geltendem Atomrecht. Das 
heißt: Wenn alle gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt 
sind, muss die Genehmigung erteilt werden. Dazu gehört 
ausdrücklich auch der Nachweis, dass die Transporte ge-
gen Störmaßnahmen oder sonstige Einwirkungen Dritter 
geschützt sind. Denn grundsätzlich gilt, dass die Anfor-
derungen an Castortransporte sehr hoch sind und nichts 
leichtfertig geschieht. Ende 2023 wurde daher schon ein 
Schwertransport mit leeren Behältern nach Ahaus unter 
Polizeischutz erprobt. Es ist kein experimenteller Blind-
flug, sondern ein streng regulierter Vorgang mit klaren 
Zuständigkeiten.

Gleichzeitig ist es in Deutschland auch selbstverständ-
lich, diese Genehmigung überprüfen zu lassen. Wie auch 
schon zu allen anderen Verfahrensteilen, die übrigens alle 
am Ende positiv beschieden wurden, gibt es nun auch 
einen finalen Eilantrag vor dem Verwaltungsgericht in 
Berlin gegen den Transport an sich. Bis zur Entscheidung 
des Gerichts finden keine Transporte statt; das hat auch 
das Unternehmen zugesagt. So muss es in einem Rechts-
staat sein; dennoch muss man sich irgendwann mit dem 
rechtlichen Ergebnis abfinden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sollte das Verwaltungsgericht den Eilantrag ablehnen, 
spricht aus unserer Sicht nichts mehr dagegen, mit den 
Transporten zügig zu beginnen. Denn dann ist gerichtlich 
bestätigt, dass die rechtlichen und sicherheitstechnischen 
Voraussetzungen eingehalten werden und man endlich 
den ungenehmigten Zustand in Jülich beenden kann.

Ein Wort noch zu den Kosten. Der eigentliche Kosten-
treiber bei hochradioaktiven Abfällen ist nicht der ein-
zelne Transport an sich, sondern der langfristige Betrieb 
der Zwischenlager mit all seinen Sicherungs- und Pla-
nungsaufgaben. Drei Bundesministerien haben dem 
Haushaltsausschuss bereits 2022 dargelegt, dass die Ver-
bringung der Jülicher Abfälle nach Ahaus aus wirtschaft-
lichen und zeitlichen Gründen grundsätzlich vorzugswür-
dig ist. Ein zusätzlicher Neubau eines vollwertigen 
Zwischenlagers in Jülich würde Milliarden über viele 
Jahre binden, ohne dass sich die sicherheitstechnische 
Situation gegenüber einer Zwischenlagerung in Ahaus 
automatisch verbessern würde.
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Und noch etwas: Weder Jülich noch Ahaus sind als 
dauerhafte Lösungen angedacht. Das Ziel bleibt es, in 
Deutschland ein Endlager für hochradioaktive Abfälle 
zu finden. Umso wichtiger ist es daher, die Standortsuche 
zu beschleunigen. Deshalb wollen wir das Standortaus-
wahlgesetz überarbeiten. Bis dahin brauchen wir aber 
Zwischenlösungen, die rechtlich stabil, sicherheitstech-
nisch verantwortbar und vor allem finanziell darstellbar 
sind.

Nach allem, was vorliegt, ist die Verbringung der Jüli-
cher Castorbehälter in ihr Zwischenlager nach Ahaus – 
mit seiner Kapazität, seiner bestehenden Genehmigung 
und den hohen Sicherheitsstandards – der sinnvollste 
Weg. Daher: Ja, wir brauchen keine unnötigen Transpor-
te, wir brauchen aber die notwendigen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Harald Ebner für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Mit 152 Behältern wird die Räumung des Zwi-
schenlagers in Jülich einer der größten Transporte hoch-
radioaktiver Abfälle in der Geschichte Deutschlands sein. 
Zig Male werden dann in den kommenden Jahren Cas-
tortransporte über die Straßen auch dicht besiedelter Ge-
biete rollen, gefüllt mit Strahlenmüll aus dem ehemaligen 
Kugelhaufenreaktor in Jülich. Der ist eines von so vielen 
gescheiterten Experimenten des Atomzeitalters.

(Georg Schroeter [AfD]: Er ist doch gar nicht 
gescheitert! – Marcel Queckemeyer [AfD]: 
Was ein Blödsinn!)

Auch diese Castoren sind Zeugen seines Scheiterns.
Atomkraft war ein vielfacher Irrweg, Kolleginnen und 

Kollegen:
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der Linken und des 
Abg. Jakob Blankenburg [SPD])

ein umweltpolitischer, wie wir auch am ständigen Sor-
genkind Asse sehen, wo sich übrigens auch Jülich-Ab-
fälle befinden, ein energiepolitischer, weil unzuverlässige 
und unflexible Kraftwerke in kein modernes Energiesys-
tem passen, egal ob klassisch, experimentell oder klein 
wie SMR,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wenn das die Fran-
zosen rauskriegen! Die werden so traurig sein!)

und ganz besonders auch ein ökonomischer Irrweg. 
AKWs sind laut Fraunhofer-Institut die teuerste Art, 
Strom zu erzeugen.

(Georg Schroeter [AfD]: Völliger Unsinn!)
Wie gut, dass wir damit Schluss gemacht haben!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken)

Und ja, lieber Kollege Blankenburg, die Endlagersuche 
ist eine große Aufgabe, die auch das heutige Problem im 
wahrsten Sinne des Wortes überstrahlt.

Unsere Energieministerin Reiche möchte jetzt aber 
Forschung an experimentellen Kleinreaktoren unbedingt 
mit deutschen Steuergeldern fördern.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das wird sowieso 
passieren! Das ist ja EU-konform!)

Offenbar weiß sie gar nicht, dass ausgerechnet in Jülich 
über rund 60 Jahre für Unsummen an ebenjenen Atom-
experimenten geforscht wurde. Jülich ist gescheitert: 
Überhitzungen, Gefahr ungewollter Kettenreaktionen, 
Kontaminierung, Wassereinbrüche und, und, und. Muss 
man nicht wiederholen, Frau Reiche.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jakob Blankenburg [SPD])

Ein trauriges Überbleibsel in Jülich sind jene Behälter 
mit radioaktiven Abfällen, über die wir heute sprechen, 
strahlende Ewigkeitslasten, die keiner will, die aber ir-
gendwohin müssen. Vielleicht will jemand von der AfD 
ein paar im Garten haben.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Würde ich sofort 
machen! Wenn ich dürfte, würde ich’s ma-
chen! – Karsten Hilse [AfD]: Sehr gerne!)

Atomtransporte bergen immer grundsätzliche Risiken, 
und diese hier führen auch noch durch dicht besiedelte 
Gebiete. Und gerade in der aktuell angespannten Sicher-
heitslage und in Zeiten hybrider Angriffe steigt zusätzlich 
auch noch die Sabotagegefahr; „Drohnenabwehr“ nenne 
ich da als Stichwort. Sie sind also wo irgend möglich zu 
vermeiden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Haben Sie irgendeinen 
Beweis dafür?)

Eines ist aber auch klar: Eine andauernde genehmi-
gungslose Aufbewahrung von Atommüll muss so schnell 
wie irgend möglich beendet werden. Ein Neubau bzw. 
eine befristete Zwischenlagerung waren realistische Op-
tionen, zumal die ursprünglich kritische Einschätzung der 
Erdbebengefahr ja zwischenzeitlich widerlegt wurde. 
Eine befristete Zwischenlagerung in Jülich hätte Zeit ge-
winnen können für weitere Verfahrensschritte, statt jetzt 
mit dem Castortransport zu beginnen.

Alternativen zum Transport – das wurde schon an-
gesprochen – lagen auf dem Tisch. Die für den Müll 
zuständige Jülicher Entsorgungsgesellschaft, deren Ge-
sellschafter das Bundesforschungs- und das Bundes-
finanzministerium sind, hat diese aber nicht verfolgt. 
Sie alleine wäre in der Lage gewesen, entsprechende 
Anträge zu stellen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den Reihen der 

Linken?
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Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Gerne.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Bitte.

Dr. Fabian Fahl (Die Linke):
Vielen Dank. – Ich komme aus Aachen. Das ist bei 

Jülich; so könnte man es sagen.
(Georg Schroeter [AfD]: Das ist ein paar Ki-

lometer weg!)
Ich muss deswegen schon darauf hinweisen: Ich habe 
jetzt nicht so ganz verstanden, wie Sie sich zu diesen 
Transporten positionieren. Sie haben sich gerade ableh-
nend geäußert; aber dabei waren es doch die Grünen hier 
im Haushaltsausschuss des Bundestages, die grünes Licht 
für diese Castortransporte von Jülich nach Ahaus gege-
ben haben, und auch die Grünen in NRW haben grünes 
Licht für die konkrete Durchführung gegeben. Deswegen 
frage ich mich gerade: Wo stehen die Grünen eigentlich 
in dieser Frage?

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Ebner, bitte.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hätten Sie gewartet, hätten Sie es noch vollends ge-

hört. Ich war gerade dabei, das zu erläutern. Im Haus-
haltsausschuss wurde das nicht beschlossen; da wurde 
ein Maßgabebeschluss gefasst, nach dem es aus Kosten-
gründen vorzuziehen wäre, das Geld dafür auszugeben 
statt für einen Neubau. Das ist aber noch keine endgültige 
politische Entscheidung; die wird jetzt am Ende getrof-
fen.

Ich habe es schon gesagt: Eine andauernde genehmi-
gungslose Aufbewahrung von Atommüll muss ja auch 
beendet werden. Und wer an der Stelle Verantwortung 
trägt, wie die zuständige Ministerin in Nordrhein-West-
falen, muss ja am Ende auch sagen: Irgendwann ist 
Schluss. – Und genau an der Stelle kommen wir zu der 
entsprechenden Vorhabenträgerin, dieser Jülicher Entsor-
gungsgesellschaft, zu der ich Ihnen gerade was sagen 
wollte.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Genau diese Jülicher Entsorgungsgesellschaft alleine 
wäre in der Lage gewesen, entsprechende Anträge zu 
stellen. Das hat sie aber nicht gemacht, und stattdessen 
entsorgt die Entsorgungsgesellschaft ihre Sorgen lieber 
nach Ahaus, auf Kosten der Anrainer und der Polizei. 
Die aktuelle Situation wäre definitiv vermeidbar gewe-
sen. Das Kind ist tief in den Brunnen gefallen.

In dieser Situation müssen Betroffene Zugang zu 
Rechtsmitteln haben, und die Anordnung des Sofortvoll-
zugs ist deshalb aus unserer Sicht nicht verständlich.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Das ist ein Punkt, der aktuell wichtig ist, –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und der fehlt in dem Antrag der Linken, weshalb wir 

uns heute enthalten werden.
Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Oh! Ganz mutige Ent-
haltung!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Danke schön. – Die nächste Rede hält Mareike 

Hermeier für die Fraktion Die Linke.
(Beifall bei der Linken – Karsten Hilse [AfD]: 
Jetzt kommt ein Feuerwerk wissenschaftlicher 
Fakten! Jetzt erklärt uns Mareike Hermeier, 
wie das mit der Strahlung ist!)

Mareike Hermeier (Die Linke):
Ja, das würde ich gerne machen; aber ich glaube, da ist 

bei Ihnen wirklich Hopfen und Malz verloren. Das mit 
dem Erklären versuche ich jetzt gar nicht mehr.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ich warte auf Ihre 
Expertise! – Zuruf des Abg. Marcel 
Queckemeyer [AfD])

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es gibt schon wieder so viel Aufregung; aber 
ein bisschen Aufregung von rechts kann ich schon mal 
beruhigen: Ich habe tatsächlich keine Revolte in Ahaus 
losgetreten; ich habe mich einer angeschlossen,

(Beifall bei der Linken)
weil die Menschen, die dort wohnen, von denen auch Sie 
gesprochen haben, absolut keinen Bock auf Transporte 
und die dortige Lagerung haben – nur mal so.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Aber wir sind immer noch dabei: 152 Castoren, 

152 Schwerlasttransporte, rund 300 000 Brennelemente-
kugeln gut 170 Kilometer quer durch NRW. Und wofür? 
Für null Gramm weniger Atommüll und für keinen Si-
cherheitsgewinn, der diese Rollerei in irgendeiner Form 
rechtfertigt.

Seit dem 1. Juli 2013 lagern die Brennelemente in 
Jülich ohne Genehmigung, seit 2014 gibt es eine Räu-
mungsanordnung, und seit 2022 ist der so valide eva-
luierte Hauptgrund, die behauptete fehlende Erdbebensi-
cherheit, als entkräftet bewertet. Zwölf Jahre politisches 
Wegducken sollen jetzt also mit einem Castormarathon 
kaschiert werden. Glückwunsch! Aber Sie haben ja die 
Lkws von Orano schon so hübsch hergerichtet und die 
Jahresbilanz dieser Firma aufgewertet; dann können wir 
jetzt auch fahren.

Aber wir reden hier nicht über Entsorgung, sondern 
über Risikoverlagerung. Ahaus ist kein Ziel; Ahaus ist 
ein Teil meiner Heimat und für Sie nur ein Zwischenstopp 
mit Ablaufdatum: Genehmigung bis 2036 und keine Re-
paraturmöglichkeit für defekte Castoren.
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(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ist denn mal einer 
kaputtgegangen?)

Wer das ernsthaft „zukunftsfest“ nennt, verschiebt nur 
das Problem und lässt die nächste Generation wieder 
neu anfangen. Aber dafür kriegt die ja Wehrdienst und 
vielleicht, wie Herr Spahn, noch ein paar nette Recycling-
ideen für hochradioaktiven Müll. Obacht: weihnachtliche 
Bastelidee.

(Beifall bei der Linken)
Auch die BGE sagt: Ende 2027 kommt erst der Vor-

schlag für Standortregionen. Aktuell sind es 90 Teilgebie-
te, davon erst 25 vollständig bearbeitet. Über die Hälfte 
der Flächen ist zwar schon raus; aber wir sind immer 
noch in Phase eins. Das demnächst endlich wieder voll 
besetzte nationale Begleitgremium fordert deshalb völlig 
zu Recht: Zwischenlager müssen leider für Jahrzehnte 
neu gedacht und Neugenehmigungen vorausschauend 
vorbereitet werden. Das wäre Sicherheit. Und das jetzt 
ist eigentlich Vertrauensabriss mit Ansage.

(Beifall bei der Linken)
Und im Umweltausschuss? Der Bericht sagt es 

schwarz auf weiß: Kosten wurden nicht mal erörtert. – 
Und die Beschlussempfehlung? Ablehnung mit den Stim-
men aller anderen Fraktionen: CDU/CSU, SPD, Grüne 
und AfD.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ich dachte, die Grü-
nen wollen sich enthalten!)

Gleichzeitig soll das Ganze laut Ministerpräsident Wüst 
am besten mit wenig Tamtam über die Bühne gehen, als 
ginge es um einen Möbeltransport. Da kann ich verspre-
chen: Das wird nicht passieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, noch mal: 152-mal 
Risiko, 152-mal Angriffsfläche, 152-mal politische Feig-
heit für ein Zwischenlager bis 2036. Stoppen Sie die 
Transporte! Schaffen Sie die Finanzierung und den Bau 
eines maximal sicheren Zwischenlagers in Jülich!

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank.

Mareike Hermeier (Die Linke):
Legen Sie ein belastbares Gesamtkonzept für die Zwi-

schenlagerung vor, und beschleunigen Sie die Endlager-
suche mit Transparenz –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. Sie müssen zum Ende kommen.

Mareike Hermeier (Die Linke):
– statt Castorkonvois!
Danke. 

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die nächste Rednerin ist die Parlamen-

tarische Staatssekretärin beim Bundesminister für Um-

welt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit, 
Rita Schwarzelühr-Sutter. Sie haben das Wort.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Umwelt, Klimaschutz, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Frau Hermeier, mich hat Ihre 
Rede am Ende sehr verwundert, weil gerade das SPD- 
geführte Umweltministerium in den vergangenen Jahren 
gezeigt hat, dass wir versucht haben, Vertrauen wieder-
herzustellen, indem wir sehr transparent gearbeitet haben, 
indem wir eine Standortauswahlkommission eingesetzt 
haben. Es gab keine politische Entscheidung, einfach 
irgendwo ein Endlager hinzubauen. Wir haben geschaut, 
dass es transparent ist, dass es partizipativ ist, dass es 
wissensbasiert ist. Und jetzt sprechen Sie von Feigheit 
und sagen, dass es erst spät kommt. Nein, wir haben 
den Prozess gemeinsam aufgesetzt. Und wir haben gese-
hen, dass der Prozess zu lange dauert, weil es Generatio-
nen betrifft, die in Deutschland wahrscheinlich nicht mal 
irgendwann ein Atomkraftwerk gesehen haben. Deswe-
gen wollen wir es beschleunigen.

Wir haben also Verantwortung übernommen, und diese 
Verantwortung nehmen wir auch sehr ernst. Deshalb ist 
es richtig; das sagt schon der Titel Ihres Antrags: „Keine 
unnötigen Atomtransporte mit hoch radioaktivem Ab-
fall“. Dazu muss man nur zwei Worte sagen: Ja, genau. – 
Denn es gibt keine unnötigen Atomtransporte, sondern 
nur notwendige Transporte von Atomabfall. Ich sage 
das, weil wir tatsächlich die Situation haben – die schon 
viele beschrieben haben –, dass hier keine Genehmigung 
vorliegt. Ich glaube, in einem Rechtsstaat ist schon wich-
tig, dass man einen rechtskonformen Zustand wiederher-
stellt. Entsprechend verantwortungsvoll handeln wir auch 
im Bundesumweltministerium.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir wissen, dass die Betreiberin, die Jülicher Entsor-
gungsgesellschaft für Nuklearanlagen, abgekürzt JEN, 
dieses Lager auf Grundlage einer atomaufsichtlichen An-
ordnung des nordrhein-westfälischen Wirtschafts- und 
Energieministeriums betreibt. Schon seit 2014 hat die 
zuständige Aufsichtsbehörde die unverzügliche Räu-
mung angeordnet. Da ist erkennbar geworden, dass der 
Antrag auf eine auf weniger als zehn Jahre befristete neue 
Aufbewahrungsgenehmigung kurzfristig nicht positiv be-
schieden werden kann. Der Abschluss dieses Verfahrens 
ist auch heute noch nicht abzusehen.

Ja, wir haben zwei Optionen. Die eine heißt: Transport 
der Brennelemente nach Ahaus. Die zweite heißt: 
Neubau eines Zwischenlagers in Jülich. Aber ein Neubau 
in Jülich wurde von der JEN bis jetzt nicht beantragt, 
wogegen es eine Aufbewahrungsgenehmigung für die 
152 Behälter im Zwischenlager Ahaus gibt, die auch 
rechtskräftig ist.

Auch das Genehmigungsverfahren für die Transporte 
der Behälter von Jülich nach Ahaus ist abgeschlossen. 
Die Genehmigung einschließlich der Anordnung der so-
fortigen Vollziehung wurde am 25. August durch das 
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BASE erteilt. Und ja, es gibt auch noch einen Gerichts-
entscheid, auf den man wartet. Das ist wichtig, und das 
gehört auch mit zum Rechtsstaat.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Das hat mit 
Rechtsstaat nicht viel zu tun gehabt!)

Es muss alles tatsächlich atomrechtskonform auf den 
Weg gebracht werden.

Weil die Uhr jetzt schon blinkt, will ich nur noch mal 
sagen: –

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen, Frau Staatssekretärin.

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Umwelt, Klimaschutz, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit:

– Es wurde doch jetzt auch in dieser Diskussion deut-
lich, welche gewaltigen Kosten Atomenergie verursacht.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen trotzdem zum Ende kommen, Frau Staats-

sekretärin.

Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin 
beim Bundesminister für Umwelt, Klimaschutz, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit:

Es ist daher grundsätzlich gut und richtig, dass wir die 
Nutzung der Atomenergie in Deutschland beendet haben.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Rainer Kraft 

für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Die 

Antragsteller beklagen die Belastung für die Polizei, die 
durch genehmigte Transporte verursacht würde. Dabei 
geht die größte Gefahr für Polizeikräfte von militanten, 
paramilitärischen Linksextremisten aus, die landauf, 
landab Beamte attackieren, das Volk drangsalieren und 
harmlose Mitbürger einschüchtern, wie zuletzt in Gießen.

(Beifall bei der AfD)
Es sind Ihre Anhänger, die rund um G7-Gipfel, Erster- 
Mai-Krawalle und demokratische Veranstaltungen die 
Gesundheit der Einsatzkräfte gefährden,

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Zur Sache, bit-
te!)

die demokratische Willensbildung unterdrücken und Ei-
gentum unserer Bürger vernichten.

Der Antrag ist schizophren, weil er den Bundestag zur 
Rechtsbeugung auffordert. Obwohl der Antrag selbst 
klarstellt, dass die Behälter seit zwölf Jahren ohne Ge-
nehmigung in Jülich lagern, obwohl der Antrag selbst 

klarstellt, dass das Land NRW eine atomrechtliche An-
ordnung erlassen hat, die Behälter aus dem Zwischen-
lager zu entfernen, obwohl also eine eineindeutige 
Rechtsgrundlage vorliegt, die Transporte durchzuführen, 
will uns der Antrag zum Gegenteil anstiften. Als Argu-
ment dafür wird der Koalitionsvertrag aus NRW ange-
führt.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Es gibt ein 
Recht, aber keine Pflicht! – Gegenruf des 
Abg. Marcel Queckemeyer [AfD]: Dass Sie 
ein Problem mit Recht haben, das wissen wir 
schon lange! – Gegenruf des Abg. Dr. Fabian 
Fahl [Die Linke]: Gerade von Ihnen, ja?)

Ich erkläre es Ihnen: Wir folgen hier den Gesetzen und 
nicht irgendwelchen unverbindlichen Absichtserklärun-
gen.

(Beifall bei der AfD)

Die relevante Frage bezüglich dieser Transporte wei-
gern Sie sich tatsächlich zu stellen: Warum bezahlt das 
eigentlich der Bund? Sie zitieren die grüne Wirtschafts-
ministerin Neubaur, dass die 70/30-Kostenaufteilung 
zwischen dem Bund und dem Land NRW bereits ein Ent-
gegenkommen des Landes sei, da der Atommüll angeb-
lich in der Verantwortung des Bundes entstanden sei; das 
wird behauptet. Prüft man aber die Eigentümerstruktur 
des Betreibers des Versuchsreaktors Jülich, des AVR, so 
stößt man auf ein Konsortium bestehend aus diversen 
Stadtwerken und dem Land Nordrhein-Westfalen. Nach 
dem Verursacherprinzip wäre also dieses Konsortium für 
die Rückbau- und Entsorgungskosten zuständig, nicht der 
Bund. Wenn also hier ein Entgegenkommen vorliegt, 
dann vom Bund und nicht vom Land NRW.

Fazit. Dieser Antrag ist ein schlecht gemachter Schau-
fensterantrag, der Probleme aufzeigt, die nicht existieren, 
auf dem Tisch liegende Lösungen negiert und offen zu 
Gesetzesbruch aufruft. Deswegen wird er natürlich abge-
lehnt.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Den letzten Beitrag zu dieser Ausspra-

che erbringt Hans Koller für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Hans Koller (CDU/CSU):
Verehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser Antrag macht 
einmal mehr eines deutlich: Die einen verbreiten unver-
antwortliche Angstmache, die anderen eine unverant-
wortliche Verharmlosung.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wo ist denn diese 
„Verharmlosung“? Mein Gott!)

Die Wahrheit liegt wie immer in der Mitte. Allein schon 
der Titel des Antrags mit der Formulierung „unnötige 
Atomtransporte“ ist vollkommen unpassend; es wurde 
schon angesprochen.
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Die nordrhein-westfälische Landesregierung spricht 
sich für eine Minimierung von Atomtransporten aus. 
Der einzige verantwortungsbewusste und rationale Um-
gang mit den Brennelementen in Jülich ist der Transport 
nach Ahaus. Von einem unnötigen Transport kann also 
nicht die Rede sein, sondern es schafft Rechtssicherheit, 
wenn man Gesetze auch vollzieht.

Die Linken fordern in ihrem Antrag, dass die Verant-
wortung für die langfristige Lagerung bei den Verursa-
chern in Jülich bleiben soll. Das soll so viel heißen: Liebe 
Jülicher, vielen Dank, dass ihr über viele Jahrzehnte einen 
großen, wichtigen Beitrag für Deutschland geleistet habt. 
Ihr habt aber jetzt auch noch die Verantwortung für die 
Entsorgung, für die Endlagerung, obwohl es keinen 
rechtssicheren Zustand gibt.

(Dr. Fabian Fahl [Die Linke]: Der Reaktor 
steht doch dort!)

Die Linke argumentiert mit der Gefährlichkeit des 
Transports nach Ahaus. Natürlich birgt ein Transport Ri-
siken.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wie bei einer Pizza-
lieferung!)

Diese bestehen aber auch in Jülich. Risiken können nie 
vollständig eliminiert werden; aber es muss alles daran-
gesetzt werden, sicher und verantwortungsvoll einen 
rechtssicheren Zustand herzustellen. Vielleicht könnte 
man auch sagen: Die Transporte wären sicherer, wenn 
nicht so oft zu undemokratischen und unrealistischen 
Protestaktionen, die die Sicherheit gefährden, aufgerufen 
würde,

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Demonstrationen 
sind jetzt nicht unbedingt „undemokratisch“, 
Herr Koller! Ich weiß nicht, wie Sie das se-
hen! – Weiterer Zuruf von der Linken: Das 
sind über 60-jährige Bürger/-innen!)

sondern man dies ordentlich abwickeln könnte. Demo-
kratisch ist natürlich auch, wenn ein rechtssicherer Zu-
stand hergestellt ist. Wenn Gerichtsurteile gefällt worden 
sind, dann ist ein rechtssicherer Zustand hergestellt, dem 
man sich beugen muss, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Es ist angesprochen worden, dass ein Neubau in Jülich 
nicht nur lange Jahre dauern würde und viel Geld kosten 
würde, sondern dadurch auch der rechtsunsichere Zu-
stand aufrechterhalten würde. Der Castortransport ist 
seit Jahren beschlossen und genehmigt. Bei Ihrem Antrag 
geht es also nur um Verzögerung, um ein Herauszögern, 
das die Kosten steigert.

(Jorrit Bosch [Die Linke]: Es muss doch 2036 
eh schon wieder weg!)

Angst als Geschäftsmodell – das kennen wir hier in die-
sem Haus von mehreren Parteien.

Meine Damen und Herren, Die Linke argumentiert 
zudem mit Wirtschaftlichkeit und fordert, die Mittel 
lieber in die Endlagersuche zu investieren

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Ja!)

und nicht in den Transport. Das klingt zunächst plausibel, 
greift aber zu kurz. Die Endlagersuche läuft seit Jahr-
zehnten und wird uns aufgrund ihrer enormen Komplexi-
tät weiterhin begleiten.

(Katrin Fey [Die Linke]: Die Bundesländer 
weigern sich auch!)

Sie ist kein kurzfristiges Alternativprojekt, das man ge-
gen einen Transport ausspielen kann. Noch einmal: Der 
Transport nach Ahaus ist genehmigt, rechtlich abge-
sichert und notwendig. Es wäre verantwortungsvoll, die-
sen ordnungsgemäß und rechtssicher ablaufen zu lassen.

Wichtig, meine Damen und Herren, für ein Gelingen 
der Überführung ist eine enge Zusammenarbeit des 
Bundes mit dem Land Nordrhein-Westfalen. Die Zustän-
digkeiten sind dabei klar verteilt: Das Land ist Atomauf-
sichtsbehörde; der Bund trifft als Mehrheitsgesellschafter 
der Jülicher Entsorgungsgesellschaft für Nuklearanlagen 
die maßgeblichen Entscheidungen. Somit hat es beson-
dere Dringlichkeit, dass Entscheidungen nicht ver-
schleppt werden, da damit auch die Arbeit in anderen 
Institutionen behindert wird. Laut eines Berichts des Mi-
nisteriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie in Nordrhein-Westfalen stellt die Überführung 
der Kernbrennstäbe in einem genehmigten Zustand den 
zentralen Aspekt dieser Diskussion dar.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Welche Stäbe denn?)
Wir müssen dafür sorgen, dass der Räumungsanordnung 
endlich nachgekommen wird.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Kugeln! Nicht Stäbe!)
Wir könnten noch viel reden, wir könnten lange reden. 

Ich habe vorhin den Begriff „Angst“ angesprochen: Viel-
leicht müssen wir auch in die Behörden und in ausfüh-
rende Firmen in einem Land wie Deutschland ein Stück 
weit Vertrauen aufbauen und dürfen nicht mit Angst und 
mit Schreckgespenstern arbeiten, um diese Aufgaben, die 
wir zu lösen haben, auch entsprechend verantwortungs-
voll anzugehen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Hans Koller (CDU/CSU):
Deshalb ist der Transport durchzuführen und der An-

trag abzulehnen.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herzlichen Dank. – Weitere Wortmeldungen zu dieser 

Aussprache, die ich hiermit schließe, liegen nicht vor.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit zum Antrag der Frak-
tion Die Linke mit dem Titel „Keine unnötigen 
Atomtransporte mit hoch radioaktivem Abfall aus Jülich 
ins Zwischenlager Ahaus“. Der Ausschuss empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/1629, 
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den Antrag der Fraktion Die Linke auf Drucksache 
21/586 abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlussemp-
fehlung? – Das sind die Unionsfraktion, die AfD-Frak-
tion und die SPD. Wer stimmt gegen die Beschlussemp-
fehlung? – Das ist die Fraktion Die Linke. 
Enthaltungen? – Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 16: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Produktsicherheitsgesetzes 
und weiterer produktsicherheitsrechtlicher 
Vorschriften 

Drucksachen 21/2511, 21/2954

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Arbeit und Soziales (11. Ausschuss)

Drucksache 21/3325

Für die Aussprache ist eine Dauer von 30 Minuten ver-
einbart.

Ich bitte alle, die der Aussprache folgen wollen, sich 
zügig zu platzieren. Allen, die das nicht wollen, wünsche 
ich frohe Verrichtung außerhalb des Plenarsaals, und 
zwar möglichst schnell und leise, damit wir die Ausspra-
che eröffnen und ihr auch konzentriert folgen können. – 
Bitte Zwischengespräche nach außen verlagern, wir wol-
len nämlich hier fortsetzen. – Ich bitte immer noch, dass 
wir die Gespräche draußen weiter fortsetzen, mit oder 
ohne Kugel. – Herzlichen Dank.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort erteile ich Jan 
Dieren für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jan Dieren (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Abgeordnete! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen! Mit dem Produktsicherheits-
gesetz setzen wir eine europäische Verordnung in deut-
sches Recht um, die einheitliche Standards für die 
Sicherheit von Produkten in der Europäischen Union vor-
gibt. Das ist sinnvoll, weil wir uns so nicht jedes Mal, 
wenn wir über die Grenze nach Polen oder in die Nieder-
lande fahren und dort etwas einkaufen, Gedanken darüber 
machen müssen, ob der Toaster, den wir da kaufen, auch 
wirklich sicher ist, oder ich mich nicht fragen muss, ob 
bei der Sonnenbrille, die ich mir im Urlaub in Italien 
kaufe, der UV-Filter auch wirklich sicher ist. Das ist ein-
fach, das ist gut.

In der Europäischen Union soll aber nicht nur der 
Warenverkehr frei sein, sondern Menschen sollen in der 
Europäischen Union auch frei entscheiden können, in 
welchem Land sie arbeiten. In den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union gelten heute aber immer noch sehr 
unterschiedliche Löhne und Arbeitsbedingungen. Diese 
Unterschiede werden leider auch immer mal wieder aus-
genutzt, um arbeitende Menschen um ihren Lohn zu prel-

len und national geltende Arbeitsschutzstandards zu um-
gehen. Dabei wird leider auch der Boden des geltenden 
Rechts immer wieder verlassen.

Subunternehmen zum Beispiel in Bereichen wie der 
häuslichen Pflege, des Baugewerbes oder des Speditions-
gewerbes umgehen gesetzliche Vorgaben, indem sie den 
Beschäftigten Nettolöhne anbieten, davon aber dann zum 
Beispiel die Beiträge zu den Sozialversicherungen, Ur-
laubsgeld oder Sonderzahlungen noch abziehen. Oder die 
Beschäftigten haben in ihren Arbeitsverträgen zwar Teil-
zeit stehen, arbeiten tatsächlich aber 55 Stunden pro Wo-
che. Das alles ist illegal. Es schadet den Beschäftigten, es 
schadet den Sozialkassen, und es schadet auch den ge-
setzestreuen Unternehmen, die von der billigen Konkur-
renz dann unterboten werden können.

Wenn das alles illegal ist, warum klagen dann die Be-
troffenen nicht dagegen? Es gibt zum Beispiel Sprach-
barrieren. Oft unterscheiden sich die Rechte in den Län-
dern der Europäischen Union auch noch; das heißt, die 
Beschäftigten kennen ihre Rechte nicht und sind dann 
auch leider häufig noch abhängig von den Menschen, 
die ihnen die Arbeit vermittelt haben.

Solange sich also Arbeitsbedingungen und Löhne in 
der Europäischen Union so deutlich unterscheiden, so 
lange werden Beschäftigte immer wieder in den unter-
schiedlichen Ländern gegeneinander ausgespielt. Und 
wenn ständig das Damoklesschwert der Verlagerung des 
eigenen Arbeitsplatzes ins Ausland über einem hängt, 
dann akzeptiert man vielleicht noch mal leichter Arbeits-
bedingungen, die man sonst nicht akzeptieren würde.

Am besten wäre es deshalb eigentlich, wie ich finde, 
wenn wir einheitliche Standards in der gesamten Euro-
päischen Union für Löhne und auch für Arbeitsbedingun-
gen hätten. Das würde nicht nur den arbeitenden Men-
schen in Europa helfen, ihre Rechte durchzusetzen. Es 
würde auch dabei helfen, dass Menschen mal in dem 
einen Land, mal in dem anderen arbeiten könnten, ohne 
sich groß Gedanken über Rente, Krankenversicherung 
und den ganzen bürokratischen Kram zu machen, der 
damit einhergeht. Aber da sind wir leider lange noch 
nicht.

Deshalb ist es wichtig, dass es Projekte wie die Bera-
tungsstelle Faire Mobilität gibt. Die beraten, eingerichtet 
vom Deutschen Gewerkschaftsbund, nämlich Beschäf-
tigte, die grenzüberschreitend arbeiten. Sie beraten sie 
und unterstützen sie. Wir sind der Beratungsstelle Faire 
Mobilität sehr dankbar für ihre Arbeit,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

und deshalb unterstützen und finanzieren wir ihre Arbeit 
auch mit diesem Gesetz. Dafür bitte ich Sie um Ihre Zu-
stimmung und danke Ihnen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                                                                                                                                                                                             5969 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Vizepräsident Omid Nouripour 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/025/2102511.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/029/2102954.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/033/2103325.pdf


Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist René Springer 

für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

René Springer (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe 

Gäste! Herr Dieren, wenn Ihnen die Verlagerung von 
Arbeitsplätzen ins Ausland so viel Sorgen bereitet, dann 
sollten Sie sich vielleicht mit Ihrer Ministerin und mit 
Ihrer Regierung ins Benehmen setzen und dafür sorgen, 
dass es endlich wieder vernünftige wirtschaftliche Rah-
menbedingungen hier in Deutschland gibt; denn das ist 
die Hauptursache dafür, dass deutsche Arbeitsplätze ins 
Ausland abwandern.

(Beifall bei der AfD)

Kommen wir zur Produktsicherheit. Produktsicherheit 
ist keine theoretische Übung; sie entscheidet darüber, ob 
Familien nachts sicher schlafen oder vor ihrem brennen-
den Haus stehen.

Im Januar dieses Jahres brannte im niedersächsischen 
Edemissen ein Haus eines Notfallsanitäters vollständig 
aus. Ursache war ein Kurzschluss an einer Lichterkette 
am Weihnachtsbaum. Der Vater rettete seine Kinder in 
letzter Sekunde durch ein Fenster. Das Haus ist zerstört, 
der Schaden liegt bei rund 500 000 Euro.

Nur wenige Tage später ein ähnlicher Alptraum im 
oberbayerischen Vaterstetten: wieder eine defekte Lich-
terkette, wieder ein nächtlicher Brand. Eine Familie mit 
kleinem Kind entkam nur knapp. Mehrere Menschen er-
litten Rauchvergiftungen. Das Haus ist unbewohnbar, der 
Schaden sechsstellig.

Das sind keine Einzelfälle, das sind reale Folgen un-
sicherer Produkte, und sie zeigen: Produktsicherheit be-
währt sich im Ernstfall nicht im Verordnungstext. Und 
genau deshalb müssen wir unterscheiden zwischen Maß-
nahmen, die Sicherheit wirklich erhöhen, und solchen, 
die nur gut klingen.

Produktsicherheit ist uns allen wichtig, das ist völlig 
klar. Doch was heute vorliegt, das ist ein Gesetzentwurf, 
der EU-Recht nicht umsetzt, sondern wieder mal über-
erfüllt, wieder mal zulasten des deutschen Mittelstands.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Zugunsten der 
Verbraucherinnen und Verbraucher!)

Ein Blick auf die Bußgelder zeigt das deutlich: Die EU 
macht überhaupt keine Vorgaben zu konkreten Summen, 
sie verlangt nur Verhältnismäßigkeit. Deutschland hin-
gegen greift zur Maximalkeule: Im bisherigen Produktsi-
cherheitsgesetz galten Bußgelder von bis zu 100 000 Euro 
für echte Gefahrenquellen. Der neue Gesetzentwurf er-
höht diese Bußgelder auf 6 Prozent des Gesamtumsatzes 
und dehnt sie dann auch noch auf formale Fehler aus. Und 
genau das ist das, was wir eben kritisieren.

Ich will Ihnen auch ein Beispiel bringen: Ein kleiner 
Onlinehändler verkauft ein sicheres Produkt – kein Scha-
den, kein Risiko. Doch ein Produkthinweis ist unvoll-
ständig ins Deutsche übersetzt. Ergebnis: ein Bußgeld, 
das die Existenz des Händlers gefährden kann. Ein wei-

teres Beispiel: Ein mittelständischer Importeur bringt 
eine technisch einwandfreie LED-Leuchte auf den Markt; 
bei einer Kontrolle fehlt allerdings ein Dokument in der 
Akte. Auch hier drohen Bußgelder wie bei einem gefähr-
lichen Produkt.

Meine Damen und Herren, das ist keine Politik, die auf 
Sicherheit für Verbraucher setzt, das ist Bürokratie mit 
Strafandrohung. Sicherheit wird hier nicht an Risiken 
gemessen, sondern an Papierstapeln. Und das trifft eben 
nicht die großen Plattformen, es trifft den Mittelstand.

(Beifall bei der AfD)

Währenddessen liegt das Risiko ganz woanders: bei 
Billigimporten aus Drittstaaten, die millionenfach über 
Temu, Shein oder AliExpress in deutsche Haushalte ge-
langen. Stiftung Warentest hat diese Produkte geprüft. 
Das Ergebnis ist alarmierend: Schmuck mit giftigen 
Schwermetallen wie Cadmium, Elektrogeräte mit Brand- 
und Stromschlaggefahr, gefährliches Kinderspielzeug, 
wo Teile abfallen und Kinder ersticken können. Aber 
hier wird einfach weggeschaut.

Die Zahlen der EU-Kommission sprechen eine klare 
Sprache. 80 Prozent der illegalen und gefährlichen Pro-
dukte stammen aus China, aber nur ein winziger Bruch-
teil von 0,0082 Prozent der Importprodukte wird kontrol-
liert. Von 1 Million importierten Produkten aus China 
werden also gerade einmal 82 überprüft. Das ist kein 
Schutzkonzept für Verbraucher, das ist ein Durchwink-
system. Millionen Pakete erreichen somit täglich deut-
sche Haushalte, und oft landen gefährliche Produkte da-
durch im Kinderzimmer oder am Weihnachtsbaum in 
Form einer Lichterkette.

Was wir brauchen, sind verpflichtende stichproben-
artige Sicherheitsüberprüfungen bei Billigimporten statt 
immer neuer bürokratischer Vorhaben und Bußgelder für 
den ehrlichen Mittelstand. Vor allem müssen die großen 
Plattformbetreiber endlich in die Verantwortung genom-
men werden. Wer Billigprodukte millionenfach impor-
tiert und verkauft, muss sie vorher prüfen, und er muss 
für gefährliche Produkte auch voll haften. Produktsicher-
heit entsteht nicht durch Papier und Paragrafen, sondern 
nur dort, wo Regeln konsequent kontrolliert und durch-
gesetzt werden.

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Ja, aber sie brau-
chen erst mal die Regelungen, damit sie kon-
trollieren können!)

Abschließend: Dieser Gesetzentwurf zeigt noch ein-
mal sehr deutlich, wie hier gearbeitet wird, wie Sie von 
den Altparteien hier arbeiten.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sehr gut! Bür-
gernah! Erfolgreich!)

Denn wir haben es mit einem Omnibusgesetz zu tun, 
einem Sammelgesetz, in das alles hineingepackt wird, 
was politisch gerade untergebracht werden muss.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Was sind denn 
Ihre Vorschläge?)

Und mittendrin: eine Erhöhung der staatlichen Zuwen-
dungen für den Deutschen Gewerkschaftsbund.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                            5970 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Wo sind denn 
Ihre Vorschläge?)

Das hat mit Produktsicherheit nicht mal im Ansatz etwas 
zu tun. Hier wird ein technisch-rechtliches Gesetz miss-
braucht, um einer politisch eng verbundenen Vorfeld-
organisation 4,2 Millionen Euro Steuermittel zuzuschie-
ben. Das ist keine sachgerechte Gesetzgebung, das ist 
Versorgungspolitik für das eigene Milieu.

(Lachen der Abg. Angelika Glöckner [SPD])
Und während Pendler und Mittelständler mit neuen 

Pflichten, mehr Bürokratie und Bußgeldrisiken über-
zogen werden, wird der DGB, der ohnehin seit Jahren 
massiv aus öffentlichen Mitteln gefördert wird, weiter 
alimentiert. Und wohin führt diese Alimentierung? Zu 
DGB-Kampagnen wie „AfD – der Feind der Beschäftig-
ten“.

(Pascal Meiser [Die Linke]: Wo sie recht ha-
ben, haben sie recht!)

Aber ich kann eines nüchtern feststellen: dass Arbeitneh-
mer und Gewerkschaften sich vom DGB absondern und 
inzwischen 38 Prozent der Arbeiter in Deutschland AfD 
wählen

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das glauben Sie 
doch selber nicht!)

und nur noch 12 Prozent Ihren kümmerlichen Haufen da 
links und 20 Prozent Ihren kümmerlichen Haufen da 
Mitte-rechts.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Das stimmt doch gar nicht! Falsche 
Zahlen! – Weitere Zurufe von der SPD)

Und das liegt sicherlich nicht daran, dass wir Politik am 
Arbeitnehmer vorbei machen.

Weiter möchte ich hinzufügen, dass der DGB schon 
lange keine Stimme der Arbeiter mehr ist, sondern ein 
Instrument der Altparteien im Kampf gegen rechts. Und 
dieser Kampf gegen rechts – und das wissen wir alle – ist 
in Wahrheit ein Kampf gegen die eigenen kritischen Bür-
ger.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So ein Quatsch! 
Hat Ihnen das Putin aufgeschrieben?)

Steuergeld für den DGB ist nichts anderes als offene 
Klientelpolitik, und die lehnen wir entschieden ab.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und wün-
sche Ihnen Frohe Weihnachten.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ihre Fraktion hat 
nicht einmal zugehört! – Zuruf des Abg. Pascal 
Meiser [Die Linke)

Danke. 
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Lars Ehm ist der nächste Redner für die 

Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Lars Ehm (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Stellen Sie sich vor: Sie kaufen ein Pro-
dukt, ein Spielzeug, ein Gerät, ein Werkzeug, und jedes 
Mal müssten Sie ernsthaft daran zweifeln, ob es sich 
dabei um etwas Sicheres handelt. So ein Alltag wäre nicht 
nur unbequem, es wäre ein Bruch mit einem Wert, auf 
dem unser Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell basiert: 
auf Vertrauen. Vertrauen in Produkte bedeutet Vertrauen 
in den Markt. Und ohne Vertrauen in seine Produkte ver-
liert ein Land seine wirtschaftliche Stärke. Genau hier 
setzt das Gesetz an, über das wir heute beraten. Produkt-
sicherheit ist kein technisches Detail, sie ist ein Grund-
pfeiler unserer sozialen Marktwirtschaft, ein stilles Ver-
sprechen an die Menschen in diesem Land, dass sie sich 
auf das verlassen können, was ihnen angeboten wird.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir stehen heute im Spannungsfeld von globalen Lie-
ferketten, wachsender Importkonkurrenz und einer euro-
päischen Verordnung, die seit Dezember 2024 unmittel-
bar gilt. Die zentrale Frage lautet: Gelingt es uns, 
europäische Vorgaben, wirtschaftliche Realität und un-
sere deutschen Qualitätsansprüche in Einklang zu brin-
gen? Und der vorliegende Gesetzentwurf beantwortet 
diese Frage mit einem klaren Ja. Er schafft Ordnung 
und Verlässlichkeit, weil er die neuen europäischen Re-
geln sauber in unser nationales Recht integriert. Er bringt 
Zuständigkeiten, Verfahren und Pflichten in eine Linie, 
die praxistauglich ist: für Verbraucher, für Unternehmen 
und für die Marktüberwachung. Besonders wichtig ist das 
bei Produkten, bei denen Sicherheit nicht verhandelbar 
ist: bei Maschinen, bei Aufzügen, bei Druckbehältern 
und beim Spielzeug, das Kinder täglich in die Hand neh-
men. Hier braucht es klare, nachvollziehbare und vor 
allem wirksame Regeln. Dieses Gesetz schafft sie.

Lassen Sie mich an dieser Stelle verdeutlichen, worum 
es im Kern geht. Sichere Produkte sind wie Ampeln in 
einer Stadt. Man bemerkt erst, wie unverzichtbar sie sind, 
wenn sie ausfallen, und dann kann es zu spät sein. Diese 
unsichtbare Ordnung, diese Selbstverständlichkeit ist 
eine der größten Stärken unseres Landes, und sie gerät 
unter Druck, wenn der Markt mit minderwertigen, unsi-
cheren Produkten überschwemmt wird. Das schadet Ver-
brauchern, das schadet verantwortungsvollen Herstellern, 
und es schwächt unseren Wirtschaftsstandort.

Deshalb sagen wir als Union klar: Dieses Gesetz ist ein 
Schutzinstrument. Es sichert faire Wettbewerbsbedin-
gungen und verhindert, dass seriöse Unternehmen durch 
Billigimporte verdrängt werden. Wir schaffen einheitli-
che Regeln, ohne überflüssige Belastungen zu erzeugen. 
Wir stärken die Marktüberwachung, ohne die Wirtschaft 
zu lähmen. Und wir halten an dem fest, was Deutschland 
im Kern ausmacht: Qualität, Verlässlichkeit und Verant-
wortungsbewusstsein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Der entscheidende Punkt ist: Wenn wir bei der Pro-
duktsicherheit nachlassen, verlieren wir nicht nur Sicher-
heit, wir verlieren auch Vertrauen, und Vertrauen, das ist 
der teuerste Rohstoff unserer Wirtschaft, ein Rohstoff, 
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den wir uns mit „made in Germany“ über Jahrzehnte 
erwirtschaftet haben. Deshalb ist dieses Gesetz ein klares 
Bekenntnis zu unserem hohen Schutzniveau, zu fairen 
Märkten und zu einer starken Industrie in Deutschland. 
Es zeigt, Deutschland bleibt ein Land, in dem Sicherheit 
kein Luxus ist, sondern ein Recht.

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesetz setzen 
wir ein Zeichen für Qualität, Verantwortung und für einen 
starken Wirtschaftsstandort Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Für die nächste Rede erteile ich das 

Wort Corinna Rüffer für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Hochverehrter Herr Präsident! Liebe Demokratinnen 

und Demokraten!

(René Springer [AfD]: Hallo!)

Alle haben es mitbekommen: Wir reden über das Pro-
duktsicherheitsgesetz, die Umsetzung einer EU-Verord-
nung. Und ich möchte diese Gelegenheit nutzen, über 
einen Teilaspekt dieses Gesetzes zu sprechen, nämlich 
über die Barrierefreiheit. Daran muss ich leider deutlich 
machen, dass diese Regierung nicht bereit ist, die Barrie-
refreiheit wirklich ernst zu nehmen, sondern sich hier 
leider ein Stück weit borniert anstellt.

Sie behaupten, Sie hätten bei der Umsetzung der EU- 
Verordnung in nationales Recht keine nationalen Gestal-
tungsspielräume für Barrierefreiheit bei Produktsicher-
heitsinformationen, was für viele Personen natürlich ein 
ganz wichtiger Aspekt ist. Das ist einfach falsch. In Ar-
tikel 21 der EU-Verordnung steht: Digitale Produktinfor-
mationen müssen in für Menschen mit Behinderung zu-
gänglichen Formaten bereitgestellt werden. – Aber was 
heißt das? Genau hier hätte die Bundesregierung tatsäch-
lich die Möglichkeit, das zu konkretisieren und zu si-
chern. Stattdessen sagt die Regierung: Das brauchen wir 
nicht. Wir als Fraktion sagen: Das ist eine Ausrede und 
passt ins gesamte Bild dieser Herausforderung der Schaf-
fung von Barrierefreiheit in diesem Land; denn in ande-
ren Bereichen ist es noch schlimmer.

Das Behindertengleichstellungsgesetz hätte nämlich 
diese Woche vom Kabinett verabschiedet werden sollen 
und wurde erneut, muss man sagen, von Wirtschafts-
ministerin Katherina Reiche blockiert, und das, obwohl 
schon der vorliegende Entwurf eigentlich eine Farce ist, 
wie gerade Sie von der SPD wissen. Sie sind ja selber 
unglücklich mit diesem Entwurf. Und jetzt wird er noch 
mal blockiert. Ich will Ihnen erklären, warum er eine 
Farce ist: Für Unternehmen gelten alle baulichen Maß-
nahmen, die vorgenommen werden könnten, sowie Än-
derungen an Gütern und Dienstleistungen als unverhält-
nismäßige und unbillige Belastungen. Was heißt das 
konkret? Ich will das mal an einem Beispiel formulieren 

und Ihnen deutlich machen, dass das nicht irgendwie abs-
trakt ist, sondern im Leben von vielen Menschen tatsäch-
lich eine Rolle spielt.

Wir nehmen mal den rollifahrenden Menschen, der vor 
dem Restaurant steht. Da gibt es ja oft die Situation, dass 
es zwei Stufen gibt, die man mit einem Rollstuhl nicht so 
einfach überwinden kann. So, nun fragen Sie als roll-
stuhlfahrende Person: Wie komme ich hier rein? Gibt es 
eine Rampe? – Es wird gesagt: Nö, haben wir nicht. 
Außerdem ist das ein baulicher Eingriff. – Dann fragen 
Sie nach einer mobilen Rampe, die ungefähr 250 Euro 
kostet; also das macht jetzt niemanden kaputt. Sagt der 
Restaurantbesitzer wieder: Nö, das ist ein baulicher Ein-
griff, mache ich nicht. – Und dann fragt man: Können Sie 
mich reintragen? – Dann sagt der Gastronom: Sie sind 
mir zu schwer.

So, was mache ich dann? Ich gehe vielleicht zum Ge-
richt und sage: Ich fühle mich diskriminiert. – Und das 
Gericht sagt: Ja, dem ist so. – Und was passiert dann, 
nachdem das Gericht festgestellt hat, man ist diskrimi-
niert worden? Was passiert dann? Nichts. Das Restaurant 
muss keine Rampe bauen, es muss kein Geld zahlen, und 
Sie kommen immer noch nicht rein. Das liegt einfach 
daran, dass Sie im § 7 geregelt haben, dass wir es hier 
nur mit einer reinen Feststellungsklage zu tun haben: also 
kein Schadensersatz, keine Beseitigung, keine echten 
Sanktionen. Das ist so, wie wenn Sie sagen würden: 
Stehlen darf man nicht, aber Sie können das Diebesgut 
am Ende des Tages behalten. – Das ist in etwa der Ver-
gleich, die Parallele, die zieht. Das passiert mit der Bar-
rierefreiheit in der Bundesrepublik Deutschland. Das ha-
ben wir in dieser Woche erlebt, und wir sind einfach 
schockiert. Ich frage mich, was man dazu noch sagen soll.

Vielen Dank und schönen Abend.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Cem Ince spricht als Nächster für die 

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Cem Ince (Die Linke):
Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben! 
Produktsicherheit ist vorbetrieblicher Arbeitsschutz. Wer 
über sichere Produkte redet, redet über sichere Arbeit – 
über das, was Beschäftigte tagtäglich in den Händen hal-
ten, über Leitern, Maschinen, Werkzeuge.

Gefährliche Arbeit ist kein Unfall – sie ist Geschäfts-
modell. Wer am Schutz spart, senkt Kosten und steigert 
damit den Profit der Bosse. Am Ende zahlen Kolleginnen 
und Kollegen mit ihrer Gesundheit oder ihrem Leben. 
Arbeitsschutz ist keine rein technische Angelegenheit; 
er steht im Kontext mächtiger Klassenverhältnisse.

Die Arbeitsministerin Bärbel Bas forderte vor Kurzem 
völlig zu Recht, dass wir kämpfen müssen. So ist es auch 
beim Arbeitsschutz. Er wird erkämpft – gegen Wider-
stände, gegen Profitinteressen, gegen systemische Ver-
antwortungslosigkeit.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                            5972 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Lars Ehm 



(Beifall bei der Linken)

Doch bereits in der ersten Aussprache zum Produktsi-
cherheitsgesetz wurde deutlich: Ihr Ministerium setzt auf 
zu viel Vertrauen und zu wenig Kontrollen von Unterneh-
men! Genau diese Haltung prägt auch den staatlichen 
Arbeitsschutz seit Jahren. Doch Vertrauen führt zu nichts, 
wenn dieses System Unternehmen aufgrund des Wett-
bewerbs dazu zwingt, wo es geht, Kosten auf dem Rü-
cken der Beschäftigten einzusparen.

Das Herzstück des Arbeitsschutzes ist die Gefähr-
dungsbeurteilung; denn Arbeitgeber müssen Gefahren 
am Arbeitsplatz frühzeitig erkennen. Obwohl diese ge-
setzlich verpflichtend ist, wird sie in jedem dritten Be-
trieb nicht durchgeführt.

Frau Bas, genau auf diese Gefährdungsbeurteilung ver-
weisen Sie, wenn es um die Abschaffung der Sicherheits-
beauftragten geht. Sie haben gesagt, dass Sicherheits-
beauftragte nicht wegfallen werden, wenn im Betrieb 
eine Gefahrenlage erkannt wurde. Wie soll das gehen, 
wenn diese Gefährdungsbeurteilung häufig gar nicht 
erst durchgeführt wird?

Im Schnitt kontrolliert die Arbeitsschutzaufsicht einen 
Betrieb nur alle 40 Jahre. Nur mit viel Glück erlebt ein 
Kollege, bevor er in Rente geht, dass sein Arbeitsplatz 
wenigstens einmal kontrolliert wurde. Wir fordern mehr 
Kontrollen, damit alle ihre Rente genießen können, und 
zwar ohne bleibende Schäden aus dem Arbeitsleben.

(Beifall bei der Linken)

Wir sehen es jeden Tag: Paketboten, die viel zu lange 
arbeiten und unter Zeitdruck schwere Lasten schleppen; 
Erzieherinnen, die aufgrund psychischer Belastungen 
ausfallen;

(Zuruf des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])

Industriearbeiterinnen, die mit gefährlichen Maschinen 
arbeiten und Verletzungen erleiden. Sie alle werden im 
Stich gelassen, wenn wir Arbeitgebern nur vertrauen.

Darum fordern wir erstens mehr Personal für die Ar-
beitsschutzaufsicht und mehr unangekündigte Kontrol-
len, zweitens hohe Bußgelder und strafrechtliche Kon-
sequenzen für kriminelle Geschäftsmodelle,

(Beifall bei der Linken)

drittens mehr Mitbestimmung von Betriebsräten im Ar-
beits- und Gesundheitsschutz, viertens keine Abschaf-
fung der Sicherheitsbeauftragten sowie eine zentrale Ar-
beitsinspektion, damit sich gefährliche 
Arbeitsbedingungen nicht länger lohnen.

(Beifall bei der Linken)

Solange Profite wichtiger sind als Menschen, solange 
Vertrauen Kontrolle ersetzt, solange gefährliche Arbeit 
ein Geschäftsmodell bleibt, werden wir Arbeiter/-innen 
weiterkämpfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken – René Springer [AfD]: 
Arbeiterin Ince!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Als Nächste spricht Angelika Glöckner 

für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Angelika Glöckner (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Ja, Weihnachten steht vor der Tür, und Millionen 
Eltern und Großeltern kaufen Geschenke in gutem Glau-
ben. Sie vertrauen darauf, dass das, was sie kaufen, für 
ihre Kinder, für ihre Liebsten sicher ist. Vertrauen ist kein 
Wunsch, es ist ein Anspruch. Wir hören immer wieder 
Meldungen über Billigimporte, anonyme Onlinehändler 
und fehlende Kontrollen, und das verunsichert Verbrau-
cherinnen und Verbraucher.

Doch Spielzeug mit giftigen Stoffen, Produkte ohne 
klare Herkunft, Ware, bei der niemand Verantwortung 
übernimmt, das akzeptieren wir nicht. Wir schaffen die 
Sanktionen für mehr Abschreckung. Und es ist gut und 
richtig so, dass wir erhöhte Bußgelder als Abschreckung 
implementieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das überarbeitete Produktsicherheitsgesetz schützt un-
sere Kinder vor gefährlichen Chemikalien. Es schützt 
Verbraucher. Es schützt vor scharfen Kanten, vor ver-
schluckbaren Kleinteilen. Das ist kein technisches Detail, 
sondern das ist gelebter und praktizierter Kinderschutz 
und Verbraucherschutz.

Und ich will an der Stelle auch noch mal sagen, dass 
wir jetzt mit dieser neuen EU-Produktsicherheitsverord-
nung endlich auch Onlineplattformen in die Pflicht neh-
men. Denn wer hier Geschäfte macht, der muss Verant-
wortung übernehmen. Wer Produkte verkauft, muss für 
deren Sicherheit geradestehen. Und gerade wer gefähr-
liche Produkte in Umlauf bringt, der muss sie zurück-
rufen – das passiert immer wieder –: schnell, transparent 
und verbraucherfreundlich.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, ich will über einen Teil 
sprechen, über den Herr Springer, obwohl er ja sehr lange 
gesprochen hat, keine einzige Silbe verloren hat. Es geht 
nämlich auch hier um die Verbraucher und um die Be-
schäftigten. Verbraucherschutz ist auch immer Beschäf-
tigtenschutz. Es geht um Arbeitsschutz für die Menschen, 
die tagtäglich mit diesen gefährlichen Produkten in Kon-
takt kommen. Das ist wichtig, denn jeder, der morgens 
zur Arbeit geht, soll am Abend auch wieder gesund heim-
kommen. Arbeitsschutz ist da, um Menschen, um Be-
schäftigte zu schützen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Das ist uns als SPD wichtig; denn gute Arbeit bedeutet 
für uns als SPD immer auch sichere Arbeit.

Herr Kollege Ince, wenn Sie, wie eben geschehen, 
davon sprechen, dass sich mehr Personen für Arbeits-
schutz einsetzen müssen: Da bin ich absolut Ihrer Mei-
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nung. Der Punkt ist aber, dass dafür die Länder zuständig 
sind und nicht wir hier vom Bund. Das muss man an der 
Stelle einfach auch mal klar und deutlich artikulieren. 
Und es ist auch richtig, dass hier ja Gespräche zwischen 
Bund und Ländern stattfinden.

(Cem Ince [Die Linke]: In welchen Ländern 
regiert denn die SPD mit?)

Ich will an dieser Stelle schließen, will Sie gerne er-
muntern, diesem wichtigen Gesetz zuzustimmen, und 
wünsche Ihnen allen schöne Weihnachtsfeiertage.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Dr. Hülya Düber ist die nächste Red-

nerin für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Hülya Düber (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich will mich erst mal bei meiner Kollegin 
Glöckner bedanken, weil ich mir, bis Sie gesprochen 
haben, gerade nicht so sicher war, ob ich mich tatsächlich 
in der Plenardebatte zum Produktsicherheitsgesetz befin-
de. Also vielen herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir über Pro-
duktsicherheit sprechen, dann geht es auf den ersten Blick 
um Technik, Prüfzeichen und Normen. Aber dem Grunde 
nach geht es um etwas sehr Alltägliches: um das Ver-
trauen, dass das, was wir kaufen, benutzen oder verschen-
ken, sicher ist. In Zeiten globaler Lieferketten, E-Com-
merce per Mausklick und Billigimporten aus Fernost 
müssen in unserem europäischen Binnenmarkt Verbrau-
cherinnen und Verbraucher auf sichere Produkte ver-
trauen können.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Besonders für schutzbedürftige Gruppen muss dieser 
Grundsatz gelten. Das sind insbesondere Kinder, Senio-
rinnen und Senioren und auch Menschen mit Beeinträch-
tigung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Corinna Rüffer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Mit der vorliegenden Änderung des Produktsicher-
heitsgesetzes schaffen wir die notwendigen nationalen 
Voraussetzungen, damit die zugrundeliegende europäi-
sche Verordnung praxistauglich umgesetzt werden kann. 
Unser Ziel ist ein Rechtsrahmen, der zu den Produkten 
passt, die heute genutzt werden, und zu den Vertriebs-
wegen, über die sie heute gekauft werden. Ein entschei-
dender Punkt dabei ist die Stärkung der Marktüber-
wachung, auch im digitalen Raum. Viele riskante 
Produkte erreichen unseren Markt über Onlineplattfor-
men.

Die Gesetzesänderung ermöglicht es den Behörden 
zukünftig, gefährliche Angebote schneller zu identifizie-
ren, zu sperren oder zu entfernen. Das schützt Verbrau-
cherinnen und Verbraucher wie auch Betriebe und Be-
schäftigte, die auf sichere Produkte angewiesen sind.

Gleichzeitig werden die Herstellerpflichten klarer: Ri-
sikoanalysen, technische Unterlagen, korrekte Kenn-
zeichnungen und Warnhinweise in deutscher Sprache 
helfen dabei, Sicherheitsrisiken frühzeitig zu erkennen.

Ein weiterer Baustein ist die Verbesserung der Rück-
rufpraxis. Wenn ein Produkt unsicher ist, müssen Her-
steller und Plattform schneller und zuverlässiger infor-
mieren. Diese Gesetzesänderung ist somit ein wichtiger 
Schritt, um den Schutz der Menschen an die technische 
Realität unserer Zeit anzupassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Produktsicherheit 
betrifft nicht nur Sachwerte. Sie betrifft Gesundheit, Ver-
trauen und in vielen Fällen auch die Sicherheit am Ar-
beitsplatz und in den eigenen vier Wänden. Wir sorgen 
mit diesem Gesetz dafür, dass moderne Produkte verläss-
licher sind, dass unsichere Geräte frühzeitig erkannt wer-
den und dass Verbraucherinnen und Verbraucher wie 
auch Beschäftigte besser geschützt sind. So schaffen 
wir einen klaren, praktikablen und zeitgemäßen Rahmen 
für Produktsicherheit in Deutschland.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Cem Ince [Die Linke]: Nur 
das Mindeste!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Die diese Aussprache abschließende 

Rede hält Kai Whittaker für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Kai Whittaker (CDU/CSU):
Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen! Als 

wir vor wenigen Wochen zum ersten Mal dieses Gesetz 
beraten haben, habe ich das mit dem zarten kollegialen 
Hinweis verbunden, dass Sie sich um die Weihnachts-
geschenke Ihrer Liebsten rechtzeitig kümmern sollten. 
Wenn Sie das bisher noch nicht getan haben, dann müs-
sen Sie sich jetzt langsam sputen. Aber damit befinden 
Sie sich wahrscheinlich in guter Gesellschaft mit Millio-
nen von Landsleuten in Deutschland. Diese gehen jetzt 
auf Onlineplattformen wie Shein oder Temu,

(Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Haben Sie für 
Ihre Frau dort etwas gekauft?)

und genau für diese Menschen machen wir dieses Pro-
duktsicherheitsgesetz.

Wenn wir uns anschauen, was da aus China & Co 
kommt, dann müssen wir feststellen: Zwei Drittel der 
Waren sind Ramschware, ein Viertel davon ist hochgra-
dig gefährlich. Allein 40 Prozent davon kommt aus Chi-
na. Dieses Gesetz macht jetzt nichts anderes, als dem 
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einen Riegel vorzuschieben. Wir machen Schluss mit 
dem Unterschied, ob man etwas innerhalb der EU kauft 
oder von außerhalb der EU oder ob man etwas online 
kauft oder in einem Laden. Wir behandeln in Zukunft 
alle Produkte gleich. Deshalb, Herr Springer, ist das keine 
Belastung für den deutschen Mittelstand, sondern es ist 
endlich Wettbewerbsgleichheit für den deutschen Mittel-
stand gegenüber Billigimporten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – René Springer [AfD]: Sie 
hätten den Text mal lesen sollen!)

Neben der Tatsache, dass wir genau darauf schauen: 
„Wer importiert das Ganze? An wen kann ich mich wen-
den? Ist das alles sicher?“, packen wir jetzt noch dazu, 
dass alle Hinweise zu dem Produkt in deutscher Sprache 
beiliegen müssen. Wissen Sie, da kann ich die Ablehnung 
der AfD wirklich nicht mehr verstehen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)
Normalerweise sind Sie immer für harte Grenzkontrollen 
und wollen ständig wissen, woher was kommt. Aber hier 
lehnen Sie das ab. Das versteht kein Mensch, meine Da-
men und Herren. Bei China machen Sie beide Augen zu.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Noch einen anderen Widerspruch konnten Sie, Herr 
Springer, nicht auflösen. Als dieses Gesetz im Europa-
parlament in Brüssel entschieden worden ist, haben fast 
alle Abgeordneten zugestimmt, auch die der AfD.

(René Springer [AfD]: Hat ja keiner was dazu 
gesagt!)

Hier in Berlin sind Sie jetzt auf einmal dagegen. In Brüs-
sel dafür, in Berlin dagegen! Also wenn das Ihr Rückgrat 
ist, dann ist ein Wackelpudding wirklich eine feste An-
gelegenheit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Darauf können wir verzichten, meine Damen und Herren.
Deshalb mache ich Ihnen jetzt einen Vorschlag: Ich 

schenke Ihnen ein bisschen meiner Redezeit als Lebens-
zeit,

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
und Sie stimmen zu, dass dieses Gesetz hier jetzt endlich 
durchkommt. Dann haben wir ein schönes Weihnachts-
fest.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zurufe der Abg. Peter 
Bohnhof [AfD] und Cem Ince [Die Linke])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Produktsicherheitsgesetzes und weiterer produktsi-
cherheitsrechtlicher Vorschriften. Der Ausschuss für Ar-

beit und Soziales empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 21/3325, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf den Drucksachen 21/2511 und 
21/2954 in der Ausschussfassung anzunehmen.

Die Fraktion der AfD hat beantragt, über den Gesetz-
entwurf der Bundesregierung in der Ausschussfassung 
getrennt abzustimmen. Zum einen soll über Artikel 5a – 
es handelt sich um die Änderung des Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetzes – und zum anderen soll über die übrigen 
Regelungen des Gesetzentwurfs abgestimmt werden.

Ich bitte nun diejenigen, die Artikel 5a des Gesetzent-
wurfs in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. – Das sind die Unionsfraktion, die 
SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Ent-
haltungen sehe ich nicht. Dann ist Artikel 5a angenom-
men.

Ich bitte nun diejenigen, die den übrigen Teilen des 
Gesetzentwurfs in der Ausschussfassung zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. – Das sind die Unionsfraktion, 
die SPD und die Fraktion Die Linke. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist Bündnis 90/Die Grünen. Enthaltungen? 
–

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Ach? Jetzt ent-
halten sie sich auch noch! – Gegenruf des 
Abg. René Springer [AfD]: Wie im Aus-
schuss! – Ulrike Schielke-Ziesing [AfD]: Ein-
fach aufpassen! – Gegenruf des Abg. Kai 
Whittaker [CDU/CSU]: Das ist ja richtig grad-
linig hier! Drei Meinungen in einer Woche!)

Die AfD enthält sich. Damit sind die übrigen Teile des 
Gesetzentwurfs mit den beschriebenen Mehrheitsverhält-
nissen angenommen. Alle Teile des Gesetzentwurfs sind 
damit in zweiter Beratung angenommen.

Wir kommen damit zur

dritten Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion, die SPD-Fraktion und die 
Fraktion Die Linke. Wer stimmt gegen den Gesetzent-
wurf? – Das sind die Fraktionen der AfD und Bünd-
nis 90/Die Grünen. Enthaltungen sehe ich nicht. Damit 
ist der Gesetzentwurf so angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 17: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Rainer Kraft, Andreas Bleck, Dr. Michael 
Blos, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der AfD 

Beitritt Deutschlands zur europäischen Nu-
klearallianz

Drucksache 21/3302
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union
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Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache, sobald hier Ruhe ein-
gekehrt ist. Ich bitte alle Umsetzungen schnell zu voll-
ziehen, sodass wir den Rednern von Anfang an konzen-
triert folgen können. Gespräche bitte ich draußen 
fortzusetzen. – Herzlichen Dank.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Dr. Rainer Kraft für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kollegen! Sehr 

verehrte Ministerin! Die Entscheidung ist gefallen: Die 
Mehrheit der EU-Staaten befürwortet die Kernenergie.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Quatsch! So ein 
Unsinn! – Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Stimmt nicht!)

15 EU-Staaten sind Mitglied, weitere Staaten nehmen als 
Beobachter an der Nuklearallianz teil. Als Beobachter ist 
auch die deutsche Wirtschaftsministerin dabei. Endlich 
macht im Kabinett mal jemand was richtig. Das reiht 
sich ein in die Wahlversprechen der Union vor der Bun-
destagswahl. Kernkraft wurde befürwortet. Auch andere 
AfD-Positionen wurden dreist kopiert. Damit hat man an 
der Wahlurne gepunktet, um dann, nach der Wahl, alles 
vor den SPD-Bus zu schubsen.

Vielen Unionsabgeordneten dämmert allerdings, dass 
man die Abwanderung der Industrie, das Schließen von 
Standorten, sinkende Steueraufkommen und damit das 
Ende des Sozialstaates nur mithilfe der Kernkraft abwen-
den kann. Das Abschalten der Kernkraftwerke wird als 
„Fehler“ bezeichnet. Offen wird zugegeben, dass Strom 
aus Kernkraft die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
gestärkt hat. Offen wird gesagt, dass Deutschland vom 
Stromexporteur zum -importeur geworden ist. Aber: 
Konsequenzen? Keine. Eine andere Energiepolitik? 
Nein. Die dümmste Energiepolitik der Welt wird weiter 
vorangetrieben.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren der Union, wundern Sie sich 
über Ihre Umfragewerte? Also mich wundert nur, dass sie 
noch über 20 Prozent liegen.

Andere Nationen sind im Aufbruch. Die Nuklearalli-
anz macht es vor. Die Industrien der Zukunft, Rechen-
zentren, KI, das Verarbeiten riesiger Datenmengen sind 
sehr stromintensiv. Benötigt werden Unmengen an 
Strom, auch nachts und bei Windstille. Dieser Strom 
kann in einem flachen Land wie Deutschland nur durch 
fossile Brennstoffe oder Kernkraftwerke erzeugt werden.

Polen macht es vor. Drei Blöcke sollen westlich von 
Danzig an der Ostsee entstehen. Die EU hat den Weg 
freigemacht für Staatshilfen. Und ja, 14 Milliarden Euro 
pro Block sind viel. Allerdings ist das nicht einmal das, 
was diese Regierung Jahr für Jahr für die Subventionie-
rung von Schrottstrom aus dem Steuersäckel abzweigt.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Was für 
Strom?)

Deswegen wäre es wichtig gewesen, die bereits errichte-
ten Kraftwerke zu erhalten. Aber Sie mussten ja im lud-
ditischen Wahn sofort die Vernichtung wertvollen Volks-
vermögens einleiten. Wenn Sie also gleich in Ihren Reden 
hier die Kosten anprangern wollen, dann denken Sie da-
ran, dass Sie bis 2036, der geplanten Fertigstellung der 
drei polnischen Blöcke, geschätzte 150 Milliarden Euro 
Steuergeld für nutzlose Wind- und PV-Anlagen versenkt 
haben werden.

(Beifall bei der AfD)

Sicherlich werden Sie uns auch gleich wieder mit dem 
Märchen vom teuren Atomstrom kommen. Dazu zwei 
Dinge: Zum einen möchte ich Jürgen Trittin zitieren. 
Dieser hat 2008 gefordert, den Konzernen die „Geld-
druckmaschinen wegzunehmen“, weil Kernkraftwerke 
den Betreibern 2 Millionen Euro Gewinn pro Tag be-
schert haben. Zum anderen sei mir an dieser Stelle der 
Verweis auf die Geschäftsberichte der Schweizer Kern-
kraftwerke gestattet. Dort werden die Gestehungskosten 
mit rund 5 Cent pro Kilowattstunde ausgewiesen. Ver-
gleichen Sie das einmal mit dem bei uns gerade geltenden 
Industriestrompreis, der bei rund 17 Cent pro Kilowatt-
stunde liegt.

(Zuruf des Abg. Dr. Klaus Wiener [CDU/ 
CSU])

Sie sehen, in den Kernkraftwerken finden Sie den In-
dustriestrompreis, den Sie bei Wind- und Sonnenstrom 
teuer herbeisubventionieren wollen. Sie müssten dann 
auch nicht bei der EU-Kommission betteln, um sich diese 
Subventionen genehmigen zu lassen. Und – das ist das 
Allerbeste – weil es keine Subventionen sind, ist es realer 
volkswirtschaftlicher Mehrwert, nicht „Linke Tasche, 
rechte Tasche“.

(Beifall bei der AfD)

Damit ist klar: Kernkraft ist ein Stromerzeuger, wie ihn 
unsere Industrienation braucht. Kernkraft sichert globale 
Wettbewerbsfähigkeit. Kernkraft ist genau die Strom-
quelle, nach der KI verlangt. Kernkraft ist der Weg, auf 
dem wir unseren Wohlstand und unseren Sozialstaat er-
halten können. Alles andere ist nur langsames Dahinsie-
chen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Alaa Alhamwi 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist 
Quatsch! Das stimmt nicht!)

Zum Schluss noch das vielleicht allerbeste Argument. 
Wenn Deutschland offiziell der Allianz beitritt, dann darf 
die Ministerin und damit auch Deutschland ganz offen 
mit aufs Gruppenfoto und muss sich nicht verschämt im 
Hintergrund verstecken.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Ich erteile das Wort für die nächste 

Rede Dr. Andreas Lenz für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)
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Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben in 
dieser Wahlperiode wirklich schon vieles für die Bezahl-
barkeit von Energiekosten auf den Weg gebracht. Wir 
haben durch einen Zuschuss die Stromkunden bei den 
Netzentgelten entlastet, 6,5 Milliarden Euro, wir haben 
die Gasspeicherumlage abgeschafft, 3,4 Milliarden Euro, 
die Stromsteuer gesenkt, und wir führen einen Industrie-
strompreis ein. Diese Maßnahmen wirken ab dem nächs-
ten Jahr und sind kein Selbstzweck. Sie sind notwendig 
für die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Leif-Erik Holm [AfD]: Alles 
im Haushalt versteckt! – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Mit Schulden gemacht!)

Ich erinnere mich: Vor einem Jahr tagte noch der Un-
tersuchungsausschuss zum Kernkraftausstieg unter Mi-
nister Habeck. Nach wie vor muss man sagen: Dieser 
Ausstieg während einer der größten Energiekrisen nach 
dem Krieg war schädlich für das Land, was die CO2- 
Emissionen betrifft, aber auch, was die Strompreise be-
trifft. Wir haben im Untersuchungsausschuss sehr genau 
herausgearbeitet,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben gar nichts herausgearbeitet! – 
Gegenruf des Abg. Dr. Klaus Wiener [CDU/ 
CSU]: Sie waren nicht dabei!)

dass der zuständige Minister weder die Preiseffekte eines 
Weiterbetriebs noch die CO2-Wirkung hat prüfen lassen, 
die allein bei einem Weiterbetrieb der letzten drei Kern-
kraftwerke 30 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr weniger 
betragen hätte.

Die Preiseffekte wären ebenso signifikant gewesen: 
rund 10 Prozent geringere Stromkosten. Ein Mehr an 
Angebot führt eben zu günstigeren Preisen. Die Betreiber 
hätten damals bei einem Weiterbetrieb Strompreise von 3 
bis 5 Cent angeboten. Gesicherte Leistung, eine vertane 
Chance. Das war ein Fehler. Vor allem wurde damals vom 
grünen Ministerium zwar eine Prüfung angekündigt, 
doch das Ergebnis stand schon im Vorhinein fest. Das 
ist nach wie vor ein Skandal, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Aber 
was sind die Konsequenzen daraus? Was sind 
die Konsequenzen?)

Ja, das konnten wir zwar nicht ändern, aber wir werden 
uns den Entwicklungen bei der Kerntechnik zukünftig 
nicht verwehren, gerade was Forschung und Innovation 
auf diesem Gebiet betrifft. Deshalb ist es gut, dass das 
BMWi wieder eine Abteilung hat, die für Kerntechnik 
zuständig ist, dass hier wieder Kompetenzerwerb betrie-
ben wird, Kompetenzen aufgebaut werden und nicht ab-
gebaut werden. Das muss das Motto sein, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir investieren in die Forschung, insbesondere was 
Kernfusion betrifft. Im Rahmen der Hightech Agenda 
werden wir den Aufbau eines Ökosystems für Kernfusion 
in Deutschland voranbringen. Ziel ist es, dass das welt-
weit erste Demonstrationskraftwerk in Deutschland steht. 
Hierfür wird die Koalition bis 2029 2 Milliarden Euro in 
die Hand nehmen. Das ist gut investiertes Geld. Wir 
werden die Forschung fördern und strategische interna-
tionale Kooperationen eingehen.

An der Stelle sei auch die Bedeutung der Kerntechnik 
für die Nuklearmedizin erwähnt. Die Produktion von me-
dizinischen Radioisotopen ist für viele Menschen, die 
darauf angewiesen sind, ein Segen, und diese machen 
sie wieder gesund, meine Damen und Herren.

Bayern geht übrigens bei der Frage der Fusion voran 
mit dem Masterplan Kernfusion. Wir haben hervor-
ragende Start-ups in diesem Bereich und wollen diese 
Entwicklung vorantreiben.

Ein wichtiger Punkt ist der folgende: Wir können nicht 
sagen, wie der Energiemix der Zukunft letzten Endes 
aussieht. Das Bessere ist auch immer der Feind des Gu-
ten. Es kann sein, dass Small-Modular-Reaktoren, also 
kleine Reaktoren, die Zukunft sind.

(Marcel Bauer [Die Linke]: Nein!)

Sie werden in Kanada, aber nicht nur dort bereits ein-
gesetzt. Dieses apodiktische Nein zeugt ja eben von Ihrer 
Technologiefeindlichkeit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Es kann auch sein, dass die Kernfusion zum Durch-
bruch kommt. Wir sollten hier an der Spitze stehen, 
meine Damen und Herren. Wir müssen an dieser Stelle 
offen sein für technologische Entwicklungen, und wir 
sind offen für diese technologischen Entwicklungen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Energiepolitik heißt immer Energiemix, heißt immer 
„und, und, und“, heißt nie „eines“. Die AfD suggeriert, 
dass die Kernkraft die Schnittlösung wäre, die alle Pro-
bleme lösen würde. Das ist natürlich nicht so.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Ein Baustein! – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ein weiterer Bau-
stein!)

Was Sie von der AfD mit diesem Antrag machen, ist 
interessant. Sie sind ja eigentlich gegen die EU, gegen 
die Europäische Union. Dass Sie fordern, dass wir uns 
einem Zusammenschluss von EU-Ländern anschließen, 
ist irgendwie nicht ganz logisch.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Insofern: Wir lehnen Ihren Antrag ab.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ich bin überrascht!)

Wir investieren aber massiv in die Forschung.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Viel-
leicht nächstes Jahr!)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Dr. Alaa 

Alhamwi für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Die AfD 

ist da einer großen Sache auf der Spur: Deutschland im-
portiert bisweilen Atomstrom. Oh, nein!

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich könnte der AfD jetzt erklären, wie der vernetzte euro-
päische Strommarkt funktioniert, oder darauf hinweisen, 
dass Stromimporte weder ungewöhnlich noch ein Kapi-
talabfluss sind, oder daran erinnern, dass weltweit immer 
weniger in die Atomkraft investiert wird, aber das wäre 
verlorene Zeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Karsten Hilse [AfD]: Blödsinn!)

Die AfD hat mit einer ganzen Reihe von energiepoli-
tischen Quatschanträgen bewiesen, dass sie intellektuell 
das ganze Jahr in einer Weihnachtspause ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Oh!)

Für alle anderen hier und zu Hause: Schauen wir auf die 
Fakten.

Erstens. Global befindet sich die Atomkraft im Rück-
zug.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Stimmt doch gar 
nicht! Das Gegenteil ist der Fall! Da müssen 
Sie mal in die Nachbarländer schauen!)

Ihr Anteil am Strommix sinkt, ebenso die Anzahl der 
Reaktoren.

Zweitens. 2024 wuchs die weltweite Atomkapazität 
netto nur um 4,3 Gigawatt. Im selben Jahr wurde mehr 
als 100-mal so viel Leistung an Solar- und Windenergie 
installiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU])

Drittens. Neue Atomkraftwerke werden fast nur von 
China und Russland errichtet. Das sind wahrlich keine 
Signale des Aufbruchs in eine atomare Zukunft.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Stimmt nicht!)
Auch in Europa wird viel über Atomkraft geredet.

(Karsten Hilse [AfD]: Nicht nur geredet, son-
dern auch gebaut!)

Länder wie Polen, Schweden und Italien haben große 
Projekte angekündigt. Doch sobald es konkret wird – 
Bauzeiten, Kosten, Investoren –, bleibt von den Ankün-
digungen wenig übrig.

(Beifall der Abg. Awet Tesfaiesus [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf von der 
Linken: Wie bei der AfD!)

Hinzu kommt das nukleare Sicherheitsrisiko. Neben 
den immensen Herausforderungen bei der Endlagerfrage 
verursachen auch geopolitische Spannungen Probleme. 
Atomkraftwerke sind im Krieg oder bei Terrorangriffen 
besonders verwundbar, etwa durch Stromausfälle bei der 
Kühlung oder direkten Beschuss. Atomenergie ist und 
war noch nie eine sichere Technologie.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Leif-Erik Holm 
[AfD]: Sie importieren Sie aber gerne!)

Nun fordert der Quatschantrag der AfD,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Das ist kein 
Quatschantrag!)

Deutschland solle der sogenannten Europäischen Nu-
klearallianz beitreten. Diese Allianz klingt erst einmal 
europäisch, wirkt aber wie ein Klub zur Rettung der staat-
lich gestützten französischen Atomindustrie. Ich sage 
klar: Deutschland hat sich längst entschieden. Wir sind 
Mitglied in einem anderen Klub, dem der Freunde der 
erneuerbaren Energien.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Linken – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Klub der 
teuren Strompreise! – Leif-Erik Holm [AfD]: 
Wir beziehen diesen Strom immer mehr!)

Ich bitte auch Frau Reiche, das zu respektieren und nicht 
wie im Juni wieder auf der falschen Party zu tanzen.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen: In den 
demokratischen Marktwirtschaften ist der Ausbau der 
Atomkraft weitgehend zum Stillstand gekommen.

(Lachen bei der AfD – Zuruf von der AfD: 
Falsch!)

In Ländern, die heute neu in die Atomkraft einsteigen,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sie leben im 
letzten Jahrhundert!)

werden die meisten Projekte von Russland gebaut und 
finanziert, häufig in Staaten mit eingeschränkten demo-
kratischen Freiheiten. Das schafft direkte Abhängigkei-
ten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ob Polen das weiß? – 
Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Da-
rum geht es!)

Fällt Ihnen etwas auf?

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie haben keine Ah-
nung!)

Vielleicht erklärt das, warum die AfD an der Atomkraft 
festhält.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ah!)

Eine Gemeinsamkeit hat die AfD mit der Atomkraft: 
Spaltung, Spaltung, Spaltung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)
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Vizepräsident Omid Nouripour:
Sie müssen zum Ende kommen.

Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Für uns ist klar: Atomkraft und AfD? Nein, danke!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Eine 
Büttenrede!)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Helmut 

Kleebank für die SPD.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Helmut Kleebank (SPD):
Vielen Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der vorliegende Antrag ist wie ein Blick in den 
Rückspiegel.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Nein! Das war 
die Rede eben!)

Mit Fokus auf den April 2023, den Zeitpunkt der endgül-
tigen Stilllegung der letzten Kernkraftwerke in der Bun-
desrepublik, wirkt er eher nostalgisch.

(Dr. Michael Blos [AfD]: Zum Glück wird die 
SPD bald stillgelegt!)

Das ist also mal wieder ein Zurück-in-die-Vergangenheit- 
Antrag vonseiten der AfD, wie wir es leider gewohnt 
sind.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Geht die euro-
päische Nuklearallianz auch zurück in die Ver-
gangenheit? Nein! Was soll das?)

Viel lieber würden wir die Zeit damit zubringen, in die 
Zukunft zu schauen und über das neue dezentrale, resi-
liente, klimaneutrale Stromsystem zu diskutieren.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Was wird das denn 
pro Jahr kosten?)

Aber wir müssen uns hiermit beschäftigen; dann werden 
wir das auch tun.

Eine kurze Bemerkung zum Kollegen Dr. Lenz – viel-
leicht muss das auch noch mal gesagt werden –: Wenn 
wir über Kernfusion reden, meinen wir nicht die alte 
Kernenergie. Der wesentliche Unterschied ist: Kernfu-
sion braucht kein Uran, es findet keine Kernspaltung 
statt, es werden keine hochradioaktiven Abfälle produ-
ziert.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist nicht ganz 
richtig, was Sie da erzählen!)

In die Zukunft zu forschen, ist nicht verkehrt; das machen 
wir an dieser Stelle. Vielleicht führt das ja tatsächlich 
zum Durchbruch, so wie von Dr. Lenz angedeutet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dennoch will ich ganz kurz auf ein Argument der AfD 
eingehen.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Herr Kollege, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus den 

AfD-Reihen?

Helmut Kleebank (SPD):
Nein, danke. Gerne im Anschluss.

Vizepräsident Omid Nouripour:
Dann setzen Sie gerne Ihre Rede fort.

Helmut Kleebank (SPD):
Ich will mich mit einem Argument der AfD auseinan-

dersetzen; ich nenne es mal das Einkaufsargument. Wir 
importieren also Strom für Milliarden Euro. Nach Ihrer 
Lesart hätten wir sozusagen Verlust gemacht.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja! Natürlich!)

Tatsächlich importieren wir im Moment mehr, als wir 
exportieren; so ist die Nettobilanz. Für mich zeigt das 
aber nur eines: Der europäische Strommarkt funktioniert. 
Das heißt, Strom wird von den Unternehmen dort ge-
kauft, wo er preiswert ist. Dieses Prinzip hat einen Na-
men: Marktwirtschaft. Offenbar muss man das der AfD 
noch mal erklären. Denn egal welche Regierung an der 
Macht ist, welche Koalition besteht: Sie werfen jeder 
Regierung – das tun Sie besonders gern – Planwirtschaft 
vor. Und an dieser Stelle werfen Sie uns sozusagen 
Marktwirtschaft vor. Vielen Dank dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Dr. Ingo Hahn [AfD]: Wir 
haben keinen Strom! Deshalb kaufen wir ihn!)

Wir importierten Strom auch nicht aus dem Grund, 
weil wir nicht genügend eigene Kapazität hätten. Wir 
haben genug Erzeugungskapazität.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Warum sind wir 
Stromimporteur?)

Die Bundesnetzagentur genehmigt die Stilllegung fossi-
ler Kraftwerke auch nur dann, wenn genug Strom im Netz 
ist. Es handelt sich also nicht um ein Angebotsproblem. 
Vielmehr ist es ein marktwirtschaftlicher Effekt, der im 
Übrigen gut für unsere Strompreise ist. Würden wir Ih-
rem Ansatz folgen – ich sage jetzt mal: Autarkie um jeden 
Preis –, dann würden wir dafür einen Preis zahlen, und 
zwar in Form von noch höheren Strompreisen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So sieht es aus! 
Ganz genau!)

Das kann ja wohl nicht das Ziel für unsere Haushalte und 
für unsere Wirtschaft sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich will noch auf eines hinweisen: Ein Beitritt zur Nu-
klearallianz hätte noch weitere, aus unserer Sicht nega-
tive Auswirkungen. Das wäre ein fatales Signal; denn das 
Stromsystem der Zukunft ist erneuerbar und nicht nu-
klear im alten Sinne.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist so!)
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Dieses System wollen wir errichten, und das werden wir 
auch entwickeln.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie werden gar nicht 
mehr dabei sein, wenn es so weit ist!)

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und Frohe Weih-
nachten allerseits!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Dr. Alaa Alhamwi 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Bevor wir die Debatte fortsetzen, er-

teile ich für eine Kurzintervention das Wort dem Abge-
ordneten Dr. Malte Kaufmann von der AfD.

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Vielen Dank, Herr Präsident, dass Sie die Kurzinter-

vention genehmigt haben. – Herr Kollege Kleebank, ich 
muss mich schon wundern, wenn Sie uns hier vorwerfen, 
wir würden unseren Blick nur in die Vergangenheit rich-
ten.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Exakt! Genau 
das!)

Genau das Gegenteil ist ja der Fall.
15 EU-Staaten haben diese Europäische Nuklearalli-

anz gegründet. Darunter sind auch Großbritannien – ein 
Nicht-EU-Staat – und Länder, die noch gar keine Atom-
kraftwerke haben, wie zum Beispiel Polen. Werfen Sie 
diesen ganzen Ländern, unseren europäischen Partnern, 
auch vor, nur in die Vergangenheit zu blicken? Das Ge-
genteil ist doch der Fall. Die eigentliche Frage, die sich 
uns stellt, ist: Warum verschließen Sie sich dem Blick in 
die Zukunft?

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Möchten Sie erwidern, Herr Kollege Kleebank? – Bitte 

schön.

Helmut Kleebank (SPD):
Vielen Dank, für die Frage; darauf kann ich gut ant-

worten. Ich bezog mich auf das Stromsystem der Zukunft 
in der Bundesrepublik Deutschland. Dieses Stromsystem 
braucht keinerlei alte Kernkraftwerke.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Doch! Die französi-
schen!)

Dieses Stromsystem baut auf erneuerbare Energien, ist 
resilient, dezentral und nutzt alle Ressourcen, die wir 
haben.

Im Übrigen noch folgender Hinweis, den ich mir er-
lauben darf. Wenn Sie mal schauen, woher welcher Strom 
importiert wird, dann sehen Sie: Das wechselt durchaus. 
Sie behaupten immer, es sei überwiegend Atomstrom.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ist es auch!)

Im ersten Halbjahr 2025 war es überwiegend Strom aus 
Dänemark,

(Dunja Kreiser [SPD]: Genau!)
das bekanntermaßen überwiegend Windkraft nutzt

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Der wird durch 
Schweden durchgeleitet!)

und so Überschüsse erzeugt, die wir dann preiswert er-
werben können.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsident Omid Nouripour:
Vielen Dank. – Wir setzen die Debatte fort. Die nächste 

Rednerin ist Mareike Hermeier für die Fraktion Die 
Linke.

(Beifall bei der Linken)

Mareike Hermeier (Die Linke):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

„Früher war mehr Lametta! Ich will jetzt mein Ge-
schenk!“ Kennen Sie Loriots „Weihnachten bei 
Hoppenstedts“? Das ist ganz lustig. Der Opa der Familie 
ist ungeduldig und lamentiert, dass früher alles besser 
war. Genau so in etwa wirkt die AfD mit ihrem nächsten 
rückwärtsgewandten Antrag. Darin kann ich meinen Vor-
rednern absolut zustimmen.

Zuerst das Zahlenspiel. Die AfD ruft „Stromimporte!“ 
und wedelt mit 2024. Ja, Deutschland importierte 2024 
kommerziell 67 Terawattstunden und exportierte 35 Tera-
wattstunden. Das ist ein Nettoimport von 32 Terawatt-
stunden. Aber: Das ist keine Blackout-Vorbereitung, das 
ist europäischer Stromhandel. Glückwunsch, das haben 
Sie erkannt.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Karoline Otte [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Abfluss von 
Kapital!)

Die Bundesnetzagentur sagt dazu glasklar: Deutschland 
hat ausreichende Erzeugungskapazitäten; importiert 
wird, wenn die inländische Erzeugung teurer wäre. Auf 
Deutsch: Wir kaufen da, wo es günstiger ist.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Warum ist es im 
Ausland günstiger? In Frankreich!)

Das kennen Sie aus den Prospekten.
Jetzt kommt der Teil, bei dem man loriotmäßig sehr 

höflich lächelt, aber innerlich eigentlich den Kopf lieber 
auf den Tisch knallen möchte. Die AfD verkauft diesen 
Handel als Kapitalabfluss – als wäre Strom ein Gold-
barren, der nachts heimlich über die Grenze rollt. Rech-
nen wir das Ganze mal alltagstauglich durch: Die 32 Te-
rawattstunden netto sind grob 7 Prozent unseres 
Stromverbrauchs 2024. 93 Prozent des Stroms kommen 
also noch von hier.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Aus Gas und Kohle!)
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Das ist kein Zusammenbruch, das ist gute Nachbarschaft, 
würde ich sagen, nur mit Leitungen statt mit Zucker und 
Eiern von nebenan.

Noch schöner wird es beim Preisdrama. Wenn man 
Ihrer Argumentation folgt, müsste nach dem Atomaus-
stieg der Strompreis wie ein Hefeteig durch die Decke 
gehen. Tat er aber nicht. Der durchschnittliche Day- 
Ahead-Preis 2024 lag 17,5 Prozent unter dem von 2023. 
Wenn wir schon bei geistigem Dünnpfiff

(Dr. Saskia Ludwig [CDU/CSU]: Also bitte!)
sind: 2024 gab es 457 Stunden mit negativen Preisen. Da 
war der Strom nicht knapp, da war er zeitweise so üppig,

(Leif-Erik Holm [AfD]: Hat auch Geld gekos-
tet!)

dass der Markt sagte: Nehmt ihn bitte. Wir bezahlen euch 
auch das Taxi.

(Dr. Klaus Wiener [CDU/CSU]: Das ist un-
erträglich, was Sie hier erzählen! – Dr. Saskia 
Ludwig [CDU/CSU]: Einfach dumm!)

Zur Netzstabilität. Die AfD vermutet hier wackelige 
Netze. Fakt ist: Es gab 11,7 Minuten Ausfallzeit pro Jahr. 
Das ist kein Blackout, das ist weniger als die durch-
schnittliche Zeit, die die AfD für eine Zwischenfrage 
braucht, um sich selbst zu widersprechen.

Nun zur Nuklearallianz selbst. Sie tun so, als wäre das 
ein Kraftwerk, dem man beitritt, und zack: Die Glühbirne 
leuchtet wieder heller. Aber eine Allianz ist erst mal ein 
politisches Format, kein Generator. Wenn Sie schon so 
gern mit EU-Zahlen werfen: Fünf Jahre Verzögerung bei 
neuen Projekten können zusätzliche 45 Milliarden Euro 
obendrauf nach sich ziehen. Ihr „kostengünstig“ ist also 
ungefähr so belastbar wie ein Pappstuhl im Regen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Karoline Otte [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Den Uniper-Märchenwahn können Sie sich auch spa-
ren. Nur weil ich Aktionär/-in bin, bin ich noch lange 
keine Betreiberin oder Betreiber. Wenn Sie eine Bahn-
card kaufen, sind Sie noch kein Lokführer. Wir wollen 
dieser Allianz also nicht beitreten, auch wenn unsere 
Ministerin Reiche dort gerne einmal zum Lobbykuscheln 
antritt. Diese Vorstellung ist uns hinreichend bekannt.

Und an die AfD: –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss. Die 

Redezeit ist zu Ende.

Mareike Hermeier (Die Linke):
– Wenn Sie schon Allianzen mögen, treten Sie doch 

einmal einer Allianz der Fakten bei. Das ist nämlich 
Technologieoffenheit.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ihre Redezeit ist zu Ende.

Mareike Hermeier (Die Linke):
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Bevor ich den nächsten Redner aufrufe, darf ich die 

Kollegin Hermeier noch darauf hinweisen, dass der 
Sprachgebrauch „geistiger Dünnpfiff“ nicht das ist, was 
in diesem Parlament angemessen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der AfD)

Damit rufe ich den nächsten Redner in dieser Debatte 
auf. Das ist für die Unionsfraktion Dr. Klaus Wiener.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Als ich gestern den Antrag der AfD gelesen 
habe, war ich, ehrlich gesagt, schon etwas überrascht; 
denn eigentlich vergeht hier ja keine Sitzungswoche, in 
der die AfD nicht auf Europa draufhaut, und das mit 
oftmals unsäglichen Argumenten. Dazu nur ein aktuelles 
Beispiel: In der letzten Sitzungswoche polterte Ihr Frak-
tionsmitglied König hier gegen die EZB und wollte den 
Euro schlechtreden, obwohl dieser sich – handelsgewich-
tet – nahe seiner historischen Höchststände befindet – 
also von wegen schwach. Aber das wollen Sie ja nicht 
zur Kenntnis nehmen, weil es Ihrem Narrativ eines 
schlecht funktionierenden Europas nicht entspricht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Leif- 
Erik Holm [AfD]: Schuldenquote viel zu 
hoch! – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Was 
jetzt?)

Umso erstaunlicher ist, dass die AfD heute dafür wirbt, 
Deutschland möge sich der – ich betone – Europäischen 
Nuklearallianz anschließen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist keine EU-In-
stitution! Keine EU-Institution!)

Also jetzt doch mal was Gutes aus Europa? Zugegeben, 
es müsste einigen hier im Hohen Hause schon zu denken 
geben, dass die Europäische Nuklearallianz inzwischen 
mehr Mitglieder hat als die Gruppe der Freunde der er-
neuerbaren Energien.

(Beifall bei der AfD – Dr. Malte Kaufmann 
[AfD]: Absolut! – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Hört! Hört!)

Tatsächlich gibt es auch gute Gründe dafür, sich mit 
der Zukunft der zivilen Nutzung der Kernenergie zu be-
schäftigen. Warum? Zum einen, weil es viele Länder 
weltweit gibt, die die Kernenergie wieder verstärkt nut-
zen.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Fake News! Das stimmt nicht!)

Zum anderen, weil es völlig unklar ist, ob eine hochent-
wickelte Volkswirtschaft wie Deutschland ausschließlich 
mit erneuerbaren Energien hinreichend und bezahlbar 
versorgt werden kann.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Hört! Hört!)
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Um es klar zu sagen: Das würde mich in der Tat freuen; 
aber andere Länder scheinen da mehr Bedenken zu haben 
als einige auch hier im Parlament.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zum dritten ist auch unklar, ob wir ohne die zivile Nut-
zung der Kernenergie überhaupt eine Chance haben, den 
Energiehunger der Welt klimaneutral zu decken. Wir dür-
fen nicht immer nur auf Deutschland gucken. Die Euro-
päische Kommission hat sich jedenfalls positioniert. Sie 
ist zwar kein formelles Mitglied der Nuklearallianz, aber 
sie hat eine kooperative und unterstützende Rolle ein-
genommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Zukunft braucht 
Energie. Wer das nicht glaubt, der möge sich mal die 
Geschichte der Menschheit ansehen: Ohne Energie kein 
Fortschritt. Oder schauen Sie sich ganz aktuell die Ent-
wicklung im Bereich der künstlichen Intelligenz an. Das 
ist die Zukunftsbranche schlechthin, und die braucht nun 
mal große Mengen an Energie, sehr große Mengen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, das Gleiche habe 
ich auch gesagt!)

Ich meine, wir sind gut beraten, für ein höheres Ener-
gieangebot zu sorgen, und zwar technologieoffen. Des-
halb wird diese Regierung die Erneuerbaren weiter aus-
bauen, ganz klar. Aber es wird eben auch Gaskraftwerke 
geben. Und es macht meines Erachtens auch Sinn, über 
die Zukunft der zivilen Nutzung von Kernenergie nach-
zudenken

(Beifall bei der AfD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

– ja, jetzt klatschen Sie –, aber eben nicht mit den alten 
Kernkraftwerktechnologien der zweiten und dritten Ge-
neration, wie Sie das wollen. Diese heute neu zu bauen, 
wäre viel zu teuer und würde auch viel zu lange dauern. 
Sehr wohl müssen wir aber – auch mit Blick auf die 
internationale Zusammenarbeit – über Forschung und 
Sicherheitsstandards

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wir werden die Polen 
befragen, was die Sicherheit angeht! Die wer-
den das Know-how haben!)

und ganz sicher auch über technologische Weiterentwick-
lungen wie kleine modulare Reaktoren oder die Kernfu-
sion sprechen; auch das wurde hier schon angesprochen. 
In beiden Technologien stecken große Chancen, und zwar 
ohne die Endlagerproblematik und die Sicherheitsrisiken, 
die wir bislang kennen.

Warum folgen wir Ihrem Antrag dann nicht?

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie können mal einen 
Änderungsantrag dazu schreiben!)

Weil die AfD eine Partei von Klimaleugnern ist

(Enrico Komning [AfD]: Nee, nee! Das Klima 
leugnen wir nicht! Klima gibt es schon! Es gibt 
sogar einen Klimawandel!)

und vollständig ins fossile Zeitalter zurückwill. Sie wären 
ja sogar bereit, bestehende Windkrafträder wieder ab-
zureißen.

(Leif-Erik Holm [AfD]: Nein! Erst nach der 
Laufzeit!)

Einfach irre!
(Zuruf der Abg. Carolin Bachmann [AfD])

Im Grunde positionieren Sie sich damit genauso einseitig 
wie die Grünen, für die es auch nur eine Wahrheit gibt, 
nämlich erneuerbare Energien und sonst nichts.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein! Das stimmt nicht!)

Für diese von Ideologie und Parteiräson geprägte 
Energiepolitik war Ihr ehemaliger Wirtschaftsminister 
Habeck sogar bereit, funktionierende Kernkraftwerke ab-
zuschalten, und das in der größten Energiekrise unserer 
Nachkriegsgeschichte. Die energieintensiven Industrien 
und die vielen Menschen, die in diesen Bereichen gerade 
ihre Jobs verlieren – wir bekommen ja fast täglich Hiobs-
botschaften vom Arbeitsmarkt –,

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es waren drei Kraftwerke! Drei! Nur 
6,3 Prozent der Stromversorgung!)

werden es Ihnen noch lange danken. Diese Kraftwerke 
hätten wir in der Tat gut gebrauchen können.

Angesichts der energiepolitischen Extrempositionen 
sowohl von Mitte-links als auch von ganz rechts bin ich 
froh, dass diese Regierung und die sie tragenden Fraktio-
nen als Verfechter einer pragmatischen, sauberen und 
zukunftsfähigen Energiepolitik Verantwortung tragen. 
Ihren Antrag lehnen wir deswegen ab.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Dr. Paul 

Schmidt für die AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Paul Schmidt (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich muss es noch einmal ganz deutlich sagen: 
Das, was Sie wollen, nämlich unbedingt CO2-frei wer-
den, wird nicht ohne Kernkraft funktionieren.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Das glauben wir nicht! Das werden 
wir ja sehen!)

Unsere Nachbarn in Europa haben dies längst erkannt. 
Nur Sie hier im Bundestag wollen es nicht wahrhaben.

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Aber Ihnen ist CO2 egal!)

2024 setzte Frankreich mit 70 Prozent Kernkraft
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Hoch verschul-

det! Nur mit Milliarden Subventionen!)
44 Gramm CO2 pro erzeugte Kilowattstunde frei, 
Deutschland dagegen 344 Gramm. 44 Gramm mit Kern-
kraft, 344 Gramm ohne! Sie reißen unsere deutschen 
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Kernkraftwerke weiter ab und argumentieren gleichzei-
tig, Kernkraft sei zwar CO2-neutral, aber der Neubau von 
Kernkraftwerken sei zu teuer und dauere zu lange. Das ist 
absurd.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: So ist es! Das sagen die Energiekonzer-
ne!)

Für uns als AfD ist entscheidend, dass wir in unseren 
Kernkraftwerken, den sichersten der Welt,

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Nein!)

den Strom dauerhaft für 2,5 Cent pro Kilowattstunde 
produziert haben. Sie, Herr Dr. Wiener, haben das hier 
schon gesagt; ich als ehemaliger Betriebsphysiker im 
Kernkraftwerk kann das nur bestätigen. Diesen günstigen 
Strom brauchen wir, um unsere deutsche Wirtschaft zu 
retten.

(Beifall bei der AfD)
Seit Februar 2023 haben sich inzwischen 15 EU-Staa-

ten in der Europäischen Nuklearallianz zusammen-
geschlossen. Deutschland fehlt. Und das ist falsch; denn 
unser deutscher Erfahrungsschatz wäre ein realer Mehr-
wert für die Effizienz und vor allem die Sicherheit in den 
Kernkraftwerken, die uns hier in Europa überall umge-
ben.

(Beifall bei der AfD)
Einige Beispiele von vielen: Deutsche Betreiber und 

Hersteller haben die Weiterentwicklung von Brennele-
menten für Siedewasser- und Druckwasserreaktoren vo-
rangetrieben – bis zu 65 Gigawatt-Tage pro Tonne Ab-
brand mit hoher Brennstoffausnutzung, geringeren 
Abfallmengen und vielen betrieblichen Vorteilen. Zusätz-
liche Sicherheit bringt die hochauflösende deutsche 
Kern-Innen-Instrumentierung sowohl in unseren Siede-
wasserreaktoren mit ihrer präzisen Steuerstabsteuerung 
als auch in unseren Vorkonvoi- und Konvoi-Druck-
wasserreaktoren mit ihrem nahezu steuerstabfreien 
Dauerbetrieb und viel mehr Lastflexibilität als in anderen 
Ländern üblich. Diese Konzepte sind auch in den euro-
päischen Druckwasserreaktor eingeflossen, ein deutsch- 
französisches Gemeinschaftsprojekt, das heute weltweit 
gebaut und betrieben wird.

Ein Land, das mitten in Europa liegt und über solche 
Erfahrungen verfügt, darf sich nicht selbst aus Europa 
ausklinken.

(Beifall bei der AfD)
Deutschland muss seinen Platz in der Europäischen Nu-
klearallianz einnehmen. Stimmen Sie unserem Antrag 
zu!

(Dr. Alaa Alhamwi [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Niemals!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die abschließende Rednerin in dieser Debatte ist 

Dunja Kreiser für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn wir heute über moderne, nachhal-
tige Energiepolitik sprechen, dann sollten wir zwischen 
Behauptungen und belastbaren Fakten unterscheiden.

(Beifall bei der SPD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Dann lassen Sie mal hören! Ich bin ganz ge-
spannt!)

Genau das zeigt die Rede des Abgeordneten der AfD 
zuvor;

(Enrico Komning [AfD]: Paul Schmidt hieß 
er!)

denn hier wurde abermals die Unwahrheit gesagt, ver-
ehrte Damen und Herren. Die Atomenergie ist nicht güns-
tig. Ich weiß nicht, wie oft ich das an diesem Rednerpult 
schon gesagt habe. Die Atomenergie wird in allen Län-
dern subventioniert.

(Steffen Kotré [AfD]: Nein!)

Sie ist nicht sicher,

(Steffen Kotré [AfD]: Doch!)

weil wir keine Endlagerung haben und weil es strahlungs-
aktives Material ist. Sie wird mit Milliardensummen sub-
ventioniert.

(Beifall bei der SPD – Steffen Kotré [AfD]: 
Stimmt nicht!)

Sehr geehrte Damen und Herren, in meinem Wahlkreis 
haben wir mit dem vermeintlichen Endlager Asse II und 
mit dem Endlager Schacht Konrad zwei Standorte, an 
denen sich Menschen fragen, wie Politik langfristig mit 
solchen Herausforderungen umgeht. Wir haben das zuvor 
in den Reden zu Tagesordnungspunkt 15, über die Atom-
transporte, gehört. Dort ging es auch um Jülich, und auch 
aus Jülich sind bei mir in Asse Abfälle gelagert. Diese 
Fragen verdienen mehr als einfache Antworten. Deshalb 
suche ich stetig den fachlichen und zivilgesellschaftli-
chen Austausch über die Situation in der Schachtanlage 
Asse, in Vahlberg, in Remlingen und über die diesbezüg-
lich sichere Begleitung der notwendigen Rückholung der 
Abfälle.

Dasselbe gilt für mich aber auch für die komplexen 
Fragen und Prozesse zum Schacht Konrad in Salzgitter, 
deren Klärung langwierig und schwierig ist. Der Aus-
tausch ist kontrovers und kompliziert, aber auch wichtig 
und richtig. Allein daran sieht man, wie komplex die 
Prozesse sind. Wir befinden uns noch in der schwierigen 
Endlagersuche. Wir sind in der Rückholungsphase. 
Gleichzeitig sind wir den bürgerlichen Konflikten darü-
ber ausgesetzt, was es bedeutet, radioaktive Abfälle ein-
zulagern, sehr geehrte Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)
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Es ist vor allem deshalb bemerkenswert, dass Sie stän-
dig über die Günstigkeit der Atomkraft sprechen. Wir 
müssen feststellen – ich habe es eingangs schon erklärt –: 
Es ist nicht günstig.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Behaupten Sie, die 
Schweizer lügen?)

Unter anderem ist auch der Bau sehr teuer und vor allen 
Dingen nicht CO2-einsparend, weil schon die Betonher-
stellung zu einem Ausstoß von CO2 ohne Ende führt.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Haben Sie mal ein 
Windradfundament gesehen?)

Ich komme zum Ende, Frau Präsidentin. Was ich aber 
am schlimmsten finde: Ausgerechnet die AfD, die sonst 
bei jeder staatlichen Unterstützung Alarm schlägt, 
scheint bei der Atomkraft plötzlich eine Vorliebe für Sub-
ventionen –

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Kommen 

Sie bitte zum Schluss.

Dunja Kreiser (SPD):
– und eine neue Verliebtheit in die EU zu haben. Das ist 

schon sensationell. Ich kann nur sagen: –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, die Redezeit ist abgelaufen. Kommen 

Sie bitte zum Schluss!

Dunja Kreiser (SPD):
– Sie sind der Super-GAU. Wir lehnen Ihren Antrag 

ab.
Danke. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

Drucksache 21/3302 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der Fall ist, 
dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe jetzt auf den Tagesordnungspunkt 18: 

Beratung der Zweiten Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses 

zu Einsprüchen anlässlich der Wahl zum 
21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 2025

Drucksache 21/3100

Wir werden über die Beschlussempfehlung später na-
mentlich abstimmen.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vorgesehen.

Ich eröffne die Aussprache und habe wirklich die Bitte, 
da wir uns eine halbe Stunde in Verzug befinden, die 
Redezeiten einzuhalten.

Wir beginnen mit dem ersten Redner in dieser Debatte. 
Das ist für die Unionsfraktion Carsten Müller.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Es ist eine große Herausforderung; 

aber wir stellen uns dieser.
Ich will kurz in den Sach- und Streitstand einführen. 

Bei der Bundestagswahl am 23. Februar erzielte das 
BSW nach dem amtlichen Endergebnis – das ist hier 
relevant – einen Stimmenanteil von 4,981 Prozent. Mit-
hin fehlten dieser Partei exakt 9 529 Stimmen zum Errei-
chen der 5-Prozent-Hürde und damit zum Einzug in den 
Bundestag. Aufgrund der Knappheit des Ergebnisses und 
der Korrektur von ersten Auszählungsfehlern, und zwar 
solchen, die die Grundlage für das vorläufige amtliche 
Endergebnis bildeten, meint die Einspruchsführerin, es 
bedürfe insgesamt einer Neuauszählung.

Ich will eines sagen: Ich kann diese unmittelbar per-
sönliche Betroffenheit und Enttäuschung bei den Mitglie-
dern und den Unterstützern dieser Partei verstehen. Aller-
dings bedarf die Wahlprüfung der Einhaltung genauer 
Spielregeln. Ich will das Ergebnis einer sehr umfassenden 
Prüfung vorwegnehmen: Es hat sich tatsächlich, obwohl 
das Ergebnis sehr knapp ist, kein einziger Wahlfehler, der 
Mandatsrelevanz hat, erwiesen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ganz genau!)
Meine Damen und Herren, ich will es ausdrücklich 

sagen: In der Diskussion, die wir in der Öffentlichkeit 
geführt haben, ist hier und da der Eindruck erweckt wor-
den, dass die Wahleinsprüche im Verfahren verzögert be-
arbeitet worden seien. Das ist verkehrt. Wir haben mit 
höchster Beschleunigung an dem Fall gearbeitet. Diese 
Herabsetzung des Verfahrens ist im Übrigen noch um-
kränzt worden von den Behauptungen, dass es eine er-
hebliche Abweichung zwischen dem vorläufigen Ergeb-
nis und dem abschließenden amtlichen Endergebnis 
gegeben habe und dass auch der Anteil der ungültigen 
Stimmen besonders hoch sei. Beide Behauptungen sind 
ebenso grundfalsch. Das Gegenteil ist richtig.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich halte es auch für einen außergewöhnlich unredlichen 
Ansatz, die vielen Tausend sorgfältig geschulten Wahl-
helferinnen und Wahlhelfer diesem Generalverdacht aus-
zusetzen. Gleichwohl müssen wir uns dem Einspruch des 
BSW unvoreingenommen nähern.

Wir haben mit einem großen Aufwand im Wahlprü-
fungsausschuss, insbesondere die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Verwaltung, diesen umfangreichen Ein-
spruch sorgfältig geprüft. Und wenn das Momentum der 
Verzögerung angeführt wird, dann gehört zur Wahrheit 
allerdings eines: Das BSW hat den umfangreichen Ein-
spruch erst wenige Stunden vor Fristablauf eingereicht. 
Das ist auch verständlich, weil auch die Einspruchsfüh-

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                            5984 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Dunja Kreiser 

https://dserver.bundestag.de/btd/21/031/2103100.pdf


rerin einen großen Aufwand dafür verwendet hat. Und es 
geht um nicht ganz einfach zusammenzustellende und 
darzustellende Sachverhalte. Also: Der Einspruch ist 
fristgerecht eingereicht worden, und die Bearbeitung hat 
umgehend eingesetzt. Noch weit vor Konstituierung des 
Wahlprüfungsausschusses haben die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Verwaltung die entsprechenden Maß-
nahmen eingeleitet.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD – Esther Dilcher [SPD]: So ist es!)

Auch die Behauptung einer weiteren Verzögerung hält 
einer Überprüfung nicht stand. Das BSW, also die Ein-
spruchsführerin selber, hat noch Ende Oktober dieses 
Jahres Schriftsätze eingereicht,

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ach! – Esther Dilcher [SPD]: Hört! 
Hört!)

und die will sie ja offensichtlich bearbeitet sehen.
Meine Damen und Herren, es gibt im Wesentlichen 

zwei Argumentationen, auf die sich dieser Einspruch 
stützt. Die eine Säule sind statistische Betrachtungen 
und Hochrechnungen. Das kann einen solchen Wahlein-
spruch nicht tragen. Es kann diesen Wahleinspruch auch 
deswegen nicht tragen, weil bereits die vom BSW selber 
vorgenommenen Einteilungen bzw. Kategorisierungen in 
sich nicht widerspruchsfrei sind. Da wird in einem 
Schriftsatz von dieser und im nächsten von einer ganz 
anderen Maßgabe ausgegangen. Das ist insofern schon 
fehlerhaft. Im Übrigen ist es so: Wenn das BSW in ein-
zelnen Wahlbezirken null Stimmen erhalten hat, dann ist 
das ja keine Anomalie, sondern gerade der Ausdruck 
einer freien Wahl; denn das kann passieren.

Es ist auch nicht das erste Mal, dass auf solche 
statistischen Betrachtungen abgestellt worden ist. Ich 
empfehle Ihnen einen Blick in den Beschluss des Ver-
waltungsgerichtshofes Nordrhein-Westfalen, Aktenzei-
chen 16/17, ergangen im Jahre 2018; man kann sich das 
ganz gut merken. Da war es im Übrigen die AfD, die hier 
heute mit einem Sondervotum antritt und genau dieselbe 
Argumentation angeführt hat. Das kann Zufall sein, muss 
es allerdings nicht.

Meine Damen und Herren, wir können diese Wahlein-
sprüche nur anhand von konkreten, detaillierten, substan-
ziierten Wahleinsprüchen prüfen. Das BSW hat etwa 
20 Wahleinsprüche substanziiert vorgetragen, bei 
95 109 Wahlbezirken. Kein einziger dieser circa 20 Ein-
zelvorträge hat sich bei Überprüfung erwiesen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So sieht es aus!)
In der Regel ist genau das Gegenteil herausgekommen. 
Ich erspare es Ihnen jetzt, weitere Einzelheiten zu nen-
nen.

Ich empfehle Ihnen die Heranziehung weiterer verfas-
sungsgerichtlicher Rechtsprechung und will Ihnen noch 
ein Beispiel nennen. Es gab durchaus mal ein erfolgrei-
ches Begehren einer Neuauszählung. Das ist behandelt 
und entschieden worden in der Bundesverfassungs-
gerichtsentscheidung, die zu finden ist im 85. Band, 
Seite 148 f. Die Situation war damals folgende: Es ging 
um die Erststimmen bei der Landtagswahl 1990 in Nord-

rhein-Westfalen und um 82 Wahlbezirke. Eine Ein-
spruchsführerin hat zehn konkrete Beispiele geschildert; 
acht haben sich erwiesen. In 10 Prozent aller Wahlbezirke 
war es fehlerhaft; dort wurde neu ausgezählt.

Wir haben hier die Situation: 95 109 Wahlbezirke, 20 
vereinzelte Vorträge, null davon haben sich erwiesen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit ist abgelaufen.

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Deswegen, meine Damen und Herren, kann dieser Ein-

spruch nur zurückgewiesen werden.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Sören Pellmann [Die Linke])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Fabian Jacobi.
(Beifall bei der AfD)

Fabian Jacobi (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach 

dieser Debatte werden wir in namentlicher Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsaus-
schusses zu zwei Wahleinsprüchen entscheiden.

(Helge Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bisher war alles richtig!)

Der Ausschuss empfiehlt, die Einsprüche abzulehnen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So sieht’s aus!)
Wir als AfD-Fraktion werden gegen diese Beschlussemp-
fehlung stimmen.

(Beifall bei der AfD)
Mit den Wahleinsprüchen macht die Partei BSW Män-

gel bei der Feststellung des Wahlergebnisses geltend. Wie 
ein Blick in die Runde des Hauses zeigt, befindet sich die 
Einspruchsführerin nicht unter uns; sie ist nicht Teil des 
21. Deutschen Bundestages.

(Beifall des Abg. Luigi Pantisano [Die Linke])
Das liegt daran, dass sie nach dem von der Bundeswahl-
leitung verkündeten amtlichen Endergebnis die notwen-
digen 5 Prozent der Zweitstimmen um 0,019 Prozent-
punkte verfehlt hat. In absoluten Zahlen sind das 
weniger als 10 000 Stimmen bundesweit.

Die Einspruchsführerin ist der Meinung, dass die da-
nach fehlenden Stimmen tatsächlich von den Bürgern für 
sie abgegeben worden seien, aber nicht vollständig für sie 
gezählt wurden. Sie trägt dazu Sachverhalte vor, die an 
dieser Stelle aufgrund ihres Umfangs nicht im Einzelnen 
wiedergegeben werden können. Der wesentliche Kern 
der Einspruchsbegründung dürfte aber folgender sein: 
Es sei nachweislich des Öfteren vorgekommen, dass die 
für das Bündnis Sahra Wagenknecht abgegebenen Stim-
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men versehentlich für die Partei Bündnis Deutschland 
gezählt worden seien, die auf dem Stimmzettel direkt 
daneben gestanden habe.

(Esther Dilcher [SPD]: Das konnte nicht fest-
gestellt werden!)

Etliche solcher Fälle seien im Zuge der Überprüfung 
zwischen dem vorläufigen und dem endgültigen Wahl-
ergebnis bereits festgestellt und berichtigt worden. Je-
doch gebe es darüber hinaus viele weitere Fälle, in denen 
das Wahlergebnis eine solche Verwechslung nahelege, 
die aber bisher nicht berichtigt worden sei.

(Esther Dilcher [SPD]: Alles Vermutungen!)

Das mag so sein oder auch nicht. Die vorgetragenen Um-
stände legen es nahe, dass es so sein könnte. Derzeit 
wissen wir es aber nicht. Ausräumen ließe sich diese 
Ungewissheit nur durch eine Nachzählung.

(Beifall bei der AfD)

Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Entschei-
dung aus dem Jahre 2022 Grundsätzliches gesagt:

„Das Recht, in Freiheit und Gleichheit durch Wah-
len […] die öffentliche Gewalt […] zu bestimmen, 
ist das vornehmste Recht der Bürger im demokrati-
schen Staat […].

[…] Eine effektive Überprüfung der Korrektheit der 
Wahl ist mithin unabdingbar, wenn die Vertrauens-
basis des demokratischen Staates nicht nachhaltig 
erschüttert werden soll.“

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Was hat das jetzt mit dem Fall zu tun?)

Mit diesen Worten begründet das Bundesverfassungs-
gericht, dass als Aufklärungsmaßnahme im Rahmen der 
Wahlprüfung auch die Nachzählung von Stimmen offen-
steht.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Na klar!)

Die Zeiten sind unruhig für Deutschland. Die Sturm-
warnungen werden dringlicher, wirtschaftlich und außen-
politisch. Die erst wenige Monate im Amt befindliche 
Regierung hat in den Umfragen die Mehrheit schon wie-
der verloren. Durch die Wahleinsprüche wird in Zweifel 
gezogen, ob sie die Mehrheit je hatte, ob sie überhaupt 
legitimerweise im Amt ist. Es schadet der Stabilität des 
Staates und dem Ansehen der Demokratie, wenn diese 
Zweifel nicht ausgeräumt werden. Wenn der Bundestag 
die Einsprüche ablehnt, folgt der Prozess vor dem Ver-
fassungsgericht. Die Legitimität der Regierungsmehrheit 
bliebe für weitere Monate oder Jahre in der Schwebe.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sicher nicht!)

Die Wahlprüfung obliegt nach dem Grundgesetz zu-
vörderst dem Bundestag. Also muss er dieser Verantwor-
tung auch gerecht werden und die in den Worten des 
Verfassungsgerichts „effektive Überprüfung der Korrekt-
heit der Wahl“ selbst vornehmen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Genau das ist passiert!)

Ich appelliere deshalb an alle Mitglieder des Hauses, 
gleich in der Abstimmung die Beschlussempfehlung ab-
zulehnen –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit ist abgelaufen. Kommen Sie bitte zum 

Schluss!

Fabian Jacobi (AfD):
– und so die Aufklärung durch den Bundestag selbst 

doch noch zu ermöglichen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit ist abgelaufen, Herr Kollege. Kommen 

Sie bitte zum Schluss!

Fabian Jacobi (AfD):
Die Entscheidung stattdessen auf die lange Bank nach 

Karlsruhe zu schieben, wäre ein Fehler.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Dr. Johannes Fechner.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! In der Demokratie 
ist das Wahlrecht, die Stimmabgabe das entscheidende 
Element der politischen Mitwirkung unserer Bürgerinnen 
und Bürger. Deshalb ist es so wichtig, dass alle Wäh-
lerinnen und Wähler hundertprozentige Sicherheit haben, 
dass sie ihre Stimme abgeben können, dass ihre Stimme 
gezählt wird. Genau darum haben wir uns im Wahlprü-
fungsausschuss intensiv Zeit genommen, haben eng mit 
den Landeswahlleitungen die Vorwürfe geprüft, ohne 
Parteibrille, und sind zu dem Ergebnis gekommen, wie 
es die Landeswahlleitungen festgestellt haben: Es gab 
keine Wahlfehler; das ist ganz klar. Es gab keine Zähl-
fehler, die eine Neuauszählung begründen könnten.

(Fabian Jacobi [AfD]: Wir wissen es nicht!)

Deswegen lehnen wir die Einsprüche ab, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Alle Behauptungen des BSW zu vermeintlichen Zählfeh-
lern wurden im Detail von den Landeswahlleitungen ent-
kräftet. Vielen Dank für die umfangreiche Fleißarbeit, die 
dort geleistet wurde!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und des Abg. Sören Pellmann [Die 
Linke])
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Dass dem BSW nach Veröffentlichung des vorläufigen 
amtlichen Wahlergebnisses weitere Stimmen zugerech-
net wurden, lag selten an Verwechslungen – die wurden 
dort, wo sie aufgedeckt wurden, tatsächlich korrigiert –, 
sondern hatte andere Gründe. Beispielsweise wurden in 
einem Wahllokal Briefwahlunterlagen mit Stimmen für 
alle Parteien gefunden; deshalb hat auch das BSW mehr 
Stimmen bekommen. Manchmal wurden in der Schnell-
meldung versehentlich falsche Zahlen übermittelt; auch 
das wurde korrigiert. Und in einem Wahllokal konnte das 
Wahlergebnis aus technischen Gründen nicht erfasst wer-
den. Da gab es aber für alle Parteien, nicht nur für das 
BSW, mehr Stimmen. – Das sind die Gründe. Überall 
dort, wo es Hinweise auf Verwechslungen gab, wurde 
dem nachgegangen. Und wenn es tatsächlich Zählfehler 
gab, wurden schon längst Korrekturen vorgenommen.

Das Entscheidende ist, dass wir nicht ins Blaue hinein, 
auf Basis von Vermutungen oder bloßen Möglichkeiten, 
eine Neuauszählung vornehmen können. Das Bundesver-
fassungsgericht hat in seiner Entscheidung zur Wahl in 
Berlin ganz klar gesagt, dass es konkrete Anhaltspunkte 
geben muss – übrigens anders als bei dem Fehlurteil des 
Berliner Landesverfassungsgerichtshofs zur Wahl in Ber-
lin.

(Beifall des Abg. Helge Limburg [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wir haben also keine Rechtsgrundlage dafür, dass wir 
aufgrund von bloßen Vermutungen und Wahrscheinlich-
keiten einen so großen Schritt wie die Neuauszählung 
gehen könnten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Fabian Jacobi [AfD]: Das ist ja 
genau der Dissens: ob es bloße Vermutungen 
sind!)

Jetzt kann man diskutieren – und das wird auch dis-
kutiert –, ob man nicht eine gesetzliche Grenze ziehen 
sollte, ab der man zwingend, wenn es besonders knapp 
ist, eine Neuauszählung vornehmen sollte. Ich bin da sehr 
zurückhaltend. Denn wo soll diese Grenze sein? Wann 
gilt ein Ergebnis als knapp? Und ich wage die Prognose: 
Wenn man knapp unter dieser Grenze bleibt, wird es 
dennoch Debatten geben, dass neu ausgezählt werden 
sollte. Deswegen halte ich hiervon nichts.

(Beifall des Abg. Thomas Silberhorn [CDU/ 
CSU])

Im Übrigen: Ich persönlich vermute, dass es an der 
einen oder anderen Stelle für Verwirrung bei den Wäh-
lerinnen und Wählern gesorgt hat, dass zwei Parteien, die 
sich Bündnis nennen, unmittelbar untereinander auf dem 
Wahlzettel standen, und es dort zu Verwechslungen kam. 
Das ist dann aber kein Zählfehler, sondern der Fehler des 
BSW. Die hätten bei der Namensfindung eben ganz ein-
fach aufpassen müssen, ob es nicht schon eine Partei gibt, 
die sich Bündnis nennt.

(Enrico Komning [AfD]: Ist das billig! – Wei-
tere Zurufe von der AfD)

In diesem Sinne: Wir werden diese Einsprüche ableh-
nen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Linda Heitmann.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Fast zehn Monate ist die Bundestagswahl mittlerweile 
her. Wir alle, die wir hier sitzen, gehören Fraktionen an, 
deren Parteien mehr als 5 Prozent erreicht haben, mit 
Ausnahme meines geschätzten Kollegen Stefan Seidler 
vom SSW, der spezielle Minderheitenrechte hat.

Das BSW allerdings hat es ganz knapp nicht geschafft. 
9 529 Stimmen fehlten zur 5-Prozent-Hürde, wie das 
amtliche Endergebnis am Ende ausweist. Ja, das ist in 
einem Land mit fast 60 Millionen Wahlberechtigten ver-
dammt knapp. Und ja, ich kann nachvollziehen, dass die 
Enttäuschung über dieses knappe Ergebnis immer noch 
vorhanden ist. Aber auch wenn es knapp ist: Das ist 
Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Sören Pellmann [Die Linke])

Als Wahlprüfungsausschuss haben wir nach Wahlen 
konkret die Aufgabe, Beschwerden nachzugehen und zu 
überprüfen, wenn Menschen uns davon berichten, dass 
sie selbst ihre Stimme nicht ordnungsgemäß abgeben 
konnten, oder wenn sie konkrete Hinweise darauf haben, 
dass insgesamt bei der Wahl Fehler in größerem Ausmaß 
passiert sind. Sofern wir als Ausschuss dann feststellen, 
dass tatsächlich handfeste Hinweise auf Fehler da sind 
und diese auch ein Ausmaß hatten, das mandatsrelevant 
erscheint, können wir Handlungsempfehlungen geben.

(Fabian Jacobi [AfD]: Die kann man sehen 
wollen oder nicht! Und Sie wollen halt nicht 
sehen!)

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hinwei-
sen, dass es in der letzten Legislatur durchaus der Fall 
war, dass der Wahlprüfungsausschuss eine andere Ent-
scheidung getroffen hat. Nach der Bundestagswahl im 
September 2021 wurden an den Ausschuss viele Berichte 
über Unregelmäßigkeiten in verschiedenen Wahllokalen 
Berlins herangetragen, und es konnte gezeigt werden, 
dass hier tatsächlich Fehler bei der Durchführung passiert 
waren. Das hat zu einer Wahlwiederholung in Teilen 
Berlins geführt. Einige Bundestagsabgeordnete haben da-
bei ihre Mandate verloren, wieder andere welche hin-
zugewonnen. Das hat der Ausschuss in der letzten Legis-
latur auf den Weg gebracht.

Mir ist wichtig, zu betonen: Der Wahlprüfungsaus-
schuss trifft solche Entscheidungen immer auf der 
Grundlage von konkreten Sachverhalten, Stellungnah-
men und rechtlichen Prüfverfahren, die ihm zur Ver-
fügung stehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
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Abg. Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/ 
CSU])

Im Falle des BSW ist der Ausschuss genau auf dieser 
Grundlage, auf der Grundlage der rechtlichen Prüfinstru-
mente, der uns vorliegenden konkreten Schilderungen 
von vermuteten Auszählungsfehlern und der Stellung-
nahmen aller Landeswahlleitungen, zu der Erkenntnis 
gekommen, hier die Empfehlung auszusprechen, keine 
Nachzählung zu veranlassen. Das Bundesverfassungs-
gericht hat ja ausgeführt, dass es für eine Neuauszählung 
konkrete Hinweise auf Unregelmäßigkeiten und Wahl-
fehler geben soll. Wir konnten diese als Ausschuss 
schlichtweg nicht feststellen.

Ich möchte noch ein konkretes Beispiel nennen. In 
einem vom BSW geschilderten Fall hatten zwei Personen 
angegeben, das BSW gewählt zu haben; aber in dem 
ihnen zugeordneten Wahllokal waren bei der Auszählung 
keine Stimmen für das BSW zu finden. Bei genauerem 
Nachfragen stellte sich dann heraus, dass diese beiden 
Personen per Brief gewählt hatten. Als der Briefwahl-
bezirk ausgezählt wurde, waren tatsächlich BSW-Stim-
men darunter. Das ist einer der Fälle, mit denen wir uns 
auseinandergesetzt haben.

Ich freue mich, dass wir mit fast allen Fraktionen im 
Wahlprüfungsausschuss zu diesem Votum gekommen 
sind, –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und bitte Sie nun heute, dem zu folgen.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Sören Pellmann.
(Beifall bei der Linken)

Sören Pellmann (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zunächst möchte ich mit einem Dank an die 16 Landes-
wahlleitungen beginnen, die sich sämtliche konkreten 
oder unkonkret gebliebenen Vorwürfe aus allen 16 Bun-
desländern sehr ausführlich, sehr detailliert angeschaut 
haben. Allein die Stellungnahme des Büros der Landes-
wahlleiterin für Nordrhein-Westfalen – gut 1 000 Seiten, 
eng beschrieben – hat klar gezeigt, dass man die Vorwürfe 
bzw. die Vermutungen sehr ernst genommen und sehr 
detailliert geprüft hat. Im Ergebnis – und da nehme ich 
schon mal mein Stimmverhalten und das meiner Fraktion 
vorweg – ist in allen 16 Stellungnahmen der Landeswahl-
leitungen festgestellt worden, dass keine Wahlfehler ge-
macht worden sind. Das hat nach dem Wahlprüfungsrecht 
nur eine Konsequenz: dass man die Wahleinsprüche zu-
rückweisen muss.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wenn ich mich an die Neuaufstellung des Wahlrechts 
erinnere, war ich eine der kritischen Stimmen – damals 
gemeinsam mit der Union –, die Kritik daran hatten. Wir 
als Linke haben gesagt: Die Fünfprozentsperrklausel ist 
vielleicht nicht mehr State of the Art; man sollte euro-
päische Normen anwenden und auf 3 Prozent herunter-
gehen. – Das sage ich auch weiterhin. Das ist aber nicht 
Gegenstand eines Wahlprüfungsverfahrens, sondern eine 
politische Frage. Wenn wir über das Wahlrecht reden, 
werden wir entsprechende Vorschläge zur Reformierung 
machen. Das ist aber nicht Gegenstand eines Wahlprü-
fungsverfahrens.

(Beifall bei der Linken)

Herr Jacobi – ich kann es Ihnen nicht ersparen –, Sie 
sind genauso vage geblieben wie die Ankündigungen in 
Wochenschauen und Kopien davon auf Youtube, in denen 
von Anomalien bei der Wahlauszählung die Rede ist. 
Deswegen frage ich offen nach: Gibt es dafür konkrete 
Belege oder Hinweise? Denn das ist die Grundlage dafür, 
dass wir die Chance haben, in einem Wahlprüfungsver-
fahren zu einem Ergebnis zu kommen, das besagt: Es gibt 
Hinweise darauf, dass Fehler gemacht worden sind. – 
Aber es gibt weder Hinweise, noch ist etwas konkret 
greifbar, noch sind Fehler bei der sehr umfangreichen 
Prüfung aufgefallen. Auch Sie haben heute in Ihrem Vor-
trag sehr viel im Ungewissen, im Vagen gelassen und sind 
mit keiner Silbe darauf eingegangen, was Sie in den 
Raum stellen, indem Sie sagen, es könnte ja vielleicht 
sein, dass irgendetwas irgendwo nicht statthaft gewesen 
sei. Das ist alles im Konjunktiv gehalten und nützt einer 
wirklichen Wahlprüfung an dieser Stelle in keinster Wei-
se. Das ist keine redliche Politik.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Helge Limburg 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Fabian 
Jacobi [AfD]: Wenn man es nicht sehen will, 
dann sieht man es halt auch nicht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist ja nur ein Teil 
der vielen Wahleinsprüche, über die wir im Ausschuss 
noch gemeinsam zu beraten und zu entscheiden haben. 
Ich habe festgestellt: Wir werden wahrscheinlich jetzt in 
einer gewissen Regelmäßigkeit hier im Plenum das 
Thema Wahleinsprüche behandeln. Beim Ergebnis zu 
den beiden heute vorliegenden Einsprüchen ist eines klar: 
Nach sehr umfangreicher Prüfung sind keine Wahlfehler 
festgestellt worden, und deswegen kann die daraus fol-
gende juristische Entscheidung nur sein, beide Wahlein-
sprüche zurückzuweisen. Ich werbe um Zustimmung zur 
Beschlussempfehlung des Ausschusses.

(Enrico Komning [AfD]: Jaja! War doch klar!)

Frau Präsidentin, vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)
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Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist Thomas 

Silberhorn für die Unionsfraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Wahlprüfungsausschuss des Deutschen 
Bundestages arbeitet zügig und vor allem gründlich. 
Der vielfach erhobene Vorwurf, die Wahlprüfungsverfah-
ren würden verzögert, entbehrt jeder Grundlage. Der 
Ausschuss hat sich am 21. Mai konstituiert und schon 
am 10. Juli, also nach nur sieben Wochen, die Einsprüche 
gegen die Europawahlen 2024 beraten, die in der letzten 
Wahlperiode nicht mehr abgearbeitet werden konnten. 
Wir waren uns fraktionsübergreifend darin einig, dass 
diese Verfahren vorrangig abzuschließen seien.

Wir haben uns dann die 1 035 Einsprüche gegen die 
Bundestagswahlen vom Februar vorgelegt und auch hier 
fraktionsübergreifend einvernehmlich beschlossen, dieje-
nigen Einsprüche zu priorisieren, die sich auf die Zusam-
mensetzung des Bundestages auswirken können. Deshalb 
haben wir zuallererst die Einsprüche in Sachen BSW 
geprüft und anschließend, nämlich heute Nachmittag, 
die Einsprüche von Direktkandidaten, die in ihrem Wahl-
kreis das beste Ergebnis erzielt und dennoch keinen Sitz 
im Bundestag erhalten haben.

Ziel der BSW-Einsprüche ist eine bundesweite Neu-
auszählung der Stimmen. Gerade weil dem BSW nur 
wenige Stimmen zum Einzug in den Deutschen Bundes-
tag fehlen, war eine sorgfältige Prüfung der Einsprüche 
notwendig. Über den Sommer wurden die Stellungnah-
men der Bundeswahlleiterin und aller Landeswahlleiter 
eingeholt. Die Einspruchsführer konnten dazu nochmals 
Gegenäußerungen vorbringen. Wir haben dann im Wahl-
prüfungsausschuss die Einsprüche sehr solide geprüft 
und sehr sachlich beraten. Ich möchte dem Ausschuss-
sekretariat für die akribische Vorbereitung der Beschluss-
empfehlung ausdrücklich danken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Unser Ergebnis, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist 
eindeutig: Die Einsprüche, die sich auf die Stimmenaus-
zählung oder auf die Feststellung und Dokumentation des 
Wahlergebnisses beziehen, sind zurückzuweisen.

Lassen Sie mich zunächst festhalten, dass die Nicht-
berücksichtigung auch nur einer einzelnen Stimme einen 
Wahlfehler darstellt, weil das Vertrauen der Wähler in 
eine ordnungsgemäße und legitime Wahl dadurch beein-
trächtigt werden kann. Aber die Wahl zum Deutschen 
Bundestag ist ein Massenverfahren, in dem nicht jeder 
Wahlfehler zu einer bundesweiten Neuauszählung aller 
Stimmen führen kann. Deshalb ist entscheidend, ob sys-
tematische Wahlfehler vorliegen, die mandatsrelevant 
sind.

Das BSW hat den Einzug in den Bundestag historisch 
knapp verfehlt; aber das begründet für sich genommen 
noch keinen Anspruch auf eine Nachzählung der Stim-

men. Dafür wären substanzielle Hinweise auf mandats-
relevante Wahlfehler erforderlich, die aber nicht ersicht-
lich sind. Die bloße Vermutung, Wähler könnten 
irrtümlich eine andere Liste angekreuzt haben, reicht in 
keiner Weise aus, um einen Wahlfehler festzustellen. 
Ebenso wenig genügen einzelne Auszählungs- und Über-
tragungsfehler, die erkannt und korrigiert worden sind. 
Daraus kann nicht und darf nicht der Schluss gezogen 
werden, dass es weitere Wahlfehler gegeben haben könn-
te, deren Korrektur sich zugunsten des BSW hätten aus-
wirken können.

Der Versuch des BSW, die Wahlprüfung öffentlich zu 
attackieren, ist im Übrigen inakzeptabel. Je schwächer 
der Sachvortrag, desto stärker offenbar die Vorwürfe. 
Dass sich die AfD dem BSW anschließt, überrascht nie-
manden.

Es bleibt dabei, meine Damen und Herren: Die Ein-
sprüche gegen die Gültigkeit der Bundestagswahl seitens 
des BSW sind zurückzuweisen. Die CDU/CSU-Fraktion 
stimmt der Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsaus-
schusses zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Rainer Galla.

(Beifall bei der AfD)

Rainer Galla (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen! 

Sehr geehrte Herren! Kollegen! Liebe Landsleute! Was 
ist Demokratie? Einfach gesagt ist es die Herrschaft des 
Volkes. Nach Artikel 20 Grundgesetz geht alle Staats-
gewalt vom Volke aus. Dessen Wille soll überall abge-
bildet werden.

(Sören Pellmann [Die Linke]: Ja!)

Manches Mal kommt es aber zu Brüchen. Wenn der größ-
ten Oppositionsfraktion im Deutschen Bundestag durch 
absichtliche Nichtwahl von Ausschussvorsitzenden oder 
eines Stellvertreters der Präsidentin die Teilhabe ver-
wehrt wird,

(Sören Pellmann [Die Linke]: Das ist nicht 
Gegenstand! – Dr. Johannes Fechner [SPD]: 
Das stimmt doch gar nicht!)

widerspricht das dem Willen von Millionen von Wählern.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Stimmt doch gar nicht! – Sören 
Pellmann [Die Linke]: Das ist in einer Demo-
kratie so!)

Dieses Ausgrenzen beschädigt das Ansehen der Demo-
kratie in Deutschland.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So, jetzt aber 
was zur Wahlprüfung!)
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Zur Ermittlung des Willens der Wählerinnen und Wäh-
ler wurden bestimmte Regeln aufgestellt, so zur Listen- 
und Kandidatenaufstellung oder zur Durchführung und 
Überprüfung von Wahlen. Mit diesen Regularien kommt 
man aber rasch an Grenzen. Bei der Bundestagswahl 2013 
kam es zu einem Rekordhoch von 15,7 Prozent an Stim-
men für Parteien, die an der Sperrklausel von 5 Prozent 
scheiterten – mehr als die aktuellen Umfragewerte der 
SPD bringen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das hat immer 
noch nichts mit Wahlprüfung zu tun! – Sören 
Pellmann [Die Linke]: Kein Bezug zu 2025!)

Millionen Stimmen fanden keine Berücksichtigung; auch 
das, meine Damen und Herren, war kein Glanzlicht für 
die Demokratie in Deutschland.

(Beifall bei der AfD)

Und nun liegt uns die Beschlussempfehlung des Wahl-
prüfungsausschusses zu BSW-Einsprüchen vor. Man ge-
winnt den Eindruck, als ob die Altparteien sich hinter 
diesem Papier verstecken würden

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Wieso denn?)

und sie gar kein Interesse an einer Erforschung des wah-
ren Wählerwillens haben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Intensiv haben 
wir es aufgeklärt!)

Besser wäre ein innovatives Vorgehen gewesen. Ange-
sichts der vorhandenen Auffälligkeiten und der zum Grei-
fen nahen Mandatsrelevanz

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Kein einziger 
Vorwurf hat gestimmt!)

hätte die Bundeswahlleiterin im Wege der Amtshilfe um 
eine Nachzählung ersucht werden können.

(Sören Pellmann [Die Linke]: Wenn es dafür 
Anzeichen gegeben hätte! Das muss man ein-
fach mal zur Kenntnis nehmen!)

Das, meine Damen und Herren, erwarten die Wählerin-
nen und Wähler von uns, die wir zur Überprüfung beru-
fen sind.

(Beifall bei der AfD)

Zum Schluss.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sehr gut!)

Im Spannungsfeld zwischen dem Demokratieprinzip und 
dem Rechtsstaatsprinzip sollten wir gewahr sein – tolles 
Wort: gewahr sein –,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: „Gewahr sein“!)

wer wir sind und was wir sind. Wenn es Probleme mit 
Rechtsvorschriften gibt, dann sind wir dazu berufen, 
diese Probleme abzustellen.

(Zurufe der Abg. Esther Dilcher [SPD] und 
Sören Pellmann [Die Linke])

Der wahre Wille des Volkes ist zu ergründen. Das gibt uns 
Gelegenheit, daran erinnert zu werden,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Wir haben mo-
natelang geprüft!)

wer der oberste Souverän ist und wem wir zu dienen 
verpflichtet sind: dem deutschen Volke!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Felix Schreiner [CDU/ 
CSU]: Das war ein Schauspiel!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die letzte Rednerin in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Esther Dilcher.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Esther Dilcher (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Bundestagswahl in diesem Jahr hat ein 
Ergebnis hervorgebracht, das politische und rechtliche 
Debatten ausgelöst hat. Das Bündnis Sahra Wagenknecht 
verfehlte die 5-Prozent-Hürde äußerst knapp.

(Enrico Komning [AfD]: Stimmt doch gar 
nicht! Das weiß doch gar keiner!)

Aber die 5-Prozent-Hürde erfüllt eben auch einen be-
sonderen Zweck; denn daraus resultiert, dass wir ein 
funktionsfähiges Parlament haben und dass hier keine 
Zersplitterung stattfindet. Deswegen haben wir uns ganz 
bewusst diese 5-Prozent-Hürde gegeben. Von 60 Millio-
nen Wahlberechtigten haben fast 50 Millionen ihre 
Stimme abgegeben. Laut der Bundeswahlleiterin ergaben 
die Überprüfungen zwischen dem vorläufigen Zweitstim-
menergebnis und dem amtlichen Endergebnis deutliche 
Veränderungen, aber nicht nur für das BSW, sondern 
auch andere Parteien. Auch diese haben mehr Stimmen 
erhalten, bis auf die FDP, die 121 Stimmen verloren hat.

In den Wochen danach und bis heute wurde lautstark 
Neuauszählung gefordert. Zahlreiche E-Mails haben die 
Büros der Mitglieder des Wahlprüfungsausschusses ge-
flutet, teilweise auf Mustervorlagen des BSW. Die „taz“ 
fragte noch am 15. November 2025, ob die Bundestags-
wahl neu ausgezählt werden müsse. Der Politologe Uwe 
Wagschal argumentierte, Zweifel an Wahlergebnissen 
würden Verschwörungstheoretiker stärken. Doch genau 
das Gegenteil ist richtig. Unbelegte Zweifel, politische 
Inszenierungen und populistische Unterstellungen sind 
es, die Vertrauen zerstören.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Wahlprüfungen sind kein politisches Instrument, son-
dern streng rechtlich geregelte Verfahren. Und das Bun-
desverfassungsgericht ist hier eindeutig: Es braucht kon-
krete, nachweisbare Wahlfehler, und das sind zum 
Beispiel Verstöße gegen Wahlvorschriften. Statistische 
Spielereien, Hochrechnungen oder diffuse Verdächtigun-
gen reichen nach Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts bisher eben nicht aus. Punkt!
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Der Wahlprüfungsausschuss hat genau nach diesen 
Maßstäben gearbeitet. Trotz öffentlicher Vorwürfe von 
Untätigkeit, Verzögerungen, Befangenheit oder politi-
scher Rücksichtnahme wurde das Verfahren sorgfältig, 
transparent und zügig durchgeführt. Alle Beteiligten, 
auch das BSW, erhielten umfassendes rechtliches Gehör. 
Das ist Ausfluss unseres Rechtsstaatsprinzips. Ich hätte 
mal hören wollen, was das BSW gesagt hätte, wenn wir 
das nicht gemacht hätten.

(Enrico Komning [AfD]: Das wäre auch 
schlimm!)

Die vom BSW vorgetragenen angeblichen Wahlfehler 
bestätigten sich jedoch nicht oder wurden sogar wider-
legt.

Was die AfD hier unterstützt, ist brandgefährlich. Sie 
will Einsprüche gegen die Bundestagswahlen nicht nach 
Recht und Gesetz prüfen, sondern nach politischer Stim-
mung.

(Enrico Komning [AfD]: So ein Blödsinn! – 
Dr. Rainer Rothfuß [AfD]: Es geht um Sach-
lichkeit und Integrität!)

Ich erinnere mich an die Aussage der AfD im Wahlprü-
fungsausschuss: Bei der politischen Gesamtlage sollte 
man doch vorsichtig sein, ob man hier wirklich nicht 
dran rühren wolle.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Die SPD steht klar: Wir verteidigen den Rechtsstaat, 
nicht die Lautstärke. Demokratie lebt von Regeln, nicht 
von Empörung. Vertrauen in die Demokratie entsteht 
nicht durch ständiges Infragestellen ihrer Verfahren, son-
dern durch deren konsequente Einhaltung.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Zweite 

Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses zu 
Einsprüchen anlässlich der Wahl zum 21. Deutschen 
Bundestag am 23. Februar 2025. Der Ausschuss emp-
fiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
21/3100 die aus der Anlage 1 ersichtliche Beschlussemp-
fehlung zu Wahlsprüchen anzunehmen. Die Fraktion der 
AfD hat namentliche Abstimmung verlangt. Sie haben 
jetzt zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung der Ab-
stimmung 20 Minuten Zeit.

Ich bitte jetzt die Schriftführerinnen und Schriftführer, 
die vorgesehenen Plätze einzunehmen. – Die Plätze an 
den Urnen sind besetzt. Ich eröffne damit die namentliche 
Abstimmung über die Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 21/3100. Die Abstimmungsurnen werden um 

20:05 Uhr geschlossen. Das bevorstehende Ende der na-
mentlichen Abstimmung wird Ihnen rechtzeitig bekannt 
gegeben.1)

Ich rufe jetzt auf Tagesordnungspunkt 19: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Paula 
Piechotta, Dr. Janosch Dahmen, Simone Fischer, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Kosten für hochpreisige Arzneimittel bezahl-
bar halten – Finanzierung der gesetzlichen 
Krankenversicherung stabilisieren

Drucksache 21/3303
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie 
Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und Technikfol-
genabschätzung

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 30 Minuten 
vereinbart.

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die nicht an 
der Aussprache teilnehmen wollen, jetzt zügig den Saal 
zu verlassen.

Ich eröffne die Aussprache, und die erste Rednerin in 
dieser Debatte ist für die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen Dr. Paula Piechotta.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Und vor allen Dingen auch: Liebe Versicherte 
in diesem Land! Ich bin Ärztin, und wir haben im Ge-
sundheitswesen in den letzten Jahren wahnsinnige thera-
peutische Durchbrüche gehabt. Wir können plötzlich He-
patitis C heilen. In der bisherigen Menschheitsgeschichte 
haben wir unvorstellbar schnell vor fünf Jahren einen 
Impfstoff gegen Corona entwickelt – auch in Deutschland 
mithilfe der deutschen Industrie. Und ja, wir haben jetzt 
zum ersten Mal auch Medikamente, die wirklich nach-
weislich und anscheinend auch sehr lange Millionen 
Menschen auf der ganzen Welt gegen Adipositas helfen.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, warten Sie bitte einen Moment. Darf ich 

die Kolleginnen und Kollegen, die noch Gespräche am 
Rande führen wollen, bitten, ebenfalls den Plenarsaal zu 
verlassen, damit wir ein bisschen mehr Ruhe haben und 
damit der Rednerin auch die Aufmerksamkeit zuteilwird, 
wie sie jeder Redner verdient hat. Ich meine auch die 
Kolleginnen und Kollegen der SPD auf der linken Seite 
dieses Plenums, die noch nicht mal mich hören. Ich wäre 
Ihnen sehr dankbar, wenn Sie den Plenarsaal verlassen 
könnten. – Vielen Dank.

So, Frau Kollegin, jetzt wird es langsam. Wir warten 
jetzt trotzdem noch eine Sekunde.

1) Ergebnis Seite 6000 C
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Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie sagen, wann ich loslegen darf.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich habe Ihre Redezeit angehalten.

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Danke.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Gut, dann können wir jetzt die Debatte fortsetzen.

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Das sind ja nicht nur 

Medikamente, Innovationen auf dem Papier. Für Ver-
sicherte, für Patientinnen und Patienten, bedeutet das tat-
sächlich mehr Lebensqualität, mehr Zeit mit ihren Fami-
lien, weniger Leiden und tatsächlich, ja, auch mehr 
Hoffnung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir wollen, dass sich die Menschen in diesem Land – ob 
gesetzlich oder privat versichert – weiter darauf verlassen 
können, dass sie, wenn sie krank werden, natürlich sofort 
die innovativsten Medikamente bekommen und dass sie 
sich weiterhin in diesem Land keine Sorgen darum ma-
chen müssen, wie viel dieses Medikament kostet. Aber 
dafür, meine Damen und Herren, müssen wir auch die 
Preisregulation im Bereich Medikamente in der gesetzli-
chen Krankenversicherung anpassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das aber, was wir bei Ihnen sehen, ist gesundheits-

politische Arbeitsverweigerung. Gestern hat der Vermitt-
lungsausschuss sein Ergebnis vorgestellt. Sie haben es 
tatsächlich geschafft, Deutschland und seinen Versicher-
ten ein absurdes Ergebnis vorzulegen. Ihr Vorschlag ist 
jetzt allen Ernstes, dass die Kliniken den Krankenkassen 
im nächsten Jahr quasi eine 1,8-Milliarden-Euro-Gut-
schrift geben sollen, die die Krankenkassen dann das 
Jahr darauf wieder zurückzahlen sollen, und zwar von 
Geld, von dem niemand weiß, wo es herkommen soll, 
weil das Defizit der Krankenkassen ohne Reform dann 
noch größer sein wird. Da sind alle Verlierer: die Kassen, 
die kleinen Kliniken, die nicht wissen, wo sie nächstes 
Jahr das Geld hernehmen sollen, und auch die Versicher-
ten; denn Sie arbeiten hier mit ungedeckten Schecks auf 
die Zukunft der Versicherten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das, was Sie bei all dem Murks aber nicht schaffen, 

ist – und ja, der kostet extrem viel Arbeitskraft in dieser 
Koalition und im Bundesrat –, über tatsächliche gesund-
heitspolitische Reformen zu reden. Diese brauchen nicht 
nur die Versicherten im Land, die Hersteller, die Arbeit-
geber und die Arbeitnehmer, die brauchen wir alle, wenn 
wir wollen, dass die gesetzliche Versicherung in diesem 
Land weiter das Versprechen an die Menschen ist, das sie 
bislang ist.

(Beifall der Abg. Linda Heitmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen machen wir hier die Vorschläge, die Sie sich 
nicht trauen in die parlamentarische Debatte zu bringen – 
von Ihrem eigenen Sachverständigenrat für Gesundheit. 
Der Sachverständigenrat der Bundesregierung für Ge-
sundheit hat vor einem halben Jahr Vorschläge für eine 
modernere, geupdatete Arzneimittelpreisregulatorik vor-
gelegt.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist es!)

Wir bringen diese Vorschläge mit diesem Antrag hier 
heute ein, damit Sie sie debattieren müssen. Da geht es 
darum, dass wir die Preise für Arzneimittel noch stärker 
an den Zusatznutzen koppeln als bislang. Da geht es 
darum, dass die Krankenkassen Medikamentenpreise 
besser und wirksamer verhandeln können. Und dann 
geht es darum, dass wir natürlich nicht immer mehr 
Geld für immer weniger Medikamente ausgeben. 
Deutschland zahlt pro Kopf – das sind die Zahlen von 
2020 – sogar mehr als die Schweiz für Arzneimittel, ob-
wohl wir nicht die größte und stärkste Arzneimittelindus-
trie in der EU haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

Das, was wir hier vorschlagen – hohe Preise für große 
Innovationen, aber nicht ganz so hohe Preise für mittel-
mäßige Innovationen –, hilft am Ende auch der Industrie, 
weil dann die Unternehmen, die die größten Innovationen 
erzielen, am stärksten profitieren. Das hilft den 
Menschen und Versicherten in diesem Land, weil die 
Arzneimittelkosten bezahlbar bleiben. Das hilft den Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern, weil die Sozialversiche-
rungsbeiträge dadurch stabil bleiben.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Genau!)

Es wäre also eine Win-win-win-win-Situation, wenn 
diese Bundesregierung es einmal schaffen würde, echte 
Gesundheitspolitik zu machen, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
An letzter Stelle: Die Versicherten in diesem Land 

erwarten, wenn sie immer höhere Beiträge zahlen, dass 
dann auch mehr Gesundheit dabei herauskommt. Und da 
ist das deutsche Gesundheitswesen gerade noch nicht auf 
dem Stand des 21. Jahrhunderts. Wir wollen das mit 
Ihnen ändern.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Dr. Stephan Pilsinger.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn 

man mit Kardiologen aus der älteren Generation spricht, 
dann sagen die einem: Wenn vor 30 Jahren einer mit 

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                            5992 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



einem Herzinfarkt gekommen ist, hat man nicht viel tun 
können: Blutverdünnung und dann abwarten und beten. 
Durch die moderne Kathetertechnologie haben wir es als 
Gesellschaft geschafft, dass der Anteil der Menschen, die 
an Herz-Kreislauf-Erkrankungen versterben, signifikant 
zurückgegangen ist.

Die Leute werden älter. Das führt dazu, dass der Haupt-
risikofaktor für Krebserkrankungen zutage tritt: Men-
schen in einem höheren Alter haben gehäuft Krebs-
erkrankungen. Nun haben wir dort einen ähnlichen 
Durchbruch wie bei der Kathetertechnologie: die moder-
ne, personalisierte Zelltherapie, die CAR-T-Zelltherapie. 
Man kann Körperzellen entnehmen, diese außerhalb des 
Körpers umprogrammieren und zielgenau gegen gewisse 
Krebszellen einsetzen. Damit werden in der Zukunft 
Krebsarten behandelbar sein, die man lange nicht behan-
deln konnte. Das ist toll für die Patienten. Aber das große 
Problem ist, dass die Kosten für diese einzelnen Arznei-
mittel sehr hoch sind, bis zu einer halben Million Euro. 
Man muss der Ehrlichkeit halber auch sagen, dass seit 
Beginn der Entwicklung – vom Molekül bis zum fertigen 
Arzneimittel – teilweise auch Kosten von über 1 Milliarde 
Euro entstanden sind. Das große Problem dabei ist, dass 
das auch schiefgehen kann und die 1 Milliarde Euro weg 
sind. Deswegen muss man ehrlich sagen: Das birgt große 
Chancen, verursacht aber auch hohe Kosten, und dafür 
muss man auch gutes Geld verdienen können.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Frau Kollegin Piechotta, ich fand es sehr spannend, 
dass Sie gesagt haben: Wir wollen erreichen, dass die 
Arzneimittelindustrie in Deutschland vorankommt. Des-
wegen wollen wir, dass Arzneimittel mit hohem Zusatz-
nutzen besser bezahlt werden als Arzneimittel, die keinen 
so hohen Zusatznutzen haben. – Den Grundsatz teile ich. 
Ich finde das AMNOG-Verfahren gut. Aber Sie scheinen 
Ihren Antrag nicht genau gelesen zu haben. Denn Sie 
schreiben in Ihrem Antrag, Sie wollen den allgemeinen 
Herstellerrabatt erhöhen. Der allgemeine Herstellerrabatt 
bedeutet doch einen Rasenmäher über alle Arzneimittel 
und ist nicht zielgenau, wie Sie das in Ihrer Rede gesagt 
haben. Deswegen auch der Kombinationsabschlag für 
Kombinationstherapien, der Rasenmäher für alle Kom-
binationstherapien. Das ist innovationsfeindlich, und die-
sen Vorschlag teilen wir so eindeutig nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Simone Borchardt [CDU/ 
CSU], an die Abg. Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] gewandt: Hat 
er versenkt!)

Jetzt zu sagen, wir wollen die Arzneimittelkosten all-
gemein senken, greift aber zu kurz. Denn wir haben das 
große Problem der Most-Favoured-Nation-Aktion von 
Trump. Trump sagt: In den USA sind die Arzneimittel-
kosten noch deutlich höher als in Deutschland. Es darf 
nicht sein, sagt Trump, dass die Arzneimittelkosten in den 
USA zukünftig höher sind als in anderen Industrienatio-
nen, weil der US-Steuerzahler nicht für die Innovationen 
anderer Länder zahlen soll. – Das ist ein Problem. Wenn 
wir die Arzneimittelkosten in Deutschland mit dem Ra-
senmäher senken, dann kann es sein, dass Arzneimittel-

hersteller sagen: Bevor wir uns vom US-Markt ver-
abschieden müssen, der weltweit 65 Prozent des 
globalen Marktes ausmacht – Deutschland hat nur 5 Pro-
zent –, ziehen wir innovative Arzneimittel lieber vom 
deutschen Markt zurück. Deswegen: Faire Preise muss 
man genau beachten, und man darf den globalen Zusam-
menhang nicht aus dem Blick verlieren, Frau Kollegin 
Piechotta. Wir sind auch für einen fairen Preis. Wir sind 
für eine Weiterentwicklung des AMNOG-Verfahrens. 
Aber wir wollen das klug machen, und wir wollen, dass 
innovative Arzneimittel in Deutschland ankommen. Und 
wir haben dabei auch globale Probleme wie Zölle und das 
Most-Favoured-Nation-Problem der USA genau im 
Blick.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Matthias David Mieves [SPD])

Meine Damen und Herren, wir wollen, wie es auch die 
Grünen in ihrem Antrag deutlich machen – dafür muss 
ich Sie ausdrücklich loben; Sie schreiben das auch –, 
Deutschland als Standort für Biotechnologie als Schlüs-
selindustrie stärken. Wir wollen auch beste Bedingungen 
für die Forschungsinfrastruktur. Ich bin Ihnen auch dank-
bar, dass Sie das in Ihrem Antrag geschrieben haben. Und 
deswegen machen wir auch den Pharmadialog der Bun-
desregierung. Ich bin der Bundesministerin dankbar, dass 
sie diesen Dialog gestartet hat. Wir wollen gemeinsam 
mit der Pharmaindustrie einen entsprechenden Dialog-
prozess eröffnen und konkrete Maßnahmen erarbeiten, 
ein AMNOG-Verfahren 2.0 entwickeln. Wir freuen uns 
über gute Vorschläge der Opposition und der Grünen, wie 
wir Deutschland wieder zur Apotheke der Welt machen 
können.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Nicole Hess.
(Beifall bei der AfD)

Nicole Hess (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Stellen Sie sich eine junge Frau vor, Anfang 30, ihr 
halbes Leben lang leidet sie an einer schweren Haut-
krankheit: Schmerzen, Schlaflosigkeit, Rückzug aus 
dem Alltag. Und dann gibt es endlich ein neues Arznei-
mittel: Erste Daten sind vielversprechend, und Hoffnung 
keimt auf. Doch das System bremst – nicht weil es keine 
Zulassung gäbe, sondern weil Verfahren, Zuständigkeiten 
und Preisrituale den Zugang verzögern. Hier werden 
keine Chancen ermöglicht, sondern Hoffnungen verwal-
tet.

Und stellen Sie sich eine Mutter vor: Freitagabend, das 
Kind fiebert, sie steht in der Apotheke – und wieder 
keinen Fiebersaft, wieder Lieferengpass, wieder dieses 
Schulterzucken, als wäre das eben Schicksal. Nein, meine 
Damen und Herren, das ist das Ergebnis falscher Priori-
täten und eines Staates, der in zentralen Fragen zu oft nur 
noch moderiert, anstatt zu führen.
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(Beifall bei der AfD)

Unsere Vorstellung ist einfach, aber wirksam: Wenn 
ein Arzneimittel zugelassen ist, muss es in der Praxis 
auch erreichbar sein. Der Satz „zugelassen“ muss im All-
tag bedeuten: Der Arzt kann es verordnen, der Patient 
kann es bekommen – ohne Warteschleifen, ohne künst-
liche Hürden, ohne das Gefühl, man müsse erst eine 
Behörde überreden, bevor man Hilfe erhält. Wer krank 
ist, hat keine Zeit für institutionelle Eitelkeiten.

Natürlich gehört dazu auch eine saubere Preisbildung. 
Aber was wir heute häufig sehen, ist ein System, das erst 
freigibt, dann nachverhandelt und am Ende wieder Un-
einigkeit produziert. Das ist nicht klug, das ist teuer, und 
es schafft Misstrauen. Wer Wirtschaftlichkeit will, schafft 
klare Regeln von Beginn an: transparent, nachvollzieh-
bar, ohne Hinterzimmerabsprachen. Und wer die Solidar-
gemeinschaft schützen will, sorgt dafür, dass Fehlanreize 
und Schieflagen nicht erst jahrelang da sind, bis sie end-
lich irgendwann „korrigiert“ werden.

(Beifall bei der AfD)

Vor allem brauchen wir ein System, das lernfähig ist. 
Medizin entwickelt sich schnell, Daten entstehen in der 
Versorgung, also muss Bewertung dynamisch sein: neue 
Evidenz erfassen, regelmäßig reevaluieren, Nutzen und 
Preis in nachvollziehbaren Bahnen zusammenführen. 
Modern heißt: überprüfbar, korrigierbar, am Patienten-
wohl und an der Realität der Versorgung orientiert und 
nicht ideologisch gesteuert.

Und zur Realität gehört eben auch, dass Liefereng-
pässe kein Randthema sind, sie sind ein politisches Ar-
mutszeugnis.

(Beifall bei der AfD)

Ein Land, in dem Eltern für Fiebersaft Apotheken abklap-
pern müssen, das hat kein kleines Lieferketten-, sondern 
ein ausgewachsenes Strukturproblem, und wer dieses 
Problem nur verwaltet, der verzögert dessen Lösung.

Wir brauchen robuste Lieferketten, mehr Produktion 
im eigenen Einflussbereich und Prioritäten für die Grund-
versorgung. Fiebersaft darf in einem funktionierenden 
Land kein Glücksfall sein.

Im Gegensatz zum Antrag der Grünen liefern wir die 
wichtigen Maßstäbe. Wir müssen uns nicht erst von der 
Realität umzingeln lassen; wir nehmen die Wirklichkeit 
auch so ernst – die Wirklichkeit der Kranken, der Fami-
lien, der Beitragszahler. Patienten brauchen keine Ab-
sichtserklärungen; sie brauchen die korrekte Behandlung 
und die richtigen Medikamente, und zwar rechtzeitig.

Wir lehnen Ihren Antrag heute ab und werben statt-
dessen für eine Politik, die funktioniert, eine Politik, die 
das Machbare endlich macht und die Patienten nicht in 
leeren Apotheken stehen lässt. Gesundheit darf kein Lu-
xus sein, meine Damen und Herren, und medizinische 
Versorgung kein Zufall.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich darf darauf hinweisen, dass die Zeit für die nament-

liche Abstimmung zu Tagesordnungspunkt 18 gleich vor-
bei ist. Wer also noch nicht seine Stimme abgegeben hat, 
der hat dazu jetzt noch Zeit.

In der Zwischenzeit rufe ich den nächsten Redner in 
dieser Debatte auf. Das ist für die SPD-Fraktion Matthias 
David Mieves.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Matthias David Mieves (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Gerade in der Weihnachtszeit denken wir 
an Menschen, denen es schlechter geht als uns selbst. 
Viele von Ihnen haben sicher in der Familie oder im 
Freundeskreis eine Person, die schwer, vielleicht unheil-
bar erkrankt ist.

Auch ich habe im Freundeskreis eine gute Freundin, 
die vor wenigen Jahren die Diagnose einer schweren, 
sogar unheilbaren Krankheit bekommen hat. Es gibt für 
sie keine Therapie, die sie heilt. Es gibt aber ein innova-
tives Medikament, das ihr hilft, in das alltägliche Leben 
zurückzukommen und die Krankheit so weit zurück-
zudrängen, dass sie am Leben teilnehmen kann.

Dieses Medikament ist teuer; es ist richtig teuer. Es 
kostet ordentlich Kohle. Das Gute ist: Ihre Krankenkasse 
bezahlt dieses Medikament. Und das ist in Deutschland 
keine Ausnahme; denn wir haben ein solidarisches Ge-
sundheitssystem, in dem alle Krankenkassen die Kosten 
wesentlicher, innovativer Medikamente für ihre Ver-
sicherten übernehmen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Das ist eine Errungenschaft, auf die wir stolz sein können.
Schauen wir in andere Länder, zum Beispiel in eins der 

reichsten Länder der Erde, in die USA. Dort ist es so: 
Wenn sie schwer erkranken, stehen viele Menschen vor 
der Entscheidung, ob sie entweder keine Therapie ma-
chen, mit der sie wieder gesund werden, oder ob sie ihr 
Haus, Hab und Gut verkaufen, damit sie ihre Therapie 
bezahlen können.

(Martin Sichert [AfD]: Hier können sie sich ja 
nicht mal ein Haus leisten!)

Ich bin heilfroh, dass wir diese Entscheidung in 
Deutschland nicht zu treffen haben, dass wir ein Gesund-
heitssystem haben, in dem alle mit dabei sind, in dem für 
alle die wesentlichen Therapien bezahlt werden. Das ist 
eine Errungenschaft, die in Deutschland ein wichtiges, 
elementares Versprechen für unsere Bürgerinnen und 
Bürger ist.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wenn wir über innovative Medikamente sprechen, re-

den wir nicht nur über Qualität, sondern auch über Ver-
fügbarkeit, und beim Thema Verfügbarkeit sind wir in 
Deutschland Spitzenreiter in Europa. Ja, ich sage das 
ganz deutlich: Wir sind die Nummer eins in Europa; 
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denn in Deutschland haben wir innovative Medikamente 
am allerschnellsten, nachdem sie geprüft wurden, für alle 
Menschen verfügbar, und nicht nur das, sondern auch die 
größte Anzahl innovativer Medikamente in Europa 
kommt nach Deutschland.

Das ist kein Zufall; das ist das Ergebnis einer guten 
Politik und konsequenter Entscheidungen. Denn wir in 
der Gesundheitspolitik haben gemeinsam über Jahre 
und Jahrzehnte entschieden: Wir wollen, dass Menschen, 
die auf eine Therapie warten, sie am schnellsten und um-
fangreichsten bekommen. Das ist eine Errungenschaft, 
auf die ich stolz bin. Wir können sagen: Das haben wir 
gut gemacht in Deutschland.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir haben über die Qualität und über die Verfügbarkeit 

von Medikamenten gesprochen; aber natürlich müssen 
wir auch über die Kosten reden. Die Kosten für Arznei-
mittel sind in den letzten Jahren jedes Jahr gestiegen; das 
gehört zur Wahrheit dazu. Und wenn wir realistisch auf 
die nächsten Jahre gucken, sehen wir: Es wird nicht ein-
facher; denn wir werden älter, und es kommen neue In-
novationen auf den Markt. Auch das wird dazu führen, 
dass steigende Kosten als Herausforderung auf uns zu-
kommen.

Gleichzeitig haben wir in den letzten Jahren gespürt, 
dass auch die Beiträge für die Versicherten gestiegen 
sind, und diese Entwicklung können wir nicht außer 
Acht lassen. Wir müssen schauen, dass wir am Ende 
eine gute Versorgungslage hinbekommen, auf der ande-
ren Seite aber auch die Bezahlbarkeit für alle Menschen 
sicherstellen. Beides gehört zusammen.

Um das zu verstehen, brauchen wir nicht unbedingt 
einen Antrag der Grünen, sondern wir kümmern uns in 
unserer täglichen Arbeit darum. Im Pharmadialog haben 
wir schon jetzt die Krankenkassen mit an Bord, die Un-
ternehmen, die Patientenvertreter, die Gewerkschaften, 
wo jeden Tag daran gearbeitet wird, unsere Systematik 
der Preisbildung so weiterzuentwickeln,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Industrie sagt: Beim Pharmadialog 
wird nur geredet! Da passiert nix!)

dass sie beides zusammenbringt: Versorgungssicherheit 
und Bezahlbarkeit für alle.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)
Wir haben in Deutschland schon jetzt ein sehr gutes 

System, das sicherstellt, dass, wenn ein neues Medika-
ment eine sehr viel bessere Wirkung entfaltet, auch ein 
besserer Preis bezahlt wird. Wenn das nicht geliefert 
wird,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: …, wird trotzdem ein hoher Preis be-
zahlt!)

sind die Preise weniger gut.
(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hä? Deswegen empfiehlt der 
Sachverständigenrat ja, was die SPD beantragt 
hat im Ausschuss: die Arzneimittelpreise für 
patentgeschützte Arzneimittel endlich in den 

Griff zu bekommen! – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Leider nein!)

Dieses System werden wir weiterentwickeln, damit auch 
in Zukunft – auch in fünf Jahren, in zehn Jahren – gilt: 
Wir haben in Deutschland die Spitzenreiterposition, 
wenn es darum geht, unsere Menschen mit den neuesten 
Medikamenten zu versorgen und gleichzeitig dieses Sys-
tem für alle bezahlbar zu halten. Darum geht es, und 
genau das werden wir sicherstellen.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie?)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich komme jetzt zurück zu Tagesordnungspunkt 18. 

Die Zeit für die Abstimmung ist vorbei. Ich schließe 
damit die namentliche Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 18. Die Schriftführerinnen und Schriftführer kön-
nen dementsprechend mit der Auszählung beginnen. Wir 
werden das Ergebnis später bekannt geben.1)

Der nächste Redner in dieser Debatte ist jetzt für die 
Fraktion Die Linke Ates Gürpinar.

(Beifall bei der Linken)

Ates Gürpinar (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Preise für Medikamente explodieren. 
Die Pharmaindustrie floriert; die Beitragszahlenden lei-
den. Vor 15 Jahren lag ein neu eingeführtes, patent-
geschütztes Arzneimittel im Schnitt bei rund 1 000 Euro; 
heute liegen wir beim Fünfzigfachen: um die 
50 000 Euro.

Auch deswegen steigen die Kassenbeiträge trotz aller 
gegenteiligen Versprechen ungebremst weiter, und das in 
einer Situation, in der Kliniken sterben und Arzttermine 
fehlen, die Gesundheitsversorgung also schlechter und 
schlechter wird. Die Menschen zahlen mehr; doch die 
Versorgung wird schlechter.

Die Regierung will sparen, aber die Mächtigsten wer-
den verschont: die Pharmaindustrie. Die Preise für die 
Medikamente gehen durch die Decke, und sie stehen in 
keinem Verhältnis zum tatsächlichen Nutzen. Aber Preis-
reduktion oder Arzneimittelregulierung waren nicht Teil 
der Sparideen der Bundesregierung. Bei den Kliniken 
wird gekürzt, der Vermittlungsausschuss wird riskiert, 
Versprechen gebrochen; aber die Pharmaindustrie wird 
nicht in Verantwortung genommen.

Im Gegenteil: Die Bundesregierung sichert der Phar-
maindustrie Unterstützung zu, verspricht Standortför-
derung, will die Marktbedingungen noch verbessern. 
Aber schon jetzt ist klar: Die Produktion verbleibt im 
Ausland. Das ist keine Industriepolitik, Frau Warken; 
das ist Subvention mit den Geldern der Schwächeren 
für die jetzt schon Mächtigsten.

(Beifall bei der Linken)

1) Ergebnis Seite 6000 C
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Das ist die Wahrheit.
Von daher bin ich dankbar, dass der Antrag der Grünen 

diese Debatte zumindest eröffnet. Im Sommer hat auch 
der Sachverständigenrat Gesundheit lesenswerte Vor-
schläge gemacht. Auch im Zuge des Sparpakets, so hörte 
man, sind wohl höhere Kassenrabatte diskutiert worden. 
Die pharmatreue Union hat dies jedoch erfolgreich ver-
hindert. Das hätte ein Anfang sein können, und Sie ver-
hindern es.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Linke fordert darüber hinaus seit Langem eine 
Senkung der Mehrwertsteuer auf Arzneimittel und die 
rückwirkende Geltung des ausgehandelten Erstattungs-
preises ab dem ersten Tag des Marktzugangs. Es bräuchte 
eine staatliche Festlegung des Listenpreises anhand des 
wirklichen Zusatznutzens und eine gemeinsame europäi-
sche Beschaffung für eine gestärkte Verhandlungsposi-
tion gegenüber der Industrie. All dies würde die Ver-
sichertengemeinschaft auch langfristig vor immer neuen 
Fantasiepreisen für Medikamente schützen.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Doch was macht die jetzige Regierung? Wie ihre Vor-
gänger macht sie leider etwas völlig anderes: Sie ordnen 
sich der Pharmaindustrie unter. Unvergessen die Verstri-
ckungen und Lobbyskandale um den US-Pharmakonzern 
Eli Lilly. Und hier, liebe Grüne, haben auch Sie Ihren 
blinden Fleck. Wer Arzneimittel bezahlbar machen will, 
muss den Mut haben, sich mit den Konzernen anzulegen, 
auch wenn es unbequem ist.

Wir als Linke gehen weiter: Wir fordern einen öffent-
lich finanzierten Forschungsfonds und ein öffentliches 
Forschungsregister. Wir stellen das Dogma der kommer-
ziellen Arzneimittelentwicklung als Einzige infrage. Wir 
müssen die Industrie verpflichten; denn sie wird das nicht 
freiwillig machen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Dr. Maria-Lena Weiss.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Unser Gesundheitssystem steht zweifellos unter erhebli-
chem finanziellem Druck. Die Ausgaben der gesetzlichen 
Krankenversicherung steigen seit Jahren stetig und im 
Bereich der Arzneimittel besonders dynamisch. Die 
Preisbildung für innovative Arzneimittel stellt die Soli-
dargemeinschaft vor Herausforderungen, um die wir uns 
kümmern müssen. Insofern sprechen Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen der Grünen, mit Ihrem Antrag ein 
richtiges Thema an, um das wir uns kümmern werden.

Wenn ich Ihren Antrag lese, dann muss ich schon fest-
stellen, dass wir uns im Weg teilweise deutlich unter-
scheiden. Zunächst – das haben Sie, Frau Piechotta, ja 
vorhin gesagt –: Ich erkenne darin in weiten Teilen eins 
zu eins die Vorschläge des Sachverständigenrats Gesund-
heit.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! – Dr. Janosch Dahmen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau!)

Verstehen Sie mich nicht falsch: Kein Gesundheitspoliti-
ker sollte diese Vorschläge ausblenden.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So wie die Union!)

Die Übertragung dieser Vorschläge in einen Antrag mag 
ja fachlich bequem sein; aber da machen Sie es sich schon 
etwas einfach.

(Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge)

– Ich führe meine Rede noch zu Ende, Frau Präsidentin. – 
Gesundheitspolitik darf sich nicht darauf beschränken, 
Expertengutachten abzuschreiben,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir haben ja explizit gesagt, dass wir 
das machen, weil Sie die Vorschläge Ihrer ei-
genen Sachverständigen ablehnen!)

sondern wir müssen uns um den Ausgleich von Interessen 
kümmern, wir müssen Zielkonflikte benennen, wir müs-
sen Verantwortung übernehmen, und das vor allem zum 
Wohle der Patientinnen und Patienten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich muss auch sagen: Mir fehlt die Ausgewogenheit in 
Ihrem Antrag. Sie verengen alles auf die Kostenperspek-
tive,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das stimmt nicht!)

wenn Sie beispielsweise dem GKV-Spitzenverband die 
Möglichkeit geben, neue, zugelassene Arzneimittel von 
der Erstattungsfähigkeit auszuschließen. Das heißt doch 
nichts anderes, als dass die Gesundheit der Patientinnen 
und Patienten künftig nicht vom medizinischen Fort-
schritt, sondern von der Kassenlage abhängen soll.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Falsch! Falsch!)

Da gehen wir nicht mit; denn für uns steht der Mensch im 
Mittelpunkt, unabhängig vom Alter, Geschlecht oder Sta-
tus. Das ist und bleibt Ausgangspunkt unserer Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD – Zu-
rufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch fällt mir auf, dass Sie in Ihrem Antrag die for-
schende Pharmaindustrie – wir sprechen da ganz über-
wiegend über mittelständische Unternehmen –

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Na, na, na! Roche, Bayer, Sanofi – alles 
keine Mittelständler!)
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auf die Funktion als Kostentreiber reduzieren. Sie würdi-
gen mit keinem Satz den Beitrag der Unternehmen, die in 
Forschung investieren, die Innovationsmotor sind, die 
Arbeitgeber sind, und Sie verkennen, dass genau dieser 
Mittelstand Teil einer leistungsfähigen, resilienten Ver-
sorgungsstruktur ist, die wir in unserem Land brauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Janosch 
Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die 
Krankenkassenkosten sind der Killer bei den 
Lohnnebenkosten! – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist Ihre 
Unterstellung!)

Dann sprechen Sie die Schwachstellen des AMNOG 
an. Ja, wir sind auch der Meinung, dass wir das AMNOG 
im Hinblick auf personalisierte Medizin weiterent-
wickeln müssen und werden.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, Sie wollen noch mehr Geld aus-
geben!)

Mit Ihren Vorschlägen – starre Preisobergrenzen, externe 
Interimspreise, globale Budgets – legen Sie aber auch die 
Axt an das an, was sich bewährt hat. Sie provozieren 
strukturelle Eingriffe, die das austarierte Gleichgewicht 
zwischen frühem Patientenzugang, Nutzenbewertung 
und Innovationsanreizen gefährden.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Kollegin, Sie müssen bitte zum Schluss kommen. Die 

Redezeit ist abgelaufen.

Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Ja, ich komme zum Schluss. – Wir brauchen Innova-

tionen, wir brauchen Reformen; da sind wir uns einig. 
Dazu dient jetzt auch der Pharmadialog.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Frau Kollegin, wirklich, die Redezeit ist abgelaufen.

Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU):
Ihr Antrag leistet das aber nicht. Deshalb lehnen wir 

ihn ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Nachdem Frau Piechotta direkt angesprochen worden 

ist, lasse ich jetzt eine Kurzintervention zu. Ich will aber 
jetzt noch mal darauf hinweisen: Wir sind mit 40 Minuten 
im Verzug. Wir rutschen mit dem Zeitplan schon wieder 
Richtung Mitternacht, und keiner hält sich an die Rede-
zeit.

(Zurufe von der Linken)
Das geht einfach nicht, auch nicht für das Personal hier 
im Haus. Deswegen lasse ich jetzt nur die eine Kurz-
intervention zu, weil Frau Piechotta direkt angesprochen 
worden ist.

(Zuruf des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

– Ganz ehrlich, das ist nicht lustig. Das Personal hier im 
Haus muss heute wieder bis Mitternacht arbeiten. Jeder 
hat die Redezeiteinteilung schon vorher und kann sich 
dementsprechend an seine Redezeit halten. – Bitte.

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, dass Sie die Kurzinter-

vention zulassen, weil ich ja mehrfach, insbesondere von 
der Union und von der SPD, angesprochen wurde und 
hier einfach Unwahrheiten ausräumen möchte.

Erstens. Wir haben ja explizit gesagt, Frau Dr. Weiss, 
dass wir hier die Vorschläge des Sachverständigenrats der 
Bundesregierung einbringen, weil die Bundesregierung 
es nicht selber schafft, sie hier zu debattieren. Wir finden 
es sehr wichtig.

Zweitens. Es stehen natürlich auch sehr viele Punkte 
zur Förderung des Biotechstandorts und des Medikamen-
ten- und Pharmastandorts Deutschland in unserem An-
trag drin.

Drittens. Herr Kollege Pilsinger, es ist schlicht und 
ergreifend so, dass bei den Kombinationsabschlägen na-
türlich Medikamente kombiniert werden, die die FuE- 
Leistungen schon wieder erwirtschaftet haben, weswegen 
hier kein zusätzlicher Forschungs- und Entwicklungsauf-
wand durch die Pharmaindustrie geltend gemacht werden 
muss. Ihr eigener Parteikollege, der Vorsitzende des G- 
BA, Herr Hecken, fordert explizit genau das.

Kollege Mieves, ich kann Sie nicht verschonen.

(Matthias David Mieves [SPD]: Ich habe dich 
nicht angesprochen!)

Uns sagt die Industrie tatsächlich, dass der Pharmadialog 
aktuell eine reine Gesprächsveranstaltung ist.

Vielen Dank.

(Dr. Wiebke Esdar [SPD], an die Präsidentin 
gewandt: Er hat sie nicht angesprochen!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Das ist genau der Punkt, weshalb ich vorhin eigentlich 

keine Kurzintervention zulassen wollte. – Es antwortet 
jetzt exakt ein Kollege. Sie können in Ihrer Antwort na-
türlich nicht wieder drei Kollegen ansprechen; denn jetzt 
müsste ich theoretisch die Erwiderungen von drei Kolle-
gen zulassen.

(Beifall des Abg. Felix Schreiner [CDU/CSU])

So geht es natürlich auch nicht. Man kann nicht immer für 
sich das eine einfordern und sich dann an das andere 
selbst nicht halten. – Herr Pilsinger antwortet jetzt für 
alle drei Angesprochenen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU so-
wie bei Abgeordneten der SPD – Heiterkeit bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sehr gut!)
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Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Frau Kollegin Piechotta, natürlich haben wir den An-

trag differenziert gelesen; im Gegensatz zu Ihnen, Sie 
scheinen ihn nicht gelesen zu haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Doch!)

Denn in Ihrem Antrag steht explizit, dass Sie für eine 
Erhöhung des Herstellerabschlags sind.

Sie haben in Ihrer Rede gesagt, Sie wollten, dass ge-
wisse Arzneimittel mit höherem Zusatznutzen besser be-
zahlt werden als Arzneimittel ohne Zusatznutzen.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Ja, das kommt 
dazu!)

Der Herstellerrabatt ist aber ein Rasenmäher.

(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Er würde nicht dazu führen, dass diejenigen Arzneimittel, 
die einen Zusatznutzen bringen, besser bezahlt werden. 
Deswegen: Sie widersprechen sich in Ihrer eigenen Rede.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Sie haben den 
Herstellerrabatt nicht verstanden! – Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein!)

Frau Kollegin, wir haben differenziert betrachtet, was 
in Ihrem Antrag gut und schlecht ist.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir wollen eine faire Weiterentwicklung des Arzneimit-
telpreises, aber nicht den Rasenmäher. Wir wissen näm-
lich: Wenn wir den Preis völlig unkalkuliert drücken,

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das haben wir nicht gesagt! – Zuruf des 
Abg. Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

dann werden Arzneimittel vom Markt genommen. Das 
hilft niemandem.

(Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch! Das sagt der G-BA! Das 
sagt der Sachverständigenrat! Das sagt der 
GKV-Spitzenverband! Alle Experten sagen 
das!)

Deswegen wollen wir lieber Vernunft als reine Ideologie. 
Ich bitte Sie: Lesen Sie zukünftig Ihren Antrag, bevor Sie 
solche Reden halten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zurufe der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Maren Kaminski [Die Linke])

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit rufe ich jetzt den nächsten Redner in dieser 

Debatte auf. Das ist für die AfD-Fraktion Dr. Christoph 
Birghan.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Nach der ganzen Aufregung werden wir 
mal wieder ein bisschen sachlicher.

(Dr. Christos Pantazis [SPD]: Ach nein! Jetzt 
hört es aber auf!)

Der Antrag der Grünen fordert eine umfassende Reform 
der Arzneimittel- und Arzneimittelpreispolitik. Vorgese-
hen sind dabei unter anderem höhere Herstellerabschlä-
ge, verbindliche Preisstaffelung, strikt einzuhaltende 
Preisobergrenzen, Interimspreise bei Markteinführung, 
gemeinsame Preisverhandlungen auf europäischer Ebe-
ne. So weit, so vorhersehbar!

Deutschland steht im Bereich der Arzneimittelversor-
gung vor Herausforderungen. So weit sind wir uns, denke 
ich, alle einig. Die Arzneimittelausgaben sind von rund 
32 Milliarden Euro im Jahr 2011 auf über 55 Milliarden 
Euro im letzten Jahr gestiegen.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Steht auch im 
Antrag! Bislang gut abgelesen!)

– Ja, das steht im Antrag. Ich kann lesen, im Gegensatz zu 
manch anderem.

Aber: Arzneimittel machen nur 17 Prozent der gesam-
ten Gesundheitsausgaben aus, Herr Kollege. Zugleich ist 
das einer der am stärksten regulierten Kostenbereiche. 
Deshalb stellt sich die Frage, ob das überhaupt das drän-
gendste Problem des Gesundheitswesens ist.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, wenn Sie noch 60 Milliarden woan-
ders finden!)

Wenn Sie daran denken, was in den letzten zehn Jahren in 
diesem Land passiert ist, dann wissen Sie, wo der Grund 
für die Probleme des Gesundheitssystems liegt: Es wur-
den dort Leistungsempfänger aufgenommen, die nie ei-
nen Cent eingezahlt haben und nie einen Cent einzahlen 
werden.

(Beifall bei der AfD – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Also wollen 
Sie alle Kinder, alle Behinderten nicht mehr 
mitversichern?)

– Seien Sie ein bisschen ruhig! Dann muss ich Sie nicht 
ansprechen, dann müssen Sie nicht wieder irgendetwas 
sagen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD und der 
CDU/CSU – Zuruf der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ziel des Antrages sind offensichtlich marktregulatori-
sche Eingriffe und zentral gesteuerte Preismechanismen. 
Wie immer planwirtschaftliche Fantasien aus dem Hause 
Grün, unterstützt vom Rest! Damit wird man aber genau 
das Gegenteil erreichen. Die Entwicklung eines neuen 
Medikaments dauert im Durchschnitt 10 bis 15 Jahre. 
Von mehreren Tausend geprüften Wirkstoffen erreicht 
oft nur einer die Marktzulassung. Und dann kommen 
die Grünen mal wieder mit ihrem Liebling, dem Büro-
kratiemonster. Na, herzlichen Glückwunsch! Das wird 
helfen.
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Ein weiterer Punkt: gemeinsame Preisverhandlungen 
auf europäischer Ebene. Ja, dann haben wir doch wieder 
die Kommissionspräsidentin; die macht das per SMS und 
vergisst dann irgendwo ihr Handy. Herzlichen Glück-
wunsch auch dazu!

(Beifall bei der AfD)
Aber wagen wir einen Blick zurück: In den 1980er- 

und 1990er-Jahren hätte Deutschland die Chance gehabt, 
bei der biotechnologischen Herstellung eine internatio-
nale Vorreiterrolle einzunehmen. Aber Ihre Ideologie 
hat das verhindert. In dieser Zeit war Joschka Fischer 
hessischer Umweltminister – einer eurer Säulenhei-
ligen –, und der war dafür verantwortlich, dass die Firma 
Hoechst keine Zulassung für die Herstellung von Human-
insulin bekommen hat. Und nach vielen Jahren, als der 
Rechtsnachfolger sie dann endlich bekommen hat, war 
der Markt aufgeteilt. Dass wir keine Unternehmen wie 
Eli Lilly und Novo Nordisk haben, das ist die Schuld 
dieser Parteien.

(Beifall bei der AfD – Dr. Paula Piechotta 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wissen 
aber schon, dass wir Produktionsstätten in 
Deutschland haben?)

Es entbehrt nicht eines gewissen Zynismus, dass Sie 
sich hier darüber aufregen und auf einmal sagen, Sie 
wären die Partei der Biotechnologie.

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Herr Kollege, die Redezeit ist abgelaufen. Wenn Sie 

bitte zum Schluss kommen.

Dr. Christoph Birghan (AfD):
Ja. – Wir brauchen eine Arzneipolitik, die Kosten be-

schränkt –

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die Redezeit ist abgelaufen seit geraumer Zeit.

Dr. Christoph Birghan (AfD):
– und Bürokratie tatsächlich abbaut.
Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der letzte Redner in dieser Debatte ist für die Unions-

fraktion Dr. Thomas Pauls.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Dr. Thomas Pauls (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! CLN2, eine Form der Kinderdemenz, 
ist eine schnell fortschreitende seltene Erkrankung. Be-
troffene Kinder wirken bei der Geburt vollkommen 
gesund. Mit ein bis drei Jahren zeigen sich Sprachent-
wicklungsstörungen, Krampfanfälle und eine schnell 
fortschreitende Demenz. Mit fünf bis sechs Jahren ist 
ein betroffenes Kind auf den Rollstuhl angewiesen und 

verliert seine Sehkraft. Mit acht bis zwölf Jahren sterben 
die Kinder, blind und bettlägerig.

Gott sei Dank gibt es mittlerweile eine Behandlung, 
eine sogenannte Orphan Drug. Früh genug erkannt und 
versorgt, können wir das Fortschreiten der Krankheit um 
viele Jahre verzögern. Um wie viele? Das wissen wir 
noch gar nicht genau; denn das Medikament ist seit acht 
Jahren auf dem Markt, und die ersten Kinder, die behan-
delt wurden, die fahren gerade Fahrrad, die leben, die 
machen sich Gedanken, auf welche weiterführende 
Schule sie gehen wollen. Das ist ein unglaublicher Er-
folg! Und was noch viel besser ist: Wir haben in Deutsch-
land als Patienten Zugriff auf diese neuesten und innova-
tivsten Medikamente, nicht nur bei den Orphan Drugs, 
sondern auch, wenn es zum Beispiel um Krebs geht.

Viele dieser Medikamente kommen übrigens hier aus 
Deutschland, zum Beispiel aus meiner Heimat in Hessen. 
So haben wir im Koalitionsvertrag aufgenommen, die 
Gesundheitswirtschaft als Schlüsselindustrie zu stärken, 
und wir haben den Pharmadialog aus dem Kanzleramt 
heraus gestartet. Der Dialog mit der Industrie ist hier 
wichtig; denn die Entwicklung und Bepreisung solcher 
Medikamente ist nicht trivial. Von der ersten Idee bis zur 
Zulassung eines Medikaments dauert es teils mehrere 
Jahre, teils Jahrzehnte. Und nur ein kleiner Teil der be-
gonnenen Entwicklungsprozesse schafft es auch später zu 
einem zugelassenen Medikament. Und ja, Orphan Drugs 
und Onkologika, insgesamt patentgeschützte Medika-
mente, die sind teuer. Und da setzen Sie jetzt mit der 
Brechstange an: Herstellerabschlag rauf, Kombinations-
abschläge, Preisstaffeln, viele weitere Maßnahmen. Der 
Antrag ist wie eine Schrotflinte; Sie haben ihn selbst 
wahrscheinlich gar nicht richtig gelesen.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch!)

Wir haben vieles davon schon gehört. Auf zwei Punkte 
möchte ich kurz eingehen: Sie wollen die Zusatznutzen-
fiktion abschaffen. Die Behandlung, die ich gerade ge-
nannt habe, wurde vor acht Jahren mit dieser Fiktion 
zugelassen, und kurze Zeit später konnte das Medikament 
eingesetzt werden. Bei der Kinderdemenz ist es entschei-
dend, so früh wie möglich zu behandeln. Mit Ihrem Vor-
schlag wäre das Medikament sicherlich erst Jahre später 
auf den Markt gekommen.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist eine unzulässige Behauptung!)

Eine Brechstange ist übrigens auch das Arzneimittel-
budget. Wenn das Budget leer ist, bekommt der Hersteller 
einfach weniger. Planbarkeit also nur für Hersteller, die 
ihre Medikamente am Anfang des Monats absetzen? 
Oder wie muss ich mir das vorstellen?

Meine Damen und Herren, Sie haben viele Maßnah-
men in Ihrem Antrag. Der einen oder anderen kann ich 
durchaus etwas abgewinnen. Sie beteuern zum Beispiel, 
dass Sie den Gesundheitsstandort Deutschland grund-
sätzlich stärken wollen. Für eine Industrie, die hohe Ri-
siken eingeht und in langen Zeiträumen planen muss, 
sind Verlässlichkeit und Planbarkeit die wichtigste Wäh-
rung.
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(Zuruf der Abg. Dr. Paula Piechotta [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit Ihrem Antrag funktioniert die Stärkung des Stand-
ortes sicher nicht, und noch schlimmer: Er gefährdet auch 
das gute Gesundheitsniveau, das wir hier gerade haben.

(Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, das wird gefährdet durch die Kas-
senlage der GKV!)

Da können wir nicht mitgehen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
der Drucksache 21/3303 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Wenn das nicht der Fall ist, 
dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich gebe jetzt das von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung über die Zweite Beschlussempfehlung 
des Wahlprüfungsausschusses zu Einsprüchen anlässlich 
der Wahl zum 21. Deutschen Bundestag am 23. Februar 
2025 auf der Drucksache 21/3100 bekannt: 

Abgegebene Stimmkarten 557. Mit Ja haben gestimmt 
427, mit Nein haben gestimmt 129, Enthaltungen gab es 
eine. Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            556;
davon

ja:                                      426
nein:                                  129
enthalten:                              1
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Christian Reck
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Lars Schieske
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Julian Schmidt
Dr. Paul Schmidt
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Georg Schroeter
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Tobias Teich
Robert Teske
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Europol-Gesetzes 

Drucksache 21/2373

Beschlussempfehlung und Bericht des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss)

Drucksache 21/3121

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache, und der erste Red-
ner in dieser Debatte ist für die Bundesregierung 
Christoph de Vries, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister des Innern:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich freue mich über die Begeisterungswellen 
in meiner Fraktion zu einem sehr wichtigen Thema. Es ist 
so: Kriminelle und terroristische Netzwerke agieren über 
nationale Grenzen hinweg und auch im digitalen Raum. 
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Dem kann kein Staat alleine wirksam entgegentreten, und 
deswegen brauchen wir bestmögliche Kooperationen der 
Polizeien. Deshalb ist es gut, dass wir mit Europol eine 
Polizeibehörde auf EU-Ebene haben, die Deutschland 
und alle anderen Mitgliedstaaten der EU bei der Bekämp-
fung schwerer internationaler Kriminalität und Terroris-
mus unterstützt.

Europol spielt bei der Polizeizusammenarbeit eine 
ganz zentrale Rolle. Mit Hilfe und Unterstützung von 
Europol erzielen wir seit Jahren sehr beachtliche Fahn-
dungserfolge. Erst kürzlich gelang die Abschaltung eines 
Onlinegeldwäschedienstes. Hier haben die Strafver-
folgungsbehörden ganz unterschiedlicher Staaten mit 
Unterstützung von Europol eng zusammengearbeitet 
und ausgezeichnete Arbeit geleistet. So konnten Krypto-
währungen im Wert von 25 Millionen Euro beschlag-
nahmt werden. Herzlichen Glückwunsch zu diesem ge-
meinsamen Erfolg an die Strafverfolgungsbehörden, die 
das erreicht haben!

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Der verbesserten Kriminalitätsbekämpfung diente 
auch die Überarbeitung der Europol-Verordnung, die 
2022 in Kraft getreten ist. Europol kann die Strafverfol-
gungsbehörden der EU-Mitgliedstaaten damit noch bes-
ser und zielgerichteter unterstützen. Das betrifft ins-
besondere die Analyse von großen Datenmengen, aber 
auch einen verbesserten Informationsaustausch. Es ist 
so, dass das deutsche Europol-Gesetz schon bisher ge-
regelt hat, dass das BKA die deutsche Verbindungsstelle 
zu Europol ist. Die anderen zuständigen deutschen Be-
hörden wie die Polizeien der Länder, aber auch die Bun-
despolizei sind befugt, über das Bundeskriminalamt In-
formationen zu bestimmten Zwecken an Europol zu 
übermitteln und auch auf Informationen von Europol zu-
zugreifen.

Diese Möglichkeiten der Behörden zur Informations-
übermittlung an Europol und zum Zugang zu Informatio-
nen von Europol werden nun weiter gestärkt, indem sie 
an die überarbeitete Europol-Verordnung angepasst wer-
den. Das betrifft konkret drei Dinge: Es geht um die 
Unterstützung bei Fahndungsaufrufen der Mitgliedstaa-
ten, bei laufenden konkreten strafrechtlichen Ermittlun-
gen sowie bei gemeinsamen operativen Analysen. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, das ist ein ganz wichtiger 
Schritt zur Bekämpfung grenzüberschreitender Krimi-
nalität, den wir damit gehen. Im Rahmen der Gesetzes-
anpassung erweitern wir den Kreis der berechtigten Be-
hörden auf die weiteren Ermittlungsbehörden des Zolls 
bzw. der Bundesfinanzverwaltung.

Zum Schluss vielleicht noch ein kurzer Blick voraus. 
Europol ist die zentrale Knotenstelle in Europa für grenz-
überschreitende Kriminalitätsbekämpfung. Wir werden 
uns auch in der laufenden Diskussion über die Zukunft 
von Europol und der Agentur für eine weitere Stärkung 
einsetzen. Ich bitte um Zustimmung zu diesem Gesetz-
entwurf.

Ich will die Gelegenheit nutzen, mich fast zum Ende 
dieser Sitzungswoche ganz herzlich zu bedanken, ins-
besondere bei den Regierungsfraktionen von SPD und 
CDU/CSU, für die ausgesprochen gute, konstruktive 

und ergebnisorientierte Zusammenarbeit. Ich freue mich 
auf eine Fortsetzung im neuen Jahr und wünsche allen bis 
dahin eine geruhsame, frohe Weihnachtszeit.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die AfD- 

Fraktion Sascha Lensing.
(Beifall bei der AfD)

Sascha Lensing (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sehr ge-

ehrte Kolleginnen und Kollegen! Sicherheit entsteht nicht 
in Papieren, nicht in PowerPoint-Folien und nicht in fer-
nen Datenzentren. Sicherheit entsteht dort, wo unsere 
Polizei Tag für Tag Verantwortung trägt: an den Grenzen, 
auf den Straßen, in Bahnhöfen, im Streifendienst und in 
unseren Kommissariaten. Sicherheit lebt von Nähe, Er-
fahrung und Verantwortung vor Ort, nicht von Algorith-
men, nicht von anonymen Schnittstellen und schon gar 
nicht von einer europäischen Fernsteuerung aus Den 
Haag.

(Beifall bei der AfD)
Doch genau das stellt dieser Gesetzentwurf infrage. 

Die Bundesregierung will Europol einen massiven erwei-
terten Zugriff auf unsere polizeilichen Informationen er-
öffnen. Bundespolizei, Zoll, Landespolizeien, Steuer-
fahndung – sie alle sollen personenbezogene Daten 
liefern: direkt, umfassend, dauerhaft.

Diese Daten werden in Den Haag verarbeitet und kön-
nen anschließend an andere EU-Staaten im Vollzugriff 
weitergegeben werden. Auf Deutsch heißt das: Wir er-
mitteln, andere entscheiden mit. Damit wird unsere Poli-
zei Schritt für Schritt vom handelnden Akteur zum Zu-
lieferer einer externen Analyseinstanz. Und jeder 
Polizeibeamte weiß: Wer Entscheidungen woanders 
trifft, trägt hier vor Ort nicht die Verantwortung.

(Beifall bei der AfD)
Aber Verantwortung ist das Herzstück von Sicherheit. 
Ohne Verantwortung wird aus Führung Verwaltung und 
aus Sicherheit Bürokratie. Unser Anspruch muss lauten: 
führen von vorne, vor Ort, mit Verantwortung.

Noch alarmierender ist ein weiterer Punkt dieses Ge-
setzentwurfs: Europol soll künftig auch Daten von Per-
sonen verarbeiten dürfen, die gar nicht als Beschuldigte 
gelten, und das allein deshalb, weil irgendwo in Europa 
eine Ermittlung läuft. Das bedeutet ganz konkret: Unbe-
teiligte Menschen können in polizeilichen Datenanalysen 
auftauchen – ohne ihr Wissen, ohne klaren Verdacht, 
ohne wirksame Rechtsmittel. So arbeitet kein Rechts-
staat, so verspielt man Vertrauen.

(Beifall bei der AfD)
Polizeiarbeit lebt vom Vertrauen der Bürger. Wer aber 

befürchten muss, plötzlich Teil einer internationalen Da-
tenanalyse zu werden, der begegnet dem Staat nicht mehr 
mit Vertrauen, sondern mit Misstrauen, und Misstrauen 
ist Gift für unsere innere Sicherheit. Hinzu kommt: Die 
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Bundesregierung räumt selbst ein, dass der zusätzliche 
Aufwand für Polizeidienststellen nicht absehbar ist – 
keine klaren Zahlen, keine belastbaren Prognosen, keine 
seriöse Abschätzung der Folgen. Fallzahlen? Unklar. Be-
lastung der Datenschutzaufsicht? Unbekannt. Auswir-
kungen auf Ermittlungsabläufe? Offen. – Und die Ant-
wort darauf lautet, man könne das voraussichtlich 
kompensieren. Meine Damen und Herren, „voraussicht-
lich“ reicht für den Wetterbericht, aber nicht für unsere 
innere Sicherheit.

(Beifall bei der AfD)

Im Alltag heißt dieses Gesetz: mehr Formulare, mehr 
Datenpflege, mehr Schnittstellen, mehr Tastenschläge. 
Und die Zeit für jeden Tastenschlag fehlt draußen – auf 
der Straße, im Streifenwagen, im Ermittlungsraum. Wenn 
Kommissariate mehr Zeit damit verbringen, Daten für 
europäische Systeme aufzubereiten, als Einbruchsserien 
aufzuklären, dann läuft etwas grundsätzlich falsch.

Europol war einmal gut gedacht als Plattform der Zu-
sammenarbeit gegen grenzüberschreitende Kriminalität; 
dagegen hat niemand etwas. Aber aus einer Kooperati-
onsplattform wird schleichend ein Datenapparat, der 
nicht mehr unterstützt, sondern priorisiert, der nicht 
mehr hilft, sondern mitentscheidet.

Und diese Debatte ist längst keine rein deutsche mehr; 
sie hat eine internationale Dimension. Mit der neuen Si-
cherheitsstrategie der Vereinigten Staaten erhält Europa 
ein ungewöhnlich klares, ja geradezu schonungsloses 
Warnsignal. Dort heißt es wörtlich: Europa steht vor der 
Aussicht einer zivilisatorischen Auslöschung. – Und wei-
ter: Wenn sich die derzeitigen Entwicklungen fortsetzen, 
wird der Kontinent in 20 Jahren oder weniger nicht wie-
derzuerkennen sein. – Das sind keine beiläufigen Worte, 
das ist eine strategische Analyse eines Staates, der lange 
Zeit als Garant europäischer Sicherheit galt.

Und die Grundlage dieser Analyse ist klar: Die neue 
Strategie orientiert sich vor allem an dem, was für Ame-
rika funktioniert – in zwei Worten: „America First“. Die 
Botschaft dahinter ist eindeutig: Europa soll sich nicht 
darauf verlassen, dass andere seine Probleme lösen, und 
auch nicht darauf, dass supranationale Strukturen Verant-
wortung ersetzen. Ja, wir brauchen internationale Zusam-
menarbeit, aber nicht um den Preis der eigenen Hand-
lungsfähigkeit.

(Beifall bei der AfD)

Solange dieser Gesetzentwurf Unverdächtige in inter-
nationale Datenverarbeitung zieht, Entscheidungskom-
petenzen aus Deutschland abgibt, Polizeiarbeit zusätzlich 
belastet und Verantwortlichkeiten verwischt, kann man 
dazu von unserer Seite nicht Ja sagen; denn Sicherheit 
wird hier verteidigt, nicht in Den Haag, nicht in Daten-
zentren, sondern von unseren Streifenbeamten und Kri-
minalisten, die jeden Tag Verantwortung übernehmen für 
uns alle, für Deutschland.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Sebastian Fiedler.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Sebastian Fiedler (SPD):
Herzlichen Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen 

und Herren! Ich wiederhole mich: „Meine Herren“ 
muss ich bei der AfD sagen. Ich habe das schon mal 
gesagt: Die AfD denkt, Sicherheit wäre Männersache. 
Das ist so was von gestern; das kann man sich gar nicht 
ausmalen. Das gibt es überhaupt nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken – Dr. Christian 
Wirth [AfD]: Haben Sie ein Männerproblem? – 
Steffen Janich [AfD]: Was ist denn ein Mann? – 
Gegenruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD]: 
Der weiß doch gar nicht, was ein Mann ist!)

Worum es eigentlich geht, hat der Parlamentarische 
Staatssekretär gerade schon hinreichend ausgeführt. Ich 
kann es insoweit kurz machen: Der Gesetzentwurf, den 
wir hier vorlegen, ist der Sache nach nicht spektakulär, 
aber er ist sehr wichtig, weil wir damit die Zusammen-
arbeit weiterer Sicherheitsbehörden mit Europol regeln. 
Das sieht man insbesondere auch daran, dass unser Bun-
desfinanzminister Lars Klingbeil die Ermittlungsbehör-
den des Zolls effektiver organisiert und ausgestaltet, 
und auch weitere Behörden, wie die Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit, der Zollfahndungsdienst und die Zentral-
stelle für Sanktionsdurchsetzung, müssen Zugriff auf 
Europol-Informationen haben.

Wirklich bemerkenswert ist – und ich muss ein paar 
Zeilen dazu verlieren –, dass mein Vorredner von der 
AfD – ich habe das gerade noch mal nachgelesen; man 
kann das gar nicht glauben – den Dienstgrad Kriminal-
hauptkommissar a. D. trägt.

(Steffen Janich [AfD]: Haben Sie nichts zum 
Thema übrig?)

Wenn er jetzt in eine Dienststelle käme, dann müsste er, 
glaube ich, noch mal eine Prüfung machen, weil die Kol-
leginnen und Kollegen gar nicht glauben würden, dass er 
diesen Beruf ausübt. Wer bei der Kriminalpolizei in 
Deutschland die unbestreitbar wichtige Bedeutung von 
Europol infrage stellt, der hat seinen Beruf wirklich so 
was von verfehlt; der sollte auch aus diesem Grund über-
haupt nicht mehr in die Dienststelle zurückkehren dürfen.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU sowie 
des Abg. Marcel Emmerich [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Und wenn man wirklich zuhört, hört man im Prinzip 
die Geschichte von Abschottung und von einer zentralen, 
irgendwie ominösen Einheit, die in Den Haag residiert. 
Da weiß ich gar nicht, wo ich anfangen und aufhören soll.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Sie haben nur 
nichts verstanden, wie immer!)
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Die Realität ist nämlich die: Organisierte Kriminalität, 
Terrorismus, Cyberangriffe und Geldwäsche operieren 
schon lange grenzüberschreitend. Wer also so tut, als 
könnte Deutschland alleine diese Bedrohung bewältigen, 
verweigert sich der Wirklichkeit von vorne bis hinten.

Europol ist die Antwort der europäischen Demokratien 
auf genau diese Realität, nicht als EU-Zentralpolizei, wie 
die AfD das gerne darstellt, sondern als hochprofessio-
nelle Analyse-, Koordinierungs- und Unterstützungsein-
heit, als ein Zentrum der Polizeien der europäischen Mit-
gliedstaaten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Europol vernetzt Informationen zum Drogen- und 
Waffenhandel, zum Menschenhandel, zur Schleusungs-
kriminalität, zu sexualisierter Gewalt an Kindern, zu ter-
roristischen Netzwerken und zu Cybercrime. Europol er-
kennt Muster, wo nationale Behörden nur Einzelfälle 
sehen. Europol leistet einen sehr bedeutenden Beitrag 
zur Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger der Europäi-
schen Union, meine Damen und Herren. Darum geht es. 
Und wer Europol schwächt, schwächt unsere Polizeien. 
Wer europäische Sicherheitsarchitekturen und Sicher-
heitsstrukturen infrage stellt, liefert einen Standortvorteil 
für Kriminelle. Wer die europäische Zusammenarbeit dis-
kreditiert, übernimmt bewusst oder unbewusst Narrative, 
von denen ausschließlich Täter profitieren.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Christina 
Stumpp [CDU/CSU] und Marcel Emmerich 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Zuruf von 
der AfD: Das machen Sie täglich!)

Gerade beim Thema „hybride Bedrohungen“, bei 
staatlich gesteuerter Desinformation, Cyberangriffen auf 
kritische Infrastruktur oder digitalen Angriffen auf unsere 
Demokratie zeigt sich der Widerspruch der AfD beson-
ders deutlich: lautstark nationale Souveränität beschwö-
ren, aber dort blockieren, wo gemeinsame europäische 
Abwehr notwendig ist. Man höre und staune: Putin hätte 
sich keinen besseren Text als den meines Vorredners 
wünschen können.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Steffen Janich [AfD]: Sagen 
Sie noch einmal Putin!)

Europol steht für das Gegenteil, nämlich für effektive 
Sicherheit im Rahmen des Rechtsstaats, für Zusammen-
arbeit statt Isolation, für Schutz der Bürgerinnen und 
Bürger und nicht für ideologische Scheuklappen.

Meine Damen und Herren, Sicherheit ist kein nationa-
listisches Schlagwort. Sicherheit ist harte, tägliche Ar-
beit, gemeinsam mit unseren europäischen Partnern. 
Europol ist dafür ein zentraler Baustein. Wer Europa 
spalten will, schwächt unsere Sicherheit. Wer Europa 
stärkt, stärkt unser Land. Wir stärken heute die Zusam-
menarbeit mit Europol.

Stimmen Sie also daher bitte diesem Gesetzentwurf 
zu!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Marcel Emmerich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Morgen jährt sich 
der Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz zum 
neunten Mal. Ein Islamist ermordete 13 Menschen, viele 
weitere wurden verletzt.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wer hat den denn 
reingelassen?)

Dieser Anschlag war ein brutaler Angriff auf unsere of-
fene Gesellschaft und auf unsere europäischen Werte. Er 
war Teil einer Reihe islamistischer Attentate in Europa, 
und das zeigt sehr eindrücklich: Angriffe auf Europa 
brauchen europäische Antworten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mit Europol haben wir eine wichtige Institution, die 
Informationen zusammenführt, die Muster erkennt und 
Ermittlungen koordiniert, und das gilt nicht nur für inter-
nationalen Terrorismus; es geht auch um Organisierte 
Kriminalität, Cybersicherheit und Menschenhandel. 
Auch diese greifen unsere Demokratie, unsere Wirt-
schaft, unsere Gesellschaft an, oft auch im Verborgenen, 
und deswegen ist es so wichtig, dass wir diesen Phäno-
menen begegnen, indem wir mit intensiven Struktur-
ermittlungen auf nationaler und europäischer Ebene da-
gegen ankämpfen; denn wer Europa schützen will, der 
muss auch europäisch handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb ist es richtig, Europol mit der Verordnung und 
diesem Umsetzungsgesetz zu stärken. Es braucht natür-
lich schnellere Informationsflüsse und auch bessere Ana-
lysefähigkeiten; aber mehr Daten dürfen nicht auto-
matisch weniger Kontrolle bedeuten. Sicherheit und 
Freiheit gehören schließlich zusammen.

Eine europäische Sicherheitsstrategie braucht klare 
rechtsstaatliche Grenzen, wirksamen Datenschutz und 
echte parlamentarische Kontrolle. Da sehen wir bei Euro-
pol nach wie vor erheblichen Handlungsbedarf, und der 
wird auch mit diesem Umsetzungsgesetz jetzt nicht be-
seitigt. Deswegen haben wir hier ein Problem beim Um-
gang mit riesigen Beständen, bei Speicherfristen, bei dem 
Einsatz von KI und auch bei der Frage, was damit ge-
schieht, egal ob es jetzt Fachbehörden wie die BfDI sind 
oder ob es um Expertinnen und Experten aus der Polizei 
oder aus der Wissenschaft geht. Die Tragweite der neuen 
Befugnisse kann kaum überblickt werden, und deswegen 
muss man sich noch mal klarmachen, dass hier einfach 
auch Dinge im Raum stehen, die nicht abgeschätzt wer-
den können.

Rechtsstaatliche Grundlagen sind das Fundament un-
serer europäischen Sicherheitsstrategie. Sie machen un-
sere europäischen Werte aus, sie machen Europa stark 
und halten uns zusammen, und es sind diese rechtsstaat-
lichen Grundsätze, die wir mit Europol verteidigen,
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

auch gegenüber Autokraten wie Trump, die demokratie-
feindliche und menschenverachtende Vorschläge für die 
europäische Sicherheitspolitik haben, auch gegenüber 
Trumps und Putins Anhängern in diesem Haus, die unser 
Europa spalten wollen.

Und das muss man sich noch einmal vergegenwärti-
gen, gerade auch nach der Rede hier aus den Reihen der 
AfD: Da wollen Leute Europa spalten. Sie wollen gegen 
Europa vorgehen, gegen seine Institutionen, auch gegen 
Europol, obwohl Europol maßgeblich dafür da ist, unsere 
Sicherheit zu stärken, und da machen wir nicht mit. Euro-
pol ist eine wichtige Institution, auch wenn wir Kritik an 
dem Umsetzungsgesetz haben.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Die Linke Katrin Fey.

(Beifall bei der Linken)

Katrin Fey (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! 

Liebe Kollegen! Liebe Zuschauerinnen! Liebe Zuschau-
er! Dieser Gesetzentwurf gibt sich ganz harmlos, als sei 
er nur eine technokratische Formalie. Das ist er aber 
nicht. Er ist ein politisches Statement, und zwar eines, 
das signalisiert: Sie wollen mehr Datensammlung, weni-
ger Kontrolle, weniger Grundrechtsschutz.

Europol hat in der Vergangenheit rechtwidrig massen-
haft Daten gesammelt und gespeichert.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Sie meinen die 
Stasi!)

Statt das zu stoppen, ist diese Praxis durch die Europol- 
Verordnung einfach nachträglich legalisiert worden.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Ein Mythos!)

Mit Ihrem Gesetzentwurf sollen nun auch Landeskrimi-
nalämter und der Zoll über Europol Daten austauschen 
dürfen.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Gut so!)

Europol hat keine Datensilos mehr, auch keinen Daten-
pool, nein, einen riesigen Datensee, und Ihr Gesetzent-
wurf verschafft ihm immer weiteren Zufluss, immer mehr 
Informationen von immer mehr Stellen. Und der Ab-
fluss? Zunehmend ohne Kontrolle!

Und natürlich vervielfacht sich auch die Anzahl der 
Stellen, die Daten aus diesem See herausfischen, ver-
knüpfen und analysieren können. Zur Datenanalyse darf 
nun sogar künstliche Intelligenz eingesetzt werden.

(Sebastian Fiedler [SPD]: „Sogar“!)

Von Europol gespeichert werden auch personenbezo-
gene Daten von Menschen, gegen die niemals ein Tat-
verdacht bestand. Diese Menschen sind als Zeuginnen 

und Zeugen hineingelangt, als Opfer von Straftaten. Da-
tenschutz ist bei Europol zweitrangig. Sicherungsmecha-
nismen gegen rechtswidrige Datenverarbeitung fehlen.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Oh, Himmel! Nir-
gendwo gibt es mehr Datenschutz als bei Euro-
pol! Was für ein Unsinn!)

Mit der Ausweitung der Übermittlungsbefugnisse auf 
zahlreiche weitere Polizeidienststellen und den Zoll steigt 
die Gefahr von Datenschutzverstößen bei Europol weiter.

(Sebastian Fiedler [SPD]: Grober Unfug!)

Das ist ein Angriff auf Grundrechte, und wir lehnen die-
sen Gesetzentwurf ab.

(Beifall bei der Linken – Sebastian Fiedler 
[SPD]: Was für ein grober Unfug!)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Den Schluss in dieser Debatte macht Thomas 

Silberhorn für die Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Terrorismus, Menschenhandel, Drogenhandel, organi-
sierter Betrug, Cyberkriminalität, Geldwäsche: Der Ein-
satz gegen diese schwere Kriminalität macht Europol 
zum Herzstück der europäischen Sicherheitsarchitektur. 
Die Täter sind international vernetzt; sie nutzen offene 
Grenzen und digitale Räume zu ihrem Vorteil.

Wir begegnen dieser grenzüberschreitenden Krimi-
nalität mit der engen und verlässlichen Zusammenarbeit 
aller EU-Mitgliedstaaten. Wir statten unsere Ermittlungs- 
und Strafverfolgungsbehörden mit den notwendigen 
Kompetenzen und mit ausreichend Befugnissen aus, da-
mit sie den Kampf gegen die internationale Organisierte 
Kriminalität aufnehmen können. Wir wollen – das haben 
wir im Koalitionsvertrag ausdrücklich festgehalten – eine 
echte europäische Sicherheitsunion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Europol wird dafür konsequent weiterentwickelt: als zen-
traler Koordinierungspunkt für unsere innere Sicherheit 
und als Schnittstelle für den Daten- und Informationsaus-
tausch.

Mit dem heute vorliegenden Gesetzentwurf passen wir 
das deutsche Europol-Gesetz an die bereits Mitte 2022 in 
Kraft getretene EU-Verordnung zu Europol an. Unser 
Gesetzentwurf regelt die innerstaatlichen Zuständigkei-
ten der Behörden von Bund und Ländern und ihr Verhält-
nis zueinander bei der Zusammenarbeit mit Europol.

Insbesondere wird der Kreis der berechtigten Behör-
den erweitert, die Daten an Europol übermitteln oder auf 
Europol-Daten zugreifen können, etwa auf die Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit und die Zentralstelle zur Sankti-
onsdurchsetzung. Außerdem wird der volle Zugriff auf 
Informationen für gemeinsame operative Analysen erst-
mals ermöglicht.
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Wir stärken damit die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit von Strafverfolgungsbehörden in der gesamten 
EU, wir ermöglichen eine wirksamere Bekämpfung von 
organisierter internationaler Kriminalität, und wir schüt-
zen den europäischen Binnenmarkt als Raum der Frei-
heit, der Sicherheit und des Rechts.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Ich schließe damit die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Europol-Gesetzes. Der Innenausschuss empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf der Drucksache 
21/3121, den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
der Drucksache 21/2373 anzunehmen. Ich bitte jetzt die-
jenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, um 
das Handzeichen. – Das sind die Unionsfraktion und die 
SPD-Fraktion. Gegenstimmen? – Das sind die AfD-Frak-
tion und die Fraktion Die Linke. Enthaltungen? – Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist damit 
in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte jetzt diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Unionsfraktion und die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Das sind die AfD-Fraktion und die 
Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? – Das ist die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist damit 
angenommen.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 21 auf: 

Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Gereon Bollmann, Manfred Schiller und der 
Fraktion der AfD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Stärkung der Bürgerbeteiligung 
durch die Behandlung von Petitionen durch 
den Deutschen Bundestag (PetG) 

Drucksache 21/3294
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (f) 
Petitionsausschuss 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne hiermit die Aussprache, und der erste Red-
ner in dieser Debatte ist Gereon Bollmann für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gereon Bollmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Unser 

Petitionsgesetz ist mittlerweile sage und schreibe 50 Jahre 
alt und enthält immerhin neun Paragrafen. Schauen wir 
mal in die Bundesländer: Nahezu alle Bundesländer ver-

fügen mittlerweile über ausdrucksstarke eigene Petitions-
gesetze, gar nicht zu reden von der Situation in der EU. 
Wenn wir über die Grenze schauen: Polen hat eigene 
Ombudsmänner, Österreich hat Volksanwälte; alles ist 
dort ausgeprägter als bei uns.

Wir sehen also: Wir haben hier einen dringenden – ja, 
ich meine, einen sehr dringenden – Handlungsbedarf, 
was im Grunde auch ein Blick auf die vergangene Ampel-
regierung beweist. Die hatte nämlich in ihrem Koalitions-
vertrag auch stehen: Wir müssen das Petitionswesen un-
bedingt stärken und aufwerten. – Das ist natürlich nicht 
gelungen. Die Ampel hat insoweit also eine Leerstelle zu 
verzeichnen. Wir müssen also dringend das Petitions-
wesen und den zuständigen Ausschuss als solchen auf-
werten.

Warum, liebe Damen und Herren? Wir leben in einer 
Demokratie, und Kennzeichen einer lebendigen Demo-
kratie sind im Grunde die politische Partizipation und 
natürlich auch das Engagement jedes einzelnen Bürgers. 
Davon lebt die Demokratie.

Üblicherweise – wir wissen das – haben wir in Abstän-
den von vier Jahren Wahlen zum Bundestag zu bestreiten, 
im fünfjährigen Abstand Wahlen zu den Landespar-
lamenten. Das ist Ausdruck der repräsentativen Demo-
kratie. Wir sind der Ansicht, dass man das noch weiter 
fördern muss in Gestalt einer direkteren Demokratie.

Der Weg dorthin – das wissen wir alle –, nämlich 
Richtung Volksabstimmungen und Volksbeteiligung, ist 
sehr, sehr dornenreich und war bisher nicht von Erfolg 
gekrönt. Deshalb wollen wir hier vorangehen und das 
Petitionswesen stärken. So haben wir dann neben den 
Wahlen eine stärkere Beteiligungsmöglichkeit. Der Bür-
ger kann sein Anliegen unmittelbar in die Plenarsäle hi-
neinbringen, an dem politischen Diskurs mitwirken. Das 
fördert die aktive Teilhabe und das Gefühl, dazuzugehö-
ren. Jedermann hat dann das Gefühl, mit seinem Anliegen 
vor den Parlamenten auch Gehör zu finden.

(Beifall bei der AfD)

Weshalb nun ein Gesetz? Wir wollen das Petitions-
wesen nicht symbolisch aufwerten, sondern es auch mit 
neuen Rechten versehen. Der Petitionsausschuss kann 
heute auch schon Zeugen und Sachverständige laden, 
hat allerdings nicht die Möglichkeit, Druck auszuüben, 
das auch durchzusetzen. Das wollen wir ändern. Das geht 
aber nur über Grundrechtseingriffe. Deswegen brauchen 
wir dafür ein Gesetz.

Neben materiellen Fragen werden auch formelle Fra-
gen angesprochen, etwa dass der Petitionsausschuss – das 
ist neu – die Befugnis bekommen soll, bei nachgeord-
neten Behörden wie Gerichten und Staatsanwaltschaften 
Informationen einzuholen, die dann auch zur Amtshilfe 
verpflichtet sind.

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns uns nicht 
aufhalten mit einer kleinlichen Krittelei an der einen 
oder anderen Bestimmung, die im Grunde nur das Ziel 
hat, unseren Entwurf zu torpedieren, nur weil er von uns 
stammt! Lassen Sie uns in eine ergebnisoffene, lösungs-
orientierte Beratung eintreten! Wir sind dankbar für jede 
Anregung.
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Haben Sie herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die Uni-

onsfraktion Johannes Wiegelmann.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Johannes Wiegelmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Das Petitionsrecht hat tiefreichende Wurzeln, 
beginnend in der Antike. Unser Petitionsrecht als in einer 
förmlichen Verfassung gewährleistetes, subjektives öf-
fentliches Recht hat in der deutschen Verfassungsent-
wicklung sein Vorbild in Artikel 21 der belgischen Ver-
fassung von 1831. Das Petitionsrecht des Artikels 17 
Grundgesetz lässt sich als Bestandteil einer gemeindeut-
schen Verfassungstradition begreifen. Bürger können ihre 
Interessen, Anliegen, Sorgen, Nöte gegenüber staatlichen 
Stellen artikulieren. Kurz gesagt: Es ist das in Verfassung 
und Gesetz gegossene Herz-ausschütten-Können.

Artikel 17 ist seit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes 
nicht geändert worden. Geändert wurde aber wohl das 
normative Umfeld. 1975 kam beispielsweise Artikel 45c 
Grundgesetz hinzu, der den Petitionsausschuss im 
Grundgesetz verankert.

Und damit sind wir beim Gesetzentwurf der AfD. Die-
ser listet noch vollständig die verfassungsrechtlichen An-
knüpfungspunkte des Petitionsrechts auf. Bereits danach 
wird der Gesetzentwurf aber fehlerhaft, und – die Anmer-
kung sei erlaubt – auch Ihre Rede soeben war Ausdruck 
dessen.

So heißt es in der Problembeschreibung, dass die 
Rechte des Petitionsausschusses und die Rechte der Pe-
tenten nicht normiert seien und damit allenfalls aus dem 
Petitionsrecht hergeleitet werden könnten, konkretisiert 
durch Richterrecht. Das ist falsch. Ja, zuzugeben ist, 
dass die Regelungen des Petitionswesens auf mehreren 
Ebenen beruhen, die bewusst ineinandergreifen. Dies be-
ginnt beim Geschäftsordnungsrecht mit den Regelungen 
unserer Geschäftsordnung und den Verfahrensgrundsät-
zen. Aber die Regelungen enden ebendort nicht. Seit 
1975 gibt es das Gesetz über die Befugnisse des Petitions-
ausschusses, das Gesetz nach Artikel 45c des Grund-
gesetzes. Das hätte man auch herausfinden können, 
wenn man für sich in Anspruch nimmt, das Petitionsrecht 
neu fassen zu wollen. Das im Gesetzentwurf beschrie-
bene Problem gibt es also nicht.

Ebenso wenig gibt es eine Regelungslücke hinsichtlich 
der Rechte der Petenten. Dies ergibt sich bereits aus der 
Verfassungssystematik. Nur Bitten und Beschwerden an 
den Staat vorzutragen zu können, ergibt sich bereits aus 
der Meinungsäußerungsfreiheit. Das im Grundgesetz ver-
bürgte Petitionsrecht beinhaltet denklogisch einen An-
spruch auf Entgegennahme, sachliche Prüfung und Ver-
bescheidung, subjektiv einklagbar mit der allgemeinen 
Leistungsklage.

Der Gesetzentwurf will aber nicht nur Probleme lösen, 
die nicht existieren, er schafft auch noch neue. So sollen 
Petitionen ab 100 000 Mitzeichnern im Plenum des Deut-
schen Bundestages einzeln behandelt werden müssen. 
100 000 Mitzeichnungen: Das entspricht 1,6 Promille 
der Wahlberechtigten. Einer solch kleinen Gruppe Ein-
fluss auf die Tagesordnung zu geben, erscheint nicht nur 
wenig demokratisch, vielmehr öffnet man damit politi-
schem Kampagnenaktivismus auch Tür und Tor.

Der Gesetzentwurf ist daher abzulehnen.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Die nächste Rednerin in dieser Debatte ist für die Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen Corinna Rüffer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Demokratinnen 

und Demokraten! Wir alle gehen morgen hoffentlich in 
eine ruhigere Weihnachtsphase. Ich kam heute Morgen 
ins Büro und fand dort einen Stapel Weihnachtskarten, 
sowohl eher unpersönliche Weihnachtskarten mit Auf-
druck und Unterschrift – liebe Frau Rüffer, wir wünschen 
Ihnen schöne Weihnachten usw. – als auch Weihnachts-
karten mit sehr umfänglichen Nachrichten – und die finde 
ich jedes Jahr vor – von Petentinnen und Petenten, die 
Dank sagen für unsere Arbeit im Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages, weil wir nicht irgendein Kum-
merkasten sind oder einem Gefühl nachgeben oder den 
Leuten nur ein Ohr schenken, sondern weil wir wirklich 
substanziell weiterhelfen können. Deswegen ist der Peti-
tionsausschuss so wichtig in diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt liegt uns ein Gesetzentwurf der AfD vor. Mir ist 
nicht ganz klar, ehrlich gesagt, wozu wir den brauchen, 
weil das Allermeiste, was da drinsteht, tatsächlich schon 
geregelt ist: in der Verfassung, in dem eben genannten 
Gesetz von 1975, in der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages und auch in den Verfahrensgrundsätzen, mit 
denen wir wöchentlich arbeiten. Wir kommen eigentlich 
gut zurecht mit dem, was wir haben, und ich kann sagen: 
Der Petitionsausschuss hat wahnsinnig starke Instrumen-
te. Wir können Aktenvorlage und Auskunft von der Bun-
desregierung verlangen, Zutritt zu Behördeneinrichtun-
gen fordern, Zeugen und Sachverständige laden, Vor- 
Ort-Besuche durchführen, zuletzt im Ahrtal, Gerichte 
und Verwaltungsbehörden sind zur Amtshilfe verpflichtet 
und vieles mehr.

Was wir aber wahrnehmen, ist, dass wir zunehmend 
Probleme haben, diese Instrumente tatsächlich auch kon-
sequent zu nutzen. Das hat damit zu tun, dass der Aus-
schussdienst für unseren Ausschuss personell einfach zu 
wenig unterfüttert ist. Uns fehlen die Ressourcen. Ich 
kann Ihnen sagen: Ich als Abgeordnete habe mittlerweile 
fast ein schlechtes Gewissen, wenn ich ein Berichterstat-
tergespräch beantrage, wenn ich einen Vor-Ort-Termin 
beantrage, weil dieser Ausschussdienst – und das geben 
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sie auch zu – wirklich sagt: Wir sind schon mit den 
Themen „Digitalisierung“, „Neuaufsetzung der Petitions-
datenbank“, „Einführung der eAkte“ – das sind alles 
wichtige Themen – ausgelastet. – Das darf aber nicht 
die eigentliche Arbeit des Petitionsausschusses unterlau-
fen; denn wir sind für die Petenten da. Und das kommt im 
Moment zu kurz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hoffe, dass hier heute ein paar Leute aus dem Haus-
haltsausschuss sitzen und dass Artikel 17, dieses starke 
Grundrecht, nicht nur in Sonntagsreden eine Rolle spielt, 
sondern dass wir endlich auch die Ausstattung bekom-
men, die wir brauchen, um diesen Petitionsausschuss 
wirklich zum Glitzern zu bringen. Dann können wir vie-
len Leuten helfen und richtig was für diese Demokratie 
tun.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Andrea Lindholz:
Der nächste Redner in dieser Debatte ist für die SPD- 

Fraktion Ruppert Stüwe.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ruppert Stüwe (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Im Februar 2022 startete Natascha Sagorski 
eine öffentliche Petition. Am 30. Januar 2025 ist daraus 
ein Gesetz geworden. Wir haben es beschlossen nach 
dem Ende der Ampelregierung. „Mutterschutz nach Fehl-
geburten“ war das Thema. Da hat eine Petition wirklich 
was verändert in diesem Land. – Ich wollte das ganz am 
Anfang der Rede sagen, weil hier manchmal der Eindruck 
erweckt wird, dieser Petitionsausschuss könne nichts ver-
ändern, es ginge nur darum, Bitten irgendwie durch-
zuwinken. Das ist nicht der Fall.

(Beifall der Abg. Corinna Rüffer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Dieser Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags 
verändert die Gesetze in diesem Land. Die Petition von 
Natascha Sagorski hat das gezeigt.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt haben Sie einen Petitionsgesetzentwurf vorgelegt, 
den ich noch mal aufgreifen will. Zwanzig Paragrafen, 
meist fünf Absätze lang, sollen ein Gesetz ersetzen mit 
neun Paragrafen, von denen nur ein einziger zwei Ab-
sätze hat. So sieht Bürokratieaufbau aus. Man verdoppelt 
die Regelungen, die es zum Thema Petitionswesen gibt.

Dann sagen Sie: Na ja, das Ganze ist ja in den Ver-
fahrensgrundsätzen geregelt. – Das ist richtig. In den 
meisten Fällen haben Sie den Text aus den Verfahrens-
grundsätzen einfach kopiert und in Ihren Gesetzentwurf 
übernommen. Spannend ist ja, wo Sie das nicht gemacht 
haben. Es wirkt ein bisschen so, als würden Sie eher ein 
Tribunal als einen Petitionsausschuss haben wollen.

Ja, Sie wollen die öffentliche Debatte, und die öffent-
liche Debatte ist gut. Aber Sie haben vergessen, die An-
hörung in Ihren Gesetzentwurf aufzunehmen, wo wir mit 
Petentinnen und Petenten, die mehr als 30 000 Unter-
schriften für ihre Petition gesammelt haben, in ein ganz 
konkretes Gespräch gehen.

Ja, Sie schreiben sehr minutiös, wer wie wen zu was 
vorladen kann. Aber Sie sagen gar nichts zum Bericht-
erstattergespräch, dem eigentlichen Ort, wo wir darum 
ringen, dass aus Ungerechtigkeit wieder Gerechtigkeit 
wird – auf ganz konkreter Ebene.

(Beifall der Abg. Corinna Rüffer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Und warum machen Sie das? Weil der Gesetzentwurf, 
den Sie hier vorgelegt haben – und da werden die Unter-
schiede deutlich –, Ihrer Haltung entspricht. Sie leben 
vom Problem und nicht von der Lösung. Sie leben von 
der Aufregung und nicht von der Abwägung. Der Kom-
promiss ist Ihnen nichts wert. Aber genau darum geht es 
im Petitionsausschuss. Es geht nicht nur um die Gesetze, 
wie dies zum Beispiel Natascha Sagorski durchgesetzt 
hat. Es geht darum, Probleme zu lösen, Ungerechtigkeit 
zu mildern und zu beseitigen.

Ihr Fokus ist allein die Debatte. Ich sage Ihnen was: Sie 
können in diesem Deutschen Bundestag Debatten be-
antragen zu Themen, von denen Sie denken, dass sie 
die Menschen interessieren. Es gab zum Beispiel eine 
Petition zum Thema Atomkraft, und wir haben in der 
letzten Legislaturperiode über 900 Minuten zum Thema 
Atomkraft diskutiert.

(Dr. Irene Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja!)

Ich würde sagen: Schlauer sind Sie dadurch anscheinend 
nicht geworden; aber das ist eine sehr persönliche Mei-
nung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der Linken)

Wir haben zum Pandemievertrag diskutiert, wo Sie 
internationale Solidarität beschränken wollten. Und ja, 
wir hatten sogar eine Petition, in der es darum ging, 
dass Insekten im Essen besser gekennzeichnet werden 
sollen, weil Sie davor Angst hatten. Auch das haben Sie 
zur Debatte im Deutschen Bundestag gemacht. Kein 
Thema ist für Sie so absurd, als dass Sie es nicht zur 
Debatte im Deutschen Bundestag machen würden. Das 
zeigt dies doch.

Ja, wir müssen Dinge verändern; die Kollegin Rüffer 
hat dazu schon einiges gesagt. Wir müssen besser werden 
im Dialog. Wir müssen besser werden, Plattformen zu 
schaffen. Wir haben in der letzten Legislaturperiode 
schon was verändert, um im Dialog zu bleiben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ihr Gesetzentwurf hilft dabei wenig. Deswegen lehnen 
wir ihn ab.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Vielen Dank. – Als nächster Redner hat für die Frak-

tion Die Linke das Wort der Abgeordnete Dr. Michael 
Arndt.

(Beifall bei der Linken)

Dr. Michael Arndt (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Gäste in diesem Hohen Haus und natürlich zu 
Hause an den Bildschirmen, vor allem auch im Saar-
gebiet, meiner Heimat! „De Opa hat uff de Grub ge-
schafft“: Deswegen beginne ich heute meine Rede mit 
einem kräftigen Glückauf.

Der Petitionsausschuss hat etwas von direkter Demo-
kratie. Dort werden Anträge von Einzelpersonen, Ver-
einen und Zusammenschlüssen bearbeitet, die es letzt-
endlich bis in den Bundestag, in die Gesetzgebung und 
in die konkrete Umsetzung schaffen können; ein Instru-
ment, das von wesentlich mehr von Ihnen, liebe Bür-
gerinnen und Bürger, genutzt werden sollte. Die Petition 
„Prüft ein AfD-Verbot!“ wurde zum Beispiel von über 
1,2 Millionen Menschen unterzeichnet.

(Beifall bei der Linken)

Da geht noch was.
Der letzte Propagandaminister des großdeutschen 

Reiches verfolgte die Strategie, das Parlament im Par-
lament lächerlich zu machen.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Was Sie machen, 
ist lächerlich! Hier so eine Rede zu halten!)

– Ruhe und Contenance. – Ich möchte diesen Herrn hier 
nicht zitieren; das überlasse ich anderen.

Auch heute gibt es Tendenzen, diese Strategie wieder 
aufzunehmen. Es finden kaum noch echte Debatten statt, 
sondern dieses Pult dient als Bühne für Clips in den so-
genannten sozialen Medien. Als Anlass werden schlechte 
Entwürfe eingebracht wie Ihrer.

Ihr Antrag liefert ein Rezept für Dauerkampagnen und 
für Verdrängung anderer parlamentarischer Aufgaben. 
Petitionen sollen Anliegen klären, nicht die Tagesord-
nung kapern. Der Entwurf baut Fristen und Pflichten so 
auf, dass Verwaltung und Ministerien mit Stellungnah-
men beschäftigt werden, gerade dann, wenn eine Partei 
massenhaft Eingaben organisiert. Kapazitäten werden ge-
bunden, statt Lösungen zu schaffen.

(Zuruf von der AfD: Also keine Anträge mehr 
stellen?)

Ansonsten ist Ihr Gesetzentwurf, um es vorsichtig aus-
zudrücken, handwerklich nicht von der nötigen Sorgfalt. 
Das sieht man, wenn zum Beispiel auf nicht mehr beste-
hende Gesetze verwiesen wird.

Wir als Linke wollen ein starkes Petitionsrecht: trans-
parent, barrierearm, sozial und wirksam. Öffentliche 
Anhörungen sollen dort stattfinden, wo sie helfen. Wir 
brauchen klare Regeln zum Schutz vor Missbrauch. Pe-
titionen sollen die Beteiligung fördern und dienen nicht 
dazu, den Betrieb lahmzulegen.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Kommen Sie bitte zum Ende Ihrer Rede.

Dr. Michael Arndt (Die Linke):
Darum lehnen wir Ihren Gesetzentwurf ganz entschie-

den ab.
(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Dr. Martin Plum.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Dr. Martin Plum (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sie können sich 
aus Ihrer Schulzeit sicherlich an Mitschüler erinnern, die 
bei anderen abgeschrieben haben. Abschreiben heißt, 
fremde Formulierungen und Gedanken übernehmen und 
sie als eigene geistige Leistung ausgeben, ohne diese je 
selbst erbracht zu haben.

Der vorliegende Entwurf eines Petitionsgesetzes ist ein 
echtes Musterbeispiel fürs Abschreiben. Die AfD-Frak-
tion übernimmt hier reihenweise Formulierungen aus 
fremder Feder und verkauft sie uns heute Abend als ei-
genen Gesetzentwurf.

(Gereon Bollmann [AfD]: Was Sie sonst im-
mer machen!)

Erstens. Zahlreiche Regelungen sind – die Kollegen 
haben darauf hingewiesen – bereits jetzt geltendes Recht. 
Einige Beispiele: § 1 Ihres Entwurfs entspricht § 108 
Absatz 1 Satz 1 unserer Geschäftsordnung, Ihr § 19 deren 
§ 125. Die §§ 2 bis 4 bedienen sich aus den Verfahrens-
grundsätzen des Petitionsausschusses. § 5 kopiert weite 
Teile des Petitionsausschussgesetzes.

Hier ist Ihnen beim Abschreiben aber ein Fehler unter-
laufen. Den bisherigen § 5 des Petitionsausschussge-
setzes haben Sie vergessen. Die Entschädigung von 
Petenten, Zeugen und Sachverständigen entfällt damit 
ersatzlos. Das zeigt eindrucksvoll, welchen Wert Sie 
dem Petitionsverfahren wirklich zumessen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)
Zweitens. Sie übernehmen zahlreiche Vorschläge an-

derer Fraktionen, ohne ihre Urheberschaft zu benennen, 
möglicherweise weil Ihnen das peinlich ist. So hatten die 
Ampelfraktionen bereits in der letzten Wahlperiode vor-
geschlagen, Petitionen mit über 100 000 Unterstützern im 
Plenum zu beraten. Das findet sich bei Ihnen nun in § 12 
Absatz 4 wieder.

Aber es kommt noch besser. Als wahrer Steinbruch für 
Ihr Petitionsgesetz entpuppen sich Gesetzentwürfe für 
ein – Achtung! – Petitionsgesetz aus den Jahren 2001 
und 2008 der – hört, hört! – Fraktionen PDS und Die 
Linke. Daraus übernehmen Sie ganze Paragrafen und 
Absätze sinngemäß oder sogar wortgleich.

Ein Beispiel. Die PDS schlug 2001 folgenden § 12 
Absatz 2 vor:
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„Jede Fraktion und Abgeordnetengruppe, die eine 
Sachentscheidung des Ausschusses nicht mitgetra-
gen hat, kann dazu ein Minderheitsvotum abgeben 
und mit einer schriftlichen Begründung versehen.“

Rund 25 Jahre später heißt es bei der AfD fast wortgleich 
in § 10 Absatz 1:

„Jede Fraktion oder Abgeordnetengruppe, die eine 
Sachentscheidung des Petitionsausschusses nicht 
mitgetragen hat, kann zu einer Petition ein Minder-
heitsvotum abgeben. Sie kann es schriftlich begrün-
den.“

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Hört! Hört!)
Diese Beispiele lassen sich beliebig fortsetzen. Öffent-

liche Petitionen regelt Die Linke in § 12 und die AfD in 
§ 13, die Berichtspflicht der Bundesregierung die PDS in 
§ 21, Die Linke in § 17 und die AfD in § 11.

(Zuruf des Abg. Gereon Bollmann [AfD])
Das Petitionsregister findet sich bei der PDS in § 23, bei 
der Linken in § 19 und bei der AfD in § 17; der Jahres-
bericht bei der PDS in § 25, bei der Linken in § 21 und bei 
der AfD in § 18.

Das Ergebnis ist damit eindeutig: Täuschen und Trick-
sen sind das Metier der AfD. Wir lassen uns davon nicht 
blenden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Als eigene geistige Leistung geht dieser Gesetzentwurf 
sicherlich nicht durch; denn genau die haben Sie von der 
AfD-Fraktion hier nicht erbracht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Manfred Schiller.
(Beifall bei der AfD)

Manfred Schiller (AfD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Landsleute! Ist es nicht schön, dass das Petitions-
wesen wieder einmal im Plenum behandelt wird?

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Jawohl! – 
Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Sagen Sie doch mal was zu den Peinlichkeiten, 
die Sie sich hier erlauben!)

Bedingt durch das Petitionsverfahren sind wir Mitglieder 
im Petitionsausschuss besonders nahe dran an den Sorgen 
und Nöten der Bürger. In den Debatten zu den Jahres-
berichten wird gerne von allen Fraktionen behauptet, 
dass wir uns stärker für das Petitionswesen einsetzen 
wollen.

Unsere Fraktion, die Alternative für Deutschland, ist 
mit diesem Gesetzentwurf Vorreiter

(Carsten Müller [Braunschweig] [CDU/CSU]: 
Nein! Wir haben gerade genau das Gegenteil 
gehört! Beim Abschreiben erwischt! Peinlicher 

Beitrag bei Ihnen! – Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU)

und hat als einzige hier im Hause in den letzten drei 
Wahlperioden dafür gesorgt, dass über die Behandlung 
von Petitionen hier im Plenum öffentlich gesprochen 
wird,

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Nicht zu-
gehört!)

und das nicht nur einmal: in der 19. Wahlperiode gleich 
mit zwei Initiativen, in der 20. mit einer und in der lau-
fenden bisher auch mit einer Initiative. Von den anderen 
Fraktionen kam da gar nichts.

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Herr Schiller, erlauben Sie eine Zwischenfrage aus der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen?

Manfred Schiller (AfD):
Nein. – Das zeigt den Stellenwert, den unsere bürger-

nahe Fraktion dem Petitionswesen als wichtigem Ele-
ment der Bürgerbeteiligung beimisst.

Leider bleiben die meisten einzelnen Petitionen im 
Plenum bislang unsichtbar. Meine Damen und Herren, 
das muss sich ändern. Unser Gesetzentwurf sichert genau 
das. Bei Petitionen mit über 100 000 Mitzeichnungen ist 
eine Debatte dazu im Plenum verpflichtend. Die Bürger 
könnten dann zumindest darüber mitbestimmen, worüber 
in ihrer Vertretung, dem Bundestag, debattiert wird.

(Beifall bei der AfD)

In der letzten Legislaturperiode waren wir diesem Ziel 
schon nähergekommen. Doch die Ampelkoalition ver-
säumte es, ihre eigenen Koalitionsversprechen umzuset-
zen.

Lassen Sie uns das jetzt korrigieren. Am schnellsten 
ginge dies, wenn Sie unserem Gesetzentwurf zustimmen 
würden. Für eine echte, lebendige Debatte brauchen wir 
neben dem Petitionsverfahren auch zusätzlich Volks-
abstimmungen nach Schweizer Vorbild, so wie es das 
AfD-Programm schon seit jeher vorsieht.

(Beifall bei der AfD)

Lassen Sie uns die Brandmauer überwinden und in den 
Ausschüssen eine fruchtbare und erfolgreiche Debatte 
zum Wohle unserer Bürger führen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 21/3294 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.
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Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 22a bis 22c: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Tiergesund-
heitsgesetzes, des Tierarzneimittelgesetzes 
und des Tiergesundheitsrechtlichen Buß-
geldgesetzes 

Drucksache 21/2475

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Landwirtschaft, Ernährung und 
Heimat (10. Ausschuss)

Drucksache 21/3352

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Anpassung des Pflanzen-
schutzgesetzes an unionsrechtliche Re-
gelungen 

Drucksache 21/2473

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Landwirtschaft, Ernährung und 
Heimat (10. Ausschuss)

Drucksache 21/3344

c) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD eingebrachten Entwurfs 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes 

Drucksache 21/3292
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Als Erstes hat das Wort für 
die CDU/CSU-Fraktion die Abgeordnete Silvia Breher.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Silvia Breher (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Minister Rainer! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Wir haben nur 20 Minuten Debat-
tenzeit und eine ganze Reihe Gesetzesänderungen. Trotz-
dem möchte ich meine Rede mit einer einfachen Zahl 
beginnen: 110 Euro. Im Tiergesundheitsgesetz erhöhen 
wir nämlich den Entschädigungshöchstsatz für Geflügel 
im Seuchenfall von 50 auf nunmehr 110 Euro.

Liebe Iris Tapphorn – du wirst das jetzt hören –, end-
lich ist es so weit. Iris Tapphorn ist eine Gänsehalterin bei 
mir aus dem Wahlkreis. Letztendlich hat sie dieses ganze 
Thema auf den Weg gebracht. Ich war schon 2022 bei ihr 
auf dem Hof. Da hat sie mir erzählt, wie die Lage ist, 
wenn gekeult wird und man den Wert der Tiere nicht 
erstattet bekommt. Es gibt bei uns nur wenige Gänsehal-
ter; 80 Prozent des Gänsefleisches importieren wir näm-
lich. Im Seuchenfall lassen wir bis jetzt gerade diese 
Betriebe im Stich. Denn 50 Euro reichen bei Elterntieren 

beileibe nicht aus, und eine private Versicherungsmög-
lichkeit gibt es nicht. Deswegen geht es hier um die 
Existenz.

Unser erster Anlauf in dieser Sache war der Gesetz-
entwurf der CDU/CSU-Fraktion vom 21.06.2022, der 
von der Ampel leider abgelehnt wurde.

(Felix Schreiner [CDU/CSU]: Sehr schade 
damals!)

Der Gesetzentwurf konnte im zweiten Anlauf dann leider 
nicht mehr umgesetzt werden. Aller guten Dinge sind 
drei: nun der dritte Anlauf. Und jetzt wird die Regelung 
kommen, nach Rücksprache mit den Ländern auch rück-
wirkend. Wir sichern das aktuelle Seuchengeschehen ab. 
Rückwirkend können die 110 Euro Höchstbetrag also ab 
dem 01.10. dieses Jahres angesetzt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Johannes Steiniger [CDU/ 
CSU]: Sehr gute Maßnahme!)

Es ist nur eine Zahl, 110 Euro, aber für die betroffenen 
Bäuerinnen und Bauern bedeutet diese Zahl im Zweifel 
die Existenz.

Wir haben weitere Änderungen im Tiergesundheits-
gesetz und im Tierarzneimittelgesetz. Wir setzen den 
Koalitionsvertrag weiter um. Wir harmonisieren. Wir set-
zen EU-Recht eins zu eins um und bauen Bürokratie ab. 
Auch das Pflanzenschutzgesetz passen wir rechtsberei-
nigend an das EU-Recht an. Und wir verschieben die 
Pflicht zu elektronischen Aufzeichnungen – auch das 
war ein Hinweis aus der Praxis – noch einmal um ein 
Jahr, um den Betrieben die Anschaffung der notwendigen 
Technik möglich zu machen.

Schließlich: Heute in der ersten Lesung verschieben 
wir die Pflicht zur Verwendung der Tierhaltungskenn-
zeichnung auf den 01.01.2027. Gleichzeitig – das möchte 
ich betonen – arbeiten wir an den inhaltlichen Änderun-
gen, die notwendig sind, damit diese Pflicht am Ende 
auch tatsächlich zu einem Mehrwert führt. Damit befin-
den wir uns auf der Zielgeraden. Aber für das Verfahren, 
für die Notifizierung und am Ende auch für die Umset-
zung in der Praxis brauchen wir diese Fristverschiebung 
ein weiteres Mal.

Für heute wünsche ich Ihnen allen einen schönen 
Abend und vor allen Dingen frohe und gesegnete Weih-
nachten und schöne Tage mit euren Lieben.

Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Stephan Protschka.
(Beifall bei der AfD)

Stephan Protschka (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Gott zum Gruße! Wir debattieren heute, wie 
gerade gehört, drei Gesetzentwürfe zur Änderung des 
Tiergesundheitsgesetzes, des Pflanzenschutzgesetzes 
und des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes. Inhaltlich 
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könnten diese Gesetzentwürfe nicht weiter voneinander 
entfernt sein; dennoch werden sie in einer gemeinsamen 
20-Minuten-Debatte abgehandelt. Diese bemerkenswerte 
Vorgehensweise, liebe CDU/CSU, erweckt den Eindruck, 
dass die Bundesregierung versucht, solch weitreichende 
und vielschichtige Themen schnell abzufrühstücken, 
ohne dem jeweiligen Thema die nötige individuelle Auf-
merksamkeit zukommen zu lassen.

Eins haben die drei Gesetzentwürfe aber doch gemein-
sam. Sie verkörpern wieder einmal reine Symbolpolitik 
der Regierung. Das scheint sich die schwarz-rote Regie-
rung ja als Motto auf ihre Fahnen geschrieben zu haben. 
Sie täuschen Handlungsfähigkeit vor, ohne aber die wah-
ren Herausforderungen anzupacken.

(Beifall bei der AfD)
Statt echter Lösungen für unsere Landwirte haben wir 

es heute wieder einmal mit Überregulierungen aus Brüs-
sel zu tun, die lediglich neue Bürokratie und zusätzliche 
Belastung für die deutschen Bauernfamilien schaffen. 
Das ist mit uns definitiv nicht zu machen, und deshalb 
werden wir Ihre Gesetzentwürfe ganz klar ablehnen.

Ich kann Ihnen eins nicht ersparen, nämlich einen nä-
heren Blick auf Ihre geplante Änderung des Tierhaltungs-
kennzeichnungsgesetzes,

(Zuruf des Abg. Jens Behrens [SPD])
anscheinend die Never-ending-Story in der schwarz-ro-
ten Koalition. Ist Ihnen das nicht langsam peinlich, liebe 
Union? Es soll nun um eine weitere Verschiebung der 
Regelung auf den 1. Januar 2027 gehen, angeblich, wie 
gerade gehört, weil eine grundlegende Reform bis zum 
1. März 2026 nicht möglich sei.

(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Das ist so! – 
Jens Behrens [SPD]: Wenn man sich damit 
auskennt, dann ist das so!)

Das kann vielleicht sogar sein; das weiß ich nicht.
Nur frage ich mich dann ernsthaft, warum Sie dann im 

Juni dieses Jahres nicht gleich eine Fristverlängerung bis 
2027 beantragt haben. Damals war davon übrigens auch 
nicht die Rede. Da hieß es von Ihrer Seite, liebe Union, 
dass man den Lebensmittelunternehmen dadurch mehr 
Zeit zur Vorbereitung geben wolle. Also sagt doch gleich, 
dass ihr euch nicht einig seid zwischen Schwarz und Rot, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Widerspruch des Abg. 
Dieter Stier [CDU/CSU])

Und wenn man der Presse Glauben schenkt, dann wird 
das heute ja mit Sicherheit nicht die letzte Gesetzesände-
rung zur Tierhaltungskennzeichnung bleiben; denn die 
SPD brüstet sich bereits damit, dass die Kennzeichnung 
nun doch für die Außer-Haus-Verpflegung verpflichtend 
werden soll.

Wir erinnern uns: Vor fast genau einem Jahr standen 
Redner der Union hier an diesem Rednerpult und haben 
uns alle vor den Folgen für die Gastronomie gewarnt, 
wenn die Ampel die Tierhaltungskennzeichnung auf 
den Außer-Haus-Verzehr ausweiten würde. Ja, sie hatten 
recht damit. Auch wir haben diese Position damals ver-
treten und vertreten diese Position auch heute noch. Wir 

alle wissen ja, dass die Union ganz besonders für ihren 
Opportunismus bekannt ist. Sich aber jetzt hierhinzustel-
len mit einer Ampelposition, vor der man selbst noch vor 
einem Jahr massiv gewarnt hat, das ist wirklich großes 
Kino, liebe Union.

(Beifall bei der AfD)
Doch so kennen wir die Union mittlerweile. Ein Rück-

grat wie ein Zitteraal und alles frei nach dem Motto: Was 
kümmert mich mein Wahlversprechen von gestern? So 
geht es aber nicht mehr weiter, meine Damen und Herren. 
Es brennt hinter der Brandmauer – aber nicht auf unserer 
Seite.

(Beifall bei der AfD)
Sehr geehrte Damen und Herren, zum Schluss meiner 

Rede: Diese drei Gesetzentwürfe – –
(Johannes Steiniger [CDU/CSU]: Jetzt ist das 

Mikrofon schon abgeschaltet worden!)
– Na ja, das kann man bei Ihnen abschalten. Der Artur 
Auernhammer von der CSU gibt seine Rede sogar zu 
Protokoll. So viel Interesse hat er noch an der deutschen 
Landwirtschaft. Da sieht man ja, was man hat.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Also, diese drei Gesetzentwürfe von Tiergesundheit 

über Pflanzenschutz bis hin zur überflüssigen staatlichen 
Tierhaltungskennzeichnung sind Symbolpolitik pur und 
werden den existenziellen Herausforderungen in der 
Landwirtschaft nicht einmal ansatzweise gerecht. Es 
sieht doch so aus, dass Sie mit dieser Symbolpolitik den 
deutschen Bauern Schaden zufügen, die Gastronomie be-
lasten und die Verbraucher mit Ihrem leeren Getöse täu-
schen.

(Jens Behrens [SPD]: Das ist keine Belastung! 
Sie haben doch keine Ahnung!)

Für solchen politischen Schwindel gibt es keinen Platz 
mehr in Deutschland. Die Lage ist viel zu ernst. Wir 
brauchen eine vernünftige Politik und echte Lösungen. 
Und das Ganze kann nur mit der AfD geschehen.

(Jens Behrens [SPD]: Wenn Sie Ahnung hätten 
von dem, was Sie reden!)

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen von Gott gesegnete 
Weihnachten und trotz aller politischen Unterschiede ei-
nen guten Rutsch nach 2026. Kommen Sie bitte alle ge-
sund wieder zurück.

(Jens Behrens [SPD]: Das ist ja fast eine Dro-
hung!)

Danke schön.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort die Abgeord-

nete Dr. Franziska Kersten.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Franziska Kersten (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Unsere Koalition ist angetreten, um die viel-
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fältigen Herausforderungen, vor denen wir im Moment 
stehen, Schritt für Schritt zu bewältigen. Wir wollen, dass 
sich Deutschland wieder gut entwickelt und die Men-
schen gern in Stadt und Land leben. Aber natürlich agie-
ren wir hier im Bundestag nicht im luftleeren Raum, 
sondern müssen bei allen Gesetzesvorhaben unterschied-
liche Interessen berücksichtigen und natürlich die Vor-
gaben der EU einhalten.

Und für den Agrarsektor kann ich einmal mehr ver-
künden: Wir liefern, und heute gleich dreifach!

(Zuruf von der AfD: Mit Bürokratie, oder?)

Die Reform des Tiergesundheitsrechts ist eine Herkules-
aufgabe. Tiergesundheit ist die Grundlage für Tierwohl 
und ist auch für die menschliche Gesundheit von ent-
scheidender Bedeutung. Unser Ziel sind daher EU-weit 
einheitliche und stringente Regeln für die Anwendung 
von Tierarzneimitteln und Diagnostika, für Impfstoffe 
und den Umgang mit Tierseuchen. Das setzen wir mit 
dem Gesetzgebungsvorhaben zum Tiergesundheitsgesetz 
heute um.

Hier ist uns auch das wirtschaftliche Überleben von 
Betroffenen wichtig. So haben wir die Höchstsätze für 
die Entschädigung bei Geflügelseuchen rückwirkend 
zum 1. Oktober auf 110 Euro angehoben; das wurde 
von unserer Staatssekretärin schon gut ausgeführt.

Zum Pflanzenschutzgesetz. Hier soll die Digitalisie-
rung perspektivisch deutliche Erleichterungen bei Auf-
zeichnungen zum Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 
bringen. Damit das gut gelingt, ist hier aber eine gründ-
liche Vorbereitung notwendig. Daher hat die EU den 
Zeitraum für die Einführung um ein Jahr verlängert. 
Auch das setzen wir mit dem heutigen Beschluss um. 
Alle Gesetzgebungsvorhaben stehen natürlich unter der 
Prämisse des Bürokratieabbaus. Und wir satteln bei EU- 
Vorgaben nirgends drauf.

Schließlich sind wir auch bei der Tierhaltungskenn-
zeichnung endlich weiter vorangekommen. Dazu wird 
der Tierschutzbeauftragte unserer Fraktion gleich noch 
näher ausführen.

Das alles funktioniert übrigens nur, weil wir in der 
Koalition sachlich und konstruktiv zusammenarbeiten 
und ein gutes Miteinander pflegen; das muss an dieser 
Stelle einmal ausdrücklich betont werden.

Ich werde auch weiterhin am Schwung aus den Koali-
tionsverhandlungen festhalten und mich nach Kräften für 
Landwirtschaft und ländlichen Raum einsetzen.

Schönen Abend.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Dr. Ophelia Nick.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Ophelia Nick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Tiere haben Emotionen. Sie empfinden Angst, 

Stress, Schmerz. Und ja, sie können, sie dürfen auch 
Freude empfinden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sonja Eichwede [SPD])

Wer über Landwirtschaft spricht, darf eines niemals ver-
gessen: Die Grundlage vieler unserer Lebensmittel sind 
fühlende Lebewesen; Tiere, deren Schutz und Wohlerge-
hen uns anvertraut ist.

Ich spreche hier auch als Tierärztin, als jemand, der 
weiß, was Haltung für Tiere bedeutet, als jemand, der 
sich entschieden hat, das Leid zu lindern und nicht weg-
zuschauen. Und aus dieser Verantwortung heraus sage ich 
ganz klar: Tiere haben ein Recht darauf, ihre arteigenen 
Verhaltensweisen auszuleben, ein Recht auf ein Leben 
frei von Leid und Schmerz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Können sie das nicht, können sie nicht ihre Bedürfnisse 
ausleben, dann leiden sie massiv. Schweine leiden, wenn 
sie nicht wühlen dürfen; Hühner leiden, wenn sie nicht 
scharren dürfen; Rinder leiden, wenn sie dicht gedrängt 
auf Spaltenböden stehen. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das ist kein Randproblem, das ist Alltag.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir alle haben es in der Hand, die Betriebe zu unter-
stützen, die hier mehr tun. Aber das können wir eben nur, 
wenn wir eine Kennzeichnung haben: im Laden an der 
Theke, im Restaurant auf der Speisekarte. Wir wollen, 
dass Menschen, die bereit sind, mehr für Tierwohl zu 
bezahlen, endlich auch eine Wahl haben.

Und wir wollen, dass Landwirtinnen und Landwirte, 
die mehr für ihre Tiere tun, sichtbar machen können, was 
sie leisten, und dafür eben auch bezahlt werden. Heute 
rollten die Traktoren in Brüssel. Viele Landwirte fordern 
zu Recht Wertschätzung. Doch mit der Verschiebung die-
ses Gesetzes nehmen wir ihnen genau das: die Chance, 
Mehrwert zu erwirtschaften. Und das ist Missachtung der 
Leistung unserer Höfe.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Während diese Regierung hier vertagt, verzögert und 
verschiebt, entsteht jeden Tag und jede Stunde Tierleid. 
Auch deshalb ist diese Verschiebung so bitter und so 
falsch.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Seit Jahren sagen uns die Menschen im Land, sie wollten 
wissen, wie Tiere gehalten werden. Kein freiwilliges Sie-
gel, kein Kleingedrucktes, sondern Ehrlichkeit auf dem 
Teller. Und was liefern Sie? Aufschub!

(Hermann Färber [CDU/CSU]: Das war ja 
auch ein riesengroßer Murks, was Sie uns hin-
terlassen haben! Ein riesengroßer Murks!)

Das ist herzlos. Die Tiere können nicht warten. Und Sie 
verhindern eine Aussicht auf Besserung. Da sage ich ganz 
klar und deutlich: Die Bürger sind weiter als die Politik. 
Die Bürger wollen Klarheit, sie wollen Verantwortung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
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Deshalb appelliere ich an Sie: Beenden Sie den Auf-
schub! Setzen Sie das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz 
um!

(Zuruf des Abg. Johannes Steiniger [CDU/ 
CSU])

Zeigen Sie Haltung für Tierwohl statt Tierleid, für Ehr-
lichkeit und Transparenz und für eine Landwirtschaft mit 
Zukunft!

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Dafür arbeiten wir!)
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordneten Marcel Bauer und Artur 

Auernhammer geben ihre Reden zu Protokoll.1)

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
Linken)

Damit rufe ich dann auch schon den letzten Redner in 
dieser Debatte auf. Das ist für die SPD-Fraktion der Ab-
geordnete Jens Behrens.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jens Behrens (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Vor knapp sechs Monaten hatte ich an 
dieser Stelle bereits zur Verschiebung der Anwendung 
des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes gesprochen. 
Damals bin ich fest davon ausgegangen, dass wir mitt-
lerweile die von uns als Koalition und von zahlreichen 
Verbänden geforderte Verbesserung auf den Weg ge-
bracht hätten. Leider liegt uns jedoch kein entsprechender 
Referentenentwurf vor. Allerdings arbeitet das Landwirt-
schaftsministerium hinter den Kulissen glaubhaft an ei-
nem Aufschlag, der die Wünsche der Koalition und der 
Fachverbände vollumfänglich aufgreifen wird.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Innerhalb der Koalition sind wir ganz klar, was die 
Weiterentwicklung der Kennzeichnung betrifft. Wir blei-
ben selbstverständlich dabei, dass sie verpflichtend sein 
wird. Wir werden sie praxisgerecht und im Einklang mit 
den Bedürfnissen des Tierwohls ausgestalten. Die Hal-
tungsformen werden in Stufen angelegt, die aufeinander 
aufbauen und eine klare, verständliche Kennzeichnung 
ermöglichen.

Ein weiterer wichtiger Punkt ist die Einführung der 
Kennzeichnung für die Außer-Haus-Verpflegung. Diese 
wollen wir Mitte 2027 zur Anwendung bringen.

Eine Kennzeichnung macht natürlich nur dann Sinn, 
wenn sie auch wahrgenommen wird. Deshalb bleibt es 
dabei, dass die staatliche Kennzeichnung gut sichtbar 
und für alle Verbraucherinnen und Verbraucher verständ-
lich auf der Vorderseite der Verpackung angebracht wird. 
In der laufenden Wahlperiode wollen wir die Kennzeich-

nung auch auf weitere Tierarten und verarbeitete Pro-
dukte ausdehnen, immer mit dem Ziel, eine praxistaug-
liche, bürokratiearme Umsetzung zu gewährleisten.

Wir sind uns bewusst, dass dieser Prozess nicht einfach 
wird, und verschieben den Start erneut, um die Zeit zu 
haben, die dafür notwendig ist. Doch mit dieser Weiter-
entwicklung des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes 
machen wir einen entscheidenden Schritt hin zu einer 
verantwortungsvollen, transparenten und nachhaltigen 
Tierhaltung, die sowohl den Tieren als auch den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern zugutekommt.

Herzlichen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Tiergesundheitsgesetzes, des Tierarzneimittelgeset-
zes und des Tiergesundheitsrechtlichen Bußgeldgesetzes. 
Der Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und Hei-
mat empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 21/3352, den Gesetzentwurf der Bundesregierung 
auf Drucksache 21/2475 in der Ausschussfassung an-
zunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion und die 
CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Gibt es Enthaltungen? – Das sind die 
Fraktion Die Linke und die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter Beratung 
angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die SPD-Fraktion und die CDU/CSU-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Gibt es 
Enthaltungen? – Die Fraktion Die Linke und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist damit in 
dritter Beratung angenommen.

Tagesordnungspunkt 22b. Abstimmung über den von 
der Bundesregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur 
Anpassung des Pflanzenschutzgesetzes an unionsrecht-
liche Regelungen. Der Ausschuss für Landwirtschaft, Er-
nährung und Heimat empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 21/3344, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 21/2473 in der Aus-
schussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – Das sind die SPD-Frak-
tion und die CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Das sind die Fraktion Die Linke und die Fraktion der 
AfD. Wer enthält sich? – Das ist die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist damit in zwei-
ter Beratung angenommen.1) Anlage 2
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Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die SPD-Fraktion und die CDU/CSU-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das sind die AfD-Fraktion und 
die Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? – Das ist die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist 
damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 22c. Interfraktionell wird Über-
weisung des Gesetzentwurfs auf Drucksache 21/3292 
an den Ausschuss für Landwirtschaft, Ernährung und 
Heimat vorgeschlagen. Gibt es weitere Überweisungs-
vorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir 
wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 4a und 4b: 

a) Zweite und dritte Beratung des von den Abge-
ordneten Dr. Malte Kaufmann, Leif-Erik 
Holm, Enrico Komning, weiteren Abgeord-
neten und der Fraktion der AfD eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Abschaffung 
des Gesetzes über die unternehmerischen 
Sorgfaltspflichten zur Vermeidung von 
Menschenrechtsverletzungen in Lieferket-
ten (Lieferkettensorgfaltspflichtenabschaf-
fungsgesetz – LkSAG) 

Drucksache 21/329

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Soziales (11. Aus-
schuss)

Drucksache 21/733

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
ziales (11. Ausschuss) zu dem Antrag der Ab-
geordneten Dr. Malte Kaufmann, Leif-Erik 
Holm, Carolin Bachmann, weiterer Abgeord-
neter und der Fraktion der AfD 

Bürokratiewende einleiten – EU-Lieferket-
tenrichtlinie zügig abschaffen

Drucksachen 21/340, 21/733

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart. – Ich bitte die Kollegen, zügig die Plätze zu 
wechseln.

Ich eröffne die Aussprache. Für die SPD-Fraktion hat 
das Wort der Abgeordnete Jan Dieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Jan Dieren (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Abgeordnete! Wir spre-

chen hier heute Abend über das Lieferkettensorgfalts-
pflichtenabschaffungsgesetz der AfD-Fraktion.

(Raimond Scheirich [AfD]: Ganz richtig! – 
Enrico Komning [AfD]: Wie die CDU verspro-
chen hat!)

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz verpflichtet, 
wie Sie wissen, Unternehmen, ihre Lieferketten zu kon-
trollieren. Das heißt, wenn sie Waren aus dem Ausland 
kaufen, sollen sie überprüfen, ob bei der Herstellung 
dieser Waren Menschenrechte verletzt werden.

(Enrico Komning [AfD]: Wie sollen sie das 
wohl tun?)

Dieses Gesetz möchte die AfD jetzt abschaffen, weil wir 
ja nicht die ganze Welt retten könnten.

(Enrico Komning [AfD]: Weil es Blödsinn ist!)
Klar, mal eben kurz die Welt retten, das geht nicht.

(Raimond Scheirich [AfD]: Das können wir 
auch nicht! Ist halt so! – Weiterer Zuruf von 
der AfD)

– Hören Sie doch erst mal zu! – Aber das versucht das 
Lieferkettengesetz ja auch gar nicht. Das Gesetz soll nur 
dafür sorgen, dass grundlegende Menschenrechte ein-
gehalten werden. Zwei Beispiele:

Ein Großteil der Natursteine in Deutschland kommt 
aus indischen Steinbrüchen. Da findet auch immer wieder 
Kinderarbeit statt, obwohl sie verboten ist. Wenn man 
sich die Arbeitsbedingungen in so einem Steinbruch vor-
stellt, dann wird schnell klar, dass auch das Lieferketten-
gesetz dort nicht für paradiesische Zustände sorgt. Aber 
es sorgt immerhin dafür, dass weniger Kinder dort Steine 
klopfen und stattdessen zur Schule gehen können.

(Beifall bei der SPD – Enrico Komning [AfD]: 
Genau das ist Unsinn!)

– Ja, Sie wollen gern, dass die Kinder Steine klopfen. 
Alles klar. Schön, dass Sie das so deutlich sagen.

(Enrico Komning [AfD]: Wollen Sie so was 
behaupten?)

Beispiel: Bananen. Ich hatte erst im letzten Monat 
Bananenbauern aus Ecuador hier bei mir im Bundestag 
zu Besuch. Sie haben mir wieder berichtet – sie waren 
schon einmal da –, was das Lieferkettengesetz für sie 
bedeutet: Die Arbeit dort ist – das kann man sich auch 
leicht vorstellen – immer noch hart und viel zu schlecht 
bezahlt. Aber seit das Lieferkettengesetz da ist, passiert 
es immerhin seltener, dass Flugzeuge über die Plantagen 
fliegen und Pestizide versprühen, während Menschen 
dort noch arbeiten.

(Beifall bei der SPD)
Das ist nicht „die Welt retten“. Das ist nur das Min-

deste an Menschenrechtsstandards, die dadurch eingehal-
ten werden.

(Karl Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Genau!)

Ja, das kostet auch Geld. Und ich kann verstehen, wenn 
Unternehmen sagen: Wir wollen, dass das möglichst we-
nig Kosten verursacht. – Aber wir sollten es auch nicht 
übertreiben. Die Kosten für das Lieferkettengesetz sind 
nicht die Welt. Für ein Unternehmen wie Lidl zum 
Beispiel, bei dem wir die Bananen dann hier in Deutsch-
land kaufen können, machen die Kosten zur Einhaltung 
der Berichtspflichten nach dem Lieferkettengesetz 
0,0004 Prozent des Umsatzes aus, und wenn es dafür 
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sorgt, dass Menschenrechte dann auch eingehalten wer-
den, macht das sage und schreibe 0,005 Prozent des Um-
satzes aus. Ich finde, das ist ein vertretbarer Aufwand 
dafür, dass Kinder nicht in Steinbrüchen Steine klopfen 
müssen und Bananenbauern nicht mit Pestiziden über-
gossen werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Und es ist ja auch nicht so, als wenn das Abschaffen 
des Lieferkettengesetzes auch nur einem einzigen Be-
schäftigten in Deutschland helfen würde. Im Gegenteil: 
Werden Menschenrechtsverletzungen im Ausland nicht 
verfolgt, dann sorgt das dafür, dass die Arbeitsbedingun-
gen dort noch schlechter, die Kosten noch geringer sind – 
also noch mehr Waren günstig nach Deutschland impor-
tiert werden können, statt sie hier herstellen zu lassen. 
Das hilft doch den Beschäftigten hier nicht, im Gegenteil.

Wirklich im Sinne der arbeitenden Menschen hier ist 
es, sich für gute Arbeitsbedingungen überall in der Welt 
einzusetzen.

(Beifall bei der SPD)
Denn der solidarische Kampf für gute Arbeitsbedingun-
gen hilft am Ende den arbeitenden Menschen auf der 
ganzen Welt. Das Lieferkettengesetz ist nur ein kleiner 
Schritt, ein kleiner Beitrag dazu, weil es dazu beiträgt, 
dass Menschenrechte eingehalten werden – bei, wie ich 
finde, vertretbarem Aufwand. Das ist, meine ich, doch 
wirklich nicht zu viel verlangt.

Wir wissen, dass Ihnen von der AfD arbeitende Men-
schen hier in Deutschland oder anderswo auf der Welt 
völlig egal sind.

(Raimond Scheirich [AfD]: Deswegen wählen 
sie uns dann?)

Sie instrumentalisieren Beschäftigte einzig und allein für 
Ihre politischen Ziele. Ihre Politik schadet den arbeiten-
den Menschen am allermeisten. Das ist ziemlich durch-
schaubar, auch bei diesem Antrag, auch bei diesem Ge-
setzentwurf. Wir lehnen sie deshalb ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Enrico Komning [AfD]: Fünf Pro-
zent SPD!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Dr. Malte Kaufmann.
(Beifall bei der AfD – Enrico Komning [AfD]: 
Jetzt kommt eine intellektuelle Herausforde-
rung für Sie!)

Dr. Malte Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wir sprechen heute über die Abschaffung von 
zwei Gesetzen. Oft geht es ja um neue Gesetze, die ver-
abschiedet werden sollen. Heute machen wir mal was 
Gutes für die Wirtschaft: Wir leiten die Bürokratiewende 

ein, wir schaffen unnötige Bürokratie ab. Wir wollen die 
Auflagen nicht nur abschwächen, sondern wir sind dafür, 
dass sowohl in Deutschland als auch auf EU-Ebene das 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz abgeschafft wird.

(Beifall bei der AfD)
Wenn Sie sich mit der Situation der Unternehmen be-

schäftigen, sehen Sie: Wir befinden uns in einer Krise, 
wir haben in Deutschland seit vielen Jahren eine richtige 
Rezession. 10 000 Arbeitsplätze gehen jeden Monat al-
lein in der Industrie verloren. Wir haben eine Insolvenz-
welle, die so hoch ist wie seit zehn Jahren nicht mehr. 
Produktionsstätten werden ins Ausland verlagert, Unter-
nehmen bauen Arbeitskräfte in Deutschland ab. Wenn 
man die Unternehmen fragt, was die größten Schwierig-
keiten sind, die den Wirtschaftsstandort Deutschland im 
Moment so schwächen, dann wird immer wieder gesagt: 
hohe Steuern und Abgaben, hohe Energiekosten und viel 
zu viel Bürokratie.

(Beifall bei der AfD)
Wir hatten heute ein Treffen der Parlamentariergruppe 

Luft- und Raumfahrt. Ein namhaftes bayerisches Unter-
nehmen aus der Luft- und Raumfahrtbranche, das zu Gast 
war und sich vorgestellt hat, hat darüber geklagt, dass die 
Standortbedingungen in Deutschland immer schlechter 
werden. Ein Punkt in der Präsentation war das Thema 
Regulatorik. Ich habe mich darauf gemeldet und den Ver-
treter des Unternehmens gefragt, wenn er einen Punkt 
beim Thema „Bürokratie und Regulatorik“ auswählen 
könne, den wir als Abgeordnete abschaffen sollten, wel-
cher das wäre. Er hat wie aus der Pistole geschossen 
ebendieses Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz genannt. 
Wenn wir den Unternehmen etwas Gutes tun wollen, 
wenn wir Arbeitsplätze in Deutschland erhalten wollen, 
dann müssen wir dieses Gesetz abschaffen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)
Es ist schon sehr interessant: Sie von der CDU/CSU 

haben im Wahlkampf immer wieder versprochen, dass 
Sie dieses Gesetz abschaffen wollen. Aber wo ist der 
Herbst der Reformen, den der Bundeskanzler angekün-
digt hat? Wo sind die Maßnahmen? Wo sind die Aktio-
nen? Alles Fehlanzeige! Springen Sie über Ihren Schat-
ten, und stimmen Sie heute unserem vorgelegten 
Gesetzentwurf und unserem Antrag zu.

(Beifall bei der AfD)
Man fragt sich manchmal, von welchem Stern Sie sind. 

Haben Sie überhaupt keinen Kontakt zu Unternehmen 
und zur Realität?

(Derya Türk-Nachbaur [SPD]: Das fragen wir 
uns bei Ihnen regelmäßig!)

Uns wird immer wieder vorgeworfen – der Vorredner hat 
es ja eben auch gesagt –, wir wollten die Menschenrechte 
abschaffen. Das ist wirklich lächerlich!

(Jan Dieren [SPD]: Hat er doch gerade gesagt!)
Das Gegenteil ist der Fall. Wir sind die Partei, die für 
Menschenrechte ist, für Grundwerte, für Grundrechte, 
für Freiheit.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
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Natürlich würden wir das auch gern überall auf der Welt 
sehen, selbstverständlich.

(Beifall bei der AfD – Sonja Eichwede [SPD]: 
Kinderarbeit!)

Aber es kann doch nicht sein, dass unsere deutschen 
Unternehmen dafür verantwortlich gemacht werden, 
dass überall auf der Welt Menschenrechte, Umweltstan-
dards, Gewerkschaftsrechte aus deutscher Sicht umge-
setzt werden sollen. Das kann nicht sein. Deswegen 
muss dieses Gesetz weg.

(Beifall bei der AfD)

Schon letztes Jahr hat das Institut der deutschen Wirt-
schaft eine Studie verfasst, in der man festgestellt hat, 
dass gut gemeint nicht gut gemacht ist, dass dieses Liefer-
kettengesetz in vielen Ländern genau das Gegenteil von 
dem bewirkt, was es eigentlich angeblich bewirken soll. 
Man kann es sich ja leicht vorstellen: Wenn sich deutsche 
Unternehmen aus Märkten wie zum Beispiel Indien, das 
Sie gerade genannt haben, oder zum Beispiel aus der 
Textilbranche in asiatischen Ländern zurückziehen aus 
Angst, hier in Deutschland in Haftung genommen zu 
werden, dann ist der Menschenrechtslage dort auch nicht 
geholfen; denn dann kommen chinesische Unternehmen, 
amerikanische Unternehmen oder Unternehmen aus an-
deren Ländern, aber die deutschen Unternehmen sind 
weg. Das schadet den Menschenrechten dort und unseren 
Unternehmen in Deutschland. Auch deshalb geht dieses 
Gesetz vollkommen an der Realität vorbei.

(Beifall bei der AfD – Zurufe vom BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und von der Linken)

Dann wird argumentiert, es sei doch nur ein geringer 
Erfüllungsaufwand – das haben Sie eben in der Rede auch 
gesagt – und beträfe nur große Unternehmen ab 1 000 
Mitarbeitern. Das ist zwar formal richtig; aber diese Un-
ternehmen geben ja kaskadenartig die Pflichten an die 
Zulieferer in Deutschland, an die kleinen Handwerks-
betriebe, an die Selbstständigen, an den Mittelstand, wei-
ter.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
So viele kleine Handwerksbetriebe gibt es gar 
nicht, wie sie von Ihnen instrumentalisiert wer-
den!)

Deswegen ist das eine völlig unnötige Bürde.
Wir als Stimme der Vernunft haben heute einen guten 

Gesetzentwurf und einen guten Antrag zur Abschaffung 
dieser beiden Gesetze vorgelegt. Machen Sie den Unter-
nehmen und den Arbeitnehmern in Deutschland ein 
Weihnachtsgeschenk, und stimmen Sie heute zu.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die CDU/CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Ab-

geordnete Lars Ehm.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Lars Ehm (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Wir haben heute einen Antrag der AfD 
vorliegen, der nichts Geringeres fordert als die vollstän-
dige Abschaffung der unternehmerischen Sorgfalts-
pflichten in der Lieferkette.

(Enrico Komning [AfD]: Das wollten Sie 
auch!)

Die AfD will damit eine komplexe Herausforderung mit 
der Brechstange lösen.

Wir als Union sehen sehr wohl, dass es in der der-
zeitigen Ausgestaltung des Lieferkettengesetzes erhebli-
che Probleme gibt. Viele Unternehmen berichten von 
Bürokratie und Rechtsunsicherheit. Diese Sorgen neh-
men wir ernst,

(Raimond Scheirich [AfD]: Ja, dann schaffen 
Sie es ab! Stimmen Sie zu!)

und es liegt deshalb bereits ein entlastender Gesetzent-
wurf vor.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Was aber klar sein muss: Es geht nicht um das Ob der 
Einhaltung von Menschenrechten in der Lieferkette – das 
muss außer Frage stehen –, es geht lediglich um das Wie 
der Umsetzung.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie bei den Klimazielen! Da geht es auch um 
das Wie!)

Meine Damen und Herren, deshalb geht ein Antrag auf 
ersatzlose Streichung in die falsche Richtung; denn Ver-
antwortung lässt sich nicht einfach streichen – aber sie 
lässt sich sehr wohl besser organisieren.

Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz ist ursprüng-
lich mit dem richtigen Anspruch angetreten. In der prak-
tischen Anwendung hat es sich jedoch als zu komplex 
und vor allem als zu bürokratisch erwiesen. Diese Schief-
lage nun zu korrigieren, ist im Übrigen auch kein Rück-
zug aus der Verantwortung. Es ist ein Gebot der Fairness, 
der ökonomischen Vernunft – und ein notwendiger 
Schritt zum Abbau erdrückender Bürokratie. Mit der jetzt 
vorliegenden Änderung seitens der Bundesregierung ge-
hen wir einen entscheidenden Schritt:

Erstens. Weniger Formalismus dadurch, dass die Be-
richtspflichten im Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
entfallen.

Zweitens. Die bestehenden Sorgfaltspflichten werden 
differenziert ausgestaltet und dies zukünftig mit Fokus 
auf Menschenrechtsverletzungen; denn darauf kommt 
es an.

Drittens. Wir richten unser nationales Recht kon-
sequent an einer gemeinsamen europäischen Entwick-
lung aus, ohne nationale Übererfüllung.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Doch mit Blick auf die CSDDD sollen unsere Unter-

nehmen nicht erst morgen, sondern schon jetzt entlastet 
werden. Daher warten wir nicht. Ziel ist es dann, im 
nächsten Schritt ein neues Gesetz zur internationalen Un-
ternehmensverantwortung umzusetzen – bürokratiearm 
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und vollzugsfreundlich. Denn viel Bürokratie erzeugt 
keine Moral. Das lehrt uns das bestehende Lieferketten-
sorgfaltspflichtengesetz. Aber wer bewusst von Zwangs-
arbeit oder ausbeuterischer Kinderarbeit profitiert, der 
muss mit Konsequenzen rechnen. Hier unterscheiden 
wir uns ganz klar vom Antragsteller: Wir verbessern Ver-
antwortung. Wir schaffen sie nicht ab.

Meine Damen und Herren, wir haben die Chance, ein 
europäisch anschlussfähiges Regelwerk zu schaffen, das 
deutsche Unternehmen nicht schwächt, sondern sie wie-
der in die Lage versetzt, weltweit verantwortungsvoll und 
erfolgreich zu agieren – im festen Bewusstsein, dass wirt-
schaftliche Vernunft und soziale Verantwortung ein-
schließlich fairer internationaler Lieferketten untrennbar 
zusammengehören. Lassen Sie uns aber eines nicht: ein-
fach auf Verantwortung verzichten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Dr. Sandra Detzer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Es ist schon eine Tragödie, dass die Liefer-
kettenregulierung in Deutschland in der politischen De-
batte vor allen Dingen unter dem Aspekt der Bürokratie 
diskutiert wird. Eigentlich wäre nämlich die Diskussion 
über Lieferkettenregulierung in Zeiten von Lieferketten-
rissen, in der Situation, dass wir – wie wir beispielsweise 
am Fall Nexperia sehen – abhängig von einzelnen Kom-
ponenten sind und wenig über diese Abhängigkeiten wis-
sen, eine Frage der Klugheit, der strategischen Weitsicht. 
Es geht um wirtschaftliche Resilienz.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Eine kluge Lieferkettenregulierung erhöht die Planbar-
keit für Unternehmen und erhöht die Versorgungssicher-
heit.

Herr Ehm, ich kann Ihnen diese Tatsache nicht erspa-
ren: Wenn Sie wirklich an einer verantwortungsvollen 
Regulierung der Lieferketten interessiert wären, dann 
würden Sie im Europäischen Parlament nicht zusammen 
mit den Gestalten auf der rechten Seite des Hauses ab-
stimmen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
sondern würden in Brüssel Mehrheiten in der Mitte des 
Hauses suchen.

(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: In der 
Mitte sind Sie ja wohl auch nicht gerade!)

Das tun Sie nicht. Damit lassen Sie – das wissen Sie ganz 
genau – diese Möglichkeit zur Lieferkettenregulierung 
liegen. Sie sind auf dem falschen Pfad unterwegs. Wir 
würden uns wünschen, dass Sie die Fehler, die Sie in 
Brüssel begangen haben, korrigieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die AfD fordert die sofortige Abschaffung eines Ge-
setzes, das von einer unionsgeführten Bundesregierung 
entwickelt und von der Großen Koalition beschlossen 
wurde – und das viele Unternehmen im Alltag schon 
umsetzen. Es wäre natürlich völliger Quatsch, das Ergeb-
nis dieser Arbeit, dieses Gesetz, einfach zu streichen; 
denn damit würden Investitionen entwertet, Planungs-
sicherheit zerstört und strategisches Wissen vernichtet. 
Das ist gerade in einer Zeit, in der wir geopolitisch unter 
Druck stehen, in der wir die Resilienz dieser Volkswirt-
schaft erhöhen wollen, das falsche Signal. Wir brauchen 
mehr Resilienz, nicht weniger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen mehr Planung für Lieferketten und nicht 
weniger. Deswegen ist es richtig, diese Regulierung bei-
zubehalten.

(Zuruf des Abg. Enrico Komning [AfD])

Viele Unternehmen sind hier nicht resilient; das muss 
man ganz klar festhalten. Wir haben insbesondere im 
Zuge der Gaskrise, aber jetzt wieder im Zusammenhang 
mit Nexperia und den Chiplieferproblemen gemerkt, wie 
wenig wir in Deutschland und Europa eigentlich über 
unsere Lieferketten und deren Resilienz wissen. Deswe-
gen bedeutet die Lieferkettenregulierung aus unserer 
Sicht immer auch einen Schutz von Unternehmen, von 
Arbeitsplätzen und am Ende auch der Preise für die Ver-
braucher/-innen. Wer seine Risiken nicht kennt, der kann 
sie nicht managen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist ein riesengroßes Problem in dieser Volkswirt-
schaft. Das wollen wir ändern.

(Raimond Scheirich [AfD]: Also, Sie wollen 
die Volkswirtschaft abschaffen! Schon verstan-
den!)

Ich komme zum Schluss. Wir brauchen Bürokratie-
abbau, ja. Aber gut gemachter Bürokratieabbau heißt 
nicht Deregulierung, sondern Vereinfachung. Es geht 
nicht darum, die Regeln, die wir brauchen, über Bord 
zu werfen. Deswegen ist Lieferkettentransparenz kein 
Hemmschuh, sondern ein Beitrag zur wirtschaftlichen 
Sicherheit in Europa.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort die Abge-

ordnete Desiree Becker.

(Beifall bei der Linken)

Desiree Becker (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Das Lieferkettendebakel in fünf Akten:
Erster Akt. Das Lieferkettengesetz in Deutschland tritt 

in Kraft. Die Richtlinie in der EU wird diskutiert und 
dann endlich beschlossen.
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Zweiter Akt. Im Januar wirbt Kanzler Merz auf Kosten 
der Menschenrechte damit, das Gesetz in Deutschland 
endlich abzuschaffen.

(Raimond Scheirich [AfD]: Ja, richtig! – 
Enrico Komning [AfD]: Hat er gesagt! Aber 
ihm kann man ja nichts glauben! Er erzählt ja 
immer nur Märchen!)

Dritter Akt. Im Sommer trifft Ursula von der Leyen 
Trump, und ab dann nimmt das Drama seinen Lauf.

Vierter Akt. Im EU-Parlament wird ein Gesetzespaket 
auf den Weg gebracht. Die Konservativen suchen Mehr-
heiten mit den extremen Rechten,

(Enrico Komning [AfD]: Welche Konservati-
ven denn?)

wohlgemerkt, um die einzige Richtlinie grundlegend aus-
zuhöhlen, die Konzerne dazu bringt, die Zerstörung von 
Klima, Menschen und Umwelt zu stoppen.

(Beifall bei der Linken)

Das ist ein Skandal. Die Konservativen haben einmal 
mehr die rechtsradikale Geschichte weitergeschrieben 
und damit gemeinsam mit den Rechten ganz offiziell 
die Drecksarbeit für Kanzler Merz erledigt.

(Enrico Komning [AfD]: Uijuijui! – Weiterer 
Zuruf von der AfD)

Fünfter Akt. Die Kabinettssitzung der Bundesregie-
rung im September: Abschaffung der Berichtspflicht, 
Änderung der Bußgeldvorschrift, weniger Tatbestände. 
Und die absolute Höhe des Ganzen: Die Bundesregierung 
hat das BAFA angewiesen, keine Unternehmensberichte 
mehr zu prüfen.

So schwach das deutsche Gesetz auch sein mag, es hat 
greifbare Verbesserungen für Arbeiter/-innen nah und 
fern gebracht. Schauen wir nach Gräfenhausen, in meine 
Heimat in Hessen. Da streikten zweimalig Lkw-Fahrer 
wochenlang, weil sie keinen Lohn sahen. Durch ihren 
Arbeitskampf und die Prüfungen nach dem Lieferketten-
gesetz bekamen die Auftraggeber Panik. Das Ergebnis: 
Das Geld wurde gezahlt. – Das ist keine Bürokratie, das 
ist Gerechtigkeit!

(Beifall bei der Linken sowie des Abg. Karl 
Bär [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Menschenrechte enden nicht am Werkstor und auch 
nicht an der deutschen Grenze. Wir lehnen dieses Gesetz 
entschieden ab.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Als letzte Rednerin rufe ich jetzt auf für die CDU/ 

CSU-Fraktion die Abgeordnete Sandra Carstensen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Sandra Carstensen (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz hat 
viele Schwächen. Das ist bekannt, das ist nichts Neues.

(Raimond Scheirich [AfD]: Also weg damit!)
Ich selbst habe in meiner früheren Funktion in der Wirt-
schaft auch sehr darunter gelitten. Aber das, was ich von 
den Grünen und von den Linken hier dazu höre, was noch 
alles hätte mehr verkompliziert, verbösschlimmert wer-
den müssen, ist einfach unerträglich.

(Beifall bei der CDU/CSU – Marc Biadacz 
[CDU/CSU]: Sehr gut! – Zuruf des Abg. Jorrit 
Bosch [Die Linke])

Wir haben schon längst klar erkannt, dass hier etwas 
geändert werden muss, dass die erheblichen Erschwer-
nisse, die das Ganze für die Unternehmen durch Doku-
mentationspflichten und Berichtspflichten mit sich 
bringt, beseitigt werden müssen. Und das haben wir nicht 
nur als CDU/CSU so erkannt, sondern das hat auch unser 
SPD-Koalitionspartner erkannt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die klatschen 
nicht mal! Gesten sagen mehr als Worte!)

Wo wir als Koalition jetzt allerdings einen grundlegend 
anderen Weg gehen als die AfD, ist bei der Verantwor-
tung, die wir tragen, die Deutschland in der Welt über-
nehmen soll. Diese Verantwortung endet eben nicht an 
unseren Landesgrenzen. Sie gilt für Menschenrechte, 
und sie gilt ebenso für den Schutz unserer Umwelt.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und wie setzen Sie sie durch?)

Wenn man den Antrag der AfD zu Ende liest – und das 
ist mir schon schwer genug gefallen –, ihn dann aber auch 
noch zu Ende denkt, dann heißt das, was Sie wollen: Wir 
sollen keine Verantwortung mehr übernehmen. Wir neh-
men Kinderarbeit billigend in Kauf. Wir akzeptieren Um-
weltzerstörung.

(Dirk Brandes [AfD]: Doch! Wir wollen Ver-
antwortung für die Unternehmen in Deutsch-
land übernehmen! – Enrico Komning [AfD]: 
Ach, Frau Carstensen! Das können Sie doch 
besser!)

– Hören Sie mir doch endlich mal zu. Das haben Sie bei 
der ersten Rede von mir schon nicht gemacht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Dann muss ich hier nicht immer alles doppelt sagen.
(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Aber Sie haben 
mir ja auch nicht zugehört! – Dirk Brandes 
[AfD]: Immer diese Weltenrettungsfantasie!)

– Nein, Herr Kaufmann. – Solange alles im Ausland ge-
schieht, sollen sich die Länder selbst darum kümmern. 
Uns interessiert nicht, was die machen. Da ist die Ver-
antwortung der anderen Länder gefragt. Wir übernehmen 
keine Verantwortung.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Doch! Interna-
tionale Organisationen!)
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Das kann es nicht sein. Ich kann nur sagen: Ihr Weg ist 
der mit einer Abrissbirne. Ein Gesetz mag problematisch 
sein. Aber anstatt zu versuchen, die sinnvollen Essenzen 
zu nehmen und für die Zukunft zu sichern, wollen Sie es 
einfach beiseiteschieben.

(Raimond Scheirich [AfD]: Ja, das ist ganz 
sinnvoll! Tatsächlich! Versuchen Sie es mal 
mit weniger Gesetzen!)

Der Weg der CDU/CSU und der Koalition mit der SPD 
ist ein deutlich anderer. Wir wollen das Gesetz eben nicht 
ersatzlos streichen, sondern gezielt ändern.

(Enrico Komning [AfD]: Aber wir werden das 
dann tun, irgendwann!)

Wir wollen bürokratische Lasten abbauen, Rechtssicher-
heit schaffen, Unternehmen entlasten – und das Ganze im 
Einklang mit europäischem Recht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD – Zuruf von der AfD)

Genau dies hat das Kabinett auch beschlossen. Und ge-
nau daran werden wir im parlamentarischen Verfahren 
weiterarbeiten,

(Enrico Komning [AfD]: Das steht in Ihrem 
Wahlprogramm drin! Genau so!)

damit wir am Ende eine sinnvolle, rechtssichere und ver-
antwortungsvolle Lösung haben.

Meine Damen und Herren, wir sind eben keine Lem-
minge, die unsinnigen Vorschlägen zustimmen,

(Raimond Scheirich [AfD]: Wir sind keine 
Lemminge, die den Wahlprogrammen der 
CDU/CSU folgen!)

nur weil wir uns am selben Gesetz stören. Übereinstim-
mung in der Kritik ersetzt keine Übereinstimmung beim 
Lösungsvorschlag.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Wir wollen Ihr 
Wahlprogramm umsetzen!)

Wir haben dazu grundsätzlich andere Überlegungen und 
Entwürfe. Wir lehnen Ihren Entwurf entschieden ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Zusatzpunkt 4a. Wir kommen zur Abstimmung über 

den Entwurf eines Lieferkettensorgfaltspflichtenabschaf-
fungsgesetzes der Fraktion der AfD. Der Ausschuss für 
Arbeit und Soziales empfiehlt unter Buchstabe a seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/733, den Ge-
setzentwurf der Fraktion der AfD auf Drucksache 21/329 
abzulehnen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Frak-
tion Die Linke, die SPD-Fraktion, die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen und die CDU/CSU-Fraktion. Gibt es 

Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Der Gesetzentwurf 
ist damit in zweiter Beratung abgelehnt. Damit entfällt 
nach unserer Geschäftsordnung die weitere Beratung.

Zusatzpunkt 4b. Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses für Arbeit und Soziales zu dem Antrag der Fraktion 
der AfD mit dem Titel „Bürokratiewende einleiten – EU- 
Lieferkettenrichtlinie zügig abschaffen“. Der Ausschuss 
empfiehlt unter Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung 
auf Drucksache 21/733, den Antrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 21/340 abzulehnen. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Das sind die Fraktion Die 
Linke, SPD-Fraktion, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und die CDU/CSU-Fraktion. Ich mache die Gegenpro-
be! – Das ist die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Niemand. Die Beschlussempfehlung ist damit angenom-
men.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 24 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Berufskraftfahrer-
qualifikationsgesetzes und anderer straßen-
verkehrsrechtlicher Vorschriften 

Drucksachen 21/1862, 21/2456, 21/2669 Nr. 14

Beschlussempfehlung und Bericht des Verkehrs-
ausschusses (15. Ausschuss)

Drucksache 21/3353

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, 
zügig die Plätze zu wechseln.

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU/CSU-Frak-
tion hat das Wort der Abgeordnete Henning Rehbaum.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Henning Rehbaum (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! In Deutschland gibt es 580 000 Berufskraftfahrer. 
Davon sind 480 000 Lkw-Fahrer und 100 000 Busfahrer. 
Jeder einzelne von ihnen muss innerhalb eines Fünfjah-
reszeitraums 35 Fortbildungsstunden nachweisen. Das 
sind pro Jahr 4 Millionen Stunden für Fortbildung, in 
denen die Arbeitnehmer nicht in ihren Betrieben zur Ver-
fügung stehen.

Das ist ein großes Thema, das in Deutschland aktuell 
schlecht geregelt ist. Es stört die Betriebsabläufe. Es 
macht die Disposition der Fahrer schwierig. Und es ist 
immer wieder ein Zankapfel, wie diese Stunden abge-
rechnet werden: ob es Arbeitsstunden sind oder ob es 
das Privatvergnügen der Fahrer ist. Vor allem muss man 
aber anmerken, dass trotz körperlich erforderlicher An-
wesenheit bei den Schulungen am Ende nicht geprüft 
wird – die Anwesenheit ist erforderlich, aber es gibt keine 
Abschlussprüfungen –, sodass im Grunde diese 4 Millio-
nen Stunden pro Jahr nicht effizient für die Fahrerfort-
bildung eingesetzt werden.
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Mit dem heutigen Gesetzentwurf wollen wir einen ers-
ten Schritt gehen hin zu einer modernen und flexiblen 
Fahrerfortbildung. Das dient den Speditionen, und das 
dient natürlich auch den Fahrern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

In Zukunft werden Busfahrer und Lkw-Fahrer ihre 
35 Stunden Fortbildung nicht mehr physisch anwesend 
bei einer Fahrschule oder bei einem Fortbildungsinstitut 
machen, sondern digital mit einer App, synchron oder 
asynchron. Das ist modern, und das hilft am Ende wirk-
lich allen in der Branche.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

– Danke sehr. – Es ist ein erster Schritt, weitere folgen.
Zur grundsätzlichen Ausbildung der Berufskraftfahrer. 

Da sind wir dran. Wir haben die Situation, dass die Voll-
ausbildung eines Berufskraftfahrers in Deutschland 
15 000 Euro kostet, in unserem Nachbarland Österreich 
nur 3 000 Euro. Da sieht man also: Irgendetwas läuft 
nicht richtig. Da sind wir dran, da wollen wir etwas ver-
ändern. Das sind wir dieser Branche schuldig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Das ist ein wichtiger Beitrag, um den Fahrerberuf attrak-
tiv zu machen.

Darüber hinaus müssen wir aber auch viele andere 
Dinge angehen. Wir sind dabei bereits mittendrin. Wir 
wollen weniger Staus auf den Autobahnen und nehmen 
deshalb weiter Ausbau und Umbau vor. Wir brauchen 
mehr Parkplätze für Lkw und Busse. Und wir brauchen 
vernünftige, ansprechende Sanitäranlagen an den unbe-
wirtschafteten Parkplätzen. Das ist nicht nur eine Frage 
der Sicherheit, sondern auch eine Frage der Menschen-
würde. Das sind wir den Menschen, die diese Aufgabe für 
uns übernehmen, schuldig.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich komme zum Schluss. Ich danke den Lkw-Fahrern 
für ihren tollen Dienst, den sie tagein, tagaus für uns 
machen, und ich wünsche ihnen – egal woher aus Europa 
sie kommen –, dass sie dieses Jahr Weihnachten bei ihren 
Familien verbringen können.

Danke. 
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Alexis Giersch.
(Beifall bei der AfD)

Alexis L. Giersch (AfD):
Frau Präsidentin! Verehrte Kollegen und Kolleginnen! 

Liebe Landsleute! Wir debattieren heute das Berufskraft-
fahrerqualifikationsgesetz. Das klingt auf den ersten 
Blick langweilig, ist es aber nicht. Mit diesem Gesetz-

entwurf wird sogenanntes E-Learning eingeführt. 
Gemeint ist damit Onlinefernunterricht. Aus meiner jah-
relangen Erfahrung als Ausbilder in der Erwachsenen-
bildung kann ich Ihnen sagen, dass Präsenzunterricht 
aus vielerlei Gründen dem Fernunterricht überlegen ist. 
Vor zwei Jahren habe ich selber an der Berufskraftfahrer-
weiterbildung teilgenommen. Meine Fahrerkarte ist gül-
tig.

Mit diesem Gesetz muss nun geregelt werden, wie die 
Daten zu erfassen und zu verarbeiten sind. Das ist sinn-
voll. Leider wird damit auch der Bürokratieaufwand für 
die Unternehmen etwas erhöht. Den vor der Wahl ver-
sprochenen Bürokratieabbau gibt es nicht.

Die Regierung beklagt den Fachkräftemangel. Die 
Prognosen gehen davon aus, dass im Jahr 2030 bis zu 
100 000 Kraftfahrer fehlen können. Und wie lautet Ihr 
Lösungsvorschlag, Kollegen von der CDU/CSU? Sie 
wollen mehr ausländische Kraftfahrer gewinnen. Ihre Lö-
sung beruht auf einem Denkfehler. Wenn Sie nämlich 
weiterhin unsere Kraftwerke in die Luft sprengen, wenn 
Sie weiterhin durch die CO2-Steuer die Energie künstlich 
verteuern

(Björn Simon [CDU/CSU]: Jetzt vermischen 
Sie aber einiges!)

und wenn weiterhin so viele Betriebe Insolvenz anmel-
den müssen wie seit Beginn Ihrer Regierung, werden im 
Jahr 2030 viel weniger Waren zu transportieren sein.

(Beifall bei der AfD)

Dann haben wir nicht 100 000 Berufskraftfahrer zu we-
nig, sondern wir haben 100 000 arbeitslose Berufskraft-
fahrer mehr.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Das glauben 
Sie doch selber nicht! – Björn Simon [CDU/ 
CSU]: Ogottogott!)

Heute haben wir 3 Millionen Menschen, die arbeiten 
können und arbeiten wollen, und Sie klagen über einen 
Fachkräftemangel. Was stimmt da nicht bei Ihnen? Die 
Lösung ist einfach: Arbeitslose qualifizieren statt Aus-
länder importieren.

(Beifall bei der AfD – Armand Zorn [SPD]: 
Bingo! – Weitere Zurufe von der SPD: Oh!)

Jetzt schauen wir doch mal genau in den Gesetzent-
wurf hinein. Ich nehme nur eines von vielen Beispielen 
heraus. Dort steht – Zitat –: „In § 6a […] wird die Angabe 
‚[…] Antragstellers‘ durch die Angabe ‚Adressaten der 
Amtshandlung‘ ersetzt.“ Wunderschöne Juristenprosa, 
aber für die Bürger wird das Gesetz dadurch mit Sicher-
heit nicht verständlicher.

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht schlimm!)

Sehr geehrter Vorredner, Herr Rehbaum, ich habe noch 
ein Zitat für Sie:

„Nun liegt ein Gesetzentwurf vor. Ich dachte, da 
kommt jetzt ein richtig großer Wurf. […] Also, das 
ist wirklich ein Witz, wenn man sich den Ernst der 
Lage anguckt […].“
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Zitat Ende. – Sie erinnern sich bestimmt. Das waren Ihre 
Worte vor fast genau einem Jahr hier an diesem Pult. Da 
haben Sie das Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz der 
Ampelregierung kritisiert. Jetzt sitzen Sie in der Regie-
rung, und was reichen Sie ein? Eine Kopie des Gesetzes 
der Ampelregierung.

(Enrico Komning [AfD]: Weil es Wendehälse 
sind!)

So sieht also Ihr versprochener Politikwechsel aus.
(Beifall des Abg. Bernd Schattner [AfD])

Die Politikwissenschaft hat dafür einen schönen Be-
griff geprägt: Argumentetausch.

(Beifall bei der AfD)
Wann immer in der Geschichte der Bundesrepublik die 
Altparteien die Oppositionsbank und die Regierungsbank 
miteinander getauscht haben, haben sie auch ihre Argu-
mente getauscht.

(Björn Simon [CDU/CSU]: Sie haben keinen 
einzigen Vorschlag gebracht!)

Bestes Beispiel dafür ist die ausufernde Staatsverschul-
dung. Die Regierung verteidigt immer neue Schulden, die 
Opposition hat sie kritisiert; aber einen echten Politik-
wechsel hat es nie gegeben.

Liebe Kollegen auf der falschen Seite der Brandmauer, 
auch beim Lieferkettengesetz haben wir das soeben ge-
sehen. Sie stimmen gemeinsam ab. Sie machen bei mir 
eher den Eindruck einer neosozialistischen Einheitspar-
tei.

(Beifall bei der AfD – Derya Türk-Nachbaur 
[SPD]: Bingo!)

Die Fraktion der Alternative für Deutschland steht auf 
dem Standpunkt, dass in einem modernen Arbeitsumfeld 
Erwachsenenbildung unverzichtbar ist. Aber wir sehen 
die Gefahr, dass der Präsenzunterricht vollständig durch 
Fernunterricht ersetzt werden könnte. Deshalb können 
wir dem Gesetzentwurf in dieser Form nicht zustimmen. 
Wir werden uns enthalten.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Björn Simon [CDU/ 
CSU]: Kein einziger eigener Vorschlag! – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Als Tiger ge-
startet und als Bettvorleger gelandet!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordneten Dirk Vöpel, Matthias Gastel, Jorrit 

Bosch und Günter Baumgartner haben ihre Reden zu 
Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Linken)

Damit kann ich die Aussprache schließen.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes und anderer 
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften. Der Verkehrs-

ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 21/3353, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksachen 21/1862 und 21/2456 in der 
Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – Das sind die Fraktion Die 
Linke, die SPD-Fraktion und die CDU/CSU-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen und die AfD-Fraktion. Der Ge-
setzentwurf ist damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Die Linke, die SPD-Fraktion und die CDU/CSU-Frakti-
on. Wer stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Bündnis 90/ 
Die Grünen und die AfD-Fraktion. Der Gesetzentwurf ist 
damit angenommen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 25a und 25b: 

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(16. Ausschuss) zu der Verordnung der Bun-
desregierung 

Verordnung zur Anpassung nationaler 
chemikalienrechtlicher Regelungen an das 
Unionsrecht durch Änderung der Che-
mikalien-Ozonschichtverordnung und 
durch Änderung der Chemikalien-Ver-
botsverordnung

Drucksachen 21/2865, 21/2987 Nr. 2.1, 21/ 
3351

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
(16. Ausschuss) zu der Verordnung der Bun-
desregierung 

Verordnung zur Durchführung der Ver-
ordnung (EU) 2024/573 über fluorierte 
Treibhausgase

Drucksachen 21/2866, 21/2987 Nr. 2.2, 21/ 
3351

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Der erste Redner, Carsten 
Träger, hat seine Rede zu Protokoll gegeben.2)

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Damit rufe ich direkt für die AfD-Fraktion den Abge-
ordneten Dr. Rainer Kraft auf.

(Beifall bei der AfD)

1) Anlage 3 2) Anlage 4
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Dr. Rainer Kraft (AfD):
Sehr geehrte Präsidentin! Werte Kollegen! Der vorlie-

gende TOP umfasst die Verordnung zur Durchführung 
der Verordnung über fluorierte Treibhausgase, die Ände-
rungen in der Chemikalien-Ozonschichtverordnung und 
die Novelle der Chemikalien-Verbotsverordnung.

Beginnen wir mit der Chemikalien-Ozonschichtver-
ordnung. Das Gute: Die bisherige Einschränkung, dass 
eine Freisetzung im Rahmen eines Einsatzes zur Feuer-
löschung zwar erlaubt, zu Übungszwecken allerdings 
verboten ist, wurde gestrichen. Mithin ist es wieder er-
laubt, in den sehr begrenzten Anwendungsbereichen die-
ser Halonlöschmittel auch wieder praktisch zu üben.

Problematisch ist aber der Wegfall der Übergangsfrist 
für die Privatfliegerei. Jetzt wird von jedem kleinen Flug-
zeugbesitzer verlangt, einen halonfreien Handfeuer-
löscher an Bord mitzuführen. Bei Preisen bis zu 
1 800 Euro halten wir das für unverhältnismäßig.

(Beifall bei der AfD)

Zur Chemikalien-Verbotsverordnung. Die Aufhebung 
einer nationalen Ausnahme der EU-REACH-Verordnung 
gleicht einem Schildbürgerstreich. Vorliegend geht es um 
mit Asbest beschichtete Diaphragmen in der Chlor-Alka-
li-Elektrolyse bei einem Chemiekonzern im niedersäch-
sischen Stade. Nach Ansicht der EU-Bürokraten ist As-
best grundsätzlich schlecht, muss überall ausgetauscht 
werden, und wenn es Übergangsfristen gibt, haben diese 
auszulaufen.

Aber hören Sie nicht auf mich. Hören Sie auf das 
niedersächsische Umweltministerium – Zitat –:

„Im Werk Stade wird ein spezielles, besonders ener-
gieeffizientes Diaphragma-Verfahren eingesetzt, 
welches im Vergleich zu anderen Chlor-Elektro-
lyse-Anlagen in Europa für die Produktion einer 
gleichen Menge Chlor bis zu 50 % weniger Energie 
benötigt, womit erhebliche CO2-Emissionen ver-
mieden werden.“

Zitat Ende. – Oha, ein energieintensives Verfahren, das 
energieeffizient arbeitet, global wettbewerbsfähig ist, Ar-
beitsplätze am Standort sichert und sogar dem Klimagott 
durch geringere CO2-Emissionen ein Opfer bringt – so 
etwas sollte doch eine nationale Ausnahme wert sein.

Das Ministerium schreibt dazu – Zitat –:

„Unter anderem aus diesem Grund ist eine Umrüs-
tung auf herkömmliche asbestfreie Diaphragmen 
nicht verhältnismäßig.“

Zitat Ende. – Ein Ministerium, das eine Lanze für ein 
Unternehmen in Deutschland bricht. „Ja, ist denn heut 
schon Weihnachten?“, möchte man fragen.

(Beifall bei der AfD)

Allein, es hilft nichts. Die EU-Bürokraten fordern: Für 
die Gesundheit muss das Asbest weichen.

Wie bewertet nun das Ministerium die Gesundheits-
gefahr? Zitat:

„Der derzeitige Einsatz der asbesthaltigen Dia-
phragmen im Werk Stade erfolgt ohne Gefährdung 
für Mensch und Umwelt. Ebenso ist eine sichere 
Entsorgung des Asbestes durch die werkseigene 
Reststoffverwertungsanlage gewährleistet.“

Zitat Ende. – Der EU-Bürokratiepanzer zermalmt sowohl 
die energieeffiziente Produktion als auch die vom Minis-
terium gelobte beste verfügbare Technik im Umgang mit 
Gefahrstoffen. Das Weihnachtswunder bleibt aus.

So überrascht es auch nicht, dass wir im Sommer 2025 
die Nachricht bekommen, dass dieser Konzern zwei An-
lagen in Deutschland schließt und – so entnehmen wir 
dem „Neuen Stader Wochenblatt“ – Gerüchte über die 
Zukunft des Standortes Stade bereits die Runde machen. 
Denn – Zitat –:

„Grund [...] sind die klassischen Probleme der Che-
mieindustrie: zu hohe Energiekosten für die Produk-
tion und Konkurrenzdruck aus Billigenergieländern 
wie China.“

Zitat Ende. – Am Ende wird es so kommen wie immer. 
Irgendein Politiker wird sich mit treudoofem Dackelblick 
vor die Kamera stellen und sagen: Das konnte ja keiner 
wissen.

(Beifall bei der AfD)

Zuletzt noch die Verordnung zur Durchführung der 
Verordnung über fluorierte Treibhausgase. 2050 möchte 
man in der EU F-Gas-frei sein, also diese Kältemittel 
durch andere ersetzt haben. Das Umweltbundesamt weist 
offiziell seit 2016 einen steten Rückgang der Emissionen 
in Deutschland aus. Der gesamte Sektor unterliegt jedoch 
der illegalen massiven Einfuhr von F-Gas aus Fernost. 
Der Bundesregierung liegen dazu keine Erkenntnisse 
vor, wie der ehemalige Staatssekretär Pronold 2021 auf 
meine Anfrage einräumen musste und wie gestern im 
Ausschuss Staatssekretär Träger bestätigt hat.

Aber es gibt Schätzungen aus anderen Quellen. Diese 
beziffern die illegalen Einfuhren auf rund 30 Millionen 
Tonnen Äquivalente, also mehr als das Dreifache der bei 
uns freigesetzten Menge. Diese illegalen Mengen unter-
liegen nicht den in der Verordnung geforderten bürokra-
tischen Vorgaben bezüglich Rücknahme und Recycling. 
Man kann also davon ausgehen, dass die Emissionen der 
aus dem Schwarzmarkt stammenden F-Gase jegliche 
Einsparungen in Deutschland übersteigen.

Die EU-Bürokratie gängelt, behindert und verteuert 
somit wieder das Leben der gesetzestreuen Bürger, kann 
oder will den Schmuggel nicht unterbinden. Das Resultat 
ist eine Verteuerung unseres Lebens, während das Ziel 
überhaupt nicht erreicht wird. Der Gesetzestreue ist in 
der EU wieder mal der Depp.

(Beifall bei der AfD)

Dazu möchte ich mit einer Zahl schließen. Die EU will 
in 2050 komplett F-Gas-frei sein, während eine Studie 
die prognostizierten F-Gas-Emissionen Chinas für das 
Jahr 2060 auf rund 1 350 Millionen Tonnen Äquivalente 
schätzt. Da können Sie sich auf die Schulter klopfen, die 
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Bürger mit Berichtspflichten überziehen und sie fis-
kalisch melken; global ändern und bewegen tun Sie gar 
nichts.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Alexander Engelhard hat seine Rede 

zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Damit hat als Nächstes das Wort für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen der Abgeordnete Karl Bär.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Guten Abend, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wenn ich aus dem schönen Tegernsee 
etwas Wasser schöpfe, das an ein Labor schicke und ana-
lysieren lasse, dann finde ich darin Trifluoracetat. Und 
wenn Umweltminister Schneider Blutspenden geht, 
wenn Isabel Mackensen-Geis auf dem Dürkheimer 
Wurstmarkt Wein trinkt, wenn Zoe Mayer in Karlsruhe 
ein veganes Schnitzel isst oder Staatssekretärin Breher im 
Emsland eins aus Schwein, wenn Stefan Seidler im hohen 
Norden in die Wellen steigt – Trifluoracetat ist immer mit 
dabei.

Das ist ein Problem. Der Stoff ist nämlich gesundheits-
schädlich. Das deutsche Bundesinstitut für Risikobewer-
tung geht davon aus, dass es das Kind im Mutterleib 
schädigen kann. Und das Zeug zerfällt nie. Wenn der 
Atommüll schon lange nicht mehr strahlt, dann haben 
wir Trifluoracetat noch im Grundwasser.

(Dr. Paul Schmidt [AfD]: Richtig!)

Wir alle hier im Raum und alle Lebewesen sind letztend-
lich den Rest unseres Lebens immer kleinen Mengen von 
Trifluoracetat ausgesetzt. Deswegen sollten wir vorsich-
tig sein. Trotzdem gibt es in Deutschland Behörden, die 
chemischen Fabriken die Einleitung davon in Flüsse ge-
nehmigen. Es sind noch 26 Pestizidwirkstoffe zugelas-
sen, die zu Trifluoracetat zerfallen. Deswegen findet 
man in Biolebensmitteln auch viel weniger davon als in 
konventionellen.

Aber wenn ich auch im Tegernsee, wo es keine Che-
mieindustrie gibt und auch konventioneller Ackerbau 
keine Rolle spielt, Spuren davon finde, dann hat das mit 
den fluorierten Gasen zu tun, über die wir hier heute 
sprechen. Viele dieser Gase, zum Beispiel Kühlmittel in 
Klimaanlagen, zerfallen in der Atmosphäre zu Trifluo-
racetat. Es regnet das Zeug, und deswegen finden wir es 
letztendlich überall.

Wir setzen heute die europäische F-Gas-Verordnung in 
deutsches Recht um. Diese Verordnung verbietet fluo-
rierte Gase, die das Klima aufheizen. Das ist richtig; 
deswegen werden wir dem jetzt auch zustimmen.

Aber die Verordnung steht auf nur einem Bein. Die 
Bundesregierung selbst hat in einer Antwort auf eine 
Anfrage von mir zugegeben, dass diese Verordnung 
dazu führen wird, dass F-Gase, die nicht das Klima schä-
digen, stärker eingesetzt werden. Diese zerfallen auch zu 
TFA. Ich fordere die Bundesregierung und die EU-Kom-
mission auf, hier nachzubessern. Gase, die unsere 
Umwelt mit Ewigkeitschemikalien vergiften, müssen ge-
nauso verboten werden wie die, die das Ozonloch ver-
ursachen oder das Klima aufheizen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
In diesem Sinne wünsche ich Frohe Weihnachten.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der CDU/CSU – 
Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Chemische 
Weihnachten!)

Und im Übrigen bin ich der Meinung, dass die AfD ver-
boten werden muss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort der Abge-

ordnete Dr. Fabian Fahl.
(Beifall bei der Linken)

Dr. Fabian Fahl (Die Linke):
Frau Präsidentin! Es ist schon ein bisschen absurd, 

dass wir darüber reden, ob Asbest wirklich gesundheits-
schädlich ist.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Davon redet 
niemand! Sie müssten mal zuhören!)

Aber eigentlich geht es ja heute um fluorierte Treibhaus-
gase, etwa beim Brandschutz oder in der Medizin, die das 
Klima extrem belasten.

Das sage ich aus aktuellem Anlass. Messungen der Uni 
Frankfurt haben ergeben, dass wohl seit längerer Zeit von 
der Chemiefabrik Solvay bei Heilbronn enorme Mengen 
an Schwefelhexafluorid emittiert werden. Angemeldet 
hat die Firma 56 Kilo an Emissionen des Gases pro Jahr; 
geschätzt, modelliert sind es aber 30 Tonnen. Da dieses 
Gift 23 500-mal klimaschädlicher ist als CO2, ergeben 
sich allein durch diese einzige Firma über 700 000 Tonnen 
CO2-Äquivalente. Wie auch das Umweltbundesamt for-
dert, muss die Produktion sofort gestoppt werden und 
unabhängig untersucht werden, ob das Lecks sind oder 
ob das zum Produktionsprozess quasi dazugehört. Und 
machen Sie bitte Ihrer Parteifreundin Umweltministerin 
Walker Druck, dass die Produktion wirklich gestoppt 
wird.

Zur Nutzung anderer F-Gase: Manche Löschsysteme 
arbeiten damit. Die sind wirksam, aber gleichzeitig eben 
klimaschädlich, wenn sie unkontrolliert entweichen. Jede 
Tonne dieser Gase trägt 1 000-fach stärker zur Erderwär-
mung bei als CO2. Dasselbe gilt für Narkosegase im 
Operationssaal. Deshalb sind Schulungen, Dichtheits-
kontrollen und Rückgewinnung so wichtig. Die Kontrol-
len darf man nicht den Chemiefirmen selbst überlassen. 
Regelmäßige örtliche Inspektionen sind das A und O.1) Anlage 4
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Was die neue F-Gas-Verordnung leistet: Zertifizierung 
von Personal und Unternehmen, Dichtheitskontrollen 
und Rückgewinnung, regelmäßige Auffrischungskurse 
für Sachkundige. Aber das reicht nicht aus. Die Verord-
nung greift zu kurz. Wir brauchen verbindliche Ersatz-
pflichten für besonders klimaschädliche F-Gase, Förder-
programme für Alternativen und Übergangsregelungen, 
behördliche Überwachung und Messung. Aus der Pflicht 
entlassen wir weder die schwarz-rote Regierung in Berlin 
noch die grün-schwarze in Stuttgart. Verlassen Sie sich 
drauf!

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussemp-

fehlung des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Na-
turschutz und nukleare Sicherheit zu der Verordnung der 
Bundesregierung zur Anpassung nationaler chemikalien-
rechtlicher Regelungen an das Unionsrecht durch Ände-
rung der Chemikalien-Ozonschichtverordnung und durch 
Änderung der Chemikalien-Verbotsverordnung. Der 
Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe a seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 21/3351, auf die Ablehnung 
oder Änderung der Verordnung der Bundesregierung auf 
Drucksache 21/2865 zu verzichten. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Das sind Die Linke, die SPD- 
Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen und die CDU/CSU- 
Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Frak-
tion. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der Fall. Die 
Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Tagesordnungspunkt 25b. Abstimmung über die Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, Klima-
schutz, Naturschutz und nukleare Sicherheit zu der Ver-
ordnung der Bundesregierung zur Durchführung der 
Verordnung (EU) 2024/573 über fluorierte Treibhausga-
se. Der Ausschuss empfiehlt unter Buchstabe b seiner 
Beschlussempfehlung auf Drucksache 21/3351, auf die 
Ablehnung oder Änderung der Verordnung der Bundes-
regierung auf Drucksache 21/2866 zu verzichten. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind die 
Fraktion Die Linke, die SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und die CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Das ist die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Niemand. 
Damit ist die Beschlussempfehlung angenommen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 26a und 26b: 
a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
den Entschließungen LP.3(4) vom 30. Okto-
ber 2009 und LP.5(14) vom 11. Oktober 
2019 über die Änderung des Artikels 6 
des Protokolls vom 7. November 1996 
zum Übereinkommen über die Verhütung 
der Meeresverschmutzung durch das Ein-
bringen von Abfällen und anderen Stoffen 
von 1972 (Londoner Protokoll) 
Drucksache 21/3194
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Ersten Geset-
zes zur Änderung des Hohe-See-Einbrin-
gungsgesetzes 

Drucksache 21/3195
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukleare 
Sicherheit

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Als Erstes hat das Wort für 
die CDU/CSU-Fraktion der Abgeordnete Nicklas Kappe.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD – Zuruf von der SPD: Ist er auch 
da?)

– Er ist nicht da. – Damit würde ich direkt zum nächsten 
Redner weitergehen. Ich rufe für die AfD-Fraktion auf 
den Abgeordneten Dr. Michael Blos.

(Beifall bei der AfD – Adis Ahmetovic [SPD], 
an die CDU/CSU gewandt: Läuft bei euch mit 
der Disziplin! Läuft bei euch! – Dr. Rainer 
Kraft [AfD]: Endlich einer, der sich interessiert 
für das Thema!)

Dr. Michael Blos (AfD):
So sieht’s aus. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte 

Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
erleben mit den eingebrachten Gesetzentwürfen ein wei-
teres ideologisch motiviertes Gesellenstück politischer 
Selbsttäuschung und wirkungsloser Scheinlösungen. 
Man erklärt CO2 zum großen, wenn nicht größten Staats-
problem und bläht anschließend den ganzen Klimakom-
plex immer weiter auf, um das politisch dämonisierte 
CO2 nun zu verschieben, zu verpressen und wegzusper-
ren.

Sie nennen das Klimaschutz. Tatsächlich lässt sich das 
Klima weder schützen noch bewahren,

(Beifall bei der AfD)

Umwelt und Natur hingegen sehr wohl. Was Sie hier 
betreiben, dient also ausschließlich Ihrer politischen 
Agenda im Interesse einer staatlich gefütterten links-grü-
nen Klimalobby. Die sinnlos verausgabten Klimaschutz-
milliarden wären in konkreten Umwelt- und Naturschutz-
projekten oder Anpassungsmaßnahmen definitiv besser 
aufgehoben.

(Beifall bei der AfD)

Was hier stattdessen stattfindet, ist also nichts anderes 
als staatlich induzierter, ideologisch gelenkter Marktaus-
bau, damit Sie anschließend die wirtschaftliche Bedeu-
tung eines künstlich geschaffenen Greentechsektors pro-
pagieren können.

Wir beraten heute zwei Vorlagen im Paket: erstens die 
Zustimmung zur Änderung des Londoner Protokolls, da-
mit CO2 grenzüberschreitend exportiert werden kann, ka-
schiert unter dem Etikett „Speicherung“, und zweitens 
die Änderung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes, da-
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mit Offshore-CO2-Verpressung in der deutschen Aus-
schließlichen Wirtschaftszone rechtlich ermöglicht und 
der Export im Gesetz abgebildet wird.

Dieses angebliche CO2-Notstandsproblem, das Sie als 
Begründung für Ihre politischen Verschiebespielchen 
brauchen, sehen wir so nicht.

(Beifall bei der AfD)

Genau deshalb sehen wir auch nicht ein, warum Deutsch-
land jetzt eine neue CO2-Logistik hochzieht – Abschei-
dung, Verflüssigung, Transport, Verpressung – und am 
Ende ein internationales Vertragsgeflecht stehen soll, 
das vor allem eines produziert: Abhängigkeiten, sinnlose, 
unkalkulierbare Kosten. Jetzt mal ehrlich: Dieses CO2- 
hin-und-her-Geschiebe wird eben nur funktionieren, 
wenn andere Staaten Verträge schließen und Ihren Klima-
irrsinn mittragen. Liebe Union, wacht endlich auf und 
verlasst dieses linke Lummerland!

(Beifall bei der AfD)

Das ist beileibe kein verantwortungsvolles Handeln 
und kein sinnvolles Wirtschaften zum Wohle unseres 
Landes. Das ist ein von euch und euren linken Partnern 
organisierter CO2-Verschiebebahnhof auf See zum Scha-
den der Bürger. Sie erschaffen durch Ihre Energie- und 
Klimapolitik ständig wachsende Probleme und Abhän-
gigkeiten, und am Ende werden die deutschen Steuer-
zahler für ausländische Speicher- und Transportkapazitä-
ten zur Kasse gebeten.

Jetzt kommt der Punkt, an dem Ihre Vorlagen beson-
ders dünn werden: keine konkrete Benennung einzelner 
Schadensszenarien, keine quantitative Risikoabschät-
zung. Wer haftet bei Leckagen? Wer bezahlt das Moni-
toring über Jahrzehnte? Wer bezahlt einen etwaigen 
Rückbau? Wer trägt die Langzeitverantwortung, wenn 
Betreiber verschwinden, aufgekauft werden oder insol-
vent gehen? Wenn am Ende wieder der Staat einspringt, 
dann ist das so, wie es bei Ihrer Klimapolitik an der 
Tagesordnung ist: schlichte Risikoverstaatlichung. Oder 
anders gesagt: Gewinne privat, Risiken verpresst. Die 
Rechnung landet dann bei der Allgemeinheit.

(Beifall bei der AfD)

Das Bemerkenswerte ist: Selbst der Bundesrat begrün-
det dieses Paket im Kern ausschließlich mit dem Ziel 
„Klimaneutralität“ und erklärt den CO2-Export zur wich-
tigen Komponente. Gleichzeitig warnt er ausdrücklich 
vor möglichen Schäden für die Meeresnatur und fordert, 
negative Auswirkungen bis hin zum Wattenmeer so weit 
wie möglich auszuschließen. Mehr Widerspruch geht 
nicht.

Hinzu kommt: Sie ändern ein Schutzgesetz, das die 
Meeresumwelt vor Einbringen und Verklappen schützen 
soll, und schaffen Ausnahmen. Als Beifang öffnen Sie 
weitere Türen: marines Geoengineering im Forschungs-
rahmen und Regeln für Dispergatoren bei Havarien. Das 
mag jeweils einzeln begründet werden, aber zusammen 
ist es ein Muster: immer neue Ausnahmen, immer weni-
ger Schutzlogik. Echter Naturschutz heißt Vorsorge, 
Transparenz, Verantwortlichkeit.

(Beifall bei der AfD)

Was Sie in politisch inszenierter Eile vorlegen, sind 
planlose Flickschusterei und unsichere Rechtskonstruk-
tionen in der naiven Hoffnung, dass schon nichts schief-
geht. Sie haben in Ihrem klimareligiösen Denken CO2 
zum zentralen nationalen Problem erklärt. Für diesen 
Klimahokuspokus versuchen Sie nun mit allen poli-
tischen Zaubertricks, das vermeintlich böse CO2 ver-
schwinden zu lassen. Doch seien Sie sich sicher: Dieser 
Schwindel fliegt auf.

Das ist bei Ihnen eben nichts anderes als ein billiges 
Scheinritual, eine weitere grünideologisch eingefärbte 
Nadel in Ihrem verflixten Klimavoodoo. Die AfD sagt 
Nein zu diesem Irrweg und wird diesem Kurs nicht zu-
stimmen.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt machen wir einen zweiten Versuch: Für die CDU/ 

CSU-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeordnete Nicklas 
Kappe.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU – Beifall 
bei der SPD)

Nicklas Kappe (CDU/CSU):
Vielen Dank.

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der SPD)

Wer Transformation ernst meint, der muss bereit sein, 
mehr als nur einen Schritt zu gehen, der muss bereit sein, 
seine Ziele und Pläne strategisch zu formulieren. So ist es 
der Stil dieser Bundesregierung, nicht kurzfristig zu agie-
ren, sondern sich strategisch abzustimmen, über Ressort-
grenzen hinweg national zu koordinieren und sich inter-
national abzusichern.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Von welcher Regierung reden Sie?)

Deswegen ist die Ratifizierung der Änderung des Lon-
doner Protokolls keine Einzelentscheidung, sondern sie 
ist die logische Konsequenz des bereits letzten Monat 
beschlossenen Kohlendioxid-Speicherung-und-Trans-
port-Gesetzes. Ich möchte noch mal betonen, dass dieses 
zentrale Gesetz bereits ein halbes Jahr, nachdem die jet-
zige Bundesregierung ihre Arbeit aufgenommen hat, hier 
im Plenum verabschiedet wurde. Heute, noch dieses Jahr, 
gehen wir den nächsten Schritt: Wir stimmen für die 
Ratifizierung der Änderung des Londoner Protokolls.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Damit schaffen wir endlich Klarheit für unsere Unter-
nehmen. Wir geben eine weitere Perspektive auf dem 
Weg der Transformation, auf dem Weg der Dekarbonisie-
rung.

Ich möchte noch mal betonen: Die Abscheidung, Spei-
cherung und auch der Transport von CO2 sind in 
Deutschland bereits möglich. Wir haben in diesem Ver-
fahren auch bereits auf Belange des Umwelt- und Natur-
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schutzes wesentlichen Wert gelegt. Beispielhaft ist an 
dieser Stelle die 8 Kilometer breite Pufferzone rund um 
Meeresschutzgebiete zu erwähnen.

Aber eine zentrale Frage hat das KSpTG offengelas-
sen, und diese müssen wir heute beantworten: Muss jedes 
Gramm CO2, das in Deutschland abgeschieden wurde, 
auch zwingend in Deutschland eingespeichert werden? 
Unsere Antwort ist: Nein. – Und warum? Weil CO2 an 
den Staatsgrenzen keinen Halt macht. Wir müssen diese 
Herausforderung international angehen, und wir müssen – 
mit unseren europäischen Partnern abgestimmt – diese 
Technologie vorantreiben, meine Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD)

Zur Wahrheit gehört dazu: Andere Länder sind einen 
Schritt weiter als wir. Die Niederlande haben mit „Por-
thos“, die Norweger mit „Northern Lights“ bereits Pro-
jekte. Auch Dänemark ist im Begriff, einen genehmigten 
Speicher zu haben. Deswegen müssen auch wir unserer 
Industrie diese Perspektive bieten.

Wir werden höchstwahrscheinlich mehr CO2 abschei-
den können, abscheiden müssen, als wir es hier einspei-
chern können. Deshalb sagen wir mit Blick auf CCU und 
CCS: Insbesondere dort, wo Emissionen nicht vermeid-
bar sind oder schwer vermeidbar sind, geben wir ein 
zusätzliches Instrument an die Hand. Wir schaffen den 
Rahmen für CCU und CCS, und zwar nicht ausgerichtet 
an der Frage, wo die Staatsgrenze ist, sondern daran, wo 
die besten geologischen Voraussetzungen sind, um das 
Ganze einzuspeichern.

Lassen Sie uns heute die Ratifizierung ermöglichen. 
Ohne diese Entscheidung bleibt CCS Theorie. Geben 
wir ihr eine Chance.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Lisa Badum.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Wir beraten heute zwei Begleit-
gesetze zur Abscheidung und Speicherung von CO2. 
Hier geht es um die schwierigsten, um die letzten paar 
Prozent CO2, die wir nicht reduzieren können, etwa in der 
Zementindustrie oder in der Landwirtschaft. Es geht also 
quasi um die Kerze auf der Torte unseres Klimaschutz-
gesetzes.

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Zement ist 6 
bis 8 Prozent des CO2!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir fehlt, ehrlich 
gesagt, das Verständnis dafür, dass wir heute hier über 
diesen winzig kleinen Beitrag diskutieren, während Sie 
gleichzeitig seit Wochen – seit Wochen! – die Axt an die 
Grundlage unseres gesamten Klimaschutzgesetzes legen

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, die Kernkraft! – 
Mark Helfrich [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
doch selbst nicht, Frau Badum!)

und auch die Axt an die klimapolitische Intelligenz in 
diesem Land legen, die über Jahre und Jahrzehnte auf-
gebaut wurde, auch von Konservativen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wer ist denn das? 
Greta Thunberg?)

Herr Merz sagte am Wochenende beim CSU-Parteitag, 
zu lange habe die Umweltpolitik die Konjunktur ge-
bremst, was letztlich auch demokratieschädigend sei: 
„[…] wer die Demokratie in Deutschland beschädigen, 
wenn nicht zerstören will, der muss […] so weiterma-
chen.“ Als große Gefahr für die Demokratie benennt 
Herr Merz also nicht etwa die Rechtsextremen – kein 
Wunder, wo Sie doch im EU-Parlament mit denen pak-
tieren, um die Verkehrswende zu schwächen, um den 
Waldschutz zu schwächen, um Kinderrechte weltweit 
zu schleifen. Er übernimmt auch noch das Narrativ der 
AfD, nämlich dass der Schutz der Luft, die wir atmen, der 
Lebensmittel, die wir essen, des Bodens, auf dem wir 
gehen, des Klimas, das uns umgibt, dass der Schutz dieser 
Grundlagen unsere Wirtschaft schädige.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Dass die CSU bei so einer stumpfen Aussage auf dem 

Parteitag applaudiert, überrascht wohl niemanden.
(Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: Ich 

bitte Sie!)
Herr Söder hat sie in den letzten Jahren in eine intellek-
tuelle Wüste geführt, ohne Programmatik und Ziel. Wo 
man früher Laptop und Lederhose verbinden wollte, 
Technologie und Innovation voranbringen wollte, geht 
es heute nur noch ums Wurstgefresse.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)
Wissen Sie, wer das erste Umweltministerium in 

Deutschland gegründet hat? Die CSU 1970, und die 
CDU hat auf Bundesebene 1986 nachgezogen.

(Michael Donth [CDU/CSU]: Was hat das mit 
der Meeresverschmutzung zu tun?)

Wo sind denn die klugen Konservativen wie Herr Töpfer,
(Marcel Queckemeyer [AfD]: Die sind mitt-

lerweile in der AfD! – Heiterkeit bei der AfD)
die noch die Lebensgrundlagen schützen wollen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren?

(Henning Rehbaum [CDU/CSU]: Wo sind 
denn die klugen Grünen? – Gegenruf der 
Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Oh, mannigfaltig vor-
handen! Keine Sorge!)

Heute ist Ihre Lösung, die Lösung der Konservativen, 
den Kulturkampf der AfD mitzumachen, auf dieses Nar-
rativ aufzuspringen. Heute ist Ihre Lösung, zu behaupten: 
Wenn wir die Umwelt zerstören würden, dann würde es 
der Wirtschaft besser gehen.

(Marcel Queckemeyer [AfD]: Hätten wir die 
Grünen nicht, würden wir die Umwelt nicht 
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zerstören! – Dr. Ingo Hahn [AfD]: Warum 
klatscht denn keiner? – Gegenruf des Abg. 
Marcel Queckemeyer [AfD]: Das ist denen sel-
ber peinlich!)

Und ja, leider ist es nur konsequent, dass Sie an diesem 
Mittwoch im Kabinett das Naturzerstörungsgesetz be-
schlossen haben, das zur Zubetonierung unseres Landes 
führen wird. Und die SPD macht das, was sie mittlerweile 
am besten kann: Sie macht mit. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, wir nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Marcel Queckemeyer [AfD]: Stimmt! Deswe-
gen sind Sie auch nicht mehr in der Regie-
rungsverantwortung!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort der Abge-

ordnete Dr. Fabian Fahl.
(Beifall bei der Linken)

Dr. Fabian Fahl (Die Linke):
Frau Präsidentin! Die Regierung schreibt im zweiten 

vorliegenden Gesetzentwurf, dass dieser dazu diene, „ef-
fektiv die Emission von Treibhausgasen zu begrenzen“. 
„Begrenzen“? „Effektiv“? Wie dat denn? Im Gegenteil: 
Es gibt hier eben keine Emissionsbegrenzung, sondern 
eine Entsorgungsinfrastruktur für den Fossilkapitalismus.

Der geänderte § 4 erlaubt das Einbringen von Kohlen-
dioxidströmen zur dauerhaften Speicherung im Meer.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Nicht „im Meer“! 
Unter dem Meer!)

„Dauerhaft“ soll hier etwas sein, dessen ökologische Fol-
gen über Zeiträume reichen, die so lang sind, dass alle 
hier zumindest in Rente sind und schon längst kein Be-
treiber mehr greifbar ist, der für Lecks haftet.

Die langfristige Sicherheit der CO2-Speicherung im 
Meeresuntergrund ist nicht abschließend geklärt. Risiken 
wie etwa Leckagen oder geochemische Wechselwirkun-
gen können nicht ausgeschlossen werden. Bereits ohne 
CCS sind die Meere durch Klimakrise, Ozeanversaue-
rung, Biodiversitätsverlust und das Wattenmeer beson-
ders durch Übernutzung geschädigt.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, wer baut denn die 
Windräder rein?)

Deutlich wird Ihre Verantwortungslosigkeit auch beim 
CO2-Export in andere Länder. Sie sind unfähig, die Kli-
maziele zu erreichen.

(Beifall bei der Linken – Dr. Paul Schmidt 
[AfD]: Ihr aber auch!)

Und nun versuchen Sie, das zu kaschieren und zu exter-
nalisieren. Aus den Augen, aus dem Sinn.

(Zuruf des Abg. Marcel Queckemeyer [AfD])
Der Gesetzentwurf erweitert den Katalog zulässiger 

mariner Geoengineering-Maßnahmen um Meeresdün-
gung und die Einbringung von Biomasse zur Kohlen-
stoffbindung. Beides hat erhebliche negative Auswirkun-

gen auf Ökosysteme und ist in der Praxis deutlich 
weniger effektiv, als man meinen könnte. Das sind keine 
Lösungen im großen Maßstab.

(Beifall bei der Linken – Zuruf von der Linken: 
Ganz meine Meinung!)

Diese technischen Ansätze sind keine Brückentech-
nologien hin zur Klimaneutralität, sondern Sackgassen-
technologien, die dazu dienen, die Geschäftsmodelle des 
Fossilkapitalismus bis in alle Ewigkeit zu zementieren. 
Das senkt den Druck zur echten Emissionsvermeidung 
und bindet Milliarden Euro, die für eine Transformation 
fehlen. Wie gut, dass meine Fraktion diese Woche ein 
Positionspapier zu diesen Ansätzen verabschiedet hat!

(Beifall bei der Linken – Marcel Queckemeyer 
[AfD]: Da kann ja nichts Sinnvolles drinste-
hen!)

Damit verabschiede auch ich mich. Schöne Weihnach-
ten.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordneten Mark Helfrich und Dunja Kreiser 

haben ihre Reden zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] und David Schliesing [Die Linke] – 
Beifall des Abg. Dr. Paul Schmidt [AfD])

Damit kann ich die Aussprache schließen.
Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe 

auf den Drucksachen 21/3194 und 21/3195 an den Aus-
schuss für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nu-
kleare Sicherheit vorgeschlagen. Gibt es weitere Über-
weisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 27: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Beschleunigung der Anerkennungsverfahren 
ausländischer Berufsqualifikationen in Heil-
berufen 

Drucksache 21/3207
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart. – Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, 
zügig die Plätze zu wechseln oder den Saal zu verlassen.

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU/CSU-Frak-
tion hat jetzt das Wort der Abgeordnete Axel Müller.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Matthias David Mieves [SPD])

1) Anlage 5
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Axel Müller (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Zu später Stunde ein wichtiges Thema. Die 
demografische Entwicklung in Deutschland ist kurz- 
und mittelfristig einfach nicht aufzuhalten. Eine im 
Durchschnitt älter werdende Bevölkerung braucht mehr 
medizinische Versorgung und mehr pflegerische Unter-
stützung. Schon heute haben wir mehr Ärztinnen und 
Ärzte als jemals zuvor in der Geschichte des wiederver-
einigten Deutschlands.

Doch auch der gesamte Versorgungsbereich bleibt von 
den Folgen dieser demografischen Entwicklung nicht 
verschont. Ob in der stationären oder ambulanten Ver-
sorgung, ob in medizinischen oder pharmazeutischen 
Diensten oder auch bei den Hebammen – an vielen Stel-
len, so stellen wir fest, entstehen zunehmend schmerz-
hafte Lücken, die wir mit Fachkräften aus dem eigenen 
Reservoir nicht mehr schließen können. Das Statistische 
Bundesamt hat festgestellt: Mehr als 30 Prozent der Hu-
man- und Zahnmedizinerinnen und -mediziner in 
Deutschland sind mindestens 55 Jahre alt.

Eine Absenkung des Numerus clausus, eine verpflich-
tende Bindung von Studienplätzen an Landarzttätigkeiten 
oder finanzielle Anreizsysteme können diese Lücken nur 
begrenzt schließen. Der Bedarf ist schlicht zu groß, um 
ihn ohne Unterstützung aus dem Ausland decken zu kön-
nen. Derzeit arbeiten rund 68 000 ausländische Ärztinnen 
und Ärzte in Deutschland. Ihre Zahl hat sich innerhalb 
der letzten zehn Jahre verdoppelt, wie das Magazin „Der 
Spiegel“ in einer Ausgabe vom Oktober dieses Jahres 
berichtet. 40 Prozent von ihnen leben erst seit weniger 
als zehn Jahren in Deutschland.

In manchen Regionen würde die medizinische Versor-
gung ohne diese Fachkräfte schlichtweg zusammenbre-
chen.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Traurig, traurig! – Ni-
cole Hess [AfD]: Das sagen wir die ganze Zeit 
schon!)

Im Klinikum Hildburghausen in Thüringen haben 80 Pro-
zent der Ärztinnen und Ärzte einen Migrationshinter-
grund. Vielleicht sollten jene 46 Prozent, die dort bei 
der letzten Bundestagswahl die AfD gewählt haben, ein-
mal darüber nachdenken. Willkommenskultur sieht an-
ders aus. Auch in meiner Heimat, dem nach wie vor 
durchweg prosperierenden Oberschwaben, könnten die 
bestehenden Lücken ohne ausländisches Fachpersonal 
längst nicht mehr geschlossen werden.

(Dr. Ingo Hahn [AfD]: Dann haben Sie vorher 
aber zu wenig Ärzte ausgebildet, oder?)

Oft scheitert das Schließen dieser Lücken an den büro-
kratisch komplizierten Anerkennungsverfahren, die 
durchlaufen werden müssen, um eine Approbation in 
Deutschland zu erhalten. Der nun vorliegende Gesetzent-
wurf vereinfacht und beschleunigt die Anerkennungsver-
fahren, ohne dabei die fachlichen Anforderungen ab-
zusenken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bislang wurde im Rahmen der Gleichwertigkeitsprü-
fung großer Wert auf Abschlussurkunden und Zeugnisse 
gelegt. Das ist grundsätzlich natürlich richtig, um nach-
zuweisen, dass ein Ausbildungsniveau besteht, das unse-
ren Standards entspricht. Diese Dokumente beizubrin-
gen, ist aber oft nervenaufreibend, zeitaufwendig und 
manchmal schlicht unmöglich. Deshalb wird künftig die 
direkte Kenntnisprüfung zum Regelfall. Denn Papier ist 
geduldig, und manchmal ist seine Echtheit auch zweifel-
haft. In der Praxis zeigt sich hingegen schnell, ob jemand 
das angeblich Gelernte auch tatsächlich beherrscht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Christos Pantazis [SPD])

Ich möchte zuletzt betonen, dass mit diesem Gesetz 
auch der internationale Informationsaustausch verbessert 
wird. So können wir schwarze Schafe besser erkennen 
und verhindern, dass sie nach einem Scheitern irgendwo 
anders weiter ihr Unwesen treiben. Denn bei allen not-
wendigen Anpassungen bleibt eines klar: Die Sicherheit 
der Patientinnen und Patienten hat für uns oberste Priori-
tät.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Joachim Bloch.
(Beifall bei der AfD)

Joachim Bloch (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, Bürokra-
tie abzubauen, Anerkennungsprozesse zu beschleunigen 
und Kosten zu senken. Der Entwurf enthält positive An-
sätze, stellt aber Geschwindigkeit über Qualität und 
schafft daher weitere Risiken für die Patientensicherheit.

(Beifall bei der AfD)
In Deutschland sind Fälle bekannt geworden, in denen 

Pflegekräfte mit gefälschten Diplomen oder unzurei-
chend geprüften Qualifikationen in Kliniken und Pfle-
geeinrichtungen tätig waren. Auch einige Leiharbeitsfir-
men im Pflegebereich beschäftigten – und tun es 
möglicherweise immer noch – Personal mit gefälschten 
Zertifikaten, was die Patientensicherheit und die Qualität 
der medizinischen Versorgung erheblich gefährdet.

(Beifall bei der AfD)
Bereits 2015 wies die Bundesregierung auf die zuneh-

mende Häufigkeit von Fälschungen bei Berufsabschlüs-
sen hin. 2018 hat der 121. Deutsche Ärztetag festgestellt, 
dass bei in Deutschland aus Drittstaaten einreisenden 
Ärzten die zutagetretenden Kenntnisse nicht selten im 
Widerspruch zur behaupteten Qualifikation stünden, Fäl-
schungen von Zeugnissen und Urkunden nur schwer 
erkennbar seien und selbst echte Dokumente aus 
Drittstaaten keine Gewähr für korrekt bescheinigte Qua-
lifikationen böten. Folgerichtig ist daher nicht eine Be-
schleunigung, sondern eine Verschärfung der Anerken-
nungsverfahren notwendig. Nur so können Betrug und 
Missbrauch in den Heilberufen verhindert werden.
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(Beifall bei der AfD)
Die Alternative für Deutschland fordert vertiefte 

Sprachnachweise – C1-Niveau mit Praxistests – und ob-
ligatorische Berufserfahrungsnachweise, fordert, dass die 
Kontrolle bei staatlichen Behörden verbleibt und nicht an 
Gutachter oder Dritte ausgelagert wird,

(Beifall bei der AfD)
fordert Prüfungsqualität vor Prüfungsgeschwindigkeit 
und damit die Einhaltung nationaler Standards.

(Beifall bei der AfD)
Darüber hinaus lehnen wir einen teilweisen Berufs-
zugang zum Beispiel durch vorübergehende Tätigkeiten 
ohne volle Qualifikation ab.

(Beifall bei der AfD)
All diese Prüfungspunkte reduzieren unser grund-

legendes Fachkräfteproblem in den Heilberufen aber ge-
rade nicht. Die Politik legt großen Wert auf Nachhaltig-
keit. Bei den Heilberufen tut sie es aber gerade nicht. 
Nachhaltigkeit ist dann gegeben, wenn wir in der Lage 
sind, den bestehenden Bedarf aus eigenen Kräften zu 
decken. Dies ist möglich unter anderem durch Schaffung 
besserer Arbeitsbedingungen und Verdienstmöglichkei-
ten, um so die Abwanderung kostenintensiv ausgebilde-
ter Ärzte, Hebammen und Pflegekräfte zu stoppen,

(Beifall bei der AfD)
durch die sofortige Abschaffung existenzbedrohender 
neuer Vergütungsregeln für Beleghebammen, durch Be-
seitigung unseres Demografieproblems durch mehr ei-
gene Kinder,

(Beifall bei der AfD)
durch höhere Wertschätzung des Pflegepersonals und der 
Hebammen, durch Reduzierung unverantwortlicher 
Dienstzeiten im Rahmen der Ärztebereitschaft.

Im Übrigen ist es ethisch verwerflich, Drittstaaten sys-
temrelevante Arbeitskräfte zu entziehen und damit eine 
Problemverlagerung in deren Heimatländer zu betreiben.

(Beifall bei der AfD)
Fazit: Der Gesetzentwurf der Bundesregierung ist un-

ethisch, nicht nachhaltig, patientengefährdend, volks-
wirtschaftlich unsinnig und daher abzulehnen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Die Abgeordneten Serdar Yüksel, Dr. Paula Piechotta 

und Emmi Zeulner haben ihre Reden zu Protokoll gege-
ben.1)

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten der Linken)

Damit rufe ich jetzt als letzte Rednerin für die Fraktion 
Die Linke Julia-Christina Stange auf.

(Beifall bei der Linken)

Julia-Christina Stange (Die Linke):
Frau Präsidentin! Damen und Herren! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Unser Gesundheitswesen wäre ohne 
internationale Fachkräfte längst am Ende, nicht weil 
diese Kolleginnen und Kollegen praktisch wären, son-
dern weil seit Jahren nicht an den richtigen Stellschrau-
ben gedreht wird, die Arbeitsbedingungen so zu gestal-
ten, dass Fachkräfte in ihrem Beruf bleiben können. Ich 
höre immer wieder denselben Satz: Ich würde wieder 
arbeiten, wenn genug Personal da wäre, Dienstpläne 
nicht krankmachen würden, Bezahlung fair und Verein-
barkeit real wäre. – Fachkräfte fehlen, weil die Politik es 
zugelassen hat. Statt strukturelle Reformen mutig an-
zugehen, setzen SPD und Union erneut auf kleine Schrit-
te.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Das reicht aber nicht, um Fachkräftemangel und Über-
lastung wirksam zu mindern.

(Beifall bei der Linken)

Ja, schnelle Anerkennungsverfahren sind richtig. Aber 
dieses Gesetz darf nicht zur reinen internationalen Rekru-
tierungsstrategie werden; denn Integration endet nicht 
mit Approbation. Wir reden über Menschen und nicht 
über Nummern.

(Beifall bei der Linken)

Integration braucht Spracherwerb, berufliche Beglei-
tung, klare Standards und faire Arbeitsbedingungen. 
Und der Staat muss diese Integration finanziell unterstüt-
zen. Auch bei der zentralen Kenntnisprüfung bleiben Fra-
gen offen. Eine 90-Minuten-Prüfung kann die Verantwor-
tung eines ganzen Gesundheitsberufes nicht abbilden. 
Fachkräfte müssen informiert entscheiden können, wel-
che Anerkennungswege sie gehen.

Und wir müssen endlich über die Schizophrenie der 
Regierung Merz sprechen. Im Dienst sind ausländische 
Kolleginnen und Kollegen systemrelevant. Aber sobald 
der Kasack ausgezogen ist, werden sie auf der Straße 
angefeindet oder sogar von höchster politischer Stelle 
als Problem dargestellt. Das ist zynisch und gefährlich, 
gerade in Zeiten, in denen Hass und Hetze lauter werden.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir kämpfen gegen die Ausbeutung, gegen Rassismus 
und für gute Arbeitsbedingungen für alle, die kommen, 
für alle, die bleiben, und für die, die zurückkämen, wenn 
dieses System sie nicht krankmachen würde.

Danke. 

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 21/3207 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.1) Anlage 6
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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 28: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Medizinal-Cannabisgesetzes 

Drucksache 21/3061
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Gesundheit (f) 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 20 Minuten 
vereinbart.

Ich eröffne die Aussprache. Als Erstes hat das Wort für 
die Bundesregierung die Bundesministerin für Gesund-
heit, Nina Warken.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit:
Guten Abend, Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wol-
len wir das Medizinal-Cannabisgesetz ändern mit dem 
Ziel, das derzeit geltende Gesetz auf seinen ursprüng-
lichen Kerngedanken zurückzuführen. Medizinalcanna-
bis ist seit 2017 ein verschreibungsfähiges Arzneimittel, 
das Menschen mit gravierenden Erkrankungen wirksam 
helfen kann. Das können beispielsweise an Krebs oder 
Multipler Sklerose erkrankte Patientinnen und Patienten 
sein, denen Medizinalcannabis Linderung verschaffen 
kann, zum Beispiel bei Übelkeit, Appetitlosigkeit oder 
Schmerzen.

Voraussetzung hierfür ist wie auch bei anderen ver-
schreibungspflichtigen Arzneimitteln, dass der behan-
delnde Arzt oder die behandelnde Ärztin eine positive 
Einschätzung gibt, dass es zu einer Linderung der Leiden 
kommt. Das, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ist 
der Zweck des Medizinal-Cannabisgesetzes: wirksame 
Hilfe für schwerkranke Menschen. Und daran – das ist 
mir sehr wichtig – ändern wir überhaupt nichts. Die Ver-
sorgung schwerkranker Patientinnen und Patienten ist 
und bleibt sichergestellt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Was wir aber ändern wollen: Wir wollen die Fehlent-

wicklungen und den Missbrauch, die seit Inkrafttreten 
des Cannabisgesetzes aus der letzten Legislatur eingetre-
ten sind, künftig abstellen. Denn sofort nach Inkrafttreten 
des Ampelgesetzes gab es einen sprunghaften Anstieg 
beim Import von Cannabisblüten. 2023 lag die Import-
menge bei 32 Tonnen. In 2025 wird die Menge auf rund 
192 Tonnen geschätzt, das ist das Sechsfache. Im ersten 
Halbjahr 2025 sind die Importe im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum um 400 Prozent gestiegen. Ich glaube, es 
kann hier niemand ernsthaft der Auffassung sein, wir 
hätten innerhalb eines Jahres 400 Prozent mehr Schmerz-
patienten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Es haben sich Modelle etabliert, mit deren Hilfe man 
sich ohne direkten Arzt-Patienten-Kontakt Medizinalcan-
nabis nach Hause schicken lässt. Da ist der Verdacht nicht 
ganz von der Hand zu weisen, dass es hier vorwiegend 
um Freizeitkonsum geht. Deswegen müssen wir diese 

Fehlentwicklung abstellen. Unser Ziel ist, den Miss-
brauch der Regelungen zu bekämpfen, die Zahl medizi-
nisch nicht notwendiger Verschreibungen zu reduzieren. 
Der Entwurf sieht vor, dass Medizinalcannabis künftig 
nur nach einem persönlichen Arzt-Patienten-Kontakt ver-
schrieben werden darf; bei Folgeverschreibungen bedarf 
es innerhalb von vier Quartalen eines persönlichen Arzt-
kontaktes. Medizinalcannabis ist nur nach persönlicher 
Beratung in der Apotheke zu bekommen. Botendienste 
bleiben weiterhin zulässig. Die Versorgung schwerkran-
ker Menschen bleibt gewährleistet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich freue mich schon 
jetzt auf konstruktive und sachgerechte Beratungen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-

ordneten der SPD)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Jetzt hat das Wort für die AfD-Fraktion die Abgeord-

nete Carina Schießl.
(Beifall bei der AfD)

Carina Schießl (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Wir sprechen heute über die Verschärfung 
des Medizinal-Cannabisgesetzes. Und eines müssen wir 
gleich zu Beginn sagen: Diese Verschärfung ist keine 
Reform, sie ist lediglich ein Reparaturversuch an einem 
Schaden, den die frühere Ampelregierung verursacht hat. 
Es waren SPD, Grüne und FDP, die 2024 unbedingt Can-
nabis legalisieren wollten – koste es, was es wolle; gegen 
den Rat von Ärzten, gegen die Warnungen der Polizei, 
gegen jede ordnungspolitische Vernunft. Und jetzt? Jetzt 
stehen wir vor den Trümmern dieser Politik.

(Beifall bei der AfD)
„Die Zeit“ meldete 72 Tonnen importiertes medizi-

nisches Cannabis im Jahr 2024 – ein historischer Rekord, 
ein Anstieg um circa 129 Prozent gegenüber 2023. Der 
Anstieg bei den Kassenrezepten beträgt aber nur 9 Pro-
zent.

(Dr. Michael Arndt [Die Linke]: Weil die 
Kassen das nicht zahlen!)

Was zeigt uns das? Das zeigt uns, dass die Ampel 
keinen modernen Markt geschaffen hat, sondern ein 
Schlupfloch für Missbrauch, ein Eldorado für Telemedi-
zinportale, die Rezepte ausdrucken wie Parkscheine, die 
dann in Onlineapotheken kontaktlos eingereicht werden. 
Und die Folgen spüren wir längst. Die Universität Augs-
burg berichtete von einer Verdopplung cannabisbedingter 
Psychosen seit der Legalisierung. Das ist kein Randphä-
nomen – das sind echte Menschen, echte Klinikfälle, 
echte Schicksale.

(Beifall bei der AfD)
Reden wir über eine weitere unbequeme Wahrheit. So-

lange Cannabis legal ist, wird kein Abhängiger plötzlich 
zum braven Konsumenten im staatlich regulierten Schau-
fenster. Abhängige kaufen ihren Stoff dort, wo er schnel-
ler, billiger, stärker und vor allem ohne jegliche Kontrolle 
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zu bekommen ist. Die Legalisierung war kein Schlag 
gegen den Schwarzmarkt – im Gegenteil: Sie ist ein Kon-
junkturprogramm für ihn. Wer also weiterhin behauptet, 
die Legalisierung trockne den Schwarzmarkt aus, der 
ignoriert schlichtweg die Realität.

Lassen Sie mich an dieser Stelle einen Politiker der 
Union zitieren:

„Mit der Erlaubnis von Drogen schadet sich 
Deutschland selbst, gefährdet die Gesundheit der 
Bevölkerung und insbesondere Kinder und Jugend-
liche. Das ist ein Irrweg! Es braucht weniger Drogen 
und nicht mehr.“

Zitat Ende. – Wer hat das wohl gesagt? Richtig, der 
bayerische Ministerpräsident Markus Söder. Nur, gelie-
fert hat er wie so oft leider nicht. Jetzt regieren SPD und 
Union gemeinsam, und es ist absolut begrüßenswert, dass 
sie versuchen, einige Auswüchse der Vorgängerregierung 
wieder einzufangen; wobei hier vermutlich eher die 
Union den Versuch gestartet hat, da ja die SPD an den 
Auswüchsen beteiligt war.

Wir befürworten natürlich jede Verschärfung. Der per-
sönliche Arztkontakt: absolut überfällig.

(Zuruf von der Linken: Verbotspartei!)

Das Versandhandelsverbot: selbstverständlich. Präzise 
Indikationen: eigentlich eine Minimalanforderung an 
die Medizin.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Lassen Sie uns auch die AfD überprüfen!)

Aber all das wäre nie nötig gewesen, wenn SPD, Grüne 
und FDP damals Verantwortung gezeigt hätten.

(Beifall bei der AfD)

All das wäre nicht nötig, wenn Sie, meine Damen und 
Herren der Regierungsparteien, dem endgültig ein Ende 
setzen würden.

Wir als AfD sagen klar und ohne Umschweife: Medizi-
nisches Cannabis? Ja, wenn es wirklich dem medizini-
schen Zweck dient und kontrolliert an Patienten abge-
geben wird.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das würde bei Ihnen viel helfen, glaube ich! – 
Emmi Zeulner [CDU/CSU]: Genau darüber re-
den wir ja!)

– Ja, tun wir. – Allgemeine Legalisierung? Nein, denn sie 
richtet mehr Schaden an, als sie angeblich Nutzen bringt.

Klar ist: Wer die Legalisierung entfesselt hat, trägt die 
Verantwortung für die Folgen. Und genauso klar ist, dass 
wir, die Alternative für Deutschland, sobald wir in Re-
gierungsverantwortung sind, dieses Experiment 
schnellstmöglich beenden werden.

(Beifall bei der AfD – Johannes Wagner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das wäre ein 
Experiment! – Zuruf von der SPD: Das war der 
Witz des Tages!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort der Abgeord-

nete Matthias David Mieves.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Matthias David Mieves (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Auch wenn es zu später Stunde im Bundes-
tag schon etwas leerer ist, bin ich mir sicher, dass zu 
Hause an den Bildschirmen viele Menschen heute Abend 
zuschauen, für die medizinisches Cannabis als Arznei-
mittel wichtig ist.

Bevor wir ins Thema einsteigen, will ich noch mal 
daran erinnern, um wen es eigentlich geht. Es geht hier 
zuallererst um Patientinnen und Patienten, um Menschen, 
die krank sind, die Schmerzen haben, Schmerzen, die 
nicht mehr weggehen. Es geht um Menschen, die Krank-
heiten haben, für die sie Linderung brauchen. Es geht um 
Spastiken, es geht um MS, es geht um Schmerzen, die 
nicht durch klassische Therapien gelindert werden. Ge-
nau für diese Menschen brauchen wir eine gute, eine 
sichere und eine barrierefreie Versorgung.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Bei diesem Thema geht es aber auch um Missbrauch. 
Dieser Missbrauch schadet insbesondere den Menschen, 
die auf Cannabis als Arzneimittel angewiesen sind. Und 
diesen Missbrauch müssen wir ganz klar adressieren. Es 
ist falsch, dass man ein Rezept für Cannabis bekommen 
kann, indem man einfach ein paar Klicks macht, ohne 
eine Ärztin gesehen zu haben. Genauso falsch ist, dass 
man sich mit einem Fakenamen anonym ein Rezept be-
schafft und Cannabis an eine Bushaltestelle liefern lässt. 
Und es ist falsch, dass es irre Sonderangebote und Werbe-
aktionen wie Cannabispopcorn für Halloween oder 
Black-Friday-Aktionen für Cannabis gibt. Das ist keine 
Grauzone.

(Dr. Christoph Birghan [AfD]: Das habt ihr 
verzapft!)

Das ist nur eines – das ist ganz klar –: Missbrauch.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wie gehen wir jetzt konkret damit um? Wir brauchen 
eine Lösung, die auf der einen Seite die Versorgung von 
Patientinnen und Patienten sicherstellt und auf der ande-
ren Seite Missbrauch gezielt bekämpft. Ich bin mir sicher, 
dass wir in den guten Gesprächen, die wir mit unseren 
geschätzten Kolleginnen und Kollegen der Unionsfrak-
tion begonnen haben, am Ende eine Lösung finden, die 
beides vereint, die eine gute Versorgung sicherstellt und 
Missbrauch gezielt bekämpft. Das bekommen wir hin. 
Und dafür beraten wir jetzt dieses Thema.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Wir brauchen in jedem Fall einen ärztlichen Kontakt, 
absolut, liebe Ministerin. Aber ein ärztlicher Kontakt 
kann im Jahr 2025 genauso gut per Videocall stattfinden; 
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denn eine telemedizinische Versorgung gehört zu einer 
zeitgemäßen Gesundheitsversorgung ganz selbstver-
ständlich dazu.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Viele Menschen leben in ländlichen Regionen. Es gibt 
nicht in jedem kleinen Dorf die entsprechende Infrastruk-
tur, die die Versorgung im Ort sicherstellt. Diese Men-
schen sind auf telemedizinische Angebote angewiesen, 
genauso wie sie darauf angewiesen sind, dass Apotheken 
weiterhin medizinisches Cannabis als Arzneimittel ver-
senden können. Diese beiden Elemente brauchen wir, um 
eine Versorgung für Patientinnen und Patienten sicher-
zustellen. Wir werden diese Menschen nicht im Stich 
lassen. Wir werden diese Versorgung so gewährleisten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Am Ende geht es darum, dass wir jetzt die Zeit nutzen, 
beide Ziele zu vereinen: Missbrauch gezielt zu bekämp-
fen und die Versorgung sicherzustellen.

Ich freue mich auf die anstehenden, sehr konstruktiven 
Beratungen mit den Kolleginnen und Kollegen aus unse-
ren Koalitionsfraktionen.

(Ates Gürpinar [Die Linke]: Auch aus der 
Opposition!)

Ich bin mir sicher, dass wir am Ende ein Gesetz hinbe-
kommen, das die Erreichung beider Ziele sinnvoll sicher-
stellt.

Danke schön für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das 

Wort die Abgeordnete Linda Heitmann.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Donnerstagnacht, letzter Debattenplatz ab 22:47 Uhr. 
Warum Sie als Regierung dieses Gesetz so dermaßen 
unsexy platzieren, obwohl es wirklich viele Leute inte-
ressiert, kann ich, ehrlich gesagt, nur mutmaßen.

Meine Mutmaßung Nummer eins ist: Dieses Gesetz ist 
Ihnen ein bisschen peinlich, weil es nämlich unausgego-
ren ist und Cannabispatientinnen und -patienten stigma-
tisiert und deren Versorgung de facto verschlechtert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Meine Mutmaßung Nummer zwei: Vielleicht sind Sie 

sich auch einfach selbst nicht sicher, ob dieses Gesetz, 
das einseitig nur für medizinisches Cannabis und für kein 
anderes Medikament die Verschreibungs- und Versand-
regeln verschärfen will, überhaupt rechts- und europa-
rechtskonform ist. Ich glaube, das müssen wir uns ernst-
haft fragen, wenn wir diesen Gesetzentwurf weiter 
beraten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Für mich steht auf jeden Fall fest: Sie stellen mit die-
sem Gesetz Menschen, die bei der Verschreibung von 
medizinischem Cannabis auf die Onlineverschreibung 
setzen, unter einen Generalverdacht, es eigentlich gar 
nicht zu brauchen oder es zu Genusszwecken verwenden 
zu wollen, was im Übrigen in Deutschland mittlerweile 
auch erlaubt ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Ates Gürpinar [Die Linke])

Anstatt endlich einmal das Kriterium der Austhera-
piertheit zu hinterfragen – das ist ein echtes Problem für 
Menschen, die auf medizinisches Cannabis angewiesen 
sind –,

(Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sehr richtig!)

schießen Sie sich hier einseitig auf die Onlineverschrei-
bung und den Versand ein, und das ist der falsche und zu 
einseitige Weg.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ja, auch ich bin dafür, dass es bei der Verschreibung 

von Medikamenten einen echten Arzt-Patienten-Kontakt 
geben sollte, aber, wie auch Herr Mieves schon sagte, 
dieser kann im Jahr 2025 auch über Video geschehen. 
Reformieren Sie dann bitte auch das gesamte System 
der Fernverschreibung und nicht nur einseitig für Canna-
bis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Zur Wahrheit gehört dazu: Wir haben in Deutschland 

ein echtes Problem mit Medikamentenabhängigkeit. 
Schmerzmittel und andere verschreibungspflichtige ab-
hängig machende Medikamente sind in vielen Fällen 
ein deutlich größeres Problem als Cannabis.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was ich bei Betrachtung des Themas auch noch sagen 

möchte: Es gibt in Deutschland weiterhin Rechtslücken 
in Bezug auf Werbung. Wir sehen Werbung für Medika-
mente auf U-Bahn-Screens, während wir bei Tabak lange 
daran gearbeitet haben, dass das endlich nicht mehr er-
laubt ist. Auch hier sollten wir zusehen, dass wir diese 
Rechtslücken endlich schließen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Von daher lassen Sie uns in den Beratungen im Aus-

schuss dafür sorgen, dass dieses Gesetz ganzheitlich und 
europarechtskonform wird. Wenn das nicht klappt, dann 
sollten wir es am besten ganz lassen.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Für die Fraktion Die Linke hat jetzt das Wort der Abge-

ordnete Ates Gürpinar.
(Beifall bei der Linken)

Ates Gürpinar (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Regierung wird mit diesem Gesetz den 
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Schwarzmarkt im Land stärken. Sie verschärfen die Re-
geln dort, wo Menschen heute legal versorgt werden kön-
nen, um in Zukunft weiterhin behaupten zu können, dass 
Cannabis vor allem illegal bezogen wird. Das ist absurd; 
aber ein weiteres Ziel dieses Gesetzentwurfs erschließt 
sich logisch nicht.

Wenn es Ihnen darum ginge, dass Medizinalcannabis 
nur zu therapeutischen Zwecken genutzt wird, dann wür-
den Sie einen anderen Weg gehen. Sie würden die legalen 
Bezugsmöglichkeiten für Genusskonsumentinnen und 
-konsumenten erweitern. Das fehlte schon im Gesetz 
der Ampel. Die Linke hat genau das angemahnt: keine 
Hürden für Cannabis Social Clubs, Etablierung von Fach-
geschäften. Das wäre einfach.

(Beifall bei der Linken)
Stattdessen treiben Sie die Menschen zurück in die 

Illegalität und nennen das dann Gesundheitsschutz. 
Wenn Sie aber ein ernsthaftes Interesse daran hätten, 
gesundheitsgefährdende Medikamente mit Suchtpoten-
zial einzuhegen, würden Sie nicht bei Cannabis anfangen.

(Beifall der Abg. Dr. Kirsten Kappert-Gonther 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Knapp 3 Millionen Menschen in Deutschland haben ei-
nen problematischen Medikamentenkonsum. Die Zahl 
der Toten durch Medikamentenmissbrauch jedes Jahr ist 
fünfstellig. An Cannabis sterben jedes Jahr null Men-
schen. Und ausgerechnet da fangen Sie an? Das ist lä-
cherlich, Frau Warken.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie den Versandhandel auch bei anderen Medi-
kamenten einhegen würden – sehr gut. Aber das machen 
Sie nicht. Wenn Sie legale Bezugsmöglichkeiten von 
Cannabis schaffen würden – sehr gut. Aber das machen 
Sie nicht.

Wissen Sie, ich bin ja gar nicht immer gegen Verbote. 
Privatjetflugverbote wären sinnvoll. Extreme Ver-
mögenskonzentration zu verbieten, wäre sinnvoll.

(Zuruf von der Linken: Genau!)

Waffenexportverbote, sinnvoll.
(Zuruf von der Linken: Mega!)

AfD-Verbotsverfahren, ja, das können wir auch sinnvoll 
nennen.

(Beifall bei der Linken und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber Ihre Verbote fangen regelmäßig da an, wo Logik 
aufhört. Sie verbieten Cannabis, um illegale, verbotene 
Märkte zu fördern. Das ist so absurd. Dennoch: Schöne 
Feiertage!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Enrico Komning [AfD]: SED-Verbot wäre 
auch gut!)

Vizepräsidentin Josephine Ortleb:
Der Abgeordnete Dr. Hans Theiss hat seine Rede zu 

Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Damit schließe ich die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung des Gesetzentwurfs 

auf Drucksache 21/3061 an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es weitere 
Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der Fall. Dann 
verfahren wir wie vorgeschlagen.

Wir sind am Schluss der heutigen Tagesordnung ange-
kommen.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf morgen, Freitag, den 19. Dezember 2025, 
9 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen einen schönen Abend und schließe 
hiermit die Sitzung.

(Schluss: 23:05 Uhr)

1) Anlage 7
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Akbulut, Gökay Die Linke

Aken, Jan van Die Linke

Amtsberg, Luise BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Benner, Lukas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Beutin, Lorenz Gösta Die Linke

Bochmann, René AfD

Conrad, Agnes Die Linke

Düring, Deborah BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Edis, Mirze Die Linke

Esken, Saskia SPD

Feiler, Uwe CDU/CSU

Frieser, Michael CDU/CSU

Gauland, Dr. Alexander AfD

Gebel, Kathrin Die Linke

Gesenhues, Dr. Jan-Niclas BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Grimm, Christoph AfD

Güler, Serap CDU/CSU

Herbstreuth, Diana CDU/CSU

Heuberger, Dr. Moritz BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Hubertz, Verena 
(gesetzlicher Mutterschutz)

SPD

Huy, Gerrit AfD

Jünger, Robin AfD

Knodel, Sieghard fraktionslos

Koçak, Ferat Die Linke

Koegel, Jürgen AfD

Köktürk, Cansin Die Linke

Kopf, Chantal BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Körber, Carsten CDU/CSU

Kramme, Anette SPD

Launert, Dr. Silke CDU/CSU

Mazzi, Tamara Die Linke

Merendino, Stella Die Linke

Merz, Friedrich CDU/CSU

Meyer-Soltau, Knuth AfD

Michaelsen, Swantje 
Henrike

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Minich, Sergej AfD

Nanni, Sara BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Otten, Gerold AfD

Renner, Martin Erwin AfD

Rudzka, Angela 
(gesetzlicher Mutterschutz)

AfD

Rützel, Bernd SPD

Schäfer, Jamila 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schneider, Julia BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Schuhmann, Bernd AfD

Schulz, Uwe AfD

Storch, Beatrix von AfD

Theis, Roland CDU/CSU

Uhr, Martina AfD

Valent, Aaron Die Linke

Vogtschmidt, Donata Die Linke

Wagner, Sascha Die Linke

Weidel, Dr. Alice AfD

Wolf, Dr. Alexander AfD

Zerr, Anne Die Linke
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Anlage 2

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung
– des von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Tier-
gesundheitsgesetzes, des Tierarzneimittelgeset-
zes und des Tiergesundheitsrechtlichen Bußgeld-
gesetzes

– des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zur Anpassung des Pflan-
zenschutzgesetzes an unionsrechtliche Regelun-
gen

– des von den Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Tierhaltungskennzeichnungs-
gesetzes

(Tagesordnungspunkt 22a bis c)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Heute beraten wir drei wichtige Gesetze und bringen 

zwei davon noch vor der Weihnachtspause zum Ab-
schluss. Das ist ein gutes Signal an unsere Bauernfami-
lien: Diese Koalition arbeitet unter Hochdruck – auch bis 
zur Weihnachtspause.

Ich will mich in meinen Ausführungen auf das Tierhal-
tungskennzeichnungsgesetz beschränken. Dass wir den 
Start des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes auf den 
1. Januar 2027 verschieben, ist die richtige und verant-
wortungsvolle Entscheidung. Es gibt noch offene Fragen, 
und diese müssen wir sauber klären. Entscheidend ist 
nun, dass wir die gewonnene Zeit konstruktiv nutzen, 
um das Gesetz praxisgerecht weiterzuentwickeln.

Ein zentraler Punkt ist für mich ein umfassendes 
Downgrading. Es ist nicht vermittelbar, warum zum Bei-
spiel in einem Produkt der Haltungsstufe 3 kein Fleisch 
aus höheren Haltungsformen enthalten sein darf. Dieses 
Downgrading schafft Flexibilität, entlastet den Markt und 
hilft am Ende vor allem unseren landwirtschaftlichen 
Betrieben und den Bauernfamilien.

Genauso wichtig ist die Anbindung an bestehende Sys-
teme wie ITW oder QS. Wir dürfen kein neues Konkur-
renzsystem schaffen, sondern müssen eine sinnvolle, 
möglichst förderliche Koexistenz ermöglichen. Das 
schafft Akzeptanz bei den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern und auch bei den Landwirten und vermeidet 
unnötige Reibungsverluste.

Und schließlich: Das Tierhaltungskennzeichnungs-
gesetz darf kein Bürokratiemonster werden. Bürokratie-
abbau gilt auch für neue Gesetze. Schlanke, praktikable 
Verfahren müssen von Anfang an mitgedacht werden – 
für Landwirte, Verarbeiter und Behörden gleichermaßen.

Die bisherigen Beratungen stimmen mich zuversicht-
lich, dass all dies gelingen wird. Ich glaube, wir haben in 
der Koalition auch ein Grundverständnis, dass wir diese 
Punkte praxisnah umsetzen werden. Unser Ziel ist eine 
Landwirtschaftspolitik, die möglich macht, statt zu be-
hindern. In diesem Sinne werden wir die gewonnene 

Zeit nutzen, um am Ende ein gutes Gesetz für alle Betei-
ligten auf den Weg zu bringen, und damit die deutsche 
Landwirtschaft wieder voranbringen.

Marcel Bauer (Die Linke):
Als Linke sagen wir: Die Aufgabe einer guten Regie-

rung ist es, die Bürger/-innen zu schützen und ihnen ein 
gutes Leben zu ermöglichen. Mal wieder hat sich diese 
Bundesregierung für das Gegenteil entschieden. Sie le-
gen Gesetzentwürfe vor, die eine Frechheit sind. Statt der 
einfachen Anpassung des Pflanzenschutzgesetzes an Re-
gelungen der EU hätten Sie die Gelegenheit gehabt, drin-
gend nötige Veränderungen auf den Weg zu bringen. Und 
wie in vielen, vielen anderen Bereichen auch hier: Fehl-
anzeige. Der Umgang der Regierung ist abenteuerlich.

Gehen wir zwei Jahre zurück ins Jahr 2023. Laut einer 
Studie des Münchener Umweltinstituts waren damals bei 
90 Prozent der in Deutschland zugelassenen Mittel Wirk-
stoffe enthalten, für die es keine Risikobewertung gab. 
Auf Deutsch: Ob diese Mittel Schaden für Mensch und 
Natur nach sich ziehen können, ist offen. Ein Beispiel: 
Das Getreideherbizid Chlortoluron wurde mehrfach von 
der EU für den Markt zugelassen; dabei steht das Mittel 
im Verdacht, krebserregend zu sein. Statt strengere Re-
geln zu beschließen, die Mensch und Umwelt schützen 
würden, beschränkt sich die Regierung auf Kosmetik bei 
der Berichtspflicht. Wir müssen Menschen und Umwelt 
aber besser schützen. Und wir müssen dafür sorgen, dass 
weniger gespritzt wird.

Genauso skandalös ist der Umgang mit Exporten von 
Pflanzenschutzmitteln. In Deutschland werden Mittel 
hergestellt und exportiert, die bei uns nicht zugelassen 
sind. Bereits vor einem Jahr sprach sich eine Mehrheit 
von Sachverständigen, die vom Bundestag angehört wur-
den, für ein Verbot aus. Seither ist nichts geschehen. 
Hauptprofiteur dieser Ungeheuerlichkeit ist der Groß-
konzern BASF, dem Sie so in die Taschen arbeiten.

Als Linke sagen wir: Schluss mit der Politik für die 
Millionäre und Milliardäre – schützen Sie endlich Men-
schen und die Umwelt!

Anlage 3

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Berufskraftfahrerqualifikations-
gesetzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher 
Vorschriften
(Tagesordnungspunkt 24)

Günter Baumgartner (CDU/CSU):
Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf gehen wir einen 

ersten wichtigen Schritt hin zu einer modernen, praxis-
nahen und zukunftsfesten Berufskraftfahrerausbildung.

Wir ermöglichen erstmals ausdrücklich digitales Ler-
nen in der Weiterbildung – synchron wie asynchron. Da-
mit schaffen wir die rechtliche Grundlage für zeitgemä-
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ßen E-Learning-Unterricht und tragen den realen Anfor-
derungen einer mobilen und stark ausgelasteten Branche 
Rechnung. Gerade die alle fünf Jahre vorgeschriebene 
Weiterbildung von 35 Stunden stellt viele Fahrerinnen 
und Fahrer sowie Unternehmen vor organisatorische 
und finanzielle Herausforderungen. Künftig kann diese 
Weiterbildung flexibel und ortsunabhängig online absol-
viert werden. Das spart Zeit, senkt die Kosten und erhöht 
zugleich die Attraktivität des Berufs. Dieser Schritt ist 
überfällig, und dieser Schritt wird von der Praxis aus-
drücklich begrüßt.

Mit den Änderungsanträgen der Koalitionsfraktion ge-
hen wir noch einen Schritt weiter. Wir schaffen auch eine 
pragmatische Übergangslösung für ein seit Langem be-
kanntes Problem: Künftig sollen der Ausbildungsvertrag 
und der Nachweis über die bestandene Prüfung vorüber-
gehend als Nachweis der Grundqualifikation gelten, so-
lange der Fahrerqualifizierungsnachweis noch nicht aus-
gestellt ist. Damit vermeiden wir unnötige Wartezeiten 
und bringen ausgebildete Fahrer schneller auf die Straße – 
ohne Abstriche bei Qualität und Sicherheit.

Zusammengefasst ist klar: Dies hier ist nicht das Ende, 
sondern erst der Anfang. Die große Reform der Berufs-
kraftfahrerausbildung steht im nächsten Jahr an. Unser 
Ziel ist eine verschlankte, effizientere Ausbildung ohne 
doppelte Lerninhalte, mit kürzerer Dauer und damit deut-
lich geringeren Kosten für den Lkw- und Busführer-
schein. Ein Blick nach Österreich zeigt, dass dies möglich 
ist – ohne Nachteile für die Verkehrssicherheit.

Diese Reform wird ein zentraler Baustein im Kampf 
gegen den dramatischen Fahrermangel sein. Ergänzt wird 
sie durch die bessere Anerkennung von Fahrerinnen und 
Fahrern aus Drittstaaten und vereinfachte Verfahren.

Lassen Sie uns diesen Weg konsequent weitergehen, 
und für heute werbe ich um Zustimmung für die Geset-
zesänderung.

Dirk Vöpel (SPD):
Wir beraten heute in zweiter und dritter Lesung den 

Gesetzentwurf zur Änderung des Berufskraftfahrerqua-
lifikationsgesetzes und weiterer straßenverkehrsrecht-
licher Vorschriften.

Dieses Gesetz betrifft Menschen, ohne die in unserem 
Land buchstäblich nichts läuft: Berufskraftfahrerinnen 
und Berufskraftfahrer. Sie sorgen jeden Tag dafür, dass 
Waren und Pakete pünktlich ankommen – oft unter ho-
hem Zeitdruck, wachsender Bürokratie und nicht selten 
schwierigen Arbeitsbedingungen. Deshalb ist es richtig 
und notwendig, die berufliche Qualifikation praxisnah, 
zeitgemäß und zugleich rechtssicher weiterzuentwickeln.

Auch wenn das Thema auf den ersten Blick technisch 
erscheinen mag, hat es in der Praxis jedoch große Bedeu-
tung. Mit dem Gesetzentwurf setzt die Bundesregierung 
einen klaren Auftrag des Deutschen Bundestages aus der 
19. Legislaturperiode um. Damals haben wir die Regie-
rung aufgefordert, den Einsatz von E-Learning im Rah-
men der Berufskraftfahrerqualifikation rechtlich zu re-
geln. Genau das geschieht nun.

Künftig können digitale Unterrichtsformate – sowohl 
synchron als auch asynchron – rechtssicher dokumentiert 
und im Berufskraftfahrerqualifikationsregister gespei-
chert werden. Damit tragen wir der Realität moderner 
Weiterbildung Rechnung und schaffen zugleich die not-
wendige Transparenz für Behörden und Ausbildungsstät-
ten. Gerade für Berufskraftfahrerinnen und Berufskraft-
fahrer, die oft unter Zeitdruck arbeiten und schwer 
planbare Arbeitszeiten haben, sind digitale Lernangebote 
eine echte Erleichterung. Sie verbessern die Vereinbar-
keit von Weiterbildung, Beruf und Familie. Für die SPD 
ist klar: Digitalisierung muss den Beschäftigten nutzen 
und darf nicht zu neuen Hürden führen.

Zugleich sorgen wir für klare Regeln und verlässliche 
Kontrolle. Durch die Erweiterung des Berufskraftfahrer-
qualifikationsregisters können die zuständigen Behörden 
künftig überprüfen, ob der europarechtlich vorgegebene 
Umfang von E-Learning in der Weiterbildung eingehal-
ten wird. Außerdem erhalten die Anerkennungsbehörden 
die Möglichkeit, zu Unrecht eingetragene Weiterbil-
dungsinhalte zu stornieren. Das stärkt die Qualität der 
Ausbildung und das Vertrauen in das System.

Blicken wir kurz auf den Änderungsantrag der Koali-
tionsfraktionen von CDU/CSU und SPD, der im Ver-
kehrsausschuss eingebracht und angenommen wurde. Er 
greift ein ganz konkretes Problem aus der Praxis auf. 
Nach bestandener Abschlussprüfung endet das Ausbil-
dungsverhältnis. Bis zur Ausstellung des Fahrerquali-
fizierungsnachweises besteht bislang eine rechtliche Lü-
cke: Die Betroffenen gelten zwar als qualifiziert, können 
dies aber nicht nachweisen. Hier schaffen wir nun Klar-
heit. Künftig dient eine Kopie des Ausbildungsvertrags 
zusammen mit dem Prüfungsnachweis für bis zu zwei 
Monate als Qualifikationsnachweis. Das ist unbürokra-
tisch, rechtssicher und vor allem fair gegenüber den Fah-
rerinnen und Fahrern. Zusätzliche Dokumente sind nicht 
erforderlich – ein gutes Beispiel für praxisnahe Gesetz-
gebung.

Dieses Gesetz ist kein großer Systemumbruch, aber ein 
wichtiger Schritt zur Modernisierung des Berufskraftfah-
rerqualifikationsrechts. Es stärkt digitale Weiterbildung, 
erhöht Rechtssicherheit und verbessert die Situation der 
Beschäftigten ganz konkret. Die SPD-Fraktion wird dem 
Gesetzentwurf in der Ausschussfassung zustimmen: weil 
er Digitalisierung sinnvoll gestaltet, Bürokratie vermei-
det und gute Qualifikation mit fairen Rahmenbedingun-
gen verbindet.

Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Der vorliegende Gesetzentwurf zielt darauf ab, digita-

len Unterricht in der Weiterbildung von Berufskraftfahre-
rinnen und Berufskraftfahrern rechtssicher zu ermögli-
chen und die Vorgaben der EU-Richtlinie umzusetzen. 
Dieses Ziel ist grundsätzlich richtig und notwendig.

Dem Änderungsantrag zur Ausstellung eines vorläu-
figen Zeugnisses unmittelbar nach der Prüfung stimmen 
wir zu, da er praxisgerecht ist und unnötige Verzögerun-
gen vermeidet
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Wir begrüßen, dass digitales Lernen rechtssicher aus-
gestaltet und klar zwischen Präsenzunterricht sowie digi-
talem Unterricht in synchroner und asynchroner Form 
unterschieden wird. Positiv ist auch, dass jede Unter-
richtsform an den jeweiligen Anerkennungsbescheid der 
Ausbildungsstätte gebunden bleibt. Die Erweiterung des 
Berufskraftfahrerqualifikationsregisters verbessert die 
Transparenz und macht den Umfang digitalen Lernens 
überprüfbar. Auch die präziseren datenschutzrechtlichen 
Regelungen sowie die Möglichkeit für Länderbehörden, 
fehlerhafte Registereinträge zu stornieren, sind sinnvoll.

Kritisch sehen wir jedoch das asynchrone digitale Ler-
nen. Hier fehlen ausreichende Möglichkeiten der laufen-
den Qualitätskontrolle. Ohne direkte Interaktion mit 
Lehrpersonal und ohne verpflichtende Lernstandskon-
trollen besteht die reale Gefahr, dass die Qualität der 
Weiterbildung sinkt. Gerade bei asynchronen Formaten 
kann weder die tatsächliche Teilnahme noch der Lern-
erfolg zuverlässig überprüft werden. Das Gesetz verlässt 
sich in diesem Punkt allein auf die vorherige Anerken-
nung der Ausbildungsstätten. Das halten wir für nicht 
ausreichend, insbesondere in einem sicherheitsrelevanten 
Bereich wie dem Straßenverkehr, in dem es entscheidend 
darauf ankommt, dass Kenntnisse nicht nur formal ver-
mittelt, sondern auch tatsächlich erworben werden und so 
die Verkehrssicherheit dauerhaft verbessert und gewähr-
leistet wird.

Vor diesem Hintergrund erwarten wir von der Bundes-
regierung, dass sie darlegt, welche konkreten Instrumente 
im Gesetzgebungsverfahren geprüft wurden, um asyn-
chrones Lernen besser kontrollieren und qualitativ absi-
chern zu können. Zudem erwarten wir eine Einschätzung, 
ob die Bundesregierung Risiken für die Qualität der Aus-
bildung durch asynchronen digitalen Unterricht sieht und 
welche Maßnahmen sie gegebenenfalls ergreifen will, um 
einer Absenkung der Ausbildungsstandards entgegen-
zuwirken.

Jorrit Bosch (Die Linke):
Dieses Gesetz ist richtig. Aber es ist zugleich eine Ent-

täuschung. Ja, E-Learning in der verpflichtenden Fort-
bildung von Berufskraftfahrerinnen und Berufskraftfah-
rern zu ermöglichen, ist sinnvoll. Aber nicht einmal für 
die Fortbildungen schafft dieses Gesetz eine befriedi-
gende Verbesserung. 35 Stunden Pflichtfortbildung, bis-
her in Präsenz abgesessen, ohne Prüfung, ohne echten 
Nachweis des Lernerfolgs, und Ihre Antwort darauf ist: 
ein bisschen digital. Mehr nicht. Die Koalition beklagt, 
dass die Aus- und Weiterbildung von Berufskraftfahre-
rinnen und Berufskraftfahrern in Deutschland erheblich 
aufwendiger als in anderen Ländern sei. Ja, warum än-
dern Sie sie dann nicht? Warum kommen Sie mit so 
einem mickrigen Gesetz um die Ecke?

Denn uns allen ist doch klar, dass es einen massiven 
Fachkräftemangel gibt. Rund 70 000 Lkw-Fahrerinnen 
und Fahrer fehlen. Und im öffentlichen Personennahver-
kehr fehlen zusätzlich etwa 20 000 Menschen am Steuer. 
Bis 2030 müssen im ÖPNV allein wegen Altersstruktur 
und Fluktuation 60 000 bis 65 000 neue Arbeitskräfte 
gewonnen werden. Und wenn man es mit der Verkehrs-
wende ernst meinen würde, wenn man die erforderliche 

Verdopplung der Fahrgastzahlen will, dann bräuchte man 
weitere knapp 90 000 zusätzliche Fahrerinnen und Fah-
rer.

Dieses Gesetz wird kaum was ändern. Denn das Pro-
blem ist nicht nur die Ausbildung, das Problem sind die 
Bezahlung und die Arbeitsbedingungen: überlange 
Schichten mit hohem Anteil unbezahlter Zeiten; unbe-
zahlte Wegezeiten zwischen Einsatzorten; verkürzte 
Ruhezeiten; ständig wechselnde Dienstarbeitszeiten; 
Dienste an Wochenenden, oft an mehr als jedem zweiten 
Wochenende. Im Schnitt fast 100 unbezahlte Stunden pro 
Jahr, zweieinhalb Wochen Arbeit umsonst. Kein Wunder, 
dass Menschen diesen Beruf meiden und wieder verlas-
sen.

Dass es anders geht, zeigt die BVG. Nach einer Tarif-
steigerung von über 15 Prozent stiegen die Bewerbungs-
zahlen um 27 Prozent. Laut einer Studie bräuchte es nicht 
einmal 2 Milliarden Euro zusätzlich, um die Bedingun-
gen für gute Arbeit zu realisieren, das sind nur 7 Prozent 
der Gesamtausgaben. An dieser Stelle ist der Bund ge-
fordert, über das Regionalisierungsgesetz ausreichende 
Mittel bereitzustellen. Gute Arbeit geht alle an.

Ich hoffe sehr, dass wir hier bald über echte Reformen 
reden. Über eine moderne Qualifikation und über Bedin-
gungen, die Menschen sagen lassen: Ja, diesen Beruf will 
ich machen.

Wir brauchen Sie, wir brauchen euch!

Anlage 4

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung
– der Beschlussempfehlung und des Berichts des 

Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit zu der Verord-
nung der Bundesregierung: Verordnung zur 
Anpassung nationaler chemikalienrechtlicher 
Regelungen an das Unionsrecht durch Änderung 
der Chemikalien-Ozonschichtverordnung und 
durch Änderung der Chemikalien-Verbotsver-
ordnung

– der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit zu der Verord-
nung der Bundesregierung: Verordnung zur 
Durchführung der Verordnung (EU) 2024/573 
über fluorierte Treibhausgase

(Tagesordnungspunkt 25a und b)

Alexander Engelhard (CDU/CSU):
Die heute debattierten Verordnungen dienen in erster 

Linie der Anpassung nationaler Regelungen an die euro-
päische F-Gas-Verordnung und die Verordnung über 
Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht führen.
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Die F-Gas-Verordnung zielt auf den schrittweisen Aus-
stieg aus der Nutzung besonders klimaschädlicher 
F-Gase und eine Reduzierung der Emissionen auf dem 
europäischen Markt. Dieses Ziel unterstützen wir grund-
sätzlich.

Wir kennen F-Gase hauptsächlich als Kältemittel, 
beispielsweise in Kühlschränken, Klimaanlagen oder 
Wärmepumpen. Dort werden sie in der Regel sicher ein-
gesetzt. Problematisch ist es dann, wenn F-Gase freige-
setzt werden, was im Normalbetrieb nicht passieren soll-
te. Es ist daher wichtig, dass nur sachkundige Personen 
mit diesen Stoffen umgehen, zum Beispiel, wenn Kälte-
mittel nachgefüllt werden müssen oder Anlagen gewartet 
werden.

Die EU-Verordnung bringt jetzt geänderte Anfor-
derungen im Hinblick auf Zertifizierung und Sachkunde. 
So müssen beispielsweise Handwerker, die im Kälte-Kli-
ma-Bereich tätig sind, spätestens alle sieben Jahre an 
einem Auffrischungskurs teilnehmen. Da wir in Deutsch-
land schon eine hohe Expertise in diesem Bereich haben, 
wird sich der Aufwand für den Auffrischungskurs mit 
geschätzten vier Stunden in Grenzen halten. Bei den Zer-
tifizierungsanforderungen und der Pflicht zur regelmäßi-
gen Auffrischung hat die Bundesregierung eine Eins-zu- 
eins-Umsetzung der europäischen Vorgaben gewählt, 
was ich ausdrücklich begrüße.

Darüber hinaus ist es gut, dass die Bundesregierung 
darauf verzichtet, dass Einzelunternehmen künftig sepa-
rate Unternehmenszertifikate vorweisen müssen. Das 
entlastet unsere kleinen Betriebe.

Auch der Verzicht auf die Verpflichtung, F-Gase un-
entgeltlich zurücknehmen zu müssen, ist sinnvoll. An-
sonsten wäre der Anreiz weggefallen, die Stoffe sorten-
rein zurückzugeben, da aktuell nur eine sortenreine 
Rückgabe unentgeltlich bzw. zu geringeren Kosten erfol-
gen kann. Die sortenreine Rückgabe erleichtert das Re-
cycling der Stoffe, was wir weiter stärken sollten. Denn 
wenn wir F-Gase im Kreislauf halten, schützen wir die 
Umwelt.

Alles in allem unterstützen uns die Verordnungen da-
bei, die Emissionen von klimaschädlichen Gasen weiter 
zu reduzieren. Zwar entstehen der Branche Aufwand und 
Kosten – also der sogenannte Erfüllungsaufwand –, der 
aber größtenteils verhältnismäßig ist und nicht zu Wett-
bewerbsnachteilen innerhalb der EU führt. Wir werden 
den Verordnungen also zustimmen.

Carsten Träger, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nu-
kleare Sicherheit:

Letztes Jahr wurden die zwei EU-Verordnungen 
grundlegend überarbeitet, mit denen die EU und Deutsch-
land ihre Pflichten aus dem Montrealer Protokoll zum 
Schutz der Ozonschicht umsetzen.

Durch die neue EU-Verordnung über Stoffe, die zum 
Abbau der Ozonschicht führen, werden Registrierungs- 
und Genehmigungsverfahren für ausgenommene Ver-
wendungszwecke gestrafft und weitere Regelungen zur 
Rückgewinnung ozonabbauender Stoffe und zur Min-
derung von Emissionen geschaffen. Bereits seit 2010 

sind in der EU ozonabbauende Stoffe bis auf wenige Aus-
nahmen gänzlich verboten. Durch die neue EU-Verord-
nung wird die Umsetzung der Pflichten aus dem Mont-
realer Protokoll dauerhaft sichergestellt. Zudem werden 
klima- und ozonschichtschädliche Emissionen weiter re-
duziert.

Es ist sinnvoll und erforderlich, nun überflüssige na-
tionale Regelungen aus der Chemikalien-Ozonschicht-
verordnung zu streichen. Zudem gehen wir beim Abbau 
von Bürokratie einen weiteren Schritt, unter anderem 
durch den Verzicht auf die spezifische Sachkunde für 
Tätigkeiten mit ozonabbauenden Stoffen. Denn in der 
Praxis wird die Sachkunde bereits jetzt über Zertifikate 
nach der Chemikalien-Klimaschutzverordnung erbracht.

Die neue EU-Verordnung über fluorierte Treibhaus-
gase – F-Gas-Verordnung – ist seit März 2024 in Kraft 
und ein Erfolg für den Klimaschutz. Sie beschleunigt den 
Ausstieg aus klimaschädlichen teilfluorierten Kohlen-
wasserstoffen HFKW und sichert die internationale Vor-
reiterrolle der EU. Gerade deutsche Hersteller haben be-
reits den Umstieg auf klima- und umweltfreundlichere 
Alternativen eingeläutet beziehungsweise umgesetzt. 
Dies gilt beispielsweise für den Tausch des Kältemittels 
in Wärmepumpen mit natürlichen Kältemitteln wie Pro-
pan.

Mit der neuen F-Gas-Verordnung werden zudem die 
Anforderungen an die Zertifizierung von Personen und 
Unternehmen erweitert, die mit F-Gasen und Alternati-
ven wie beispielsweise Propan oder Ammoniak umge-
hen. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass die Anfor-
derungen an geschultes Personal europaweit einheitlich 
sind. Wir sind in Deutschland mit unserem hohen Aus-
bildungsniveau im Handwerk bereits sehr gut aufgestellt. 
Trotzdem müssen wir aufgrund der neuen Anforderungen 
unser bestehendes Zertifizierungssystem anpassen.

Das machen wir nun mit der neuen Chemikalien-Kli-
maschutzverordnung. Sie setzt insbesondere die neuen 
Anforderungen an die Zertifizierung um. Zudem werden 
Regelungen zu Auffrischungskursen ergänzt, an denen 
zertifizierte Personen künftig aufgrund der EU-Vorgaben 
spätestens alle sieben Jahre teilnehmen müssen, erstmalig 
bis zum März 2029.

Soweit die EU-Verordnung dies zulässt, wurden bei 
der Umsetzung Potenziale zur Verminderung des Erfül-
lungsaufwands ausgeschöpft. Zwei Beispiele:

Erstens. Es ist künftig möglich, Zertifikate zielgerich-
tet nur für einzelne Kategorien von Einrichtungen zu er-
werben, was die Kurse kürzer und preiswerter macht.

Zweitens. Zudem haben wir die Auffrischungskurse so 
schlank wie möglich gestaltet. Zum Beispiel kann der 
praktische Teil der Auffrischung durch eine Selbsterklä-
rung über praktische Tätigkeiten ersetzt werden.

Um die bisherigen Regelungen übersichtlicher zu ord-
nen, haben wir eine Neufassung der Chemikalien-Klima-
schutzverordnung vorgeschlagen. Ich hoffe daher, Sie 
werden die beiden von uns vorgelegten Verordnungen 
unterstützen.
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Anlage 5

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung
– des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-

wurfs eines Gesetzes zu den Entschließungen 
LP.3(4) vom 30. Oktober 2009 und LP.5(14) 
vom 11. Oktober 2019 über die Änderung des 
Artikels 6 des Protokolls vom 7. November 
1996 zum Übereinkommen über die Verhütung 
der Meeresverschmutzung durch das Einbrin-
gen von Abfällen und anderen Stoffen von 1972 
(Londoner Protokoll)

– des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Hohe-See-Einbringungsgesetzes

(Tagesordnungspunkt 26a und b)

Mark Helfrich (CDU/CSU):
Ohne CCS und CCU wird es uns nicht gelingen, klima-

neutral zu werden. Im November haben wir deshalb das 
Kohlendioxidspeicherungsgesetz auf den Weg gebracht, 
das Transport, Speicherung und Nutzung von CO2 er-
möglicht. Heute diskutieren wir über zwei Gesetzentwür-
fe, die zum einen die Speicherung von CO2 unter dem 
Meeresboden und zum anderen den Export von CO2 er-
möglichen. Das ist nicht nur eine gute Nachricht für die 
Zukunftsfähigkeit unserer Wirtschaft, sondern ebenso für 
den Klimaschutz.

Die Deutsche Allianz Meeresforschung, der unter an-
derem auch das GEOMAR in Kiel angehört, sieht auch 
bei uns in der Nordsee große Potenziale für die Offshore- 
Speicherung. Dass die CO2-Speicherung unter dem Meer 
funktioniert, zeigen bestehende Vorhaben in Norwegen, 
Dänemark, den Niederlanden oder Großbritannien. Von 
diesen Ländern gibt es auch Angebote, uns entsprechende 
Speicherkapazitäten zu verkaufen.

Das begrüße ich, denn unsere Industrie hat sich längst 
auf den Weg gemacht. In meiner Heimat soll zum Bei-
spiel das erste klimaneutrale Zementwerk gebaut werden, 
das fast alle anfallenden CO2-Emissionen abscheiden 
kann und wird. Eine Industrieanlage der Zukunft, wie 
wir sie uns alle aus Klimagesichtspunkten wünschen. 
Doch der Bau musste bisher immer weiter verschoben 
werden, auch weil bislang die entscheidende Rechts-
grundlage fehlte. Zum Glück wird sich das jetzt ändern.

Neben Elektrifizierung und Wasserstoff ist CCS die 
dritte große Säule der Dekarbonisierung. Es ist wichtig, 
dass wir hierfür schnellstmöglich den rechtlichen Rah-
men unter Einhaltung strenger Umweltstandards für 
schwer und unvermeidbare Restemissionen schaffen. 
Das sieht im Übrigen inzwischen auch das Umweltbun-
desamt so.

Mit dem Kohlendioxidspeicherungsgesetz, der Ratifi-
zierung von Artikel 6 des Londoner Protokolls und der 
Änderung des Hohe-See-Einbringungsgesetzes schaffen 
wir die notwendigen rechtlichen Voraussetzungen für den 
Einsatz von CCS und CCU in Deutschland. Damit leisten 

wir einen entscheidenden Beitrag zur Dekarbonisierung 
unserer Industrie und kommen unserem Ziel der Klima-
neutralität ein bedeutendes Stück näher.

Für mich bedeutet die Verfügbarkeit der CCS-Techno-
logie aber nicht, dass wir in unseren Anstrengungen beim 
Klimaschutz nachlassen dürfen. Wir setzen dabei auf den 
Emissionshandel als marktwirtschaftliches Instrument, 
das CO2 kosteneffizient mindert. Es gilt also, beides zu 
tun: Treibhausgase zu reduzieren, wo möglich und sinn-
voll, und Treibhausgase zu speichern, wo eine Reduktion 
nicht möglich ist.

Transformation braucht einen wirksamen Instrumen-
tenmix. Mit diesen Gesetzen sorgen wir dafür, dass Kli-
maschutz in der Praxis funktioniert und nicht nur auf dem 
Papier.

Dunja Kreiser (SPD):
Wir beraten heute in erster Lesung zwei Gesetzentwür-

fe, die die rechtlichen Voraussetzungen dafür schaffen, 
Kohlendioxid im Meeresuntergrund speichern zu kön-
nen, und zugleich das Hohe-See-Einbringungsgesetz 
weiterentwickeln. Damit greifen wir ein zentrales Ver-
sprechen des Koalitionsvertrags auf: Klimaschutz und 
die Nutzung neuer Technologien voranzubringen und zu-
gleich den Schutz der Meere zu stärken – etwa durch den 
Fortbestand eines Meeresschutzfonds und eine ressort-
übergreifende Meeresstrategie.

Das Hohe-See-Einbringungsgesetz wird an internatio-
nale Vorgaben angepasst und so ausgestaltet, dass eine 
Speicherung von CO2 im Meeresuntergrund nur unter 
strengen, völkerrechtskonformen Voraussetzungen zuläs-
sig ist. Der Entwurf knüpft jede Form des Einbringens an 
klare Schutzziele für die Meeresumwelt und verlangt, 
dass positive Wirkungen – etwa für den Klimaschutz – 
die möglichen negativen Folgen für das Meer deutlich 
überwiegen müssen. Zugleich stellt der Gesetzentwurf 
klar, dass durch diesen Rechtsrahmen keine zusätzlichen 
Haushaltsbelastungen entstehen und dass CCS kein Frei-
fahrtschein ist, sondern nur ergänzend zu einer Intensi-
vierung der Emissionsminderung und zum Erhalt natür-
licher CO2-Senken eingesetzt werden darf. Genau diese 
Kombination aus Klimaschutzinstrument und strenger 
Begrenzung ist die richtige Antwort auf unsere Verpflich-
tungen aus dem Übereinkommen von Paris.

Besonders wichtig ist: Diese Gesetzentwürfe machen 
das Meer nicht zur Problemhalde, sondern definieren den 
Schutz der Meeresökosysteme ausdrücklich als Maßstab 
politischer Entscheidungen. Sie verlangen, dass alterna-
tive, weniger eingriffsintensive Methoden geprüft und 
vorgezogen werden, bevor überhaupt an ein Einbringen 
von Stoffen in die Hohe See gedacht werden darf. In 
Zeiten, in denen Nord- und Ostsee durch Erderhitzung, 
Lärm, Übernutzung und Verschmutzung massiv unter 
Druck stehen, ist diese rechtliche Leitplanke ein Gebot 
der Verantwortung.

Für uns ist klar, dass CCS im Meeresuntergrund kein 
Ersatz für konsequenten Klimaschutz an Land ist, son-
dern eine ergänzende Option für unvermeidbare Rest-
emissionen energie- und industrieintensiver Prozesse. 
Das stärkt Planungssicherheit für Unternehmen, die in 
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Deutschland klimaneutral produzieren wollen, ohne dass 
die Meere zum Experimentierfeld ohne Regeln werden. 
Gleichzeitig fügt sich der Rechtsrahmen in die europäi-
schen und internationalen Verpflichtungen ein und er-
möglicht, dass Deutschland an der Spitze einer sicheren, 
umweltverträglichen Nutzung von CCS-Technologien 
steht, statt sich von Entwicklungen anderer Staaten ab-
hängig zu machen. So werden Klimaschutz, Innovations-
kraft und Meeresnaturschutz sinnvoll miteinander ver-
bunden.

Diese erste Lesung ist die Gelegenheit, die Richtung 
klar zu markieren: Ja zu ambitioniertem Klimaschutz, Ja 
zu einem starken Meeresschutz und Ja zu einem klaren, 
strengen Rechtsrahmen für CCS im Meeresuntergrund. 
Lassen wir uns in den Ausschussberatungen von einem 
Leitmotiv führen: Die Meere sind unsere stärksten Ver-
bündeten im Kampf gegen die Klima- und Biodiversitäts-
krise – und genauso müssen wir sie politisch behandeln.

Anlage 6

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Beschleu-
nigung der Anerkennungsverfahren ausländischer 
Berufsqualifikationen in Heilberufen
(Tagesordnungspunkt 27)

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Eine gut funktionierende Gesundheitsversorgung ist 

demokratieentscheidend für unser Land. Sie schafft Le-
bensqualität und Vertrauen in staatliches Handeln. Geht 
dieses Vertrauen verloren, gewinnen destruktive Kräfte 
an Raum. Deshalb ist das Ziel des Gesetzentwurfs richtig 
und unterstützenswert: Wir nehmen den Fachkräfte-
mangel ernst, bauen bürokratische Hürden bei der An-
erkennung ausländischer Berufsqualifikationen ab und 
gestalten Verfahren effizienter, um dringend benötigte 
Fachkräfte schneller in unsere Gesundheitsversorgung 
zu integrieren.

Kern des Gesetzes ist die Ablösung der oft langwieri-
gen dokumentenbasierten Gleichwertigkeitsprüfung 
durch die Kenntnisprüfung als Regelverfahren. Das ent-
lastet Antragstellerinnen und Antragsteller ebenso wie 
die zuständigen Landesbehörden.

Im direkten Austausch mit den zuständigen Stellen 
wird klar: Das wird insbesondere in Bayern für Entlas-
tung sorgen. Denn rund 60 Prozent der Anträge werden 
dort gestellt und bearbeitet, gerade wegen der guten und 
zügigen Verfahren. Gute und schnelle Arbeit spricht sich 
bei den Antragstellern rum. Allerdings gibt es keine Ga-
rantie, dass sich approbierte Fachkräfte anschließend 
auch in Bayern niederlassen. Gute Arbeit darf daher nicht 
schlicht mit mehr Arbeit belohnt werden. Zielführend 
wäre daher eine zentrale bundesweite Stelle zur Antrags-
bearbeitung; andere Länder, etwa in Nordamerika, zei-
gen, dass dies funktioniert. Eine Option, über die wir 
auch sprechen könnten, wäre es, die Länder, die sich 

hier besonders durch zügige Verfahren bewiesen haben, 
über einen Staatsvertrag als zentrale Stellen für die bun-
desweite Bearbeitung der Anträge zu ermächtigen.

Die Kenntnisprüfungen sollten weiter in den Ländern 
an Universitätsstandorten unter Federführung der Lan-
desärztekammern anhand standardisierter Fallpools mit 
Schauspielpatienten erfolgen. Dabei ist wichtig, neue 
Engpässe zu vermeiden, um keinen neuen Flaschenhals 
zu erzeugen. Dafür müssen wir ausreichende Kapazitäten 
bei den Ländern sicherstellen.

Bei aller notwendigen Beschleunigung gilt: Schnellig-
keit darf nicht zulasten der Qualität gehen. Patienten-
schutz hat oberste Priorität. Medizinische und fachliche 
Qualifikation bleiben entscheidend für die Zulassung.

Schließlich müssen wir die Schnittstellen zum Aufent-
haltsrecht in den Blick nehmen. Es ist nicht vermittelbar, 
dass ein Medizinstudent nach dreimaligem Nichtbeste-
hen endgültig scheitert, während die Kenntnisprüfung 
unbegrenzt wiederholt werden kann – ohne negative 
rechtliche Folgen und mit fortlaufender Verlängerung 
des Aufenthaltsrechts. Auch die Möglichkeit, einen be-
standenen Sprachtest bereits im Herkunftsland zu verlan-
gen, sollte geprüft werden, um Missbrauch vorzubeugen.

Insgesamt ist der Gesetzentwurf ein guter Aufschlag. 
Ich freue mich auf die weitere Beratung im parlamenta-
rischen Verfahren.

Serdar Yüksel (SPD):
Wir verfügen heute über einen medizinischen Fort-

schritt, von dem frühere Generationen nur träumen konn-
ten. Moderne Diagnostik, innovative Therapien, persona-
lisierte Medizin, Hightech auf höchstem Niveau. Aber all 
dieser Fortschritt bleibt wirkungslos, wenn Menschen 
fehlen, die ihn anwenden. Und genau hier liegt die größte 
Gefahr für unser Gesundheitssystem: der dramatische 
Fachkräftemangel. Schon heute fehlen in Deutschland 
über 200 000 Pflegefachkräfte. Bis zum Jahr 2035 könn-
ten es – je nach Prognose – bis zu 500 000 sein. Kranken-
häuser halten Betten geschlossen, Stationen werden zu-
sammengelegt – nicht aus Mangel an medizinischem 
Wissen, sondern aus Mangel an Personal.

Die Folgen sind überall spürbar: Beschäftigte arbeiten 
dauerhaft an der Belastungsgrenze. Patientinnen und Pa-
tienten warten länger. Und das Vertrauen in die Leis-
tungsfähigkeit unseres Gesundheitssystems gerät ins 
Wanken. Als ehemaliger Krankenpfleger weiß ich: Ge-
sundheitspolitik entscheidet sich nicht in Hochglanzkon-
zepten, sondern im Alltag der Beschäftigten. In der 
Nachtschicht. In der Frage, ob genug Zeit für einen Men-
schen bleibt – oder ob man von Zimmer zu Zimmer hetzt.

Wir müssen deshalb ehrlich sein: Selbst wenn wir 
heute jede Ausbildungsstelle besetzen würden, würden 
wir den Bedarf in den kommenden Jahren nicht allein 
aus dem Inland decken können. Internationale Fachkräfte 
sind kein Zusatz – sie sind unverzichtbar. Schon heute hat 
rund jede siebte Pflegekraft in deutschen Krankenhäusern 
einen ausländischen Berufsabschluss. In vielen Kliniken, 
gerade in Ballungsräumen und im Ruhrgebiet, tragen sie 
die Versorgung maßgeblich mit.
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Aber – und das ist genauso wichtig –: Internationale 
Fachkräftesicherung darf nicht auf Kosten anderer Län-
der gehen. Wir dürfen Fachkräfte nicht aus Staaten ab-
werben, in denen sie selbst dringend gebraucht werden, 
und damit dortige Gesundheitssysteme weiter schwä-
chen. Das ist nicht nur eine Frage der Fairness, sondern 
auch eine Frage globaler Verantwortung. Deshalb gilt für 
uns: Internationale Fachkräftegewinnung ja – aber 
ethisch verantwortungsvoll, partnerschaftlich und im 
Einklang mit internationalen Vereinbarungen.

Und daraus folgt ebenso klar: Deutschland bleibt in der 
Verantwortung, im eigenen Land ausreichend auszubil-
den. Wir müssen Ausbildungskapazitäten weiter ambitio-
niert ausbauen, mehr Praxisanleitung ermöglichen und 
junge Menschen für Gesundheitsberufe gewinnen – mit 
Perspektive, Sicherheit und Wertschätzung. Denn eines 
ist klar: Wer nicht ausreichend ausbildet und gleichzeitig 
schlechte Arbeitsbedingungen bietet, darf sich nicht wun-
dern, wenn Fachkräfte fehlen.

Gleichzeitig stehen wir im internationalen Wettbewerb 
um qualifizierte Menschen. Und dieser Wettbewerb ent-
scheidet sich nicht nur über Löhne, sondern über Haltung. 
Wenn wir wollen, dass qualifizierte Menschen nach 
Deutschland kommen, dann müssen wir ein weltoffenes 
Land bleiben. Ein Land, das sagt: Ihr werdet gebraucht. 
Und nicht: Ihr seid ein Problem. Und deshalb sind die 
Debatten, die hier – auch von der rechten Seite dieses 
Hauses – geführt werden, ein reales Hindernis für quali-
fizierte Einwanderung nach Deutschland.

Wer Menschen signalisiert, dass sie nicht willkommen 
sind, darf sich nicht wundern, wenn sie sich für ein ande-
res Land entscheiden. Willkommenskultur zeigt sich kon-
kret: in fairen und zügigen Anerkennungsverfahren, in 
klaren Zuständigkeiten und im Respekt vor Qualifikation 
und Lebensleistung. Niemand verlässt seine Heimat, um 
dann in Bürokratie, Unsicherheit oder Ablehnung fest-
zustecken – während auf unseren Stationen jede Fach-
kraft dringend gebraucht wird.

Deshalb ist dieses Gesetz ein wichtiger Schritt. Es be-
schleunigt Anerkennungsverfahren, schafft mehr Trans-
parenz und Verlässlichkeit und bringt qualifizierte Fach-
kräfte schneller in die Versorgung – ohne Abstriche bei 
Qualität und Patientensicherheit. Aber wir dürfen uns 
nichts vormachen: Willkommenskultur endet nicht beim 
Formular. Sie entscheidet sich im Arbeitsalltag. In ver-
lässlichen Dienstplänen. In ausreichend Personal. Und in 
guten Rahmenbedingungen für alle Beschäftigten.

Ich habe in der Pflege gelernt: Am Ende zählt nicht das 
Papier. Am Ende zählt, wer da ist. Und deshalb braucht 
unser Gesundheitssystem Fachkräfte – aus dem Inland 
und aus dem Ausland – und ein Land, das sie willkom-
men heißt.

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich stehe heute nicht nur als Gesundheitspolitikerin 

hier – ich stehe hier auch als Ärztin, die bis heute regel-
mäßig in der Klinik arbeitet. Und aus eigener Erfahrung 
sage ich Ihnen ganz offen: Der Fachkräftemangel ist dort 
kein abstrakter Begriff, er ist tägliche Realität. Ich erlebe 
hochqualifizierte Kolleginnen und Kollegen aus anderen 

Ländern, die auf Station mitarbeiten, Dienste überneh-
men und Verantwortung tragen – und trotzdem oft jahre-
lang in Anerkennungsverfahren feststecken und in dieser 
Zeit ihren erlernten Beruf oft nicht vollumfänglich aus-
üben dürfen. Nicht, weil sie keine guten Ärztinnen oder 
Ärzte wären, sondern weil unsere Verfahren intrans-
parent, uneinheitlich und zu langsam sind.

Deshalb sage ich klar: Ja, dieser Gesetzentwurf greift 
ein reales Problem auf. Und ja, die Zielrichtung teilen wir 
Grünen ausdrücklich. Wir haben im Gesundheitswesen 
offenkundig einen massiven Fachkräftemangel. Er ist 
heute einer der größten limitierenden Faktoren: für gute 
Versorgung, für funktionierende Kliniken, für die ge-
samte Wertschöpfungskette im Gesundheitsbereich. 
Wenn OP-Säle geschlossen bleiben, wenn Stationen Bet-
ten sperren müssen, dann liegt das immer häufiger nicht 
an fehlender Technik – sondern an fehlendem Personal.

Gleichzeitig wissen wir: Deutschland ist ein attraktives 
Einwanderungsland für Fachkräfte. Aber wir verlieren 
dieses Potenzial, wenn Anerkennungsverfahren Jahre 
dauern und Menschen an Formularen, Übersetzungen 
und Zuständigkeitsfragen verzweifeln. Dieses Gesetz 
setzt bei genau diesen verfahrensrechtlichen Hürden an. 
Es versucht, Abläufe zu straffen und zu vereinfachen, 
Dokumentationspflichten zu reduzieren und Anerken-
nungsverfahren stärker an tatsächlicher fachlicher Kom-
petenz auszurichten. Dass der direkte Einstieg in die 
Kenntnisprüfung für Menschen aus Drittstaaten künftig 
der Regelfall sein soll, halten wir grundsätzlich für einen 
nachvollziehbaren Ansatz. Denn Hand aufs Herz: Für die 
Patientensicherheit ist entscheidend, was jemand kann – 
nicht, ob ein Curriculum aus dem Jahr 2008 in dreifacher 
beglaubigter Übersetzung vorliegt.

Wir sollten gemeinsam diskutieren, ob wir schnellere 
Verfahren auch durch eine Reduktion der Einzelfallprü-
fungen erreichen können: Wenn Abschlüsse bestimmter 
Hochschulen oder Ausbildungsstätten über Jahre hinweg 
immer wieder als gleichwertig bewertet werden, dann 
braucht es Positivlisten und Standardentscheidungen – 
eine Art „automatische Anerkennung“, solange keine 
konkreten Zweifel im Einzelfall bestehen. Das würde 
Verfahren wirklich beschleunigen, ohne Standards zu 
senken.

Gleichzeitig ist klar – und das sage ich ganz deutlich –: 
Dieser Entwurf ist ein Schritt. Aber er löst die Probleme 
nicht automatisch. Die Wahrheit ist: Ob diese Reform 
wirkt oder scheitert, entscheidet sich in den Ländern: in 
den Anerkennungsbehörden. Bei den Prüfungsausschüs-
sen. Bei der digitalen Umsetzung. Wenn die Länder nicht 
ausreichend Personal bereitstellen, wenn Prüfkapazitäten 
fehlen, wenn Digitalisierung weiter Stückwerk bleibt, 
dann wird aus Beschleunigung nur eine Verschiebung 
der Probleme.

Als Ärztin weiß ich: Gute Gesetze allein versorgen 
noch keine Patientinnen und Patienten. Sie müssen umge-
setzt werden – verlässlich, zügig und qualitätsgesichert. 
Dieser Gesetzentwurf kann dafür eine Grundlage sein. 
Aber er verpflichtet Bund und Länder gleichermaßen, 
jetzt auch zu liefern. Wir Grünen werden diesen Weg 
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konstruktiv begleiten – mit dem klaren Anspruch, dass 
Beschleunigung am Ende dort ankommt, wo sie ge-
braucht wird: in der Versorgung der Menschen.

Anlage 7

Zu Protokoll gegebene Rede
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Än-
derung des Medizinal-Cannabisgesetzes
(Tagesordnungspunkt 28)

Dr. Hans Theiss (CDU/CSU):
Die Abgabe von Cannabis zu medizinischen Zwecken 

darf nicht missbraucht werden. Der Import von Cannabis-
blüten zu medizinischen Zwecken ist vom ersten Halb-
jahr 2024 zum zweiten Halbjahr 2024 sprunghaft um 
sagenhafte 170 Prozent angestiegen. Im gleichen Zeit-
raum stieg die Anzahl der Verordnungen von Cannabis-
blüten zu medizinischen Zwecken zulasten der gesetzli-
chen Krankenversicherung GKV nur um 9 Prozent. 
Dieses eklatante Missverhältnis macht auf den ersten 
Blick deutlich, dass die steigenden Importzahlen auf die 
Belieferung einer zunehmenden Anzahl von Selbstzah-
lern mit Privatrezepten außerhalb der GKV-Versorgung 
zurückzuführen sind.

Es haben sich Internetplattformen auf dem Markt etab-
liert, über die Cannabisblüten zu medizinischen Zwecken 
ohne jeglichen bzw. ohne persönlichen Arzt-Patienten- 
Kontakt und ohne persönliche Beratung in der Apotheke 
bezogen werden können. Missbrauchs- und Umgehungs-
möglichkeiten sind leider Folge der jetzigen Regelung, 
und die genannten Zahlen belegen dies auch eindrucks-
voll. Der Staat darf aber nicht einfach wegschauen, wenn 
Missbrauch und Umgehung offensichtlich sind. Der Staat 
muss handeln, und dies tun wir mit diesem Gesetz.

Der Gesetzentwurf sieht daher zum einen vor, dass die 
Verschreibung von Cannabisblüten zu medizinischen 
Zwecken nur nach einem persönlichen Kontakt zwischen 
der Patientin oder dem Patienten und einer Ärztin oder 
einem Arzt in ihrer oder seiner Arztpraxis oder im Rah-
men eines Hausbesuches durch die verschreibende Ärztin 
oder den verschreibenden Arzt erfolgen darf. Damit wird 
eine ausschließliche Behandlung im Rahmen der Video-
sprechstunde ausgeschlossen. Eine telemedizinische Ver-
schreibung von Cannabisblüten ist künftig nur noch unter 
bestimmten Voraussetzungen bei einer Folgeverschrei-
bung zulässig. Bei der Behandlung mit Cannabisblüten 
zu medizinischen Zwecken ist unter anderem wegen der 
Suchtgefahr sowie weiterer Gesundheitsrisiken, Neben-
wirkungen und unerwünschter Arzneimittelwirkungen 
ein persönlicher ärztlicher Kontakt mit der zu behandeln-
den Person sinnvoll und geboten.

Zudem soll der Vertriebsweg des Versandes an End-
verbraucherinnen und Endverbraucher für Cannabisblü-
ten zu medizinischen Zwecken ausgeschlossen werden.

Aufgrund der Vielzahl der mit Cannabisblüten zu me-
dizinischen Zwecken verbundenen Besonderheiten beste-
hen umfassende Aufklärungs- und Beratungspflichten, 
die im Rahmen einer persönlichen Beratung in der Apo-
theke erfolgen müssen. Die Abgabe an Endverbrauche-
rinnen und Endverbraucher im Wege des Versandes ist 
mit Blick auf die Patientensicherheit nicht sachgerecht.

Dieses Gesetz ist ein Dreiklang aus:

Erstens. Gesundheitsschutz – eine der zentralen Auf-
gaben des Staates.

Zweitens. Prävention vor Verschreibungsmissbrauch.

Drittens. Sicherung der Qualität der Versorgung.

Wir wollen und werden der Verantwortung des Staates 
für Gesundheit und körperliche Unversehrtheit im Rah-
men des Gesundheitswesens gerecht werden.

Deutscher Bundestag – 21. Wahlperiode – 50. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 18. Dezember 2025                                                                                                                                                                                     6059-6074 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83–91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de 

ISSN 0722-8333


	50. Sitzung
	Inhaltsverzeichnis
	Erweiterung und Abwicklung der Tagesordnung
	Wahl der Abgeordneten Kathrin Michel als Schriftführerin
	Wahl d. Abg. Vivian Tauschwitz in den Stiftungsrat der Deutschen Härtefallstiftung
	Erweiterung der Tagesordnung
	TOP 7 sowie ZP 9 Modernisierung des Bundespolizeigesetzes
	Alexander Dobrindt, Bundesminister BMI
	Markus Matzerath (AfD)
	Dirk Wiese (SPD)
	Markus Matzerath (AfD)
	Sonja Eichwede (SPD)
	Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Clara Bünger (Die Linke)
	Josef Oster (CDU/CSU)
	Christopher Drößler (AfD)
	Sebastian Fiedler (SPD)
	Filiz Polat (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Jan Köstering (Die Linke)
	Florian Oest (CDU/CSU)
	Steffen Janich (AfD)
	Rasha Nasr (SPD)
	Steffen Janich (AfD)
	Ingo Vogel (SPD)

	TOP 13 Einsetzung eines UA in der 21. WP
	Tobias Matthias Peterka (AfD)
	Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU)
	Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Felix Döring (SPD)
	Clara Bünger (Die Linke)
	Dr. Hendrik Hoppenstedt (CDU/CSU)

	Dr. Martin Plum (CDU/CSU)
	Stephan Brandner (AfD)
	Dr. Martin Plum (CDU/CSU)
	Dirk Wiese (SPD)

	Maja Wallstein (SPD)
	Stephan Brandner (AfD)
	Maja Wallstein (SPD)
	Misbah Khan (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Carsten Müller(Braunschweig) (CDU/CSU)
	Tobias Matthias Peterka (AfD)

	Sebastian Maack (AfD)
	Felix Döring (SPD)
	Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU)

	Helge Lindh (SPD)
	Sven Wendorf (AfD)

	Dr. Inge Gräßle (CDU/CSU)

	TOP 9 35. Jahrestag der Konstituierung des ersten gesamtdeutschen Bundestages
	Dr. Ottilie Klein (CDU/CSU)
	Nicole Hess (AfD)
	Elisabeth Kaiser, Staatsministerin BMF
	Michael Kellner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Gregor Gysi (Die Linke)
	Sepp Müller (CDU/CSU)
	Ronald Gläser (AfD)
	Dr. Franziska Kersten (SPD)
	Dr. Irene Mihalic (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU)
	Stefan Möller (AfD)
	Nancy Faeser (SPD)
	Pascal Reddig (CDU/CSU)
	Lars Rohwer (CDU/CSU)

	TOP 10 Demokratiefördergesetz
	Schahina Gambir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Konrad Körner (CDU/CSU)
	Sven Lehmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Birgit Bessin (AfD)
	Felix Döring (SPD)
	Mandy Eißing (Die Linke)
	Oliver Pöpsel (CDU/CSU)
	Sebastian Maack (AfD)
	Maja Wallstein (SPD)
	Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Birgit Bessin (AfD)

	Jan Köstering (Die Linke)
	Marc Henrichmann (CDU/CSU)
	Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Dr. Anna Rathert (AfD)
	Helge Lindh (SPD)
	Birgit Bessin (AfD)

	Heiko Hain (CDU/CSU)
	Martin Reichardt (AfD)
	Claudia Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Maja Wallstein (SPD)

	Dr. Ralf Stegner (SPD)
	Martin Reichardt (AfD)

	ZP 11 Einspruch gegen Ordnungsmaßnahme
	TOP 36 sowie ZP 2 Überweisungen im vereinfachten Verfahren
	TOP 37 sowie ZP 10 Abschließende Beratungen ohne Aussprache
	Simone Fischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	TOP 11 Wahlen zu Gremien
	ZP 3 Aktuelle Stunde zum Berliner Ukraine-Gipfel
	Florian Hahn, Staatsminister AA
	Markus Frohnmaier (AfD)
	Reem Alabali Radovan, Bundesministerin BMZ
	Markus Frohnmaier (AfD)
	Reem Alabali Radovan, Bundesministerin BMZ
	Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Lea Reisner (Die Linke)
	Dr. Janosch Dahmen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Lea Reisner (Die Linke)
	Jürgen Hardt (CDU/CSU)
	Steffen Kotré (AfD)
	Hubertus Heil(Peine) (SPD)
	Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Knut Abraham (CDU/CSU)
	Dr. Daniel Zerbin (AfD)
	Johannes Schraps (SPD)
	Tobias Winkler (CDU/CSU)
	Dr. David Preisendanz (CDU/CSU)

	TOP 12 Änderung des Luftsicherheitsgesetzes
	Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI
	Arne Raue (AfD)
	Daniel Baldy (SPD)
	Arne Raue (AfD)

	Dr. Konstantin von Notz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Jan Köstering (Die Linke)
	Dr. Cornell-Anette Babendererde (CDU/CSU)
	Otto Strauß (AfD)
	Sebastian Schmidt (CDU/CSU)

	TOP 23 25-Prozent-Freibetrag in der Grundsicherung
	Angelika Glöckner (SPD)
	Ulrike Schielke-Ziesing (AfD)
	Dr. Stefan Nacke (CDU/CSU)
	Timon Dzienus (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Sarah Vollath (Die Linke)
	Daniela Rump (SPD)
	Thomas Stephan (AfD)
	Florian Bilic (CDU/CSU)

	TOP 14 Angebote der Jugendarbeit in den Schulferien
	Karin Prien, Bundesministerin BMBFSFJ
	Christian Zaum (AfD)
	Jasmina Hostert (SPD)
	Dr. Anja Reinalter (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Heidi Reichinnek (Die Linke)
	Dr. Anja Weisgerber (CDU/CSU)
	Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Martin Rabanus (SPD)
	Dr. Konrad Körner (CDU/CSU)

	TOP 15 Atomtransporte
	Jakob Blankenburg (SPD)
	Dr. Paul Schmidt (AfD)
	Anna Aeikens (CDU/CSU)
	Harald Ebner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Fabian Fahl (Die Linke)

	Mareike Hermeier (Die Linke)
	Rita Schwarzelühr-Sutter, Parl. Staatssekretärin BMUKN
	Dr. Rainer Kraft (AfD)
	Hans Koller (CDU/CSU)

	TOP 16 Änderung des Produktsicherheitsgesetzes
	Jan Dieren (SPD)
	René Springer (AfD)
	Lars Ehm (CDU/CSU)
	Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Cem Ince (Die Linke)
	Angelika Glöckner (SPD)
	Dr. Hülya Düber (CDU/CSU)
	Kai Whittaker (CDU/CSU)

	TOP 17 Beitritt zur europäischen Nuklearallianz
	Dr. Rainer Kraft (AfD)
	Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU)
	Dr. Alaa Alhamwi (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Helmut Kleebank (SPD)
	Dr. Malte Kaufmann (AfD)
	Helmut Kleebank (SPD)
	Mareike Hermeier (Die Linke)
	Dr. Klaus Wiener (CDU/CSU)
	Dr. Paul Schmidt (AfD)
	Dunja Kreiser (SPD)

	TOP 18 Einsprüche zur Wahl des 21. Deutschen Bundestages
	Carsten Müller(Braunschweig) (CDU/CSU)
	Fabian Jacobi (AfD)
	Dr. Johannes Fechner (SPD)
	Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Sören Pellmann (Die Linke)
	Thomas Silberhorn (CDU/CSU)
	Rainer Galla (AfD)
	Esther Dilcher (SPD)

	TOP 19 Kosten für patentgeschützte Arzneimittel
	Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU)
	Nicole Hess (AfD)
	Matthias David Mieves (SPD)
	Ates Gürpinar (Die Linke)
	Dr. Maria-Lena Weiss (CDU/CSU)
	Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU)
	Dr. Christoph Birghan (AfD)
	Dr. Thomas Pauls (CDU/CSU)

	TOP 20 Änderung des Europol-Gesetzes
	Christoph de Vries, Parl. Staatssekretär BMI
	Sascha Lensing (AfD)
	Sebastian Fiedler (SPD)
	Marcel Emmerich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Katrin Fey (Die Linke)
	Thomas Silberhorn (CDU/CSU)

	TOP 21 Petitionsgesetz
	Gereon Bollmann (AfD)
	Johannes Wiegelmann (CDU/CSU)
	Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Ruppert Stüwe (SPD)
	Dr. Michael Arndt (Die Linke)
	Dr. Martin Plum (CDU/CSU)
	Manfred Schiller (AfD)

	TOP 22 Tiergesundheit und Pflanzenschutz
	Silvia Breher (CDU/CSU)
	Stephan Protschka (AfD)
	Dr. Franziska Kersten (SPD)
	Dr. Ophelia Nick (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Jens Behrens (SPD)

	ZP 4 Lieferkettensorgfaltspflichtenabschaffungsgesetz
	Jan Dieren (SPD)
	Dr. Malte Kaufmann (AfD)
	Lars Ehm (CDU/CSU)
	Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Desiree Becker (Die Linke)
	Sandra Carstensen (CDU/CSU)

	TOP 24 Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsgesetzes
	Henning Rehbaum (CDU/CSU)
	Alexis L. Giersch (AfD)

	TOP 25 Chemikalien-Ozonschichtverordnung
	Dr. Rainer Kraft (AfD)
	Karl Bär (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Fabian Fahl (Die Linke)

	TOP 26 Übereinkommen über die Verhütung der Meeresverschmutzung
	Dr. Michael Blos (AfD)
	Nicklas Kappe (CDU/CSU)
	Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Dr. Fabian Fahl (Die Linke)

	TOP 27 Anerkennungsverfahren in Heilberufen
	Axel Müller (CDU/CSU)
	Joachim Bloch (AfD)
	Julia-Christina Stange (Die Linke)

	TOP 28 Änderung des Medizinal-Cannabisgesetzes
	Nina Warken, Bundeministerin BMG
	Carina Schießl (AfD)
	Matthias David Mieves (SPD)
	Linda Heitmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Ates Gürpinar (Die Linke)

	Anlagen
	Anlage 1 
	Anlage 2
	Artur Auernhammer (CDU/CSU)
	Marcel Bauer (Die Linke)

	Anlage 3
	Günter Baumgartner (CDU/CSU)
	Dirk Vöpel (SPD)
	Matthias Gastel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
	Jorrit Bosch (Die Linke)

	Anlage 4
	Alexander Engelhard (CDU/CSU)
	Carsten Träger, Parl. Staatssekretär BMUKN

	Anlage 5
	Mark Helfrich (CDU/CSU)
	Dunja Kreiser (SPD)

	Anlage 6
	Emmi Zeulner (CDU/CSU)
	Serdar Yüksel (SPD)
	Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

	Anlage 7
	Dr. Hans Theiss (CDU/CSU)







